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Chronologische Übersicht
der in der Gesetz-Sannulung für die Königlichen Preußischen Staaten

vom Jahre 1842.
enthaltenen Verordnungen.

Datum
des

Gesetzesc.

Ausgegeben
zu

Berlin.
Inhalt.

Nr.
des

Stücks.

Nr.
des Ge-

setzes.
Seite.

1841.
10. April.

13. Septbr.

8. Oktbr.

4.
 Deibr.

18.

Jahrgang

1842.
18. Febr.

4. Febr.

15. Jan.

15.

13. März.

15. Jan.

18.

1642.

Staatsvertrag zwischen Preußen, Hannover und
Braunschweig, über die Ausführung einer Ei-
senbahn von Magdeburg über Occhersleben
nach Braunschweig, Hannover und Minden.

Staatsvertrag zwischen Preußen und Braun-
schweig, über die von letzterm innerhalb des
Preußischen Gebiels auszuführende Eisenbahn
von Oschersleben bis Wolfenbüttel, zum
Anschlusse an die von dort nach Braunschweig
gehende Bahn.

Statut der Magdeburg-Halberstädter Eisen-
bahn-Gesellschafe.

Genehmigungs-Urkunde der Zusag-Artikel XIV.
und XV. zur Rheinschifffahrts-Abte vom
31. März 1831., die jfährlichen Zusammen-
künfte der zur Central-Kommission in
Mainz abgeordneten Bevollmächtigeen und die
Ausnahme von dem Oberlast-Verbote be-
treffend, I. Protokolls der Central-Rheinschifffahrts-
Kommission vom 21. September 1840.

Ministerial-Erklärung (und Bekanntmachung vom
23. Dezhr. 1841.) über die zwischen der Königlich
Preußischen und Herzoglich Braunschweigischen
Regierung getroffene Ubereinkunft zur Be-
förderung der Rechtspflege.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend den Zah-
lungs-Termin der Kaufgelder im Sub-
hastations-Verfahren in der Rheinprovinz.

Deklaration, betreffend die erfolgte Aufhebung der
Bestimmungen im Thl. II. Buch 4. Tit. 5.
Art. 9. é 4. u. 5. des Preußischen kand-
reches von 1721. über das Verhältniß des neuen
Erwerbers eines mit Hypotheken belasteten
Grundstücks zu den Realberechtigteen.

Verordnung, wegen näherer Bestimmung der im H. 5.
der Kreis-Ordnung für das Herzogthum Pom-
mern und Fürstenthum Rügen vom 17. August
1825. enthaltcenen Vorschriften über die Ver-
tretungen im Sgtande der Rickerschaft.

Allerhöchste Kabinetsorder, die Gültig keit und
erekutorische Kraft der von den General=
Kommissionen und den übrigen im Ressort der-

2244.
(Anl.)

2231.

4651.

5157.

59-74.



IV Chronologische Üübersicht des Jahrganges 1842.

Datum
des

Gesetzesc.

Ausgegeben
zu

Berlin.
In hal t.

Nr.
des

Stücks.

Nr.
des Ge-

setzes.
Seite.

1841.

18. Dezbr.

1842.
3. Jan.

1842.

4. Febr.

15. Jan.

7. März.

4. Febr.

18. Jan.

18. Febr.

selben beschäftigten Auseinandersetzungs
bestätigten Rezesse.

Verordnung in Betreff der bürgerlichen Rechte
bescholtener Personen in den mir der Städte-
ordnung vom 19. November 1808. beliehenen
Städten der Provinz Preußen.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Auslegung
der Deklaration vom 6. April 1839. in Ansehung
des Rechtsmittels der Nichtigkeitsbeschwerde
gegen Erkenntnisse über Bagatell-Obsekte.

Allerböchste Kabinetsorder, mit dem Tarif der am
Rhein und an der Mosel zu erhebenden Schiff=
fahrts-Abgaben.

Allerhöchste Kabinetsorder, die Aufhebung des un-
bedingten Verbots des Besuchs der Universi-
täten Zürich und Bern betreffend.

Allerhöchste Kabinetsorder, die Erhöhung der Salz-
preise in den Kreisen Schleusingen und Zie-
genrück bekreffend.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Ausbrin-
gung eines Präklusiv-Termins zur Einlö-
sung der älteren Kur= und Neumärkischen
Zins-Koupons und Zinsscheine aus der
Zeit vor dem 1. Januar 1822.

Verordnung über die Befugnisse der Kreisstände
im Herzogthum Schlesien, der Grasschaft Glatz
und dem Preußischen Markgrasthum Ober-Lausitz,
Ausgaben zu beschließen und die Kreisein-
gesessenen dadurch zu verpflichten.

Ministerial-Erklärung (und Bekanntmachung vom
27. Januar 1842.), wegen Erneuerung der mit
der Herzoglich Sachsen-Koburg= und Go-
thaischen Regierung unterm #r. Oktober 1829.
abgeschlossenen Durchmarsch= und Erappen-
Konvention.

Allerhöchste Kabinetsorder, wegen Abänderung der
in dem Zolltarif vom 24. Okcober 1839., zweiter
Abtheilung, Artikel 25. pos. X. vorgeschriebenen
Zollläge vom eingehenden Zucker.

Allerhöchste Kabineisorder, die Anlage einer Eisen-
bahn von Magbeburg über Groß Oschersleben
nach Halberstadt und nach Braunschweig
betreffend.

Allerhöchste Bestärigungs-Urkunde für die Magde-
burg-Halberstädter Eisenbahn-Gesellschaft,
sowie des Statuts der letztern, vom 13. Sep-
tember 1841.

B88K9#

horden

2235.

2232
(mit Anl.)

2246.

2236.

2237.

99
22.

2230.

2233.

r

2244.
(mu Unl.)

18•20.

33-

35—43.



Chronologische übersicht des Jahrganges 1842.

Datum
des

Gesetzestc.

Ausgegeben
zu

Berlin.
J halt.

Ar.
des Ge-

setzes.
Seite.

S. Febr.

1842
I1. Febr.

18.

29. März.

29.

4. Mai.

9. März.

29.

4. Mai.

Verordnung, wegen Aufnahme des Ortes Neustade,
im Kreise Gummersbach, in den Stand der
Städte.

Verordnung, betreffend die im Heriogthum Berg
vor dem Jahre 1810. entstandenen Pfandschaften.

Allerhochste Kabinetsorder in Betreff der Stiftung
einer Auszeichnung für pflichtereue Dienste in
der Landwehr.

Vertrag zwischen den zollvereinten Staaten einerseits,
und dem Großberzogtbum Luremburg an-
dererseits, wegen des Anschlusses des letztern an
das Zollsystem Preußens und der übrigen
Staaten des Zollvereins.

Allerböchste Bestätigungs-Urkunde des beigesügten
zweiten Nacherags zu dem Statute der Berlin-
Anhbalesschen Eisenbahn-Gesellschaft, in Be-
treff der Veraugabung von 500,000 Rthlr. Prio=
ritäts-Aktien.

Verordnung, wegen Abänderung der Vorschriften
der Kabineksorders vom 6. März 1821 und vom
2. August 1834 über die Untersuchung und
Bestrafung der Verbrechen und Vergeben
gegen den Staat und der Beamfen, im Be-
zirke des Appellationshofes zu Köln.

Allerhochste Kabineksorder, betreffend die Auedeb-
nung der Befugnuß zum Waffengebrauch und
der Glaubwürdigkeit vor Gericht auf die
von Königlichen Forsibeamten zu ibrer Unter-
stützung und zur Verstlärkung des Forst= und
Jagdschutzes angenommenen Korpsjäger.

Nacherag zu dem Scatute der Oberschlesischen
Eisenbahn Gesellschafe, betreffend die &amp;56. 28.
und 48. wegen Stimmgebung der Akrio=
nairs und Legitimarton des Direktorlums
gegen drikte Personen und Behörden, nebst Ge-
nebmigungs-Urkunde.

Allerböchste Kabinersorder, wegen Ernennung des
Geheimen Ober Revisionsraths Ior. von Sa-
vigny zum Staats- und Justizminister.

Ministeriol-Erklärung (und Bekannemachung vom
19. März1842.), über die mic dem Senate der
freien Hansestadt Lübeck geeroffene Überein=
kunft wegen Ausdebnung der Freizügigkeir
auf die nicht zum Deutschen Bunde gehörigen
Preußischen Provinzen.

Allerböchste Kabinetsorder, bekreffend die Ver bind-
lichkeit der Apotheker, denen eine erledigee

12.

225:
(mu Anl.)

72 -'

1!·-L-

z*

z

22|8
(mit Anl.)

2258.

89 -9#.

92-101.

86-S8.

83.

102-104.



VI Chronologische Übersicht des Jahrganges 1842.

Datum
des

Gesetzeszc.

Ausgegeben
zu

Berlin.
Inhalt..

Nr.
des

Stücks.

Nr.
des Ge-

setzes.
Seite.

1842.

21. März.

21. —

r l

*15. April.

1842.

4. April.

4. Mai.

1. April.

28. Mai.

versönliche Konzession wieder verliehen wird, zur
Übernahme der Offizin-Einrichtung ih-
res Vorgängers.

Allerhöchste Kabinetsorder, wegen Entbindung des
Staats- und Kabinetsministers Grafen von Mal-
tzan von der Leitung des Ministeriums der aus-
wärtigen Angelegenheiten 2c., und Ernennung des
Wirklichen Geheimen Rathe und Gesandten Frel-
berrn von Bülow zum Staaks= und Kabi-
netsminister.

Ministerial=Erklärung, (und Bekanntmachung vom
19. April 1842.) über die bwischen, der diesseitigenund der Kaiserlich=Königlich OsterreichischenRegierung abgeschlossene ich Ögterre zur Ver-
büctung von Forst-, Jagd-, Fisch= und Feld-
freveln an den gegenseitigen Landesgrenzen.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Enebindung
des Staarsministers Grafen von Alvensleben
von der Leitung des Finanz-Ministeriums und
die Ernennung des Oberpräsidenten, Wirklichen
Geheimen Raths von Bodelschwingh zum
Staats= und Finanz-Minister.

Allerhöchste Kabinetsorder, berreffend die Umwand-
lung der StaatsschuldscheineunddieHerab-
setzung der Zinsenderselbenvon Aauf31Prozene.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Anwendung
und Wirkung der bei Beamtenverbrechen im
Allgemeinen Landrechte vorgeschriebenen Strafe
der Degradation.

Verordnung über die Aufhebung der dem Gesetze
vom 31. März 1838., wegen Einführung kür-
terer Verjäbrungsfristen, sowie den H#. 54.
und 55. Tit. 6. Thl. I. Allg. Landrechts und der
Deklaration vom 31. März 1838. entgegenstehen-
den provinziellen und statutarischen Be-
fstimmungen.

Verordnung über die Erweiterung des nach der land-
schaftlichen Kreditordnung für das Großherzog=
khum Posen vom 15. Dezember 1821. bestehen-
den Posenschen landschaftlichen Kreditver-
eins, durch den noch gestatteten Beitritt der
zeither demselben nicht beigerretenen oder aus dem-
selben wieder ausgeschiedenen Besitzer adeliger
Gücer, innerhalb fünf Jahren, mit 37 prozentigen
Pfandbriefen.

12.

10.

14.

2261.

112.

113.

105-107.

179.

114.

180-190.



Chronologische übersicht des Jahrganges 1842. VII

Datum
des

Gesetzesc.

Ausgegeben
zu

Berlin.

Nr.
IJn hal t. des

Stücks.

Nr.
des Ge-

setzes.
Seite.

1842. 1842.

2. April. r Mai.

11. Juni.

2W. Mai.

11. Juni.

19. Juli.

24. Juni.

28. Mai.

Allerhöchste Kabinetsorder, durch welche des Königs 13.
Malestät die für die Provinz Preußen erlassene

Verordnung vom 18. Dezember 1841. in Betreff
der bürgerlichen Rechte bescholtener Per-
sonen in den mit der Städteordnung vom 19. No-
vember 1808. beliehenen Städten, auch für die
Sioatt Breslau für gültig zu erklären geruht

aben.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Anwendung 15.
der Allerhöchsten Order vom 21. November 1829.
auf die aus dem militairischen Dienftverhäleniß
gänzlich ausgeschiedenen Militairpersonen der
Unteroffizier-Klasse, in Beziehung auf den Ver-
lust der Unteroffizier-Charge und aller da-
mit verbundenen Auszeichnungen und Vor-
rechte, in Folge des Verlustes der National=
Kokarde oder der Verurtheilung zu einer Zucht-
bausstrafe.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Erweiterung 13.
der Kompetenz der Unter gerichee in Unter-
suchungen wegen Defraudation landes= und
grundherrlicher Nutzungen, so wie überhaupt
wegen Vergehen gegen Finanzgesetze.

Allerhöchste Kabinetgorder, die Verleihung der revi- 15.
dirten Städteordnung vom 17. März 1831. an
die Stade Exin, im Großherzogthume Posen, berr.

Polizei-Ordnung für die Häsen zu Colber- 18.
germünde, Stolpmünde und Rügenwal- ,
dermünde.

Privilegium wegen anderweiter Ausfertigung auf den 17.
Inhaber lautender Stadt-Obligationen Sei-
tens der Stadt Breslau, zum Betrage von
558,800 Rthlr.

Reglement für die Feuer-Sozietät des ge- 13.
sammten platten Landes der Provinz Schle-
sien, mit Einschluß der im Sorauer Kreise be-
legenen Dörser Haasel und Zilmsdorf.

Reglement für die Provinzial-Städte-Feuer- 13.
Sozietät der Provinz Schlesien, mit Aus-
schluß der Stade Breslau.

Verordnung, wegen Auflösung der für das platte 13.
Land der Provinz Schlesien bestehenden Feuer-
Sozietäten und wegen Ausführung des
Feuer-Sozietäts-Reglements für das ge-
sammte platte Land der Provinz Schlesien, mit
Einschluß der im Sorauer Kreise belegenen Dör-
fer Haasel und Zilmsdorf.

2262.

266.

115.

116.

117-144.

144169.

170 174.



VIII Chronologische Übersicht des Jahrganges 1842.

Datum
des

Gesetzes2c.

Ausgegeben
zu

Berlin.
J halt.

Nr.
des

Stücks.

Nr.
des Ge-

setzes.
Seite.

1842.
6. Mai.

3. Juni.

1842.
28. Mai.

.Juni.

.Juli.

.Juni.

.Juli.

Verordnung, wegen Auflösung der für die Städte
in dem Herzogthum Schlesien, der Grafschaft
Glatz und dem Markgrafthum Ober-Lausitz be-
stebenden Feuer-Sozietäten, und wegen Aus-
führungdes Feuer-Sozietäts-Riglements
für sämmeliche Städte der Provinz Schlesien,
mit Ausschluß der Stadt Breslau.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend den Erlaß der
berkömmlichen Prinzessinsteuer bei der bevor-
stebenden Vermählung der Prinzessin Marie,
Königlichen Hoheit.

Gesetz über die Zulässigkeit des Rechesweges in
Beziehung auf polizeiliche Verfügungen.

Alerhöchste Kabinetsorder über den Verkauf der
Früchte auf dem Halme und den Verkauf des

känftigen Zuwachses, in der Provinz West-phale
Müerhöchnn Kabinetsorder, betreffend die Ergänzung

der Vorschristen in den S#. 218. 210. ff. Tit.
12. Th. 1. des Allg. Landrechts, wegen kosten-
und stempelfreier Publikation und Mitthei-
lung der seit länger als sechs und funfzig Jah-
ren deponirten Testamente, in Beziehung auf
Vermächtnisse für milde Stiftungen.

Urkunde über die Stiftung einer besonderen Klasse
des Ordens pour e mérite, für Wissen-

schaften und Künste.
Verordnung, betreffend die Auseinandersetzung

zwischen den abgebenden katholischen Pfar-
rern oder den Erben verstorbener katholischer
Pfarrer und deren Ames-Nachfolgern in der bi-
schöflichen Diözese von Culm.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Ernennung
des Wirklichen Geheimen Rachs Grafen zu Stol-
berg-Wernigerode zum Staatsminister.

Allerhöchste Kabinetsorder, wegen Enebindung des
Stoatsministers von Rochow von der Ver-
waltung des Ministeriums des Innern und Er-
nennung des Oberpräsidenten Grafen von Ar-
nim zum Staatsminister und Minister
des Innern.

Allerhöchste Kabineksorder über den Zeikpunkt der
Anwendung der neuen Landgemeinde-Ord-
nung für Westphalen, in den einzelnen Orten
der Provinz, und die Fortdauer der bisherigen
Kommunal-Verfassung bis zur Einführung der
neuen Kommunal-Behörden.

2267.

2268.

2273.

2277.

z

175-178.

192-194.

195-107.



Chronologische übersicht des Jahrganges 1842. IX

Datum usgegeben Fr. Nr. 6
des zu Inh a l t. des es Ge-Seire

Gesebes2c]Berlin. Stücks.etzes.

1842. 1842.
15. Juni. Septbr.[Reglement über die Errichtung und Verwaltung 2295. 243.

von Wasser-Heilanstalten. (Anl.)
— 30. August.] Verordnung über die Bildung eines Ausschusses 20. 2286.215-217

der Stände des Königreichs Preußen.
— 30. — Desgl. der Stände der Kur= und Neumark Bran- 20. 2287.218220.

denburg und des Markgrafthums Nieder-
Lausitz.

— 0. — Desgl. der Provinz Pommern. 20.88.221-23·

— 380. — Desgl. des Herzogthums Schlesien, der Grafschafe 20. 2289. 224-226.
Glatz, und des Preußischen Markgrafthums
Ober-Lausitz.

— 80. — Desgl. der Provinz Posen. 20. 2290.227-229.

— 30. — Desgl. der Provinz Sachsen. 20. 2291. 1230 242.

— 130. — Desgl. der Provinz Westphalen. 20. 2202.33-37.

21.— 30. — Desgl. der Rheinprovinz. 20. 2203.238-241.

22.— 10. Juli. Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Ermäßi- 18. 2283. 210.
gung der von geflößtem Holze nach dem Tarif
vom 16. Januar 1841 für das Befahren des
Bromberger Kanals zu erlegenden Abgabe.

— 25. — Verordnung über die Befugnisse der Kreisstände 2284. 211.
im Königreich Preußen, Ausgaben zu be-
schließen und die Kreis= Eingesessenen dadurch
zu verpflichten.

— 125. — Reglement über das Verfahren bei den stän- 19. 2285. 213.
dischen Wahlen.

21. Juli. 117. Septbr.J Allerhöchste Kabinetsorder mit dem Reglement 2295. 243.
vom 15. Juni 1842 über die Errichtung und (it Anl.)
Verwaltung von Wasser-Heilanstalten.

28.— 8830. August.] Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Sus- 20. 2294.— 242.
pension der Bestimmungen des §. 5. des Edikts
vom 9. October 1807, soweie durch Leeselben den
Lehns= oder Fideikommißbesitzern die Vererb-
pachtung des Vorwerkslandes oder einzel-
ner Pertinenzien von Lehn= oder Fideikom=
mißgütern ohne die Zustimmung des Lehn-Ober-
Eigenthümers, der Lehn= oder Fideikommißfolger
gestattet ist.

28.— 26. Oktbr. Allerhöchste Kabinetsorder, den Umzugstermin 22. 2298. M7.
des Landgesindes in den zum ständischen Ver-
bande der Marken Brandenburg und Nieder-
Lausitz gehörenden Landestheilen betreffend.



X Cbronologische übersicht des Jahrganges 1842.

Datum
des

Gesetze2c.

Ausgegeben
zu

Berlin.
J h a lt.

Nr.
des

Stücks.

Nr.
des Ge-

setzes.
Seite.

1842.
W. Juli.

30.

30.

19. August.

20.

16. Septbr.

4. Oktbr.

1842.
9. Novbr.

Oktbr.

*

Oktbr.26.

Novbr.*

26. Oktbr.

Septbr.

Novbr.

Bundestags-Beschluß, den Schutz für J. G. von
Herders Werke gegen den Nachdruck betref-
fend.

AllerhöchsteKabineksorderzurAbänderungderStraf-
bestimmungen bei Uberteretungen gegen die
Steuer vom inländischen Tabacksbau.

Allerhöchste Deklaration über die Auslegung der 88.
10. und 62. der Verordnung vom 30. Juni 1834
wegen des Geschäftsbetriebes in Auseinandersez-
zungs-Angelegenheiten, die Kompetenz der Aus-
einandersetzungs=Behörden hinsichrlich der
Verwendung von Abfindungs-Kapitalien
betreffend.

Allerhöchste Kabinetsorder, wegen Vergütigung der
Reisekosten für kommissarische Geschäfte
in Königlichen Dienstangelegenheiten an
Beamte, welche nicht zum Reisen mit rtrapost
berechtigt sind.

Tarif, nach welchem das Bollwerksgeld zu Jar-
men von jetzt an zu erheben ist.

Nachtrag zu dem Stature der Berlin-Frank-
furter Eisenbahn-Gesellschaft in Betreff der
Verausgabung von 600,000 Rrhlr. Priori=
täts-Aktien, nebst Tilgungsplan.

Allerhöchste Kabineksorder, betreffend die Erleichte-
rungen der Patrimonsalgerichtsherren in
Beziehung auf die Einrichtung der Deposital=
gelasse und Gefängnisse.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Annahme
von Obligationen über vom Staate übernom-
mene provinzielle Staatsschulden als de-
positalmäßige Sicherheit.

Allerhöchst vollzogenes Publikations-Patenk, in Be-
treff des von der Deutschen Bundesversammlung
unter dem 28. Juli 1842. gefaßten Beschlusses
zum Schutze der Werke J. G. von Herders
gegen Nachdruck.

Allerhöchste Kabinersorder, bekreffend die Bestim-
mung: daß die in den Preußischen Staaten er-
scheinenden Bücher, deren Terk, mit Ausschluß
der eilagen, zwanzig Druckbogen über-
steigt, wenn sowohl der Verfasser als der Ver-
leger auf dem Titel genannt ist, der Censfur
ferner nicht mehr unterworfen sein sollen.

2
—.

2b
—“

2306.

2299.

2300.

2307.
(Anl.)

2301.

2302.

2306.

2303.

248.

301-30.

249.

249.



Chronologische übersicht des Jahrganges 1842.

Datum
des

Gesetzescc.

Ausgegeben
zu

Berlin.
J halt.

Nr.
ves

Stücks.

Nr.
des Ge-

setzes.
Seite.

1842.
5. Oktbr.

18.

14. Novbr.

9.

9.

Se

Se

9.

184.
Dezbr.

Novbr.

Dezbr.

Ministerial-Erklärung (und Bekanntmachung v. 8.
Novbr. 1842) über die zwischen der diesseitigen
und der Fürstlich Reuß-Plauischen gemeinschaft-
lichen Landes-Regierung zu Gera abgeschlossene
Ubereinkunft, um hinsichtlich des Schutzes
der gewerblichen Waarenbezeichnungen in
den Königlichen Staaten auf der einen Seite, und
in den gesammten Landen der Fürstlich Reuß-
Plauischen jüngeren Linie auf der andern Seite,
die gegenseitige Gleichstellung der beiderseitigen Un-
tertbanen herbeizuführen.

Allerhöchste Bestärigungs-Urkunde des beigefügten
Nachtrags zu dem Statute der Berlin-Frank-
furter Eisenbahn-Gesellschaft, in Betreff der
Verausgabung von 600,000 Rthlr. Priori-
täts-Aktien, nebst Tilgungsplan.

Allerhöchste Kabinetsorder, mit dem Zolltarif für
die Jahre 1843. 1844. und 1845.

Allerhöchste Kabinetsorder, die für einige Waa-
ren-Artikel eintretende Erhöhung der Ein-
gangs-Zollsätze betreffend.

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Übertra-
gung der Leitung der Verwaltung der Domai--
nen u. Forsten an den Staatsminister Grafen zu
Stolberg-Wernigerode, nachdem der Staats-
minister von Ladenberg auf wiederholtes An-
suchen in den Ruhestand versetzt wordeu.

Allerhöchste Kabinetsorder, wegen des verheißenen
Steuer-Erlasses und wegen Beförderung ei-
ner umfassenden Eisenbahn-Verbindung zwi-
schen den verschiedenen Provinzen der Monarchie.

Verordnung, wegen Aufhebung der Ausferti-
gungs= und Verhandlungs-Sporteln der
Provinzial-Verwaltungsbehörden.

Verordnung, wegen Herabsetzung des Salzver-
kaufspreises auf den Salzniederlagen der Mo-
narchie.

Allerhöchste Kabinetsorder, die Ernennung des Ober-
Regierungsraths Köhler und des Stadtaältesten
Knoblauch zu Mitgliedern der Hauptver-
waltung der Staatsschulden betreffend.

2311.

2307.
(mit Anl.)

2304.
(mit Anl.)

2305.

2312.

2308.

311.

300-306.

251•298.

298.

313.

307-309.

309.

310.



Druckfehler-Berichtigung.

Im Jahrg. 1841. S. 130., 7te Zeile von unten, ist, statt „von ihm“, zu lesen: vor ihm (dem Notar).



Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 1.——

(Nr. 2227.) Ministerial-Erklärung über die zwischen der Königlich Preußischen und Herzog-
lich Braunschweigischen Regierung getroffene Uebereinkunfe zur Beförderung
der Rechtspflege. Vom ##chem# 1841.

9. Dember

Zce der Königlich Preußischen und der Herzoglich Braunschweigischen

Feterung ist zur Beförderung der Rechtspflege folgende Uebereinkunft getrof-en worden:

I. Allgemeine Bestimmungen.
Artikel 1.

Die Gerichte der beiden kontrahirenden Staaten leisten einander unter
den nachstehenden Bestimmungen und Einschränkungen, sowohl in Civil= als
Straf-Rechts-Sachen diesenige Rechtshülfe, welche sie den Gerichten des In-
landes nach dessen Gesetzen und Gerichts-WVerfassung nicht verweigern dürfen.

II. Besondere Bestimmungen.
1. Rücksichtlich der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechts-

Streitigkeiten.
Artikel 2.

Die in Civilsachen in dem einen Staate ergangenen und nach dessen
Gesetzen vollstreckbaren richterlichen Erkenntnisse, Kontumazialbescheide und Agni-
tionsresolutc oder Mandate sollen, wenn sie von einem nach diesem Vertrage
als kompetent anzuerkennenden Gerichte erlassen sind, auch in dem andern Staate
an dem dortigen Vermögen des Sachfälligen unweigerlich vollstreckt werden.

Dasselbe soll auch rücksichtlich der in Prozessen vor dem kompetenten Ge-
richt geschlossenen und nach den Gesetzen des letzteren vollstreckbaren Wergleiche
Statt finden.

Wie weit Wechsel-Erkenntnisse auch gegen die Person des Verurtheilten
in dem andern Staate vollstreckt werden können, ist im Artikel 30. bestimmt.

Artikel 3.
« Ein von einem zustandigen Gericht gefalltes rechtskraftiges Civil-Erkennt-

niß begrundet vor den Gerichten des andern der kontrahirenden Staaten die
Einrede der rechtskraftig entschiedenen Sache mit denselben Wirkungen, als

Jahrgang 1842. Gr. 2227.) 1 wenn

(Ausgegeben zu Berlin am 15. Januar 1842.)
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wenn das Erkenntniß von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem die
Einrede geltend gemacht wird, gesprochen wäre.

Artikel 4.
Keinem Unterthan ist es erlaubt, sich durch freiwillige Prorogation einer

nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages nicht komperenten Ge-
richtsbarkeit des andern Staates zu unterwerfen.

Keine Gerichtsbehörde ist befugt, der Requisition eines solchen gesetzwidrig
prorogirten Gerichts um Stellung des Beklagten oder Vollstreckung des Er-
kenntnisses Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem solchen Gericht ge-
sprochene Erkenntniß in dem ardern Stgate als ungultig betrachtet.Artikel 5.

er Kläger Beide Staaten erkennen den Grundsatz an, daß der Kläger dem Ge-
genee Be-richtsstande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil dieser Ge-

richtsstelle nicht nur, insofern dasselbe etwas gegen den Beklagten, sondern auch
insofern es etwas gegen den Kläger, z. B. rücksichtlich der Erstattung von Un-

kosten verfügt, in dem andern S'ae 9 rechtsgultig anerkannt und vollzogen.rtikel 6.
Das uber die Klage kompetente Gericht ist auch zur Entscheidung uber

jede, nach den Landesgesetzen zulassige Widerklage befugt, mit alleiniger Aus-
nahme der Realklagen, possessorischen Rechtsmittel und sogenannten actiones in
rem seriptae, dafern sle eine, dem Gerichte der Vorklage nicht unterworfene
unbewegliche Sache betreffen.

Artikel 7.
Trevekalions. Die Provokationsklagen (ex lege diflamari oder ex lege si contendat)

Klagen. werden erhoben vor demsenigen Gerichte, vor welches die rechtliche Ausführung
des Hauptanspruchs gehören würde; es wird daher die vor diesem Gerichte be-
sonders im Fall des Ungehorsams, ausgesprochene Semenz von der Obrigkeit
des Provozirten als rechtsgültig und volssreckbar anerkannt.rtikel 8.

Perlönlicher Der personliche Gerichtsstand, welcher entweder durch den Wohnsitz in
Gerichtsstanv. einem Staate oder bei denen, welche einen eigenen Wohnsitz noch nicht genom-

men haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsstande der Eltern begründet ist,
wird von beiden Staaten in persönlichen Klagesachen dergestalt anerkannt, daß
die Unterthanen des einen Staares von den Unterthanen des andern Staates
in der Regel und insofern nicht in nachstehend erwähnren Fällen spezielle Ge-
richtestände konkurriren, nur vor ihrem resp. persönlichen Richter belangt wer-
den dürfen.

Artikel 9.
Ob Jemand einen Wohrsitz in einem der kontrahirenden Sctaaten habe,

ird nach den Gesetzen desselben beurtheilt.
Artikel 10.

Wenn Jemand in beiden Staaten seinen Wohnsitz in landesgesetz-
lichem Sinne genommen hat, hängt die Wahl des Gerichtsstandes von de
Kläger ab.

Artikel 11.
Der Wohnsitz des Vaters, wenn dieser noch am Leben ist, begründet

zu-



8 .

zugleich den ordentlichen Gerichtsstand der Kinder, welche sich noch in seiner Ge-
walt befinden, ohne Rücksicht auf den Ort, wo die Kinder geboren worden sind,
oder sich nur eine geit lang aufhalten.

Artikel 12.
Ist der Bater verstorben, so verbleibt der Gerichtsstand, unter welchem

derselbe zur Zeit des Ablebens seinen Wohnsitz hatte, der ordentliche Gerichts-
stand der Kinder, so lange dieselben noch keinen eigenen ordentlichen Wohnsitz
begründet haben.

Artikel 13.
Hat das Kind zu Lebzeiten des Vaters oder nach seinem Tode den

Wohnsitz desselben verlassen und innerhalb drei Jahre nach erlangter Dollfäh=
rigkeit oder aufgehobener väterlicher Gewalt keinen eigenen festen Wohnsitz ge-
nommen, so verliert es, in den Preußischen Staaten, den Gerichtsstand des

Waters und wird nach den Geseten neines sedesmaligen Aufenthalts beurtheilt.rtikel 14.
Ist der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rech-

ten Hand erzeugt, so richtet sich der Gerichrsstand eines solchen Kindes auf
gleiche Art nach dem 9ewöhnlichen Gerichtsstande der Mutter.Artikel 15.

Personen, die keinen Wohnsitz haben, können wegen persönlicher An-
sprüche vor jedem Gerichte, in dessen Desirt sie sich aufhalten, belangt werden.irtikel 16.

Die Bestellung der Personalvormundschaft für Unmündige oder ihnen
gleich zu achtende Personen gehört vor die Gerichte, wo der Pflegebefohlene sei-
nen Wohnsitz hat, oder, bei mangelndem Wohnsitze, wo er sich aufhält, und bei
doppelrem Wohnsite (Art. 10.) ist das prdvenirende Gericht kompetent. In
Absicht der zu dem Vermögen der Pflegbefohlenen gehörigen Immobilien, welche
unter der andern Landeshoheit liegen, steht der jenseitigen Gerichtsbehörde frei,
wegen dieser besondere Vormuünder zu bestellen oder den auswärtigen Personal-
Vormund ebenfalls zu bestärigen, welcher letztere jedoch bei den auf das Grund-
stück sich beziehenden Geschäften, die am Orte des gelegenen Grundstücks gel-
tenden gesetzlichen Vorschriften zu befolgen hat. Im ersteren Falle sind die Ge-
richte der Hauprvormundschaft gehalten, der Behörde, welche wegen der Grund-
stücke besondere Vormünder bestellt hat, aus den Akten die nöthigen Nachrich-
ten auf Erfordern mitzurheilen; auch haben die beiderseitigen Gerichte wegen Ver-
wendung der Einkünfte aus den Gütern, so weit solche zum Unterhalte und der
Erziehung oder dem sonstigen Fortkommen der Pflegebefohlenen erforderlich sind,
sich mit einander zu vernehmen, und in dessen Verfolg das Nöhtige zu verab-
reichen. Erwirbt der Pflegebefohlene spdter in dem anderen Staate einen Wohn-
sitz im landesgesetzlichen Sinne, so kann die (Personal= oder Haupt-) Vor-
mundschaft an das Gericht seines neuen Wohnsitzes zwar übergehen, jedoch nur
auf Antrag des Vormundes und mit Zustimmung der beiderseingen obervor-
mundschaftlichen Behörden.

Die Beendigung der (Personal-) Vormundschaft richtet sich nach den
Gesetzen des Landes, unter dessen Gerichten sie stehr, und trict bei Herzoglich

Braunschweigischen Pflegebefohlenen mit dem zurückgelegten 21. Jahre ein, 5(Nr. 2227.) 1“ do
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doch dergestalt, daß der ubrigens Volljahrige bis zum Ablaufe des 25. Jahres
bei Verfugungen uber die Substanz seines unbeweglichen und Kapitalvermo-
gens, gleich einem Vormunde, an die Genehmigung der vormundschaftlichen Be-
horde gebunden ist.

Mit der Vormundschaft uber die Person erreicht auch die rucksichtlich
des im Gebiete des anderen Staates belegenen Immobiliarvermogens eingelei-
tete Vormundschaft ihre Endschaft, selbst dann, wenn der Pflegebefohlene nach
den Gesetzen dieses Staates noch nicht zu dem Alter der Volljährigkeit ge-
langt seyn sollte.

Artikel 17.
Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne einen

Wohnsitz daselbst zu haben, eine abgesonderte Handlung, Fabrik oder ein ande-
res dergleichen Etablissement besitzen, sollen wegen persbulicher Verbindlichkeiten,
welche sie in Ansehung solcher Etablissements eingegangen haben, sowohl vor den
Gerichten des Landes, wo die Gewerbsanstalten sich befinden, als vor dem Ge-
richtsstande des Wohnorts belangt werden können.

Artikel 18.
Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem persönlichen Auf-

enthalte auf dem erpachteten Gute soll den Wohnsik des Pächters im Staate
begründen.

Artikel 19.
Ausnahmsweise können jedoch:

1) Studirende wegen der am Universttdtsorte von ihnen gemachten Schul-
den oder anderer durch Verträge oder Handlungen daselbst für sie ent-
standenen Rechtsverbindlichkeiten,

2) alle im Dienste Anderer stehende Personen, so wie dergleichen Lehrlinge,
Gesellen, Handlungsdiener, Kunstgehilfen, Hand= und Fabrikarbeiter in
Injurien-, Alimenten= und Entschädigungsprozessen und in allen Rechts-
Streitigkeiten, welche aus ihren Dienst-, Erwerbs= und Kontraktsver-
hältnissen entspringen, ingleichen im Herzogthume Braunschweig das Ge-
sinde wegen aller persönlichen (obligarorischen) Rechtsverhältnisse,

so lange ihr Aufenthalt an dem Orte, wo sie studiren oder dienen, dauert, bei
den dortigen Gerichten belangt werden.

Bei verlangter Vollstreckung eines von dem Gericht des ktemporären Auf-
enthaltsortes gesprochenen Erkenntnisses durch die Behörde des ordentlichen per-
sönlichen Wohnsitzes sind jedoch die nach den Gesetzen des letzteren Ortes beste-
henden rechtlichen Verhältnisse desjenigen, gegen welchen das Erkenntniß voll-
Kreckt werden soll, zu berücksichtigen.

Artikel 20.
Augemeines Bei entstehendem Kreditwesen wird der personliche Gerichtsstand des

Konkurs=GeSchuldnersauch als allgemeines Konkursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat
richt. Jemand nach Art. 9., 10. wegen des in beiden Staaten zugleich genommenen

VWohnsitzes einen mehrfachen persönlichen Gerichtsstand, so entscheidet für die
Kompetenz des allgemeinen Konkursgerichts die Pradvemion.

Der erbschaftliche Liquidationsprozeß wird im Fall eines mehrfachen Ge-
richtsstandes von dem Gerichte eingeleirer, bei welchem er von den Betheiligten

in
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in Antrag gebracht wird, und falls solche Antrage bei den Gerichten beider Staa-
ten gemacht sind, entscheidet die Pravention uber die Kompetenz.Der Antrag auf Konkurseroffnung findet nach erfolgter Einleitung eines
erbschaftlichen Liquidationsprozesses nur bei dem Gerichte Statt, bei welchem der
letztere bereits rechtshangig ist.

Artikel 21.
Der hiernach in dem einen Staate eröffnete Konkurs= oder Liquidations-=

Prozeß erstreckt sich auch auf das in dem andern Staate befindliche Vermögen
des Gemeinschuldners, welches daher auf Verlangen des Konkursgerichts von
demjenigen Gericht, wo das Vermögen sich befßindet, sichergestellt, inventirt, und
entweder in natura oder nach vorgängiger Bersilberung zur Konkursmasse aus-
geantwortet werden muß. »

Hierbei finden jedoch folgende Einschrankungen Statt:
1) Gehort zu dem auszuantwortenden Vermogen eine dem Gemeinschuld-

ner angefallene Erbschaft, so kann das Konkursgericht nur die Ausant-
wortung des, nach erfolgter Befriedigung der Erbschaftsglaubiger, in
soweit nach den im Gerichtsstande der Erbschaft geltenden Gesetzen die
Separation der Erbmasse von der Konkursmasse noch zulassig ist, sowie
nach Berichtigung der sonst auf der Erbschaft ruhenden Lasten, verblei-
benden Ueberrestes der Konkursmasse fordern.
Ebenso können vor Ausantwortung des Vermögens an das allgemeine
Konkursgericht alle nach den Gesetzen dessenigen Staates, in welchem
das auszuantwortende Vermögen sich beßinder, zulässigen Vindikations-,
Pfand-, Hypotheken oder sonstige, eine vorzügliche Befriedigung gewäh-
renden Rechte an den zu diesem Vermögen gehörigen und in dem be-
treffenden Staate befindlichen Gegenständen, vor dessen Gerichten geltend
gemacht werden, und ist sodann aus deren Erlös die Befriedigung die-
ser Gldubiger zu bewirken und nur der Ueberrest an die Konkursmasse
abzuliefern, auch der etwa unter ihnen oder mit dem Kurator des allge-
meinen Konkurses oder erbschaftlichen Liquidationsprozesses über die Ve-
ritdt oder Priorität einer Forderung entstehende Streit von denselben
Gerichten zu entscheiden.
Besitzt der Gemeinschuldner Bergtheile oder Kure oder sonstiges Berg-
werkseigenthum, so wird, Behufs der Befriedigung der Berggläubiger,
aus demselben ein Spezialkonkurs bei dem betreffenden Berggericht ein-
geleitet und nur der verbleibende Ueberrest dieser Spezialmasse zur Haupt-
konkursmasse abgeliefert.
Ebenso kann, wenn der Gemeinschuldner Seeschiffe oder derglelchen
Schiffsparte besitzt, die vorgängige Befriedigung der Schiffsgldubiger
aus diesen Vermögensstücken nur bei dem betreffenden See= und Han-
delsgericht im Wege eines einzuleitenden Spezialkonkurses erfolgen.

Artikel 22.
Insoweit nicht etwa die in dem vorstehenden Artikel 21. bestimmten

Ausnahmen eintreten, sind alle Forderungen an den Gemeinschuldner bei dem
allgemeinen Konkursgericht einzuklagen, auch die Rücksichts ihrer etwa bei den
Gerichten des andern Staates bereits anhängigen Prozesse bei dem Konktrs,(Nr. 22##v Ze-

1

3—

4
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Gericht weiter zu verfolgen, es sey denn, daß letzteres Gericht deren Fortsetzung
und Entscheidung bei dem prozeßleitenden Gerichte ausdrucklich genehmigt oder

verlangt. Diese Genehmigung soll in einem Rechtsstreite, in welchem an dem
Tage der Eröffnung des Konkurses eine Entscheidung in erster Instanz bereits
erfolgt ist, nicht versagt werden, wenn sie auch nur von einem der streitenden
Theile beantragt wird.

Auch diejenigen der im Artikel 21. gedachten Realforderungen, welche
von den Gldubigern bei dem besonderen Gerichte nicht angezeigt, oder daselbst
gar nicht oder nicht vollständig bezahlt worden sind, können bei dem allgemei-
nen Konkursgerichte noch geltend gemacht werden, so lange bei dem letztern nach

den Gelten desselben eine Anmeldung noch zulässig ist.Dingliche Rechte werden sedenfalls nach den Gesetzen des Orts, wo die
Sache belegen ist, beurtheilt und geordnet.

Hinsichtlich der Göltigkeit persönlicher Ansprüche entscheiden, wenn es auf
die Rechtofahigkeit eines der Betheiligten ankommt, die Gesetze des Staates,
dem er angehört; wenn es auf die Form eines Rechtsgeschäftes ankommt, die
Gesetze des Sataates, wo das Gescht st vorgenommen worden ist (Arrikel 34. );
bei allen andern als den vorangeführten Fällen die Gesetze des Staates, wo
die Forderung entstanden ist. Ueber die Rangordnung personlicher Anfprüche
und deren Berhältniß zu den dinglichen entscheiden die am Orte des Kon-
kursgerichts geltenden Gesetze. Nirgends aber darf ein Unterschied zwischen in-
und ausländischen Glaubigern, rücksichtlich der Behandlung ihrer Rechte ge-
macht werden.

Artikel2
Alle Rcalklagen, desgleichen alle possilrischn Rechtemittel, wie auch die

guenanneen actones in rem scriplae, mussen, dafern sie eine unbeweglicheSache betreffen, vor dem Gerichte, in dessen Bezirk sich die Sache befindet, —
können aber, wenn der Gegenstand beweglich ist, auch vor dem persönlichen Ge-
richtsstande des Beklagten — erhoben werden, vorbehaltlich dessen, was auf den
Fall des Konkurses bestimmt ist.

Artikel 21.
In dem Gerichtsstande der Sache können keine blos (rein) persönliche

Klagen angestellt werden.
Artikel 25.

Eine Ausnahme von dieser Regel firdet sedoch Statt, wenn gegen den
Besitzer unbeweglicher Güter eine solche persönliche Klage angestellt wird, welche
aus dem Besitze des Grundstücks oder aus Handlungen fließt, die er in der
Eigenschaft als Gutsbesitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein solcher
Grundbesitzer

1) die mit seinem Pächter oder (Verwalter eingegangenen Verbmdlichkeiten
zu erfüllen, oder

2) die zum Besten des Grundstücks geleisteten Vorschüsse oder gelieferten
Materialien und Arbeiten zu vergüten sich weigert, oder wenn von den
auf dem Grundstück angestellten dienenden Personen Ansprüche wegen
des Lohns erhoben werden, oder

3) die Patrimonial-Gerichtsbarkeit oder ein áhnliches Befugniß an oder
4)seine
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4) seine Nachbarn im Besitze stort
5) sich eines auf das benachbarte rundstück ihm zustehenden Rechts be-

rühmt, oder
6) wenn er das Grundstück ganz oder zum Theil verdußert und den Kon-

trakt nicht erfüllt, oder die schuldige Gewähr nicht leistet,
so muß derselbe in allen diesen Fällen bei dem Gerichtestande der Sache Recht
nehmen, wenn sein Gegner ihn in seinem personlichen Gerichtsstande nicht be-
langen will.

Artikel 26.

Der Gerichtsstand einer Erbschaft ist da, wo der Erblasser zur Zeit sei- SOlhtchenm
nes Ablebens seinen personlichen Grrichtestand hatte. r Erbschaft.Artikel2

In diesem Gerichtsstande können angebracht werden:
1) Klagen auf Anerkennung eines Erbrechts und solche, die auf Erfüllung

oder Aufhebung ktestamentarischer Verfügungen gerichtet sind;
Klagen zwischen Erben, welche die Theilung der Erbschaft oder die Ge-
währleistung der Erbtheile betreffen.

Doch kann dies (zu 1. und 2.) nur so lange geschehen, als in dem

Gerchtöstande der Erbschaft der Nachlaß noch ganz oder theilweise vor-handen ist.
Endlich können

in diesem Gerichtsstande auch Klagen der Erbschaftsgläubiger und Lega-
tarien angebracht werden, so lange sie nach den Landesgesetzen in dem
Gerichtsstande der Erbschaft angestellt werden dürfen.

In den zu 1. 2. und 3. angeführten Fällen bleibt es jedoch dem
Ermessen der Kläger überlasssen, ob sic ihre Klage, statt in dem Gerichts-
stande der Erbschaft, in dem persönlichen Gerichtsstande der Erben an-
stellen wollen.

Nicht minder steht jedem Miterben frei, die Klage auf Theilung
der zum Nachlaß gehörenden Immobilien auch in dem dinglichen Ge-
richtsstande der letzteren (Arnkel 23.) anzubringen.
Ueber die Kompetenz der verschiedenen, nach diesen Bestimmungen zu-

ständigen Gerichte (Artikel 26. vergl. mit Arnkel 10. und 27.) entscheidet die
Prävention, und zwar bei den zu 1. und 2. des Artikels27. aufgeführten Kla-
gen dergestalt, daß vor dem prvenirenden Gerichte auch alle anderen, denselben
Nachlaß betreffenden, in dem Gerichtsstande des Nachlasses zulässigen Klagen
von gleicher Art und gleichem Zwecke zu verhandeln und zu enrscheiden sind.
Es bleibt jedoch auch in diesem Falle die Befugniß, die Theilung der in dem
anderen Staate belegenen, zum Nachlasse gehdrigen Immobilien, im dnglichen
Gerichtsstande in Antrag zu bringen, der Pravemtion des Erbschafisgerichtes un-
geachtet, unbeschrankt.

Artikel 28.
Ein Arrest kann in dem einen Sgaate unter den nach den Gesetzen des- Gerichtactano

selben in Beziehung auf die eigenen Unterthanen vorgeschriebenen Bedingungen des Arrests.
gegen den Bürger des andern Staates in dessen in dem Gerichtsbezuke des
Arrestrichters befindlichen Vermögen angelegt werden, und begründet zugleich ren(Fr. 2227.

2

3
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Gerichtsstand fur die Hauptklage insoweit, daß die Entscheidung des Arrest-
richters rücksichtlich der Hauptsache nicht bloß an dem in seinem Gerichtsspren-
gel befindlichen und mit Arrest belegten, sondern an allen in demselben Lande
befindlichen Vermögensobsekten des Schuldners vollstreckbar ist. Die Anlegung
des Arrestes geebt jedoch dem Arrestkiäger kein Vorzugsrecht vor andern Gläu=
bigern und verliert daher durch Konkurseröffnung über das Vermögen des
Schuldners seine rechtliche Workung.

Artikel 29.
Gerichtestand Der Gerichtsstand des Kontrakts, vor welchem eben sowohl auf Erfül-

des Kontralts. lung, als auf Aufhebung des Kontrakts geklagt werden kann, findet nur dann
seine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem Gerichts-
Bczirk sich anwesend befindet, in welchem der Komtrakt geschlossen worden ist
oder in Erfüllung gehen soll. Jedoch werden hierdurch die Bestimmungen der
Braunschweigischen Mark'gerichts-Ordnung 5. 5. und der Deklaration zu der-
selben vom 13. Oktober 1712. über die Kompctenz des Kaufgerichts zu Braun-

schweig, welche dieser Uebereinkunft in Abschrift beigefügt sind, nicht abgeändert.
Andererseits soll aber auch die Anwendung derselben Grundsätze gegen Braun-
schweigische Unterthanen auf Preußischen Messen unbenommen seyn.

Artikel 30.
Die Klausel in einem Wechselbr.efe oder eine Verschreibung nach Wech-

selrecht, wodurch sich der Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Gerichts un-
terwirst, in dessen Bezirk er nach der Berfallzeit anzutreffen ist, wird als gül-
tig anerkannt, und begründet die Zuständigkeit eines jeden Gerichts gegen den
in seinem Bezirk anzutreffenden Schuldner.

Aus dem ergangenen Erkenminisse soll selbst die Personal-Exekution gegen
den Schuldner bei den Gerichten des andern Staates vollsireckt werden.

Artikel 31.
Gerichtastand Bei dem Gerichtsstande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder

dergre emögen bewirthschaftet oder verwalret hat, muß er auch auf die aus einer
8. solchen Administration angestellte Klage sich einlassen, so lange niche die Admi-

nistration völlig beendigt und dem Verwalter über die abgelegte Rechnung
quittirt ist.

Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener Rückstand ge-
fordert oder eine ertheilte Quiktung angefochten wird, so kann dieses nicht bei
dem vormaligen Gerichtsstande der gefuhrten Verwaltung geschehen.

Artikel 32.
Intervention. Jede Intervention, die nicht eine besonders zu behandelnde Rechtssache

in einen schon anhängigen Prozeß einmischt, sie sey prinzipal oder akzessorisch,
betresse den Kläger oder den Beklagten, sey nach vorgängiger Streitankündi-
gung oder ohne dieselbe geschehen, begründet gegen den ausländischen Inter-
venienten die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der Hauptprozeß ge-
führt wird.

Artikel 33.

Wirlung ver Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln bestimmten Ge-
Pechtshängig, richtsstande eine Sache rechtshängig geworden ist, so ist der Snmeit daselbst u

-b
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beendigen, ohne daß die Rechtshangigkeit durch Veranderung des Wohnsitzes
oder Aufenthalts des Beklagten gestort oder aufgehoben werden konnte.

Die Rechtshangigkeit einzelner Klagesachen wird durch die legale Insi-
nuation der Ladung zur Einlassung auf die Klage fur begrundet erkannt.

2. Rucksichtlich der Gerichtsbarkeit in nicht streitigen
Rechtssachen.

Artikel 34.
Alle Rechtsgeschafte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was

die Gultigkeit derselben rucksichtlich ihrer Form betrifft, nach den Gesetzen des
Orts beurtheilt, wo sie eingegangen sind.

Wenn nach der PVerfassung des einen oder des andern Staates die
Gültigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer bestimmten Be-
hörde in demselben abhängt, so hat es auch hierbei sein Verbleiben.

Artikel 35.
Verträáge, welche die Begründung eines dinglichen Rechts auf unbeweg-

liche Sachen zum Zwecke haben, richten sich lediglich nach den Gesetzen des
Orts, wo die Sachen liegen.

3. Rücksichtlich der Strasgerichtsbarkeit.
Artikel 36.

erbrecher und andere Uebertreter von Strafgesetzen werden, soweir
nicht die nachfolgenden Artikel Ausnahme bestimmen, von dem Staate, dem sie
angehören, nicht ausgeliesert, sondern daselbst wegen der in dem andern Staate
begangenen Verbrechen zur Untersuchung gezogen und bestraft. Daher findet
auch ein Kontumazialverfahren des andern Staates gegen sie nicht Statt.

Wegen Verhütung und Bestrafung der Forstfrevel m den Grenzwal-
2

dungen behält es bei den bestehenden Uebereinkünften vom .Januar 1827.
7. Februar

25. Januar
25. Februar 1839. sein Bewenden.

Artikel 37.
Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern

sich eines Vergehens oder Berbrechens schuldig gemacht hat und daselbst er-
griffen und zur Untersuchung gezogen worden ist, so wird, wenn der Verbrecher
gegen juratorische Kaution oder Handgelöbniß entlassen worden, und sich in sei-
nen Heimathsstaat zurückbegeben hat, von dem ordentlichen Richter desselben
das Erkenntniß des ausländischen Gerichts, nach vorgängiger Requisition und
Mittheilung des Urtels sowohl an der Person als an den in dem Staatöge=
biete befindlichen Gütern des Gerurtheilten vollzogen, vorausgesetzt, daß die
Handlung, wegen deren die Strafe erkannt worden ist, auch nach den Gesetzen
des requirirten Staates als ein Vergehen oder Verbrechen und nicht als eine
blos polizei= oder finanzgesetzliche Uebertretung erscheint, ingleichen unbeschadet
des dem requirirten Staate zuständigen Strafverwandlungs= oder Begnadigungs-
rechts. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines Verbrechers nach ergange-

Jahrgang 18412. (Jr. 2227.) 2 ner

und



ner rechtskraftiger (vollstreckbarer) Entscheidung oder während der Strafoer-
bußung Statt.

Hat sich aber der Verbrecher vor der Verurtheilung, der Untersuchung
durch die Flucht entzogen, soll es dem untersuchenden Gericht nur freistehen,
unter Mittheilung der Akten auf Fortsetzung der Untersuchung und Bestrafung
des Verbrechers, so wie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkosten aus dem
Vermogen des Verbrechers anzutragen. In Fallen, wo der Verbrecher nicht
vermogend ist, die Kosten der Strafvollstreckung zu tragen, hat das requirirende
Gericht solche, ia Gemaßheit der Desimmung des Ar#kels 46., zu ersetzen.rtikel 38.

Bedingt zu Hat der Unterthan des einen Staates Strasgesetze des andern Staates
Eaen durch solche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehörk, gar
weahnarsel-:w nicht verpönt sind, z. B. durch Uebertretung eigenthümlicher Abgabengesetze, Po-

lizeivorschriften und derhleichen, und welche demnach auch von diesem Staateuscht bestraft werden können, so soll auf vorgängige Regquisition zwar nicht
zwangsweise der Unterthan vor das Gericht des andern Staates gestellt, dem-
selben aber sich selbst zu stellen verstattet werden, damit er sich gegen die An-
schuldigungen vertheidigen und gegen das in solchem Falle zuldssige Kontumazial-
Verfahren wahren könne.

Doch soll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengesetzes des einen Staa-
tes dem Unterthanen des andern Staates Waaren in Beschlag genommen wor-
den sind, die Verurtheilung, sey es im Wege des Kontumazialverfahrens oder
sonst insofern eintreten, als sie sich nur auf die in Beschlag genommenen Ge-
genstände beschränkt. In Ansehung der Kontravention gegen Zollgesetze bewen-
det es bei dem unter den kontrahirenden Staaten am 1. November 1837. ab-
geschlossenem Vertrage, die Erleichterung der gegenseitigen Verkehrsverhälmisse
betreffend.

Artikel 39.
Der zuständige Strafrichter darf auch, so weit die Gesetze seines Landes

es gestatten, über die aus dem Perbrechen entsprungenen Privatansprüche mit
erkennen, wenn darauf von dem Beschädigten angetragen worden ist.

Artikel 40.
Auslicferung Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen oder anderer

der Gefiichte= Uebertretungen ihr Vaterland verlassen und in den andern Staat sich geftüchter
en. haben, ohne daselbst zu Unterthanen aufgenommen worden zu 8 werden nach

vorgangiger Requisition gegen Erhattung der Kosten ausgeliefert.rtikel 41.

Auslieferung Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdächtige Indivi-
rer Auslanver. duen, welche weder des einen noch des andern Staates Unterthanen sind, wer-

den, wenn sie Strasgesetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben be-
schuldigt sind, demjeuigen, in welchem die Uebertretung verübt wurde, auf vor-
gängige Requisstion gegen Erstattung der Kosten ausgeliefert; es bleibt jedoch
dem requirirten Staate überlassen, ob er dem Auslieferungsantrage Folge geben
wolle, bevor er die Regierung des dricten Staates, welchem der Verbrecher
angehört, von dem Antrage in Keuntuiß gesetzt und deren Erkldrung erhalten
babe, ob sie den Angeschuldigten zur eigenen Bestrafung reklamiren wolle. 5

Ar-
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Artikel 42.
In denselben Fallen, wo der eine Staat berechtigt ist, die Auslieferung Verbindli keit

eines Beschuldigten zu fordern, ist er auch verbunden, die ihm von dem andern zue Pae
Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. rung.

Artikel 43.
In Kriminalsällen, wo die persönliche Gegenwart der Zeugen an dem

Orte der Untersuchung nothwendig ist, soll die Stellung der Unterthanen des
einen Staates vor das Untersuchungsgericht des andern zur Ablegung des Zeug-
nisses zur Konfrontation oder Rekognition gegen vollständige Vergütung der
Reisekosten und des Versäkumnisses nie verweigert werden.

Artikel 41.
Da nunmehr die Fälle genau bestimmt sind, in welchen die Auslieferung.

der Angeschuldigten oder Gestellung der Zeugen gegenseitig nicht verweigert wer-
den sollen, so har im einzelnen Falle die Behörde, welcher sie obliegt, die bisher
üblichen Reversalien über gegenseitige gleiche Rechtswillfährigkeit nicht weiter zu
verlangen.

In Wshung der vorgängigen Anzeige der requirirten Gerichte an dievorgesetzten Behörden, bewendet es bei den in beidenStaat deshalb getroffe-
nen Anordnungen.

III. Bestimmungen rücksichtlich der Kosten in Civil= und
Kriminalsachen.

Artikel 45.
Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß= und Untersuchungskosten, welche

von dem kompetenten Gericht des einen Staats nach den dort geltenden Vor-
schriften festgesetzt und ausdrücklich für beitreibungsfähig erklärt worden sind,
sollen auf Verlangen dieses Gerichts auch in dem andern Staate von dem da-
seldst sich aushaltenden Schuldner ohne Weiteres exekutivisch eingezogen werden.
Die den gerichtlichen Anwästen an ihre Mandanten zustehenden Forderungen an
Gebühren und Auslagen können indeß in Preußen gegen die dort wohnenden
Mandanten nur im Wege des Mandatsprozesses nach §. 1. der Verordnung
vom 1. Juni 1833. geltend und beitreibun hra gemacht werden; es ist jedoch
auf die Requisstion des Braunschweigischen Ploptehe das gesetzliche Verfah=
ren von dem kompetenten Gericht einzuleiten, und dem auswärtigen Rechesan-
walte Behufs der kostenfreien Betreibung der Sache ein Assistent von Amts-
wegen zu bestellen.

Artikel 46.
In allen Civil= und Kriminalrechtssachen, in welchen die Bezahlung der

Unkosten dazu unvermögenden Personen obliegt, haben die Behörden des einen
Staates die Requisitionen der Behörden des andern sportel= und stempelfrei zu
expediren und nur den unumgänglich nöthigen daaren Verlag an Kopialien,
Porto, Botenlöhnen, Gebühren der Zeugen und Sachverständigen, Verpflegungs-
und Transporkkosten zu liquidiren.

(Nr. 2) 2“ Ar-
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Artikel 47.
Den vor einem auswartigen Gerichte abzuhorenden Zeugen und andern

Personen sollen die Reise= und Zehrungskosten, nebst der wegen ihrer Versaum-
niß ihnen gebuhrenden Vergutung, nach der von dem requirirten Gerichte ge-
schehenen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Sistirung von dem requirirenden
Gerichte sofort verabreicht werden.

Artikel 48.
Zu Entscheidung der Frage, ob die Person, welcher die Bezahlung der

Unkosten in Civil= und Kriminalsachen obliegt, hinreichendes Vermögen dazu be-
sitzt, soll nur das Zeugniß dersenigen Gerichtsstelle erfordert werden, unter wel-
cher diese Person ihren Wohnsitz hat.

Sollte dieselbe ihren Wohnsitz in einem dritten Staate haben und die
Beitreibung der Kosten dort mit Schwierigkeiten verbunden seyn, so wird es
angesehen, als ob sie kein hinreichendes eigenes Vermögen besitze. Ist in Kri-
minalfällen ein Angeschuldigter zwar vermögend, die Kosten zu entrichten, jedoch
in dem gesprochenen Erkenmtnisse dazu nicht verurtheilt worden, so ist dieser Fall
dem des Unvermögens ebenfalls gleich zu setzen.

Artikel 40.
Süämmtliche vorstehende Bestimmungen gelten nicht in Beziehung auf die

Königlich Preußischen Rheinprovinzen. Auch stehen die Bestimmungen des ge-
genwärtigen Vertrages mit der Beurtheilung der politischen Heimath in keiner
Verbindung.

Artikel 50.
Die Dauer dieser Uebereinkunft wird auf Zwölf Jahre, vom 1. Januar

1842. an gerechnek, festgesetze. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablause keine Auf-
kündigung von der einen oder andern Seite, so ist sie stillschweigend als auf
noch zwölf Jahre weiter verlängert anzusehen.

Hierüber ist Königlich Preußischer Seits gegenwärtige Ministerial-Er-
kldrung ausgefertigt und solche mit dem Königlichen Insiegel versehen worden.

Berlin, den 4. Dezember 1841.

(L. S)
Königlich Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

Gr. v. Maltzan.

Vor-
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V.peende Erkldrung wird, nachdem solche gegen eine entsprechende Erkld-
rung des Herzoglich Braunschweigischen Ministeriums vom 9. d. M. ausgewech-
selt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 23. Dezember 1841.

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten.
Gr. v. Maltzan.

Markt-, Gerichts= und Wechsel-Ordnung
d. d. Wolfenbüttel ben 1. December 1686.

4 8.

V. dieses Kauff-Gericht sollen gebracht werden alle in denen Märkten vor-
fallende streitige Sachen, da einer zu klagen hat wider Kauffleute, Krämer, so
wol Christen als Juden, Faclorn, Handwercker, Meckler, Gutfertiger, Fuhr-
leute, Handelsdiener und Jungen; wegen Kauffen, Verkauffen und Vertauschen,
wie auch Wechsel, lagio, Interessc, Marktschulden, so in Braunschweigischen
Messen contrahiret, oder von andern Orten zur Zahlung anhero remittiret und
verwiesen, wie auch wegen Anlehens, Zinß, Mieth-Gelder, Fracht, übelverwahr-=
ter und beschädigter oder gar zu spät geliesserter Güter, und denen Kauffleuten
dadurch verursachter Beschwerden, Schadens oder Miß= Credits und in Summa
alle diesenigen Sachen die zum Commercio oder Handel und Wandel in den
Messen immeclate gehören, und davon herkommen und demselben anhängig seyn,
da die Beklagte allhie wohnen oder anhero handeln, und die oder ihre Faclorn,
Güter oder Handels-Kflecten hie anzutreffen: Diejenigen aber so nicht Kauff-
leute seyn und weder Handlung noch Laden haben, ob sie gleich sonst zu ihrem
Gebrauch erwas kaufsen oder nach Nochdurft verkauffen, worunter auch die
Landleute, so ihr Korn, Vieh, Holtz und dergleichen gemeine Land-Wahren zum
Markt bringen, und die so sie von ihnen kauffen, sollen nicht dem Kauff-Gericht
und dessen Judicatur, sondern dem ordentlichen Magistrat und dessen Jorisdiction
unterworfen seyn.

De-



Declaratio
des dien Articuls der Anno 160860 publizirten Braunschweigischen Markt-, Ge-

richts= und Wechsel-Ordnung, den 13. October 1712.

V. Gottes Gnaden, Wir Anthon Ulrich, Hertzog zu Braunschweig und
Lüneburg eic. Fügen hiemit zu wissen; wasgestalt bey der in Anno 1686 von
Uns publicirten Braunschweigischen Markt-, Gerichts= und Wechsel-Ordnung in
specie bei den 5ten Arlicul derselben der Zweiffel entstanden, ob nicht in casu,
wenn die Partheyen die Messen zu Braunschweig lrequentiren, durch die Meß-
Handlung mit einander in debet und credit gerathen, und masor pars debiti
et crediti aus der Meß= Handlung herrühret, und die zwischen denen Messen
mit einander versetzte und contrahirte Posten occasione der Messe-Handlung
veranlasset worden, und in die mit einander habende Rechnungen und Gegen-
Rechnungen mit einlauffen, solche dergestalt zwischen denen Messen contrahirte

Neben-Posten gleichergestalt zur Cognition mit vor das Kauff-Gerichte zu neh-
men und daselbst zu entscheiden. Wann Wir dann gnädigst wollen, daß der-
gleichen Neben-Handlungen ab connexitatem causae hinführo mit vor das
Braunschweigische Kauff-Gerichte gezogen, und allda decidiret werden sollen;
So haben Wir solches mittelst dieser offenen Resolution declariren, und zu

.rs Nachricht dieselbe durch offenen Druck publiziren lassen wollen.
Urkundh Unseres Hangzeichens und beygedruckten Fürstl. Geheimen Cantzeley-ecrets.

Geben in unser Westung Wolffenbüttel den 13. October 1712.

Anthon Ulrich.

(L. S.)

(Nr. 2228.)



(Tr. 2228.) Allerhöchste Order vom 11. Dezember 1841., betreffend den Zahlungs-Termin
der Kaufgelder im Subhastations-Verfahren in der Rhein-Provinz.

Ar# den, von dem Staateministerium in dem Bericht vom 16. v. M. un-
terstützten Antrag der Rheinischen Provinzialstände bestimme Ich zur näheren
Erlduterung der Order vom 9. April 1836., daß die Friedensrichker in der Rhein-

Provinz bei Feststellung der Faustedingungen im Subhastations-(Verfahren dieZahlungs-Termine der Kaufgelder ohne Einwilligung der Gläubiger nicht über
zwei Jahre, vom Tage des Lizitations-Termins ab, hinaussetzen dürfen. Diese
Meine Bestimmung ist durch die Gesetssammlung bekannt zu machen.

Charlottenburg, den 11. Dezember 1841.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

(Fr. 2220.) Verordnung wegen näherer Bestimmung der im 5. 5. der Kreis-Ordnung für
das Herzogkhum Pommern und Fürstenthum Rügen vom I17. August 1825.
entbaltenen Vorschriften über die Vertretungen im Stande der Ritter-
schaft. Vom 13. Dezember 1841.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. c.

Nach z. 5. Lit. d. der Kreis-Ordnung für Pommern und Rügen vom
17. August 1825. sind die nach #. 4. ibilem zum persönlichen Erscheinen auf
dem Kreistage berechtigten und befahigten Rittergutsbesitzer befuge, insofern sie
persönlich zu erscheinen behmdert sind, sich durch ein Mitglied des Standes der
NRitterschaft des Preutischen Staats vertreten zu lassen.

Auf den Antrag Unserer getreuen Stände verordnen Wir hiermit, daß
keinem Mitgliede der Ritterschaft gestattet seyn soll, die Vertretung mehr als
eines der zum personlichen Erscheinen berechtigten und befähigten aber daran
behinderten Rittergutsbesitzer eines und desselben Kreises der Provinz Pommern
zu übernehmen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Charlottenburg, den 13. Dezember 1841.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg.
Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. Gr. v. Maltzan.

Gr. z. Stolberg.

(Nr. 2230.)
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(Nr. 2230.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 22. Dezember 1841., betreffend die Auslegung
der Deklaration vom 6. April 1839. in Ansebung der Rechtsmittel der
Nichtigkeitsbeschwerde gegen Erkenntnisse über Bagatell-Objekte.

A## Ihren Bericht vom 11. v. M. erkläre Ich Mich damit einverstanden,
daß die Bestimmung des Artikels 1. Nr. 2. der Deklaration vom 6. April 1839.
und der Order vom 23. November desselben Jahres (Gesetzsammlung S. 120.
und 336.), nach welcher das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde gegen Er-
kenntnisse über Streitpunkte, deren nach Gelde zu schätzender Betrag die Summe
von sunszig Thalern nicht übersteigt, ausgeschlossen ist, sich nur auf Entschei-
dungen erster Instanz bezicht. Ist dagegen in zweiter Instanz auf einge-
legte Appellation erkannt, so verbleibt es bei der Bestimmung des H. 4. der
(Verordnung vom 14. Dezember 1833. (Gesehsammlung S. 302.), daß die
Nichtigkeitsbeschwerde gegen ein solches Erkennniß unabhängig von der Höhe
des Gegenstandes der erhobenen Beschwerde Statt fundet. Diese letztere Bestim-
mung kommt daher auch in dem Falle zur Anwendung, wenn die Nichtigkeits-
beschwerde nach Artikel 3. Nr. 2. der Deklaration vom 6. April 1839. darauf
gegründet wird, daß der Richter zweiter Instanz die Appellation zugelassen habe,
ungeachtet dieselbe wegen Mangels der appellabeln Summe hätte zurückgewiesen
werden müssen. Sie haben diesen Erlaß durch die Gesetzsammlung bekannt zu

achen.
Charlottenburg, den 22. Dezember 1841.

Friedrich Wilhelm.
An die Staaks= und Justizminister v. Kamptz und Mühler.



Gesetz=Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

— Nr. 2.——

(Nr. 2231.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 18. Dezember 18l., die Gültigkeit und ereku-
torische Krast der von den General-Kommissionen und übrigen Autein=
andersetzungs-Behörden bestätigten Rezesse.

Ar# Ihren Bericht vom 23. v. M. erkläre Ich Mich nunmehr mit der in
dem Bericht vom 29. Juni d. J. entwickelten Ansicht einverstanden, daß die
von den General-Kommissionen und den übrigen im Ressort derselben beschäf-
tigten Auseinandersetzungs-Behörden bestaktigten Rezesse auch gegen diesenigen
Personen gültig und exekutorisch sind, welche die bei dem betreffenden Geschäft
betheiligten Grundstücke erst nach bewirkter Vollziehung des Rezesses von dem
zu jener Zeit im Hypothekenbuch eingetragenen Eigenthümer erwerben. Ich
bestimme daher zur Beseitigung der hiergegen aufgestellten Bedenken, daß es
einer nachträglichen Vernehmung solcher neuen Erwerber über das bereits ab-
geschlossene Geschäft nicht bedarf, vielmehr auch ohne deren Zusiimmung die
nach dem Rezeß erforderlichen Eintragungen in die Hypothekenbücher veranlaßt
werden sollen. Sie haben diese Bestimmung durch die Gesetzsammlung zur
öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 18. Dezember 1841.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminister Mühler und v. Rochow.

Jahrgang 1842. (Nr. 231 — 2222.) (Nr. 2232.)

(Ausgegeben zu Berlin am 18. Januar 1842.)
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(Nr. 2232.) Allerhöchste Kabinets#order vom 31. Dezember 1841., den Tarif der am Rbei
und an der Mosel zu erhebenden Schiffahrts-Abgaben betreffend.

J. der Anlage erhalten Sie den, nach Maaßgabe der mit den Zollvereins-
Staaten getroffenen Vereinbarungen entworfenen und mit Ihrem Berichte vom
7. d. M. vorgelegten Tarif der am Rhein und an der Mosel zu erhebenden
Schiffahrts-Abgaben zuruck, um denselben nebst Meiner gegenwartigen Order
durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen und vom 1. Februar 1842. an,
bis auf weitere Bestimmung zur Anwendung bringen zu lassen. Zugleich er-
machtige Ich Sie, die zur Ausfuhrung desselben erforderlichen Vorkehrungen
zu treffen, und ein Verzeichniß derjenigen Waaren, welche als notorisch außer-
deutsche Erzeugnisse anzusehen und den auf solche Waaren sich beziehenden Be-
stimmungen des Tarifs allein zu unterwerfen sind, offentlich bekannt zu machen,
auch nach Bedürsniß zu verändern und zu ergänzen.

Charlottenburg, den 31. Dezember 1841.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Finanzminisier Grafen von Alvensleben.

Tarif



— 19 —

T a rif
der

Schiffahrts-Abgaben, welche am Nhein und an der Mosel erhoben
werden.

E:. wird
A. am Nhein

an Schiffahrts-Abgaben, wie solche durch die Nheinschiffahrts-Ordnung vom
31. März 1831. und durch spätere Vereinbarungen bestimmt sind, erhoben:

I. ein Rekognitionsgeld von allen beladenen und unbeladenen Fahr-
zeugen nach Maaßgabe ihrer Ladungsfähigkeit, an denjenigen der nachbenannten
Jheinzollstellen, bei welchen sie vorbei= oder von welchen sie abfahren, und zwar:

a) abwärts: zu Coblenz, Andernach, Linz, Cöln, Düsseldorf, Ruhrort
und Weselz

b) aufwärts: zu Emmerich, Wesel, Ruhrort, Düsseldorf, Cöln, Linz,
Andernach und Coblenz.

Fär ein Fahrzeug von , »

mit oder in Pteußi-
Centnern oder Preußischen Lasten schem Gelde.

zu 50 Kilogrammen. zu 4000 Pfund. z#NCe gibir. Sar.

50 und unter 300||1 F und unter 8# — 10 — *

300 = : 600 S,o -„ 1506,0, — 90 — 7
600 = 1000|16004 = 20)73 1 83 — 141.

1000 = : 1500 20,3 = = 40 3 — — 24

1500 - 20004000 58 4 50 1 6
2000 = : 2500 53,,e = 66,/1 6 — 1 18

2500 = : 300060/1 = 0),18 7 50 2 —

3000 = : 3500080,18 --93,5 9 — 2 12

3500 = " 400003, -100 10 50 2 24
4000 = * 4500 1000 120, 12 — 3 6

4500 - * 5000 1207 = 133 13 50 3 18
5000 und darüber 133)63 und darüber 15 — 4 —

(Nr. 2232.) rr- II. Der



Für den Cent- Macht für den
ner von 50 Kilo- Preußischen

grammen. Centner in Preußi-
II. Der Rheinzoll von Bruttogewicht dlchem Gelde.

der Ladung und zwar zum vollen Satze: Centimes.] Derimilll pf.

a) abwarts: bei den Rheinzollamtern zu
1) Coblenz .. .. .. .. .. . .. . . . .. 5 50 — 5½

2) Andernahh... 3 10 -“
3) Lnz. 11 80 — 1193
4) Coln . . .. .. .... . ... . . . . .. 11 60 — 11.

5) Dusseldorf .. . .. ... . .. . . ... 7 40 — 79

6) Ruhrotrtr... 7 30 — 7
7) Wesel ... . . . . . . . ... . . . . .. 10 30 — 10 ###

b) auswärts: bei den Nheinzolldmtern zu
1) Emmerich. .. .. .. . . .. . . .... 15 50 1 ig

2) Wesel .... .. . . . . . . . . . . ... 11 — -—10,"H

3)Ruhrort.................. 11 10 — 10½
4) Dusseldorf . . . . . . . . . . . . . . .. 17 40 1 5½%

5) Coöln .. . .. .. .. . .. .. . . . ... 17 70 1. 5%

6) Lnz... 4 7 — 1s½
7) Andernahh... 8 30 — S½
8) Coblezzz... 16 00 1 52

III. Für folgende Artikel sind diese Sätze ermäßigt, und zwar:
1) auf ein Viertel des Rheinzolls für

Asche (unausgelaugte), Grätze von Gold= und Silberarbeit;
Bruchsteine (behauene), Backofensteine, Mühlensteine, steinerne Platten,

Lithographirsteine, Schleifsteine, Marmorplatten;
Bierhefe, Weinhese, Drusen;
Bomben (eiserne), Granaten, Kugeln, Kanonen, wenn sie als altes

Eisen zu betrachten sind;
Eichenrinde, Lohrinde;
Eisen (altes);
Eselsspiegel (weißer Glanzstein) von Mannheim kommend;
Galmei, Erz;
Gelbwurzel;
Gemüse (dürre) oder Hülsenfrüchte aller Art;
Getreide aller Art;
Gußeisen in Gänsen, Masseln, Noheisen;

Horn-



Hornstücke, Hornschuhe;
Knochen;
Lauge (konzentrirte), Seifensieder= oder alkalische Lauge;
Malz:
Marienglas;
Mehl, Gries und Grütze aller Art;
Pech und Mineralkitt;
Rothstein, Röthel;
Sämereien aller Art (sémences et graines de toule espece):
Salzpottasche;
Salz;
Schmergel, Amarillsteine;
Senfsaamen;
Stahlkuchen, ohne weitere Fabrikation;
Theer und Mineraltheer;
Wau oder Waid;

2) auf ein Zwanzigstel des Rheinzolls für
Alaun (Stein und Erde);
Artillerie-Requisite, Munition zum Militairgebrauch;
Brennholz aller Art, und Kohlen daraus, Wellen und Reisig;
Erz (roh), alle nicht besonders benannte (siehe die Viertelgebühr);
Gebrannte Steine aller Art, wohin auch Dachziegel;
Geriß, Steinkohlen;
Gips;
Hornschabsel;
Kalk;
Leien oder Schiefersteine;
Leimleder (nasses);
Lohkäse (Lohkuchen);
Mörtel von Dachziegeln und Backsteinen;
Muschelschalen (gemahlene);
Ochsenblut;
Reisstangen von Weiden;
Nohr für Tüncher;
Sagemehl;
Salzabgang;
Salzlauge;
Salzwasser;
Schweineborsten (Abgang von) zu Salmiakfabriken;

Ve. -2) Schwer=
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Schwerspath (unverpackt);
Seifenfluß;
Steinernes Geschirr;
Topferwaaren (gemeine);
Torf, Torfkohlen;
Tufsteine (gemahlene und ungemahlene);
Virtriolsteine.

3) Von Bau= und Nutzholz wird der Nheinzoll nach kubischem Maaße
erhoben, und zwar vom Kubikmeter oder 32 /4#½% Preußische Kubikfuß:

a) für Eichen-, Ulmen-, Eschen-, Kirschen-, Birn-, Apfel= und Kor-
nelholz:

#) abwärts: so viel wie von 4 Cemmnern nach den Satzen unter II. a.;
/3) aufwärts: so viel wie von zwei und einem halben Centner nach

den Satzen unter II. b.
) Für Fichten-, Tannen-, Lerchen-, Buchen-, Pappeln-, Erlen= und an-

deres weliche und harzige Holz:
%) abwärts: so viel wie von zwei Cenenern nach den Sätzen unrerII. 2.;
13) aufwärts: so viel wie von einem und einem Viertel Centner nach

den Sätzen unter II. b.
4) Folgende Arrikel, als:

Bausteine (gebrochene), Sandsteine von abgebrochenen Gebauden, rohe
ungebrannte Kalksteine;

Besen;
Butter (frische);
Dünger aller Art, als: ausgelaugte Asche, Absälle von Fabriken,

Stallmist, Gips, Mergel 2c.;
Eicheln zur Saat und zur Mast;

Eier;
Erde (gemeine) wie Sand, Lehm, Kies 2c
Erde (schwarze und gelbe), Walker-, Töpfer= und Pfeifenerde, Sand

von Frechem;
Zinn und Silbersand, Sand zu seinen Gußarbeiten;
Faschinen zu Wasserbau, Weidensetzlinge;
Fische (lebende);
FEloß= und Schiffsgeräthschaften;
Futterkrduter, Heu 2c.;
Gartengewächse (frische), als: Blumen, Gemüse, Zwiebeln und genieß-

bares Wurzelwerk, wie z. B. Kartoffeln, auch Runkelrüben;
Geflügel;

Kno-



Knochenabgange;
Knochenmehl;
Milch;
Moos;
Obst (frisches), auch Nusse in Schalen;
Pflastersteine;
Schilf;
Stroh, Spreu, Stoppeln;
Thiere (lebende);

sind vom Rheinzolle frei.
Nachstdem gelten:

IV. wegen der Erhebung des Rekognitionsgeldes und des Rheinzolles,
sedoch mit Ausschlut der Stromstrecke von Coblenz bis Caub, noch folgende
besondere Bestimmungen und Ausnahmen:

1) Bei dem direkten Durchgange kann das Rekognitionsgeld abwärts, für

2

die sieben Zollstellen von Coblenz bis Wesel einschließlich, zu Coblenz;
aufwärts für die sieben Zollstellen von Emmerich bis Andernach einschließ-
lich zu Emmerich entrichtet werden.
Ebenso ist es gestartet:

a) bei der Einfahrt abwärts über Coblenz und aufwärts über Emmerich,
mit der Bestimmung nach einem Nheinhafen, oder anderen Orte, in-
nerhalb der Rheinstrecke zwischen beiden vorgenanmten Zollstellen, serner

b) bei der Abfahrt von einem solchen Hafen oder Orte, abwärts über
Emmerich und aufwärts über Coblenz hinaus, und endlich

c) bei der Binnenfahrt innerhalb der Nheinstrecke zwischen Coblenz
und Emmerich,

das Rekognitionsgeld in dem Falle a. für die bis zum Bestimmungsorte
zu passirenden Zollstellen, gleich beim Eingange zu Coblenz oder Emme-
rich; in dem Falle b. für die bei dem Ausgange über Coblenz oder Em-
merich zu passirenden Zollstellen, erst bei diesen letztgenannten Rheinzoll-
amtern; in dem Falle c. aber, für die bei der Binnenfahrt zu passiren-
den Zollstellen, bei dem Rheinzollamte des Abfahrtortes, oder bei dem
zunächst berührten zu entrichten.

3) Bei der Binnenfahrt auf der Nheinstrecke zwischen Coblenz und Em-
merich, ohne Ueberschreitung der einen oder der andern dieser beiden Joll-
stellen, bleiben alle inländischen und, mit Rücksicht auf bestehende Ver-
hälenisse, für jetzt alle Fahrzeuge der Unterchanen von Bayern, Wür-
temberg, Baden, dem Großherzogthum SHessen und der freien Stadt
Frankfurt vom Rekognitionsgelde befreit.

(Nr. 232.) 4) Die
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4) Die Bestimmungen unter 1. und 2., nach welchen das Rekognitionsgeld

5#

sowohl bei dem direkten Durchgange, als bei der Einfahrt nach einem
Rheinhafen oder andern Orte, gleich wie bei der Abfahrt aus einem
solchen über Emmerich und Coblenz hinaus, oder aber bei der Binnen-
fahrt zwischen beiden vorgenannten Nheinzollstellen, für die ganze zu pas-
sirende Strecke, nach Verschiedenheit der Füälle, gleich bei der Einfahrt,
beim Ausgange, oder bei dem NRheinzollamte des Abfahrtortes oder dem
zunächst belegenen, entrichtet werden kann, finden ebenmáßig auch auf die
Erlegung des Nheinzolles Anwendung.
Wenn bei der zollpflichtigen Waarendurchfuhr in den unter Nr. Z. be-
zeichneten Fahrzeugen auf dem Rhein, oder auf dem Nhein und der
Mosel, ein Umschlag der Waaren in den Häsen am Nhein eintritt, so
wird der Rheinzoll nicht beim Eingange, sondern nach der Wahl des
Waarenführers, entweder erst beim Ausgange an der letzten Rheingoll-
stelle, also abwärts bei dem Nheinzollamte zu Emmerich und auswärts
bei dem Amte zu Coblenz, oder auch im Umladungsorte, falls dort eine
Rheinzollsstelle vorhanden ist, erhoben.

6) Von Gegenständen, welche in den vorgedachten Fahrzeugen entweder
a) aus dem freien Verkehr des Inlandes stromabwärts über Emme-

rich ausgeführt, oder
b) bloß innerhalb Landes auf dem Nhein transportirt, oder aber
c) sey es

aa) unmitttelbar vom Auslande, oder
bb) mit Vorbehalt des noch zu erledigenden Steueranspruchs, unter

Steuerkontrolle aus zollvereinten Staaten,
mit der Bestimmung nach einem inlandischen Orte eingefuhrt werden,

wird ohne Unterschied, ob die Erlegung der tarifmaßigen Landesabgaben
von denselben gleich beim Eingange an der Granze oder aber erst am
Orte der Ausladung erfolgt, kein Rheinzoll erhoben.

Dieselbe Befreiung genießen Ruhrkohlen beim Ausgange uber
Emmerich ausnahmsweise ohne Rucksicht auf die Nationalitat der Fahr-
zeuge, in welchen diese Ausfuhr Statt findet.

Ebenso bleiben diejenigen Gegenstande, welche in den vorgedachten
Fahrzeugen aus dem freien Verkehr des Inlandes stromaufwarts uber
Coblenz ausgefuhrt werden, jedochmit Ausnahme der notorisch
außerdeutschen Erzeugnisse, von der Rheinzoll-Entrichtung befreit.

7) Ferner sind vom Rheinzolle befreit: alle im steuerlich freien Verkehr be-
findlichen Gegenstande, mit Ausnahme der notorisch außerdeutschen Er-
zeugnisse, welche in Fahrzeugen, wie solche unter Nr. 3. 5. und 6. be-

zeich-
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zeichnet worden, rheinabwärts aus den oberhalb Coblenz belegenen Preußi-
schen Landestheilen, aus den Königlich Bayerischen, Königlich Württember=
gischen, Großherzoglich Badenschen, Großherzoglich Hessischen Landen, und
aus dem Gebiete der freien Stadt Granksurt ein= oder durchgeführt werden.

8) Wenn bei der Waaren-Durchfuhr nur ein Theil der Preußischen Rhein-
strecke benutzt wird, sey es, daß die Waaren zu Lande eingehen und rhein-
wärts, jedoch in den vorgedachten Fahrzeugen (Nr. 3. 5. und 6.) aus-
gehen, oder daß die Einfuhr stromwärts in den mehrerwähnten Fahr-
zeugen, die Ausfuhr aber auf Landwegen erfolgt: so wird der Rheinzoll
nur in den Fällen erhoben, in welchen der Waaren-Eingang oder Aus-
gang auf Landwegen des linken Rheinufers Statt findet, und zwar beim
Ausgange stromwärts vom Ausgangsamte; beim Ausgange landwärts
aber von dem Rheinzollamte im Hafenplatze.
Ladungen, welche rheinabwärts über Coblenz eingehen, und moselaufwärts
über Trier ausgehen, oder umgekehrt über Trier ein= und über Coblenz
ausgehen, sind für die Rheinstrecke vom Nheinzollamte zu Coblenz bis
zur Mosel, vom Nheingoll srei.

Den betheiligten Oberbehörden bleibt die Feststellung der erforder-
lichen Kontrolle zur Versicherung der Nationalität der Fahrzeuge und
des sonstigen Ausweises vorbehalten, an welche die Befreiungen unter
Dl. Nr. 3. und 5. bis 8. geknüpft sind.

B. an der Mosel
an Schiffahrts-Abgaben erhoben:

a) ein Rekognitionsgeld von allen beladenen und unbeladenen Fahr-
zeugen, welche über Trier ein= und ausgehen, zu dessen Ermäßigung
jedoch der Finanzminister in den geeigneten Fällen ermächtigt ist,
nach folgenden Sätzen:

Von einem Fahrzeuge, dessen Ladungsfähigkeit beträgt
in Centnern in Preußischen Lasten

zu 50 Kilogrammen. zu 4000 Pfunden. - Sgr.

50 und unter 300 11% und unter 8### —- 3

300 600 8,o2 - 10% — 25
600 1000 16/0 „ 26,732 1 20
1000 1500 26,73¾ 40 2 20
1500 und darüber 40% und darüber 4 —

Anmerkung. Beladene Fahrzeuge, die über Trier ein= und über Coblenz aus-
gehen, oder umgekebrt, über Coblenz ein-, und über Trier au
gehen, sind von diesem Rekogmitionsgeide frei.

Jahrgang 1842. (Nr. 22. 4 b) Der
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b) Der Moselzoll von dem Bruttogewicht der Ladung, und zwar
zum vollen Satze:

Für den Macht für
Centner von den Preußischen

50 Kilogrammen. Centner.
Pf. Sar. Ppf.

cc) abwarts: bei dem Moselzollamte
zu Trirr 3 6 3 *—*iie

6) aufwärts: bei dem Moselzollamte
zu Coblenz 2 4 2 rn

Für folgende Arktikel sind diese Sätze ermäßigt, und zwar:
1) auf ein Viertel des Moselzolls für diejenigen Artikel, welche nur mit

einem Viertel des Nheinzolls belegt sind;
2) auf ein Zwanzigstel des Moselzolls: für diesenigen Artii#el, welche beim

heinzoll auch nur mit einem Zwanzigstel belegt sind.
3) Von Bau= und Nutzholz wird der Moselzoll nach kubischem Maaße er-

hoben, und zwar vom Kubikmeter oder 32 12//46% Preußischen Kubikfuß:
aa) Eichen-, Ulmen-, Eschen-, Kirsch-, Birn-, Apfel= und Kornel-

holz, — das Dreifache der Sätze unter b.,
bb) Fichten-, Tannen-, Lerchen, Buchen-, Pappeln-, Erlen und an-

deres weiche und harzige Holz, — das Ein= und einhalbfache
der Sätze unter b.

4) Diejenigen Arkikel, welche vom heinzoll frei sind, erlegen auch keinen
Moselzoll.

5) Die besondern Besfreiungen vom heinzoll finden in gleicher Art auch
auf den Moselzoll Anwendung.

Berlm, den 31. Dezember 1841.

Friedrich Wilhelm.
Graf v. Alvensleben.

(Fr. 2233.)
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(Nr. 2233.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 11. Januar 1842., wegen Abänderung der in
dem Zolltarif vom 24. Oktober 1839., zweite Abtheilung, Artikel 25.
pos. X. vorgeschriebenen Zollsätze vom eingehenden Zucker.

A# Ihren Bericht vom 23. v. M. will Ich in Folge der hierüber mit den

Regierungen der zum Zollvereine gehörigen Staaten getroffenen Uebereinkunft,
unter Aufhebung der in dem Zolltarif vom 24. Oktober 1839., zweite Abthei-
lung, Artikel 25. pos. X. vorgeschriebenen Zollsätze vom eingehenden Zucker, hier-
durch bestimmen, daß vom 16. März d. J. an, der Eingangszoll vom Zucker
nach folgenden Sätzen entrichtet werden soll:

1) Brodt= und Hut-, Kandis-, Bruch= oder Lumpen= und weißer ge-
stoßener Zucker, der Zoll-Cemner 10 Rchlr.,

2) Rohzucker und Farin (Zuckermehl) der Zoll-Centner 8 Rehlr.,
3) Rohzucker für inländische Siedereien zum Raffiniren, unter den beson-

ders vorzuschreibenden Bedingungen und Kontrolen, der Zoll-Centner
5 Rehlr.

Die Taravergütungen sind dabei auch ferner nach den entsprechenden Posttionen
I., 2. und 4. des Tarifs vom 24. Oktober 1839. zu bemessen.

Da nach den bestehenden Vorschriften die für inländische Siedereien un-
ter ermäßigten Steuersätzen eingehenden Zucker, Hinsichts ihrer Bestimmung zum
Raffiniren besondern Bedingungen und Kontrolen unterliegen, welchen zufolge
diese Zucker aus dem steuerlichen Verschluß nur in dem Maaße verabfolgt wer-
den, wie solche in den Fabriken zur Versiedung gelangen können, und daher
die unbedingte Anwendung dieser Vorschriften auf die bereits im Lande lagern-
den Vorräthe der für inländische Siedereien bestimmten Lumpenzucker, welche
vom 16. März d. J. an nicht mehr zu einem begünstigten Steuersatze bezogen
werden können, eine unbillige Beeinträchtigung jener Fabrikanstalten zur Folge
haben würde, so will Ich genehmigen, daß

1) Lumpenzucker, welche schon vor dem 18. Januar von einer inländischen
Zuckersiederei bezogen sind, und vor dem 16. März d. J. zur Wersie-
dung angemeldet und verzollt werden, den Siedereien ohne Beschrän-
kung rücksichtlich der Menge zu der bisherigen ermäßigten Abgabe von
51 Rehlr. per Centner auch nach dem 16. März d. J. verabfolgt
werden dürfen; wogegen

2) für Lumpenzucker, welche erst nach dem 18. Januar bezogen werden,
die Verabfolgung zu jenem ermahbigten Steuersatze nur in so weit start-
finden darf, als die Menge dieses Zuckers, einschließlich des Vorraths

(Nr. 2233.) 4 zu
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zu 1. den Betrag nicht uberschreitet, der nach dem durchschnittli-
chen Umfange des bisherigen Betriebes der Siederei noch bis zum
16. Marz d. J. versotten werden kann.

Sie haben diesen Meinen Befehl durch die Gesetzsammlung zur offent-
lichen Kenntniß zu bringen, und Sie, der Finanzminister, die Granz-Zollamter
noch besonders dahin zu instruiren, daß sie bei der Eingangs-Anmeldung von
Lumpenzucker innerhalb des Zeitraums von der Versffentlichung dieses Befehls.
an, bis zum 16. März d. J. die Waarenführer auf die oben zu 1. und 2. ent-
haltenen Bestimmungen aufmerksam machen.

Berlin, den 11. Januar 1842.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminister Grafen von Alvensleben und Grasen von Maltzan.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 3. —

(Nr. 2234.) Genehmigungs-Urkunde der Zusatz-Artikel XIV. und XV. zur Rheinschiffahrts-
Akte vom 31. März 1831. D. d. den S. Oktober 1841.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. .

Thun kund und sügen hiermit zu wissen:
Nachdem die Central-Nheinschiffahrts-Kommission sich in ihrer am

21. September gehaltenen 17#ten vorigsadhrigen Sitzung anderweit über die nach-
folgenden beiden Supplementaire-Artikel XIV. und XV. zur Nheinschiffahrts-
Akte vom 31. März 1831.

XIVier Supplementaire-Artikel.
„Der Artikel 90. der Konvention vom 31. März 1831. wird auf-

„gehoben, und durch folgende Bestimmung lete„Von jedem Nheinufer-Staate wird jährlich ein Bevollmächtigter
„zur Central-Kommission abgeordnet.“

„Diese Bevollmächtigten vereinigen sich regelmäßig sedes Jahr am
„ersten September zu Mainz, und mussen ihre Geschäfte innerhalb eines
„Monats beendigen. Sind dieser Geschäfte zu viel, als daß sie in einem
„Monate beendigt werden könnten, so haben sie über die Anberaumung
„einer außerordentlichen Sitzung nach Vorschrift des Art. 94. zu be-
„schließen."“

XVIer Supplementaire-Artikel.
„Die Central-Kommission ist ermächtigt, die Ausnahmen von dem

„Oberlast-Verbote, se nach dem Bedürfnisse des Handels und der
„Schiffahrt, zu vermehren oder zu vermindern und die Bedingungen
„dafür festzusetzen und zu modifiziren.“

„Die also auf Grund des Art. 94. der Konvention und unter
„Gutheißung sämmtlicher Regierungen, genommenen Beschlüsse haben,
„nach vorhergegangener Bekanntmachung in den respektiven Uferstaaten,
„für alle Becheiligten, so wie auch für die Rheinzoll-Richter, dieselbe
„Krast und Geltung, wie Supplementaire-Artikel.“

vereinigt hat, so wollen Wir auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag die bei-
Jahrgang 1822. (Nr. 2333—2233.) 5 den

(Ausgegeben zu Berlin am 1. Februar 1842.)
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den vorstehenden Supplementaire-Artikel hierdurch genehmigen, auch Unseren
Behbrden und Unterthanen, so weit es diese angeht, befehlen, sich genau dar-
nach zu richten.

Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung
in das gemeinschaftliche Archiv der Central-Kommission bestimmte Genehmigungs-
Urkunde Allerhöchst eigenhändig unterschrieben und mit Unserem Königlichen In-
siegel versehen lassen.

So geschehen und gegeben zu Berlin, den S. Oktober 1841.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Frh. v. Werther.

V. Genehmigungs-Urkunde ist am 15. Dezember 1841. in das zu
Mainz befindliche Archiv der Central-Kommission für die heinschiffahrt nie-
dergelegt worden.

Berlin, den 25. Januar 1842.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
Frh. v. Werther.

ertretung des Geheimen Staats= und Kabinetsministers Grafen von Maltzan.

(Nr. 2235.) Verordnung in Betreff der bürgerlichen Rechte bescholtener Personen in den mit
der Städteordnung vom 19. November 1808. beliehenen Städten der Pro-
vinz Preußen. I). d. den 18. Dezember 1841.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gettes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

Auf den Antrag Unserer getreuen Stände der Provinz Preußen und nach
dem Gutachten Unseres Staatoministeriums haben Wir beschlossen, die in der
Deklaration vom 6. April 1823. ertheilte Bestimmung über die bürgerlichen Rechte
bescholtener Versonen, welche später auch in die Zusammenstellung der Ergän-
zungen zur Städtcordnung vom 14. Juli 1832. ausgenommen worden ist, für
die Provinz Preußen folgendermaßen zu erldutern und zu modifziren:

1) Es bewendet dabei, daß die Versagung des nachgesuchten Bürgerrechts
und die Ausschließung von dem schon gewonnenen in allen durch die
Städtcordnung vom 109. November 1808. angegebenen Fällen nur
auf die Ausschließung von den bürgerlichen Ehrenrechten, von Stimm-
sdhigkeit und Wäahlbarkeit sich bezieht, auf Grundbesitz und Gewerbe-
betrieb aber von keinem Einftusse ist.

2) Es soll aber den hiernach ausgeschlossenen Personen fernerhin auch der
Bürgertitel und der Böürgerbrief versagt werden. Personen dieser Art,
welche Grundstücke besitzen oder ein Gewerbe betreiben wollen, habens
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sich an den Magistrat der Stadt zu wenden, welcher ihnen, wenn nicht
andere gesetzliche Gründe entgegenstehen, ein Zeugniß zu ertheilen hat,
daß ihnen hinsichtlich des Grundbesitzes und Gewerbebetriebes kein all-
gemeines Hinderniß im Wege stehe. Dieses Zeugniß, für welches die
gewöhnlichen Bürgerrechtsgelder von demjenigen, der sie nicht bereits
früher bezahlt hat, zu entrichten sind, vertritt Behufs der Legitimation
des Betheiligten zum Grundbesitz und Gewerbebetriebe die Stelle des
Bürgerbriefs. Auf Gewerbe, welche nach den Gesetzen ein besonderes
Vertrauen und besondere Erlaubniß voraussehßen, hat dies Zeugniß
keinen Einftuß.

3) Die Stadtverordneten bleiben berechtigt, auf Personen dieser Art die
Bestimmungen der 96. 202— 204. der Städteordnung vom 19. No-
vember 1808. anzuwenden.

4) Den Stadtverordneten verbleibt die Befugniß, in solchen Fällen, in
welchen nach #5. 21. und 39. der Städteordnung die Versagung und
Entzichung des Bürgerrechts auf ihren Antrag Statt gefunden hat,
bei der Ueberzeugung von der Besserung der Betheiligten diesen An-
trag zurückzunehmen, worauf der Magistrat nachtrdglich das Bürger-
recht ertheilen kann.

Dagegen kann in den Fällen, in welchen die Versagung oder
Entziehung des Bürgerrechts unmittelbare gesehlliche Folge eines Ver-
brechens ist, die Zulassung zum Bürgerrechte nur in Folge einer von
Uns ertheilten Begnadigung Statt finden.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 18. Dezember 1841.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. v. Kampt. Mühler. v. Rochow. v. Nagler.
v. Ladenberg. Rother. Graf v. Alvensleben. Eichhorn.

v. Thile. Graf v. Maltzan. Graf zu Stolberg.

(Nr. 2236.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 4. Januar 1812. die Erhöhung der Salzpreise
in den Kreisen Schleusingen und Ziegenrück betreffend.

D. die zum Thüringischen Zoll= und Handelsvereine gehörigen Staaten, um

den desfallsigen, beim Abschluß der Golwvereinigungswertrüge ertheilten Sasche-rungen zu entsprechen, wegen einer Erhöhung der Salzpreise übereingekommen
sind, so bestimme Ich, auf Ihren Bericht vom 29. November 1841., daß von
Publikation dieser Order ab auch in den, zum Thüringischen Vereine gehörigen
Kreisen Schleusingen und Ziegenrück das Salz aus den öffentlichen BVerkaufs-

Nr. 2275 — 2277.) stel-
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stellen fur den um einen Thaler erhoheten Preis von 11 Rthlr. fur die Tonne
von 405 Pfd. verkauft werden soll, und weise Sie an, diese Meine Order zur
öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 4. Januar 1842.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Finanzminister Grafen v. Alvensleben.

(Xr. 237.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 5. Januar 1842., betreffend die Ausbringung
eines Präklusiv-Termins zur Einlösung der älteren Kur= und Neumärki-
schen Zins-Koupons und Zinsscheine aus der Zeit vor dem 1. Januar 1822.

D. die Einlösung der über die rückständigen Zinsen von den Kur= und Neu-
märkischen ständischen Obligationen und Interimsscheine aus der Zeit vor dem
1. Januar 1822. von den ehemaligen ständischen Komitéen der Kur= und der
Neumark, sowie von der Kurmärkischen Kriegsschulden-Kommissson und der
Hauptverwaltung der Staatsschulden ausgefertigten Zinskoupons und Zinsscheine
den Verordnungen vom 17. Dezember 1821. und vom 7. Februar 1826. ge-
maß, soweit bewirkt ist, daß nur noch ein unbedeutender Ueberrest dieser Papiere
im Umlause seyn kann, so ermächtige Ich nunmehr die Hauptverwaltung der
Staatsschulden hierdurch, Vehufs des gänzlichen Abschlusses dieses Rechnungs-
titels, die Inhaber von dergleichen Zinskoupons und Zinsscheinen noch einmal,
und zwar durch die Amtsblätter sämmtlicher Regierungen, sowie durch die von
ihr auszuwählenden gelesensten Provinzialzeitungen auszufordern, datz sie diesel-
ben binnen einer Frist von sechs Monaten, vom Tage des Aufrufs an, zur baa-
fcren Realisation bei der Kontrole der Staatspapiere einreichen. Nach dem Ab-
laufe dieser Frist hat die Hauptverwaltung der Staatsschulden die Einlösung
dieser Papiere gänzlich zu schließen, und sollen die alsdann nicht zur Einlösung
prdsentirten Kur= und Neumärkischen Koupons und Scheine über Zinsen von
Kurmärkischen ständischen Obligationen und von Neumärkischen Interimsscheinen
aus der Zeit vor dem 1. Januar 1822. erloschen und gänzlich werthlos seyn.
Gegenwärtige Bestimmungen sind durch die Gesetz-Sammlung zur öffentlichen
Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 5. Januar 1842.

Friedrich Wilhelm.
An

die Hauptverwaltung der Staatsschulden.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

— Nr. 4. —

2238.) Verordnung über die Befugnisse der Kreisstände im Herzogthum Schlesien,
der Grasschaft Glatz und dem Preußischen Markgrasthum Ober-Lausit,
Ausgaben zu beschließen und die Kreiseingesessenen dadurch zu verpflich-
ken. Vom 7. Januar 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. c.

verordnen, nach Anhorung des Gutachtens Unserer getreuen Stande des Her-
zogthums Schlesien, der Grafschaft Glatz und des Preußischen Markgrafthums

— zur Ergänzung des 5. 3. der Kreisordnung vom 2. Juni 1827.was folgt:
8. 1.

Die Kreisstande sind ermachtigt, zu nachstehenden Zwecken, mit der Wir-

jine daß die Kreiseingesessenen dadurch verpflichtet werden, Ausgaben zu be-ließen:
a) zu gemeinnützigen Einrichtungen und Anlagen, welche in den Interes-

sen des gesammten Kreises beruhen;
b) zur Beseitigung eines Nothstandes.

. 2.

Wenn die Kreise im Besitz von Kreiskommunalfonds sind, steht den
Kreisstanden frei, zu den vorgedachten Zwecken mit Vorbehalt der Genehmigung
der Regierungen uber die jahrlichen Nutzungen derselben, so wie uber die er—
sparten Revenuen aus den letzten funf Jahren zu disponiren. Diese Disposi-
tionsbefugniß erstreckt sich indetz nicht auf das Kapitalvermögen der Kreiskom-=
munalfonds, zu welchen auch die Ersparnisse aus früheren Perioden, wie die
vorstehend erwähnte gehören.

6 3.
Sollen dagegen die Mittel zu Erreichung der mit 5. 1. erwähmen

Zwecke durch Beiträge oder Leistungen der Kreiseingesessenen beschafft werden,
so bedarf ein hierüber gefaßter Beschluß der Bestätigung der Regierung, die
sedesmal durch das Plenum derselben zu ertheilen ist.

* 4.
Zulagen für unser Kreisbeamtenpersonale und Zuschüsse zu den Büu-

Jahrgang 1832. (Nr. 2238.) 6 requ-

(Ausgegeben zu Berlin am I1. Februar 1842.)
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reaukosten des Landraths konnen von den Kreisstanden uberall nicht bewilligt
werden.

d. 5
Beschlusse uber Beitrage oder Leistungen der Kreiseingesessenen sind auf

solche zu beschranken, die im lausenden und nachsten Kalenderjahr aufgebracht
werden.

 6.

Ausnahmen von den vorstehenden Bestimmungen, wollen Wir in ein-
zelnen Fallen, wenn auf besonderen Verhältnissen beruhende erhebliche Gründe
dafür sprechen, dahin gestatten, daß

a) auch über solche Einrichtungen und Anlagen Beschluß gesaßt werden
darf, bei denen nur ein Theil des Kreises oder ein einzelner Stand
interessirt ist, imgleichen

b) Dispositionen über das Kapital des Kreiskommunalfonds, so wie
c) Bewilligungen, welche über die Dauer des laufenden und nachsten

Kalendersahres hinausgehen,
Statt finden können, jedoch mit der Maaßgabe, daß dazu jederzeit Unsere aus-
drückliche Genehmigung erforderlich seyn soll, wobei Wir in dem sub a vorge-
sehenen Falle Uns die Entscheidung vorbehalten, ob die Kosten der Ausführung
des Beschlusses vom ganzen Kreise, oder dem betreffenden Theile oder Stande

allein aufzubringen sind. —.7.

Bei jeder in Gemäßheit der Bestimmung sub a. 9. 1. an die Kreis-
stände zu bringenden Proposition soll ein ausführlicher Dorschlag zu dem Be-
schlusse, welcher:

a) über den Zweck desselben,
b) die Art der Ausfährung,
c) die Summe der zu verwendenden Kosten, und

d) die Aufbringungsweise,
das Nöthige enthdlt, ausgearbeitet und sedem Mitgliede des Kreistages vier
Wochen vor dem zur Berathung und Beschlußnahme darüber anberaumten
Termine in Abschrift zugefertigt werden.

G. S.
Zur Gültigkeit eines nach den Bestimmungen sub a. und b. des 8. 1.

zu fassenden Beschlusses soll überhaupt eine Stimmenmehrheit von zwei Drit-
teln der anwesenden Mitglieder des Kreistages erforderlich seyn; sedoch wenn
auch diese vorhanden seyn sollte, ein Beschluß für nicht zu Stande gekommen
erachtet werden, sofern die Kreisstände in Theile gegangen sind und zwei Stände
sich gegen denselben ausgesprochen haben. Wenn nur Ein Stand in der durch

die
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die Kreisordnung festgesetzten Form eine abweichende Ansicht erklärt hat, bleibt
die Entscheidung Unseren Ministern des Innern und der Finanzen vorbehalten.

Gegeben Berlin, den 7. Januar 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. v. Kamptz. Möhler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg.
Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. Gr. v. Maltzan.

Gr. zu Stolberg.

(Nr. 2239.) Ministerial-Erklärung wegen Erneuerung der mit der Herzoglich Sachsen-Co-
burg= und Gothaischen Regierung unterm #. Oktober 1829. abgeschlos-
senen Durchmarsch= und Etoppen-Konvention. D. d. den 10. Januar 1842.

N. die zwischen der Königlich Preußischen und der Herzoglich Sachsen-
Gothaischen Regierung am ½. Oktober 1829. abgeschlossene Milikairdurchmarsch=
und Etappenkonvention, mit Ende Dezember 1841. abgelaufen ist, das Bedürf-
niß eines, die diesfälligen gegenseitigen Verhdltnisse regelnden Uebereinkommens
aber noch fortdauert, so haben die beiderseitigen Ministerien, Kraft des ihnen
von ihrem respektiven Gouvernement ertheilten Auftrages nachstehende anderweite
Uebereinkunft verabredet:

A. Preußische Etappenlinie durch das Gothaische Land.
J.

Festsetzung derselben.
Die Militairstraße fur die Koniglich Preußischen Truppen geht von Erfurt

nach Gotha, 3 Meilen, und von Gotha nach Eisenach 34 Meilen.
Der Etappe Gotha werden zum Behufe der Einquartierung der durch-

marschirenden Koniglich Preußischen Truppen folgende Ortschaften zugegeben:
Gamstadt, Tuttleben, Siebleben, Trugleben, Aspach, Teutleben, Mach-

terstadt, Pferdingsleben, Frimar, Warza, Remstadt, Sonneborn, Bruheim,
Großrettbach, Cobstadt, Grabsleben, Seebergen, Gunthersleben, Wechmar,
Schwabhausen, Emleben, Uelleben, Boilstadt, Sundhausen, Leina, Horselgau,
Frottstadt, Laucha, Goldbach, Metebach, Molschleben und Bufleben.

Die durchmarschirenden Truppen sind gehalten, nach jedem dieser, der
Etappe Gotha beigegebenen Orte zu gehen, welcher ihnen von der Etappen-
behorde angewiesen wird, es sey denn, daß dieselbe Artilleriemunition oder an-
dece bedeurende Transporte mit sich führen.

Diesen Transporten, nebst der zur Bewachung erforderlichen Mannschaft,
müssen stets solche Ortschaften angewiesen werden, welche hart an der Militair-
straße liegen. Andere Ortschaften, als die oben erwähnten, dürfen den Truppen
nicht angewiesen werden, den Fall ausgenommen, wenn bedeutende Armeekorps

(Nr. 2276—2230.) 6' in
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in starken Eschelons marschiren. In solchen Fadllen werden sich die mit der Dis=
lokation beauftragten Offziere mit der Etappenbehörde über einen weiter auszu-
dehnenden Bezirk vereinigen.

II.

Instradirung der Truppen und Einrichtung der Marschrouten.
Sammtliche Konigliche Preußische, durch das Gothaische Land marschi-

renden Truppen müssen bloß auf diese Militairstraße und den Etappenort Gotha
instradirt werden, indem sie außerdem weder auf Quartier noch auf Verpsle=
gung Anspruch machen können. Die Marschrouten für die auf dieser Straße
marschirenden Königlich Preußischen Truppen können bloß von dem Königlich
Preußischen Kriegsministerio, imgleichen den Königlich Preußischen Generalkom=
mandos in Sachsen und am Miederrhein mit Gültigkeit ausgestellt werden. Auf
die von anderen Behörden gegebenen Marschrouten wird weder Quartier noch
Verpflegung verabfolgt.

In den von oben erwähnten Behörden auszustellenden Marschrouten ist
die Zahl der Mannschaft (Offziere, Unteroffzgiere und Soldaten) und Pferde,
wie die ihnen zukommende Verpflegung und der Bedarf der Transportmittel
genau zu bestimmen. Insbesondere ist darauf zu achten, daß die Behörden von
den Truppenmrschen frühzeitig genug in Kenntniß gesetzt werden, und es wird in
dieser Hinsicht Folgendes bestimmt. Den Detaschements bis zu 50 Mann ist Tags zu-
vor ein Quartiermacher vorauszuschicken, um bei der Etappenbehörde das Nöthige
anzumelden. Von der Ankunft grôößerer Detaschements bis zu einem vollen Batail=
lon oder einer Eskadron muß die Etappenbehörde wenigstens drei Tage zuvor
benachrichtigt werden. Wenn ganze Bataillons, Eskadrons oder mehrere Trup-
pen gleichzeitig marschiren, so muß nicht allein die Etappenbehörde wenigstens
acht Tage zuvor benachrichtigt werden, sondern es soll auch die Herzogliche Lan-
desregierung zu Gotha wenigstens acht Tage zuvor benachrichtigt und requirirt
werden. Außerdem soll, wenn ein oder mehrere Regimenter gleichzeirig durch-
marschiren, dem Korps ein kommandirter Offzier wenigstens drei Tage zuvor
vorausgehen und wegen der Dislokation, Verpflegung der Truppen, Stellung
der Transportmittel u. 1 w. mit der die Direktion über die Militairstraße füh-renden Behörde gemeinschaftlich die nöthigen Vorbereitungen auf dem Etappen-
Hauptorte für das ganze Korps treffen. Dieser kommandirte Offizier muß von
der Zahl und Stärke der Regimenter, von ihrem Bedarf an PVerpflegung,
Transportmitteln, Tag der Ankunft u. s. w. sehr genau instruirt seyn.

III.

Bewachung, Verpflegung und Transport der Arrestaten.
In Ansehung der Militairarrestaten, welche durch das Gothaische Land

transportirt werden, wird Folgendes festgesetzt:
1) Die Arrestaten erhalten die nämlichen Mundportionen, wie die einquar-

tierte Mannschaft, und diese Verpslegung wird Königlich Preußischer
Seits in demselben Betrage vergütet, welcher in dieser Konvention für
die Verpflegung der einquartierten Mannschaft festgesetzt ist.

2) Die Eskortirung erfolgt durch die Gothaische Gendarmerie und wird



Koniglich Preußischer Seits mit 4 gGr. auf die Meile fur jeden Eskor-
tirenden vergütet.
Die Jahl der eskortirenden Mannschaft wird jedesmal von den König-
lich Preußischen Behörden bestimmt, unter dem Vorbehalte, daß es den
Herzoglich Gothaischen Behörden überlassen bleibt, die Eskorte in ein-
zelnen Fdllen, wenn Widersetzlichkeit zu besorgen ist, zu verstärken und
daß solchenfalls für die verstärkte Eskorte die festgesetzte Vergütung eben-
falls entrichtet wird
Für die Bewachung und Verwahrung der Arrestaten wird sechs gute Gro-
schen und für die Heizung und Erleuchtung der Gefängnisse während
der sechs Wintermonate vier gute Groschen, wre der sechs Sommermo-
nate zwei gute Groschen auf sede Nacht Königlich Preußischer Seits als
Entschädigung entrichtet.
Süämmtliche Bergütungssätze für die Arrestaten werden in Gold ausge-
zahlt und die Aufrechnung erfolgt zugleich mit der über die Leistungen
an die einquartierten Truppen.

IV.

Einguartierung und Verpflegung der Truppen und die dafür zu
bezahlende Vergütung betreffend.

Verpflegung der Mannschaft.
Die durchmarschirenden Truppen können blos Ein Nachtquartier verlan-

gen. Ruhetag oder ein noch längerer Aufenthalt findet nicht Statt. Einzelnen
Beurlaubten und sonst nicht im Dienst befindlichen Miluairpersonen, welche
nicht mit einer Marschroute versehen sind, wird weder Recht auf Quartier noch
auf Verpflegung gegeben, diesenigen Truppen aber, welche nach der Marschroute
zum Quartier und zur Verpflegung berechtigt sind, erhalten solche auf die An-
weisung der Etappenbehörden bei den Einwohnern, und es soll Niemand, mit
alleiniger Ausnahme der Stabs= und hoben Offziere, ohne Verpflegung fer—
nerhin einquartiert werden.

Als allgemeine Regel wird in dieser Sinsicht festgestelle, daß der Offzier
sowohl, als der Soldat, mit dem Tische seines Wirths zufrieden seyn muß.

Um jedoch schlechter Beköstigung von Seiten des Wirths, wie über-
mäßigen Forderungen von Seiten der Soldaten vorzubeugen, wird Folgendes
bestimmt:

Der Unteroffizier und Soldat und jede zum Militair gehörende Per-
son, die nicht den Rang eines Offziers hat, kann in jedem Nachtquartier
verlangen:

2 Pfund gutausgebackenes Brod, Pfund Fleisch und Jugemüse, so
viel des Mittags und Abends zu einer reichlichen Mahlzeit gehört; des
Morgens zum Frühstück kann der Soldat weiter nichts verlangen, so
wenig, wie er berechtigt ist, von dem Wirthe Bier, Brannwein oder
Kaffee zu fordern; dagegen sollen die Orts-Obrigkeiten dafür sorgen,
daß hinreichender Vorrath von Bier und Branntwein in jedem Orte
vorhanden ist, und daß der Soldat nicht übertheuert wird. Die Subal-=
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tern-Offiziere bis sum Kapitain exclusive erhalten außer Quartier, Holzund Licht, das nöcthige Brod, Suppe, Gemüse und : Pfund Fleisch,
alles vom Wirthe gehörig gekochr, auch Mittags und Abends bei jeder
Mahlzeit eine Bouteille Bier, wie es in der Gegend gebraut wird;
Morgens zum Frühstück Kaffee, Burrerbrod und , Quart Branntwei

Der Kapitain kann außer der oben erwähnten Verpflegung noch ein
Gericht verlangen.

Für diese Verpflegung wird von dem Königlichen Preußischen Gouver-
nement folgende Vergütung bezahlt:

für den Soldaten und Unteroffzier, so wie für jede andere in diesem
Grade stchende Militairperson, auch für jeden Offzierbedienten
4 gute Groschen Gold.

für den Subaltern Offzier 12 gute Groschen Gold,
Hodttain 16Stabsoftziere, Obersten und Generale lekostigen sich auf eigene Rechnung in

den Wirthshausern, in solchen Orten, wo dies nicht thunlich seyn sollte, bezahlt
der Stabsofpmzier 1 Rehlr. Gold, der Oberst und General 1 Rthlr. 12 gute Gro-
schen Gold, wogegen der Quartierträger für anständige und reichliche Kost sor-
gen muß. Diese Vergütung ist von den betreffenden Stabsoffizieren sofort und
unmittelbar an die Quartierwirthe zu berichtigen, und sie sind gehalren, solche
vor ihrem Abgange aus dem Quartier den letzteren anzubieten.

Solite ein Quartierträger diese Vergürung für die von ihm geleistete
Verpflegung von dem bei ihm einquartierten Stabs= oder höheren Offzzier nicht
erhalten, auch nicht etwa den ihm von Letzterem angebotenen Empfang abgelehnt
haben, so kann solche auf Antrag des Quartierträgers für ihn in der nächsten
Quartalligudation mir liquidirt werden, und wird sodann Königlich Preußischer
Seits von dem betreffenden Osffzier nachtraglich eingezogen und mit der übri-
gen liguidirten Vergürung entrichtet werden.

Hmnichrlich der Milikairbeamten gilt nach Maaßgabe ihres Ranges das
Vorstehende wegen der Verpflegung dergestalt, daß

a) für die Regimentsärzte mit Kapitainsrang, für die Militairprediger und
Auditeure 16 gute Groschen Gold,

b) für die Bataillonsärzte mit Lieutenantsrang 12 gute Groschen Gold,
c) für die Kompagniechirurgen, Kurschmiede, Büchsenmacher und Küster

4 gute Groschen Gold,
in eben der Art zu bezahlen sind, ie dies für die Offziere und Truppen fest-
gestellt worden ist.

Weiber und Kinder der Unteroffziere und Soldaten sollen in der Re-
gel weder Quartier noch Verpflegung erhalten. Sollte jedoch ausnahmsweise
dies nicht vermieden werden können, so ist diese Berechtigung auf Quartier und
Verpflegung in der Marschroute besonders zu bemerken, und werden alsdann
sowohl die Frauen als die Kinder gegen die oben festgesetzte Entschädigung ein-

qduar=
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quartiert und verpflegt und die Vergütung dafür in dem Maße geleistet, daß
für eine Frau der volle Vergütungssatz wie für den Mann, und für ein uner-
wachsenes Kind der halbe Vergütungssatz gerechnet wird.

Dagegen können die Frauen und Kinder der Offziere auf Quartier und
Verpflegung nie Anspruch machen.

Sollten hin und wieder durchmarschirende Soldaten im Gothaischen
krank werden, so sollen selbige, in sofern sie transportirt werden können, ohne
Anstand in die Königlich Preußischen Lazarethe nach Erfurt gebracht, und die
dazu erforderlichen Guhren gegen die 5. 5. bestimmte Vergütung Herzoglich
Sachsen-Gothaischer Seits gestellt, diesenigen Kranken aber, deren Gesundbeits-
zustand den Transport nach Erfurt nicht gestattet, in einer, von der Etappen-
Behörde zu Gorha zu bestimmenden Krankenanstalt daselbst untergebracht und
so lange, bis sie transportabel sind, in selbiger auf Kosten des Königlich Preu-
ßischen Gouvernements verpflegt werden, wobei dem Königlich Preußischen
Etappen-Inspektor zu Erfurt frei bleibt, so oft es ihm nöthig dünkt, selbst nach-
zusehen, dat die in Gotha befindlichen Kranken gut abgewartet und behan-
delt werden.

B. Verpflegung der Pferde.
Die Etappenbehörde und Ortsobrigkeiten müssen gehörig dafür sorgen,

daß den Pferden stets möglichst gute, reinliche Stallung angewiesen werde.
Ist der Einquartierte mit der seinen Pferden angewiesenen Stallung

nicht zufrieden, so hat er seine Beschwerde bei der Ortsobrigkeit anzubringen.
Dagegen ist es bei nachdrücklicher Strafe zu untersagen, daß die Mili-

tairpersonen, welchen Rang sie auch haben mögen, die Pferde der Quartier-
wirthe eigenmächtig aus dem Stalle jagen und ihre Pferde hineinbringen lassen.

Die Fourage-Rationen werden auf Anweisung der Stappenbebhörde und
gegen Quittung des Empfängers aus einem, in dem Ecappenhauptorte zu eta-
blirenden Magazine in Empfang genommen, und die dabei entstehenden Strei-
tigkeiten werden von der Etappenbehörde sofort regulirt.

Wollen die Gemeinden die Fourage selbst ausgeben, welches ihnen jeder-
zeit freisteht, oder machen die Umstände es in den zum Etappenbezirke gehbren-
den bequartierten Ortschaften nothwendig, daß, weil die Courage aus dem Etap-
penmagazine nicht geholt werden kann, die Rationen im Orte selbst geliefert
werden mussen, so hat ebenfalls ein Kommandirter des Detaschements die Fou-
rage zur weiteren Distribution in Empfang zu nehmen. Von den Quartier=
wirthen selbst darf in keinem Falle glatte oder rauhe Fourage gefordert werden.

Die Lieferung der Rationen geschieht von den bequartierten Ortschaften
unmittelbar an die Truppen und wird, nach den zur Zeit der Abgabe in Erfurt
Statt gefundenen mittleren Marktpreisen liquidirt und bezahlt.

Sollten jedoch solche starke Truppen-Durchmärsche erfolgen, daß für sel-
bige mehr als 1000 Nationen Fourage abzugeben sind, und zu diesem Behufe
von den Gothaischen Behörden ein eigenes Fouragemagazin errichtet werden
muß, so soll, auf deren Antrag, über die Preise der abzugebenden Fourage eine
besondere Uebereinkunft abgeschlossen werden. #“

(Jr. 2230.)



Verabreichung der Vorspanne und Stellung der Fußboten.

Die Transportmittel werden den durchmarschirenden Truppen auf An—
weisung der Etappen-Behörde nur insofern verabreicht, als deshalb in den be-

wessein Marschrouten das Nöthige bemerkt worden. Nur diesenigen Mili-
tairpersonen, welche unterweges erkrankt sind, können außerdem, nachdem die Un-
sähigkeit zu marschiren durch das Aktest eines approbirten Arztes oder Wundarztes
nachgewiesen worden, oder wenn ein solcher im Orte nicht vorhanden seyn sollte,
gegen Bescheinigung des Kommandirenden, auf Transportmittel zur Forrschaf-
sung in das nächste Etappen-Hospital Anspruch machen.

Wenn bei Durchmärschen starker Armeekorps der Bedarf der Trans-
portmittel für jede Abtheilung nicht bestimmt angegeben und demnach diese Ord-
nung nicht genau beobachtet werden kann, so ist der Kommandeur der in einem
Orte einquartierten Abtheilung zwar befugt, auf seine eigene Verantwortung
Transportmittel zu requiriren, dies muß aber durch eine schriftliche, an die Obrig-
keit des Orts gerichtete Requisition geschehen, welche für die Stellung der Fub-
ren sorgen wird.

Die quartiermachenden Kommandirten dürfen auf keine Weise Wagen
oder Reitpferde für sich requiriren, es sey denn, daß sie sich durch schriftliche
Order des Regimentskommandeurs als dazu berechrigr, legitimiren können. Die
Transportmittel werden von einem Nachtquartier bis zum andern, d. h. von
einem Etappenbezirk bis zum nächsten gestellt, und die Art der Stellung bleibt
den Landesbehdrden gänzlich überlassen.

Die durchmarschrenden Truppen sind gehalren, die Transportmittel bei
der Ankunft im Nachtquartier sofort zu entlassen, dagegen muß von den Be-
hörden dafür gesorgt werden, daß es bei dem Abmarsche der Truppen an den

zhshe frischen Transportmitteln nicht fehle, und solche zur gehörigen Zeiteintreffen.

Die durchmarschirenden Truppen oder einzeln reisende Militairpersonen,
welche auf einer Etappe eintreffen, werden den andern Morgen weiter geschafft.
Sie können nur dann verlangen, denselben Tag weiter transportirt zu werden,
wenn deshalb Tags zuvor eine ordnungsmäßige Anzeige gemacht worden, wi-
drigenfalls müssen sie, wenn sie gleich weiter und doppelte Erappen zurücklegen
wollen, auf eigene Kosten Extrapostpferde nehmen. Den betreffenden Offzieren
wird es, bei eigener Veranworkung zur besonderen Pflicht gemacht, darauf zu
achten, daß die Wagen unrerwegs nicht durch Personen erschwert werden, welche
zum Fahren kein Recht haben, und daß die Fuhrleute keiner üblen Behandlung
ausgesetzt sind. «

Als Vergutung fur die Vorspanne wird von dem Koniglich Preußischen
Gouvernement fur jede Meile und fur jedes Pferd, inel. des Wagens, wenn
ein solcher erforderlich ist, die Summe von G gGr. in Golde bezahlt.

Die Entfernung von einem Nachtquartier in das andere wird der Ent—
fernung des Etappenhauptortes, nach der oben angegebenen Entfernung bis zum
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andern gleich gerechnet, die Fuhrpflichtigen mogen einen weiteren oder nahern
Weg zuruckgelegt haben. Der Weg der Fuhrpflichtigen bis zum Anspannungs-
Orte wird nicht mit in Anrechnung gebracht.

Die Fußboten und Wegweiser dürfen von dem Militair nicht eigenmäch-
tig genommen, viel weniger mit Gewalt gezwungen werden, sondern es sind solche
von den Obrigkeiten des Orts, worin das Nachtquartier ist, oder wodurch der
Weg gedbt, schriftlich zu requiriren. Das Botenlohn soll für jede Meile mit
4 9Gr. Gold vergütet werden, wobei der Rückweg nicht zu rechnen ist.

VI.

Liquidation.

Die Vergütung för die verabreichte, nach Vorstehendem durch die Ver-
pflegten nicht sogleich selbst zu bezahlende Beköstigung, für den gestellten Vor-
spann und die Boten oder Wegweiser, wird nach den vorstehend stipulirten
Saätzen durch das marschirende Militair, in sofern dieses aus ganzen Truppen-
theilen oder aus größeren Detaschements unter Führung von Offzieren besteht,
in der Regel sogleich baar entrichtet, und zwar entweder in Golde, oder, wenn
dieses nicht gegeben werden kann, in Silbergeld mic 13# pCt. Agio oder mir
5: Rthlr. Silbergeld statt 5 Rthlr. Gold, an das Etappenbüreau in der Re-
sidenzstadt Gotha und nur, wenn der kommandirende Offizier in einer andern
Stadt, oder in einem Dorfe einquartiert seyn sollte, an die Ortsvorgesetzten der
letzteren, gegen deren Quittung und unter Ertheilung von Gegenbescheinigungen
über die gezahlten Beträge, Seitens des Führers des marschirenden Truppen-
theils oder Detaschements. Sollte diese direkte sofortige Bezahlung durch die
Truppen in seltenen Ausnahmefällen nicht haben bewirke werden können, so wird
über die vorgedachten Leistungen von dem Kommandeur Quittung ertheilt, auf
deren Grund die Vergütung viertelfdhrlich zur Liquidation gebracht wird. Letz-
teres Verfahren findet auch Statt, hinsichtlich der erwähnten Leistungen für
kleinere, unter Führung von Unteroffzieren marschirende Truppen-Detaschements,
und für einzeln marschirende Soldaten.

Eben so ertheilt das marschirende Militalr über die für die Pferde ver-
abreichte Fourage bloß Quittung. Die Vergütung dafür, so wie für die sonsti-
gen konventionsmaßigen Leistungen, für welche nach Vorstehendem die baare
Bezahlung nichr stipulirt ist, wird in der seitherigen Weise viertelfährlich zur
L#quidation gebracht und von dem Königlich Preußischen Gouvernement baar
berichtigt.

VII.

Aufrechthaltung der Ordnung und militairischen Polizei.

Es soll in Erfurt ein Königlich Preußischer Etappen-Inspektor angestellt
werden, dessen Bestimmung dahin geht, für die Aufrechthaltung der Ordnung

Zahrgang 1832. (Nr. 2239.) 7 und
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und Richtigkeit der Liquidationen Sorge zu tragen, und etwanigen Beschwer-
den so viel, wie möglich, abzuhelfen. Er hat aber keine Autorität über die
Herzoglich Sachsen-Gothaischen Unterthanen.

Sollten hin und wieder Differenzen zwischen den Bequartierten und den

Soldaten entstehen, so werden oche von der Etappenbehörde und den kom-mandirenden Offzieren, wie auch von dem oben erwähnten Etappen-Inspektor,
insoweit dessen Aufenthalt in Erfurt solches gestattet, gemeinschaftlich beseitigk.

Die Etappenbehörde ist berechtigt, jeden Unteroffizier und Soldaten, wel-
cher sich thätliche Mißhandlungen seines Wirthes oder eines anderen Untertha-
nen erlaubt, zu arretiren und an den Kommandirenden zur weiteren Unterfu-
chung und Bestrafung abzuliefern.

Den Etappenbehörden wird es noch zur besonderen Pflicht gemacht, dar-
auf zu achten, daß die Wege stets in gutem Stande erhalten werden, und über-
haupt haben dieselben ihre stete Sorgsamkeit darauf zu richten, daß es den
durchmarschirenden Truppen an nichts fehle, was dieselben mit Recht und Bil-
ligkeit verlangen können; über welchen Gegenstand derEtappen-Inspektor gleich=
falls zu wachen hat, und bei den Landesbehörden Beschwerde führen kann.

Die kommandirenden Offziere sowohl, wie die Etappenbehörden sind an-
zuweisen, stets mit Eifer und Ernst dahin zu trachten, daß zwischen den Be-
quartierten und den Soldaten ein guter Geist der Eintracht erhalten werde, und
daß die Einwohner in Beziehung auf ihre Deutschen Brüder willig diejenigen
Lasten tragen, welche der Natur der Sache nach nicht ganz gehoben, aber durch
ein billiges Benehmen von beiden Seiten sehr gemildert werden können.

Die Königlich Preußschen Truppen, welche auf dieser Militairstraße in-
stradirt werden, sollen jedesmal von dem Inhalte dieser Konvention, soweit es
nöthig ist, vollständig unterrichtet werden, sowie die erforderlichen Auszüge sowohl
in der Etappe als in den selbiger zur Aushülfe beigegebenen Ortschaften zur
Nachricht bekannt gemacht und affischirt werden.

B. Etappenstraße für das Herzoglich Sachsen-Coburg-Gothaische Mi-
litair durch den Preußischen Theil der Grafschaft Henneberg.

Für das in den Städten Coburg und Gotha bfdce HerzoglichSachsen-Coburg-Gothaische Militair besteht die Etappenstraße, welche den Kö-
niglich Preußischen Antheil der Grafschaft Henneberg in der Arc durchschneidet,
daß sie die beiden Städte Schleusingen und Suhl berührt.

Die in dieser Konvention im Abschnitte A. aufgestellten Bedingungen,
unter welchen der Durchmarsch Preußischer Truppen durch das Herzogthum
Gotha Statt findet, werden auch für den Durchmarsch des Herzoglichen Mili-
tairs durch das gedachte Preußische Gebiet hierdurch anerkannt.

Die vorstehenden Verabredungen sollen, als vom 1. Januar 1842. ab
in Wirksamkeit getreten, betrachtet werden, und bleiben, in sofern nicht bei dem
Bundestage in Rücksicht der Etappenstraßen und der Verpftegung der Trup-
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pen allgemeine Einrichtungen getrossen werden, bis zum 1. Januar des Jahr-
res Ein Tausend Acht Hundert Zwei und Funcszig, also durch Zehn Jahre, mir
dem Vorbehalte jedoch, in Kraft, daß für den Fall eines in dieser Periode ein-
tretenden Krieges, den Umständen nach die etwa nothwendigen abändernden Be-
stimmungen durch eine besondere Uebereinkunft regulirt werden sollen.

Gegenwärtige Uebereinkunft soll, nachdem sie gegen eine gleichlautende
von dem Herzoglich Sachsen-Coburg-Gothaischen Ministerio vollzogene Ausfer-
tigung ausgewechselt worden seyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den
beiderseitigen Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Geschehen Berlin, den 10. Januar 1842.

Koniglich Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
Frh. v. Werther.

ertretung des Koniglichen Geheimen Staats- und Kabinets-

Werpeende Erkldrung wird, nachdem solche gegen eine übereinstimmende Er-
kldrung des Herzoglich Sachsen-Coburg und Gothaischen Ministeriums vom
5. d. M. ausgewechselt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 27. Januar 1842.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
Frh. v. Werther.

en Geheimen Staats= und Kabinets-
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(Xr. 2240.) Verordnung wegen Aufnahme des Ortes Neustadt im reise Gummersbach in
den Stand der Städte. Vom 15. Januar 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König ven
Preußen 2c. 2c.

haben auf die Bitte der Gemeindebehörde des im Gummersbacher Kreise der
Rheinprovinz gelegenen, zeither im Stande der Landgemeinden vertretenen Or-
tes Neustadt nach erfolgter Zustimmung Unserer getreuen Provinzialstände und
auf Antrag 9 Staatsministerii beschlossen, den gedachten Ort in den Standder Stadte aufzunehmen und denselben Behufs der Wahl eines Landtagsab-
geordneten dieses Standes dem aus den Stadten Deutz, Muhlheim am Rhein,
Gladbach, Gummersbach, Wipperfurth, Siegburg und Konigswinter nach der
Verordnung vom 13. Juli 1827. bestehenden Kollekrivverbande einzuverleiben.

Indem Wir dies, als eine Modißkation der gedachten Verordnung
hiermit gesetzlich feststellen, befehlen Wir Unsern Behörden, sich hiernach zu ach-
ten und demgemäß bei künfrigen Wahlen das Erforderliche zu veranlassen.

Urkundlich unter Unserer höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 15. Januar 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg.
Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. Gr. v. Maltzan.

Gr. zu Stolberg.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.
E Nr. 5. —

(Nr. 2241.) Allerhöchste Kabineksorder vom 14. Januar 1842., die Anlage einer Eisenbahn
von Magdeburg nach Halberstadt und nach Braunschweig betreffend.

N für die Ausführung einer Eisenbahn von Magdeburg nach Groß-
Oschersleben und von da nach Halberstadt eine Aktien-Gesellschaft zusammen-
getreten, und die Fortsetzung der Bahn von Groß--Oschersleben nach Wolfen-
büttel zum Anschluß an die von dort nach Braunschweig führende Eisenbahn
von der Herzoglich Braunschweigischen Regierung übernommen worden ist, will
Ich mit Rücksicht auf die am 10. April 1841. mit der Königlich Hannover=
schen und der Herzoglich Braunschweigischen Regierung wegen der Herstellung
einer Eisenbdahn von Magdeburg über Groß-Oschersleben nach Braunschweig,
Hannover und Minden abgeschlossenen Verträge zur Anlage einer Eisenbahn
von Magdeburg über Groß-Oschersleben nach der Landesgrenze in der Fich-
tung auf Wolfenbüttel in Verbindung mit einer Eisenbahn von Groß-Oschers-
leben nach Halberstadt hierdurch die in Ihrem Berichte vom 1. d. M. nachge-
suchte landesherrliche Genehmigung ertheilen. Zugleich bestimme Ich, daß die
in dem Gesetze über die Eisenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838.
ergangenen allgemeinen Vorschriften, namentlich diejenigen über die Expropria=
tion, nebst den in den vorerwähnten Staatsverträgen vom 10. April 1841. ent-
haltenen besonderen Bestimmungen und Maaßgaben auf die ebengedachte Eisen-
bahn Anwendung finden sollen, und daß insbesondere in Ansehung der Fahrten
auf der Magdeburg-Halberstädter Eisenbahn, um das nothwendige Ineinander=
greifen mit den Fahrten auf den damit in Verbindung stehenden Eisenbahnen
zu sichern, nicht nur die Genehmigung, sondern auch die Abänderung der Fuhr-
Pläne der Regierung zu Magdeburg vorbehalten bleiben soll. Die gegenwär-
tige Order ist mit den oben gedachten Staatsverträgen vom 10. April 1841
durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen.

Berlin, den 14. Januar 1842. „ »

Friedrich Wilhelm.
An den Staats= und Finanzminister Grasen v. Alvensleben.

Jahrgang 1842. (Nr. 2341 —222.) 224

(Ausgegeben zu Berlin am 18. Februar 1842.)
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(Nr. 2212.) Staatsvertrag zwischen Preußen, Hannover und Braunschweig, über die Aus-
führung einer Eisenbahn von Magdeburg, Braunschweig, Hannover nach
Minden. Vom 10. April 1841.

D. Seine Majestät der König von Preußen, Seine Majestät der König
von Hannover und Seine Durchlaucht der Herzog zu Braunschweig und Lüne-
burg die Absicht haben, Allerhöchst und Höchst Ihre Gebiere durch eine Eisen-
bahn, welche sich an die von der Königlich Preußischen Regierung bereits ge-
nehmigten Bahnlinien anschließen soll, in nähere Verbindung zu bringen, so sind
zur Feststellung der dadurch entstehenden, eine gemeinschaftliche Uebereinkunft er-
sordernden Verhältnisse, zu Bevollmächtigten ernannt:

von Seiner Majestcbt dem Könige von Preußen:
Allerhöchst Ihr Geheimer Ober-Finanzrath Adolph Georg Theodor Poch-

hammer, Nitter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens 3ter
Klasse mit der Schleife, des Königlich Bayerischen Civil-Verdienstordens
der Krone, des Königlich Hannoverschen Guelphenordens und des Ks-
niglich Württembergischen Ordens der Krone;

Allerhöchst Ihr Geheimer Ober-Finanzrath Adolph von Pommer Esche,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens Ater Klasse, Kom-
mandeur des Herzoglich Anhaltischen Gesammt-Hausordens Albrecht
des Bären,

und

Allerhöchst Ihr Geheimer Legationsrath Carl Ludwig Gustav Borck, Rit-
ter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens Zter Klasse mit der
Schleife, des Kaiserlich Russischen St. Stanislausordens 2ter Klasse,
des Königlich Französischen Ordens der Ehrenlegion und des Königlich
Hannoverschen Guelphenordens;

von Seiner Majestät dem Könige von Hannover:
Allerhöchst Ihr Kammer-Konsulent Friedrich Ernst Witte, Nitter des

Großherzoglich Oldenburgischen Haus= und Verdienstordens;
und

von Seiner Durchlaucht dem Herzoge zu Braunschweig
und Lüneburg:

Höchst Ihr Finanz-Direktor und Geheimer Legationsrath August Philipp
Christian Theodor v. Amsberg, Kommandeur 2ter Klasse des Her-
zoglich Braunschweigischen Ordens Heinrich des Löwen, Ritter des Ks-
niglich Preußischen rothen Adlerordens 26er Klasse, Kommandeur des
Königlich Hannoverschen Guelphen= und des Kurhessischen goldenen Löwen-
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Ordens, Ritter des Koniglich Sachsischen Civil-Verdienstordens und
Inhaber des Waterloo-Ehrenzeichens,

und

Höchst Ihr Minister-Resident am Königlich Preußischen Hofe, der Oberst-
Lieutenant und Kammerherr Otto Wilhelm Karl von Noeder,
Komthur 2ter Klasse des Herzoglich Braunschweigischen Ordens Heinrich
des Löwen, Komthur uster Klasse des Herzoglich Sachsischen Ernestini-
schen Hausordens, Komthur des Königlich Belgischen Leopoldsordens,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens Zter Klasse und des
Königlich Bayerischen Civil-Verdienstordens,

welche nach vorhergegangener Verhandlung über folgende Punkte übereingekom-
men sind:

Artikel 1.

Die Königlich Preußische, die Königlich Hannoversche und die Herzog-
lich Braunschweigische Regierung verpflichten sich, innerhalb ihres Gebiets die
Errichtung einer Eisenbahn von Magdeburg über Oschersleben nach Braun-
schweig, Hannover und Minden zu gestatten.

Zwischen den oben genannten Orten soll die Bahn in einer ununterbro-
chenen so geraden Richtung geführt werden, als es die Territorial-, Terrain-
und Verkehrsverhältnisse irgend zulassen.

Artikel 2.
Da die im Areikel 1. bezeichnete Eisenbahn ein zusammenhängendes Gan-

zes bilden soll, so machen die hohen kontrahirenden Regierungen sich verbindlich,
die Spurweite für diese Bahn mit der auf den Preußischen Eisenbahnen ange-
nommenen von 4 Fuß 8“ Zoll Englisch im Lichten der Schienen, in Ueberein-
stimmung zu bringen und zu erhalten.

Artikel 3.
Es bleibt einer jeden der hohen kontrahirenden Regierungen überlassen,

innerhalb Ihres Gebietes die Ausführung der Bahn entweder selbst zu über-
nehmen oder eine Gesellschaft von Privatunternehmern dafür zu konzessioniren,
in welchem letztern Falle den konzessionirten Gesellschaften dieselben allgemeinen
Erleichterungen zu Theil werden sollen, welche die in den resp. Staaten bereits
bestehenden oder künftig zu erlassenden Verordnungen anderen Eisenbahn-Unter-
nehmungen einrdumen. Von den solchergestalt ertheilten Konzessionen werden
die hohen kontrahirenden Regierungen sich gegenseirig Mittheilung machen.

Artikel 4.

Die hohen kontrahirenden Regierungen werden dahin sehen, daß die
Regulirung der Fahrten auf eine dem Zwecke möglichst entsprechende Weise ge-
schieht. Insbesondere wollen dieselben durch ndhere Verständigung zu erreichen

(Nr. 2242.) 9!“ suchen,
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suchen, daß taglich wenigstens ein Mal die Fahrten auf den von verschiedenen
Unternehmern angelegten Eisenbahnen ineinandergreifen.

Artikel 5.

ZSwischen den gegenseitigen Unterthanen soll sowohl bei Feststellung der
Beförderungspreise, als der Zeit der Abfertigung kein Unterschied gemacht wer-
den; namentlich sollen die aus dem Gebiete des einen Staats in das Gebiet
des andern Staats übergehenden Transporte weder in Beziehung auf die Ab-
sertigung, noch rücksichtlich der Beförderungspreise ungünstiger behandelt werden,
als die aus den betrefsenden Staaten abgehenden oder darin verbleibenden.

Artikel 6.
Damit die Benutzung der Eisenbahn zum Waarentransporte befördert

werde, wollen die hohen kontrahirenden Regierungen, sobald es thunlich seyn
wird, in Unterhandlung treten, um zu einer Vereinbarung über eine solche ge-
genseitige Ermäßigung der Durchgangs-Abgaben zu gelangen, daß dadurch die
Waarendurchfuhr durch das Gebiet der kontrahirenden Staaten möglichst er-
leichtert wird.

Artikel 7.
Um den Aufenthalt zu beseitigen, welcher entstehen würde, wenn in jedem

der drei kontrahirenden Staaten die zur Befahrung der Eisenbahn dienenden
Wagen und die auf denselben zu transportirenden Waaren und Effekten den
über Deklaration, Revision und sonstige Abfertigung der ein= und ausgehenden
Waaren bestehenden zoll= resp. steuergesetzlichen Vorschriften an der Grenze
unterworfen werden sollten, sind die hohen kontrahirenden Regierungen überein-
gekommen, durch entsprechende und übereinstimmend zu treffende Anordnungen,
insbesondere durch gleichmäßige Bestimmungen über die Verladung und den
Verschluß der auf der Eisenbahn zu befördernden Gegenstände, so wie durch
Einrichtung einer Begleitung der eingehenden Wagenzüge von der Grenze ab
bis zu einem zur Vornahme der zollamtlichen Abfertigung geeigneten Orte im
Innern und umgekehrt, so weit nöthig, der ausgehenden Wagenzüge von einem
solchen Orte bis zur Grenze durch Zoll= und Steuerbeamte die Anwendung
eines erleichternden Verfahrens möglich zu machen, durch welches der oben er-
wähnte Zweck erreicht werden kann, ohne das Interesse der gegenseitigen Zoll-
und Steuerverwaltungen zu gefährden.

Die deshalb anzuordnenden speziellen Maaßregeln bleiben einer besonde-
ren Uebereinkunft vorbehalten.

Artikel 8.

Die Königlich Preußische, die Königlich Hannoversche und die Herzog-
lich Braunschweigische Regierung verpflichten sich, bei Mobilmachungen und
außerordentlichen Truppenbewegungen Anstalten zu treffen und resp. die Eisenbahn-

Unter-
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Unternehmer dazu anzuhalten, daß fur die auf der Eisenbahn zwischen Magde—
burg und Minden zu befördernden Transporte von Truppen, Waffen, Kriegs-
und Verpflegungsbedürfnissen und Militaireffekten aller Art auch außerordent-
liche Fahrten eingerichtet und für dergleichen Transporte nicht blos die unter
gewöhnlichen Umständen bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, sondern
auch die sonst noch vorhandenen Transportmittel benutzt werden.

Den Mulitairverwaltungen der kontrahirenden Staaten wird gegenseitig
die Besugniß vorbehalten, sich zu dergleichen Transporten eigener Transport-
oder eigener Dampfwagen zu bedienen. In solchen Fällen wird an die Eisen-
bahn-Unternehmer außer der Erstattung der Feuerungskosten nur ein maßiges
Bahngeld, so wie eine Vergütung für die etwaige Benutzung der Transport-
mittel der Eisenbahn-Unternehmung gewährt.

Auch wollen die hohen kontrahirenden Regierungen darauf hinwirken,
daß von den Eisenbahn-Unternehmern eine Anzahl von Transportfahrzeugen so
eingerichtet wird, um nöthigen Falls auch zum Transport von Pferden benutze
werden zu können.

Räcksichtlich der Beförderungspreise für Truppen, Wafsfen, Kriegs= und
Verpflegungsbedürfnisse, so wie Militaireffekten jeglicher Art, soll kein Unter-
schied zwischen den resp. Regierungen gemacht und von keiner derselben ein hö-
herer Preis gefordert werden, als derfemge, welchen die betreffende Regierung
für ihre eigene Transporte der gedachten Art an die Unternehmer der in Ihrem
Gebiete belegenen Bahnstrecke zu entrichten hat.

Die den resp. Regierungen eigenthümlich gehrigen Militaireffekten, welche
auf der Eisenbahn befördert werden sollen, bleiben von der Emrichtung der
Durchgangs-Abgaben befreit. Dergleichen Transporte müssen jedoch zu dem
Behufe entweder unter militairischer Begleitung gehen, oder mit einem Passe
der absendenden Milirairbehörden versehen seyn.

Artikel 9.
Die Bestimmungen in den zwischen der Königlich Preußischen und Ks-

niglich Hannoverschen und zwischen der Königlich Preußischen und Herzoglich
Braunschweigischen General-Postverwaltungen bestehenden Verträgen, welche
auf den Transit der Königlich Preußischen Reit-, Fahr= und Schnellpost-
Sendungen durch das Königlich Hannoversche und durch das Herzoglich Braun-
schweigische Gebiet Bezug haben, werden nach Eröffnung einer Eisenbabn-
Anlage zwischen Magdeburg und Minden über Braunschweig und Hannover in
soweit ausgehoben, als der besagte Transit auf den bisherigen Postrouten und
durch die bisherigen Transportmittel entbehrlich wird. Statt dieser Bestim-
mungen kommen dann folgende zur Anwendung.

a) Die Königlich Hannoversche und die Herzoglich Braunschweigische
Re-(Nr. 2222.)
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Regierung werden den Preußischen Brief-, Geld= und Paketsendungen jeglicher
Arr, welche, den bestehenden Gesetzen gemäß, von der Königlich Preußischen
General-Postverwaltung befördert werden, auf der Eisenbahn zwischen Magde-
burg und Minden von einer Preußischen Grenzstation bis zur andern den un-
gehinderten Transit durch das Königlich Hannoversche und durch das Herzog-
lich Braunschweigische Gebiet in derselben Beschaffenheit, wie solche auf den
resp. Grenzen ankommen, so lange gestatten, als jene Eisenbahn besteht.

b) Die gedachten Regierungen sichern der Königlich Preußischen General=
Postverwaltung bei dem unter #5. erwähnten Transit in Ihren resp. Landesge-
bieten auf der in Rede stehenden Eisenbahn schnelle und sichere Beförderung
aller Preußischen Postsendungen in demselben Maaße zu, wie solche den eigenen
Königlich Hannoverschen und Herzoglich Braunschweigischen Postsendungen von
den resp. Eisenbahn-Unternehmern gewährt werden mus.

Jc) Die Königlich Preußische General-Postverwaltung wird dagegen von
dem Zeitpunkte an, wo die Eisenbahn von der Braunschweigischen Grenze bis
Minden zur Beförderung der Preußischen Postsendungen benutzt wird, an die
Königlich Hannoversche und an die Herzoglich Braunschweigische General-Post-
Verwaltung für obige Zugeständnisse eine, den veränderten Verhältnissen ent-
sprechende Vergütung gewähren.

Die Feststellung dieser Vergütung, von welcher die Erfüllung der sub a.
und b. erwähnten Zugeständnisse abhängig gemacht wird, bleibt einer näheren
Vereinbarung der gegenseitigen obersten Postbehörden vorbehalten.

4)Sollte in Folge der Eisenbahn-Anlage künftig im Hannoverschen und
im Braunschweigischen eine allgemeine Porto-Ermäßigung eintreren, so machen
die Regicrungen beider Staaten sich anheischig, die Königlich Preußischer Seits
zu entrichtenden Transit-Portoscäte nach dem Gerhältnisse jener allgemeinen
Porto-Ermßigung herabzusetzen.

c) Die Königlich Preußische, so wie die Königlich Hannoversche Regie-
rung machen sich verbindlich, durch geeignete Verhandlung resp. mit der Kur-
fürstlich Hessischen und der Fürstlich Lippeschen Regierung, zu erwirken, daß den
Preußischen Brief-, Paket= und Geldsendungen jeglicher Art der ungehinderte
Transit durch den Theil des Kurfürstlich Hessischen oder Fürstlich Lippeschen
Gebiets, der etwa von der Eisenbahn zwischen Magdeburg und Minden berührt
werden mochte, so lange diese Eisenbahn besteht, zugesichert werde.

Artikel 10.

Obwohl nach Königlich Preußischen, Königlich Hannoverschen und Her-
zoglich Braunschweigischen Gesetzen Hazardspiele in den gegenseitigen Landen un-
tersagt sind, so wollen die hohen kontrahirenden Regierungen doch noch beson-
ders ein wachsames Auge darauf haben, daß auf den Bahnhöfen, oder in den

zur
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zur Eisenbahn gehorigen Gebauden weder Spielbanken angelegt, noch uberhaupt
daselbst Hazardspiele irgend einer Art geduldet werden.

Artikel 11.

Gegenwartiger Vertrag soll zur Landesherrlichen Genehmigung vorgelegt
und die Auswechselung der daruber auszufertigenden Ratifikations-Urkunden so-
bald als moglich bewirkt werden.

Dessen zu Urkund ist derselbe von den gegenseitigen Bevollmachtigten un-
terzeichnet und besiegelt worden.

So geschehen Berlin, den 10. April 1841.

Adolph Georg Theodor Friedrich Ernst August Philipp Christian
Pochhammer. Witte. Theodor v. Amsberg.

(L. S.) (L. S.) (L. S.)
Adolf v. Pommer Otto Wilhelm Karl

sche. v. Röder.
(L. S.) (L. S.)

Carl Ludwig Gustav
Borck.
(L. S.)

D. Auswechselung der über den vorsichenden Staatsvertrag ausgesertigten
Ratifikations-Urkunden hat am 8. Juni 1841. Statt gefunden.

(Nr. 2243.) Staatsvertrag zwischen Preußen und Braunschweig über die Herstellung einer
Eisenbahn von Magdeburg nach Braunschweig. Vom 10. April 1841.

N die Königlich Preußische, und die Herzoglich Braunschweigische Re-
gierung über die Herstellung einer Eisenbahnverbindung von Magdeburg nach
Braunschweig sich verständiget haben, in Betreff der Ausführung derselben aber
eine nähere Vereinbarung vorbehalten worden, so haben zu diesem Behufe zu
Bevollmächtigten ernannt:

Seine Majestät der König von Preußen:
Allerhöchst Ihren Geheimen Ober-Finanzrath Adolph Georg Theodor

Pochhammer, Ritter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens
(Nr. 22342—2233.) Ster
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Zter Klasse mit der Schleise, des Königlich Bayerischen Civilverdienst-
Ordens der Krone, des Königlich Hannoverschen Guelphenordens und
des Königlich Württembergischen Ordens der Krone,

Allerhöchst Ihren Geheimen Ober-Finanzrath Adolph von Pommer Esche,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens 4ter Klasse, Kom-
mandeur des Herzoglich Anhaltischen Gesammt-Hausordens Albrecht des
Bären,

und

Allerhöchst Ihren Geheimen Legationsrath Karl Ludwig Gustav Borck,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens 3ter Klasse mit
der Schleise, des Kaiserlich Russischen St. Stanislausordens 2ter
Klasse, des Königlich Französischen Ordens der Ehrenlegion und des
Königlich Hannoverschen Guelphenordens,

Seine Durchlaucht der Herzog zu Braunschweig und Lüneburg:
Höchst Ihren Finanzdirektor und Geheimen Legationsrath August Philipp

Christian Theodor von Amsberg, Kommandeur 2ter Klasse des
Herzoglich Braunschweigischen Ordens Heinrich des Löwen, Ritter des
Königlich Preußischen rothen Adlerordens 2ter Klasse, Commandeur des
Königlich Hannoverschen Guelphen= und des Kurhessischen goldenen Lö-
wenordens, Ritter des Königlich Sächsischen Civilverdienstordens und
Inhaber des Waterloo-Ehrenzeichens

und

Höchst Ihren Ministerresidenten am Königlich Preußischen Hofe, den Oberst-
Lieutenant und Kammerherrn Otto Wilhelm Karl von Roeder,
Komthur 2ter Klasse des Herzoglich Braunschweigischen Ordens Hein-
rich des Löwen, Komthur uster Klasse des Herzoglich Sachsischen Erne-
stinischen Hausordens, Komthur des Königlich Belgischen Leopoldsorden,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Adlerordens #ter Klasse und
des Königlich Bayerischen Civilverdienstordens,

welche, nach vorhergegangener Unterhandlung, über nachstehende Artikel überein-
gekommen sind.

Artikel 1.

Die Königlich Preußische Regierung gestattet der Herzoglich Braun-
schweigischen Regierung innerhalb des Preußischen Gebiets zum Anschlusse an
die Eisenbahn, welche von Magdeburg nach Oschersleben mit einer Seitenver-
bindung von dort nach Halberstadt im Wege der Aktienunternchmung ausge-
führt werden soll, in der Richtung von Oschersleben auf Wolfenbüttel eine Ei-
senbahn für eigene Rechnung zu bauen und in Betrieb zu nehmen, indem die
Herzoglich Braunschweigische Regierung ihrerseits die Verpflichrung übernimmt,

die
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die von Magdeburg nach Oschersleben zu erbauende Bahn von diesem letzteren
Orte bis Wolfenbüttel zum Anschlusse an die von dort nach Braunschweig ge-
hende Bahn weiter zu führen.

Artikel 2.

In Betreff der obengedachten innerhalb des Preußischen Gebiets aus-
zuführenden Eisenbahn von Oschersleben bis zur Braunschweigischen Grenze
sollen die Bestimmungen des Königlichen Preußischen Gesetzes über die Eisen-
bahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. zur Anwendung kommen, in so-
weit nicht der besondere Umstand, daß diese Bahn von der Herzoglichen Re-
gierung selbst in Bau und Betrieb genommen wird, so wie die Erwägung, daß
die innerhalb des Preußischen Gebiets belegene Bahnstrecke mit dem im Her-
zoglich Braunschweigischen Gebiete belegenen Haupttheile der nach Braunschweig
führenden Eisenbahn ein Ganzes ausmacht und nur im Zusammenhange damit
zu benuben ist, zu Abweichungen davon Anlaß geben.

Demzufolge ist man übereingekommen, daß die Bestimmungen in den
6é. 1. 2. 3. 6. 27. 28. 20. 30. 31. 32. 33. 34. 35. 37. 38. 39. 40. 41. 47.
und 48. des in Bezug genommenen Gesetzes vom 3. November 1838. rück-
sichtlich der mehrerwähnten im Preußischen Gebiete belegenen Bahnstrecke außer
Anwendung bleiben.

Wegen der sonst nöthigen Abweichungen hat man sich dagegen über fol-
gende Punkte vereinigk.

Artikel 3.
Zu 6. 4. des Gesetzes.

Rücksichtlich der Feststellung der Bahnlinie und des Bauplanes für die
im Königlichen Preußischen Gebiete belegene Bahnstrecke behält die Herzoglich
Braunschweigische Regierung die Mittheilung des speziellen Projekts, Behufs
der weiteren Vereinbarung sich noch vor, indem dieselbe übrigens sich verbind-
lich macht, sowohl auf der obengedachten Bahnstrecke, als auf der weiteren
Bahn nach Braunschweig hin die Spurweite mit der auf den Preubischen Ei-
senbahnen angenommenen von 4 Fuß 81 Zoll Englisch im Lichten der Schie-
nen in Uebereinstimmung zu bringen und zu erhalten.

In Ansehung der auf der Bahn anzuwendenden Fahrzeuge, einschließ-
lich der Dampfwagen, ist man darüber einverstanden, daß die von der Herzog-
lich Braunschweigischen Regierung zu veranlassende Prüfung genüge, und eine
Genehmigung Seitens der Königlich Preußischen Regierung nicht erforder-
lich sey.

Artikel 4.
Zu 5. 21. des Gesetzes.

Die Herzoglich Braunschweigische Regierung verpflichret sich, den Bau
Jahrgang 1842. (Nr. 22A3.) 9 der
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der mehrerwähnten Bahnstrecke und der weiteren Bahn nach Wolfenbüttel der-
gestalt betreiben zu lassen, daß die ganze Bahn nach Braunschweig hin mit dem
Anfange des Jahres 1845. zur Befahrung eröffnet werden könne, in der Vor-
aussetzung, daß bis dahin auch die Bahn von Magdeburg nach Oschersleben
fertig hergestellt werde.

Artikel 5.
Zu 6. 23. des Gesetzes.

In Betreff des Bahnpolizeireglements bleibt die weitere Vereinbarung
sowohl wegen der auf den Betrieb sich beziehenden Anordnungen, als der zur
Sicherstellung desselben Königlich Preußischer Seits zu erlassenden polizeilichen
Vorschriften vorbehalten.

Die Herzoglich Braunschweigische Reglerung wird die bei der Eisenbahn-
Verwaltung ihrerseits anzustellenden Beamten nicht nur auf die Wahrnehmung
des Königlichen Preußischen Zoll= und Steuerinteresse, sondern auch auf die
Handhabung der vorerwähnten von der Königlich Preußischen Regierung zu
erlassenden polizeilichen Anordnungen mit vereidigen lassen.

Artikel 6.
Zu 6. 26. des Gesetzes.

Die Bestimmung der Förderungspreise für Personen, Thiere und Sa-
chen bleibt der Herzoglich Braunschweigischen Regierung überlassen, welche die-
selbe, zum Besten des öffentlichen Verkehrs, so billig als möglich stellen wird.

Die Förderungspreise für Sachen aller Art sollen jedoch in keinem Falle
höher angesetzt werden, als die Eracht auf gewöhnlichen Chausseen und Wegen
gleichzeitig und bei gleicher Waarenqualität und Entfernung unter gleichen ört-
lichen WVerhältnissen zu stehen kömmt. Auch sollen die gegenseitigen Untertha-
nen unter übrigens gleichen Verhältnissen, sowohl in Ansehung der Personen als
der Waarenbeförderung gleichmäßig behandelt werden, so daß den Herzoglich
Braunschweigischen Unterthanen als solchen dabei kein Vorzug vor den König-
lich Preußischen Unterthanen eingerdumt werden darf.

Artikel 7.
Zu 5. 36. des Gesetzes.

Die Herzoglich Braunschweigische Regierung macht sich verbindlich, der
Königlich Preußischen General-Postverwaltung in Beziehung auf die Benutzung
der innerhalb des Preußischen Gebieks belegenen Bahnstrecke von Oschersleben
bis zur Herzoglich Braunschweigischen Grenze unter allen Voraussetzungen ganz
dasselbe zu leisten, was derselben in Gemäßheit der Bestimmung in den é. 36.
des Gesetzes vom 3. November 1838. von der zur Anlegung einer Eisenbahn
von Magdeburg nach Oschersleben zu konzessionirenden Gesellschaft geleistet wer-
den muß. Auch wird die Herzoglich Braunschweigische Regierung, die König-

lich



lich Preußischen Brief-, Geld= und Packetsendungen jeglicher Art, gegen die,
in den zwischen den beiden Regierungen bestehenden Postvertragen stipulirten,
oder anderweit beiderseits verhaltnißmaßig zu moderirenden Porto-Antheile in der-
selben Beschaffenheit, wie sie bis zur Herzoglich Braunschweigischen Grenze ge-
langen, auf der Eisenbahn ungehindert, schnell und sicher bis Braunschweig be-
fordern lassen.

Artikel 8.
Zu 8. 42. des Gesetzes.

Die Koniglich Preußische Regierung behalt sich das Recht vor, die in
Rede stehende innerhalb ihres Gebiets belegene Bahnstrecke nebst allem zu der
Bahn selbst zu rechnenden Zubehor nach Verlauf von 30 Jahren nach Eroff-
nung der Bahn in Folge einer mindestens zwei Jahre vorher zu machenden
Ankundigung, jederzeit gegen Erstattung des Anlagekapitals zu erwerben.

In sofern jedoch zur Zeit der Erwerbung der Zustand der Bahn gegen
die ursprungliche Anlage sich wesentlich verschlechtert haben sollte, soll von dem
ursprunglichen Anlagekapital nach einem durch Sachverstandige zu bestimmenden
Prozentsatze ein dem dermaligen Zustande entsprechender Abzug gemacht werden.

Artikel 9.
Zu 8. 45. des Gesetzes.

Sofern von Seiten der Königlich Preußischen Regierung der Anschluß
von Seitenbahnen für angemessen erachtet würde, erklärt die Herzoglich Braun-
schweigische Regierung sich bereit, solchen nicht nur geschehen zu lassen, sondern
auch die auf diesen Seitenbahnen mit den darauf gangbaren Bahnwagen an-
langenden oder abzuführenden Transporte durch ihre Betriebsmittel zu be-
fördern.

Artikel 10.
Zu 8. 46. des Gesetzes.

Die Koniglich Preußische Regierung wird, Falls sie sich bewogen finden
sollte, einen Kommissarius fur die gedachte Bahnstrecke zu bestellen, die auf den
Bau und Betrieb derselben sich beziehenden Verhandlungen mit der Herzoglich
Braunschweigischen Eisenbahnverwaltung durch diesen fähren lassen.

Artikel 11.
Zu 5. 49. des Gesetzes.

Sollte die Königlich Preußische Regierung veranlaßt werden, die in dem
mehrerwähnten Gesetze vom 3. November 1838. enthaltenen Bestimmungen
durch neue Anordnungen zu ergänzen oder abzuadndern und nach Umständen
denselben ganz neue Bestimmungen hinzuzufügen, so behalten beide Regierungen
sich vor, sich darüber näher zu vereinigen, in wie weit dergleichen Abdnderungen,

(Nr. 2233.) 9 Er-
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Ergänzungen oder auch neue Bestimmungen auf die in Rede stehende Bahn-
strecke zur Anwendung zu bringen seyn werden.

Artikel 12.

Für den Fall, daß die Herzoglich Braunschweigische Regierung veran-
laßt seyn sollte, die Bahnanlage selbst oder den Betrieb der Transporte auf
der Eisenbahn künftig an Privatunternehmer, sey es im Wege einer Konzession
oder der Verdußerung, oder Verpachtung ganz oder theilweise zu überlassen, so
ist dazu die Zustimmung der Königlich Preußischen Regierung erforderlich, und
wird alsdann über die einer Abänderung bedürfenden Punkte des gegenwärti-
gen Vertrages das Nähere zwischen den beiderseitigen Regierungen verabredet
werden.

Artikel 13.
Die Landeshoheit bleibt in Ansehung der in Rede stehenden Eisenbahn,

so weit sie das Königlich Preußische Gebiet berührt, der Krone Preußen aus-
schließlich vorbehalten. Demgemäß sollen alle innerhalb des Könglich Preußi-
schen Gebiets vorkommenden, die Bahnanlage oder den Transport auf der
Bahn betreffenden Polizei= und Kriminalvergehen den Königlich Preußischen
Behörden zur Untersuchung und Bestrafung angczeigt und nach Königlich
Preußischen Gesetzen beurtheilt werden.

Insbesondere erklärt die Herzoglich Braunschweigische Regierung sich
auch damit einverstanden, daß die ihrerseuts in Oschersleben zu bestellende Ei-
senbahnverwaltung wegen aller Entschädigungsansprüche, welche aus Anlaß der
Eisenbahnanlage auf Preußischem Gebiete oder des Betricbes auf derselben ge-
gen sie erhoben werden möchten, der Entscheidung der kompetenten Könslich
Preußischen Gerichtshöfe nach den Königlich Preußischen Gesetzen sich zu unter-
werfen habe, und daß die gegen die vorgedachte Eisenbahnverwalrung in Ver-
tretung der Herzoglich Braunschweigischen Regierung ergehenden Enrscheidungen
ihrerseits als verbindlich anzuerkennen seyen.

Artikel 14.
Um den Aufenthalt zu beseitigen, welcher entstehen würde, wenn in jedem

der beiden kontrahirenden Staaten die zur Befahrung der Eisenbahn dienenden
Wagen und die auf denselben zu transportirenden Waaren und Effekten den
über Deklaration, Revision und sonstige Abfertigung der ein= und ausgehenden
Waaren bestehenden zoll= resp. steuergesetzlichen Vorschriften an der Grenze
unterworfen werden sollten, sind die hohen kontrahirenden Regierungen über-
eingekommen, durch enesprechende und übereinstimmend zu treffende Anordnun-
gen, insbesondere durch gleichmáßige Bestimmungen über die Verladung und
den Verschluß der auf der Eisenbahn zu befördernden Gegenstände, so wie
durch Einrichtung einer Begleitung der eingehenden Wagenzüge von der Grenze

ab
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ab bis zu einem zur Vornahme der zollamtlichen Abfertigung geeigneten Orte
im Innern und umgekehrt, so weit nörhig, der ausgehenden Wagenzüge von
einem solchen Orte bis zur Grenze durch Zoll= und Steuerbeamte, die Anwen-
dung eines erleichternden Verfahrens möglich zu machen, durch welches der
oben erwähnte Zweck erreicht werden kann, ohne das Interesse der beiderseiti-
gen Zoll= und Steuerverwaltung zu gefährden.

Die deshalb anzuordnenden speziellen Maaßregeln bleiben einer besonde-
ren Uebereinkunft vorbehalten.

Artikel 15.
Obwohl nach Königlich Preußischen, so wie nach Herzoglich Braun-

schweigischen Gesetzen Hazardspiele in den beiderseitigen Landen untersagt sind,
so wollen die hohen kontrahirenden Regierungen doch noch besonders ein wach-
sames Auge darauf haben, daß auf den Bahnhöfen oder in den zur Eisenbahn
gehörigen Gebduden weder Hazardspielbanken angelegt, noch überhaupt daselbst
Hazardspiele irgend einer Art geduldet werden.

Artikel 16.
Gegenwärtiger Vertrag soll zur Landesherrlichen Genchmigung vorgelegt

und die Auswechselung der darüber auszufertigenden Ratißkations-Urkunden so-
bald als möglich, spatestens aber innerhalb vier Wochen bewirkt werden.

Dessen zu Urkund ist derselbe von den beiderseitigen Bevollmächtigten
unterzeichnet und besiegelt worden.

So geschehen Berlin, den 10. April 1841.

Adolph Georg Theodor August Philipp Christian Theodor
Pochhammer. v. Amsberg.

(L. S.) (L. S.)
Adolph v. Pommer Esche. Otto Wilhelm Karl v. Röder.

(L. S.) (L. S.)
Karl Ludwig Gustav Borck.

L. S.

D. Auswechselung der über den vorstehenden Staatsvertrag ausgefertigten
Ratifikations-Urkunden hat am 26. Mai 1841. Statt gefunden.

 — ÔÚ“Ó—
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(Nr. 2244.) Allerhöchste Bestätigungs-Urkunde vom 14. Januar 1842., für die Magdeburg-
Halberstädter Eisenbahn-Gesellschaft; sowie des Statuts der letzteren,
vom 13. September 1841.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

Wollen mit Bezug auf Unsere am heutigen Tage in Betreff der Anlage leiner
Eisenbahn von Magdeburg nach Halberstadt und nach Braunschweig erlassene
Order der Aktiengesellschaft, welche nach der gerichtlichen Verhandlung vom
13. September 1841. zur Erbauung und Benutzung einer Eisenbahn von Mag-
deburg über Groß-Oschersleben nach Halberstadt unter dem Namen: „Mag-
deburg-Halberstädter Eisenbahngesellschaft“ mit einem Grundkapitale von
1,700,000 Rthlr. zusammengetreten ist, hiermit die Fechte einer Korporation
verleihen und das nach jener Verhandlung vereinbarte, hierbeigefügte Statut
dieser Gesellschaft hierdurch bestätigen, jedoch mit der Maaßgabe, daß die nach
6. 17. zur Ansammlung eines Reservefonds jährlich anzulegende Summe in
keinem Falle mehr als zwei Prozent des Anlagekapitals betragen soll.

Die gegenwärtige Bestätigung soll nebst dem Statute durch die Gesetz-
Sammlung bekannt gemacht werden.

Gegeben Berlin, den 14. Januar 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Graf v. Alvensleben.

Sta-
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Statut
der

Magdeburg-Halberstädter Eisenbahngesellschaft.

Ul dem Namen:
„Magdeburg-Halberstädter Eisenbahngesellschaft“

ist eine Aktiengesellschaft zu dem Zwecke zusammengetreten, eine Eisenbahn von
Magdeburg über Gr. Oschersleben nach Halberstadt zu erbauen, und zum Trans-
port von Personen, Waaren und anderen Gegenständen für gemeinschaftliche
Rechnung zu benutzen.

Die Bedingungen, unter welchen dieses gemeinschaftliche Unternehmen
ausgeführt werden soll, sind nachstehend festgesetzt, und bilden das von den Ge-
sellschaftsmirgliedern vereinbarte Statut.

Erster Abschnitt.
Fonds der Gesellschaft, allgemeine Rechte und Pflichten ihrer

Mitglieder.
6 1. Zur Erreichung des Zwecks der Gesellschaft ist nach einem gemachten

Ueberschlage ein Kapital von 1,700,000 Rehlr. Pr. Cour. erforderlich, welches
durch 17,000 Aktien, jede zu 100 Rehlr. Pr. Cour. zusammengebracht werden soll.

5. 2. Die Ausfertigung der Aktien bleibt bis zur Einzahlung des ganzen Nenn-
werths ausgesetzt. Dagegen ist für jede Aktie ein mit dem Namen des Zeich-
ners versehener Quittungsbogen ausgegeben, und darauf über den Empfang der
bereits eingezahlten ersten zehn Prozente quittirt worden.

6. 3. Die übrigen 00 Rthlr. werden entweder in Raten von höchstens 10
Rehlr. in den vom Direktorium zu bestimmenden und mindestens sechs Wochen
vor der jedesmaligen Verfallzeit bekannt zu machenden Fristen, oder auch auf
einmal nach Wahl des Aktionairs an die Gesellschaftskasse oder die besonders
namhast zu machenden Agenten der Gesellschaft eingezahlt. Im ersteren Falle
wird über die erfolgte Theilzahlung auf den betreffenden Quittungsbögen quit-
tirt; im zweiten wird dem Aktionair eine Original-Aktie mit einer für die Dauer
der Bauzeit ausreichenden Anzahl Zinskoupons (§. 11.) ausgehändigt.

F. 4. Die Annahme des Restkapitals erfolgt nur noch bei der zweiten Einzah-
lung; bei der spateren kann nur die ausgeschriebene Rate eingezahlt werden.

(. 5. Nach 5. 2. ad 3. des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838. (Mr.
(Nr. 22.) 1947.
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1947. der Gesetzsammlung) ist jeder Zeichner einer Aktie für die Einzahlung von
40 Prozent des Nominalbetrages derselben unbedingt verhaftet. Nach Einzah-
lung der ersten 40 Prozent hört diese Verpflichtung auf.

6é. 6. Wenn auf eine Aktie eine der ausgeschriebenen Theilzahlungen zur Ver-
fallzeit nicht eingegangen ist, so wird der Eigenrhümer derselben vom Direktorium
öffentlich aufgefordert, die ausgebliebene Zahlung, und außerdem eine Konven-
tionalstrafe von Fünf Thalern Pr. Cour., spätestens sechs Wochen nach dem
ersten Verfalltage an die Gesellschaftskasse zu entrichten. Wer dieser Aufforde-
rung nicht vollständig und pünktlich Genüge leistet, verliert dadurch sein Anrecht
auf die betreffende Aktie, und bußt die, auf dieselbe geleisteten frühern Zah-
lungen ein.

Der darüber ausgegebene Quittungsbogen wird demgemäß vom Direk-
torium durch eine öffentliche Bekanntmachung für null und nichtig erklärt.

Zugleich wird anstatt dieser erloschenen Aktie eine andere Aktie unter einer
neuen Nummer vom Direktorium kreirt und für dieselbe ein mit ihrer Nummer
versehener neuer Quittungsbogen ausgefertigt.

. 7. Das weitere Verfahren ist verschieden, je nachdem der im 5. 6. ange-
gebene Fall, entweder

a) zu einer Zeit, wo die Zeichner der Aktien bereits 40 Prozent des No-
minalbetrages eingezahlt haben,

oder

b) vor diesem Zeitpunkt
eintritt.

Im letzteren Falle, also so lange die Verhaftcung der Aktienzeichner für
den Rückstand bis auf 40 Prozent des Nominalbetrages sortdauert, wird der
Zeichner der, nach §. 6. für null und nichtig erklärten Aktie zur Zahlung der
ausgebliebenen Rate, der davon seit dem Verfalltage zu berechnenden Zinsen zu
5 Prozent und der gesammten Kosten, aufgefordert und allenfalls gerichtlich an-
gehalten. Leistet er dieser Aufforderung nicht spätestens 8 Tage nach Empfang
derselben Genüge, so hat er außer der vorstehend erwähnten Zahlungen, noch
für den neunten und für jeden folgenden Tag bis zur geschehenen Zahlung eine
Konventionalstrafe von einem halben Thaler Pr. Cour. zu erlegen.

Nach Entrichtung dieser Zahlungen wird ihm das Anrecht auf die nach
6. 6. neu kreirte Aktie ertheilt, und ein mit seinem Namen versehener Quit-
tungsbogen ausgehändigt, worin nicht nur über die letzte Rate, sondern auch
über die früheren Theilzahlungen, ohne daß er dieselben zu erlegen braucht, quit-
tirt ist.

Der Zeichner der erloschenen Aktie bleibt aber dann fur den Ruckstand
des Nominalbetrages der neuen Aktie in derselben Art und eben so lange ver-

haftet,
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haftet, wie er fur den Ruckstand des Nominalbetrages der von ihm gezeichneten
fur null und nichtig erklarten Aktien verhaftet war.

&amp;. S. Wenn hingegen zu der Zeit, wenn der im 8. 6. erwahnte Fall eintritt,
schon 40 Prozent eingezahlt, und die Aktienzeichner ihrer Verhaftung also bereits
entlassen sind, so wird das Anrecht auf die, nach §. 6. neu kreirte Aktie vom
Direktorium für Rechnung der Gesellschaft bestmöglichst verkauft uud dem Käufer
bis zur Aushändigung des Aktiendokuments ein Quittungsbogen ausgefertigt.

. 9. Das Anrecht auf eine Aktie kann auch vor Ausfertigung des Aktiendo-
kuments zu jeder Zeit, jedoch unbeschadet der im &amp;. 5. bestimmten Verhaftung
des Zeichners der Aktie, von diesem oder einem spätern Erwerber an einen An-
dern abgetreten werden. Eine solche Uebertragung wird aber vom Direktorium
nur dann beachtet, wenn sie aus dem OQuittungsbogen ersichtlich ist.

6. 10. Wer daher vor erfolgter Aushandigung einer Aktie sein Anrecht auf die-
selbe nachweisen will, hat den darüber ausgegebenen Qutttungsbogen zu produ-
ziren, und außerdem, wenn er nicht der darin benannte erste Erwerber der Aktie
ist, durch eine oder mehrere Cessionen oder andere rechtsverbindliche Urkunden,
die auf dem Quittungsbogen selbst geschrieben oder demselben annektirt seyn müs-
sen, darzuthun, daß das Anrecht auf die Aktie auf ihn übergegangen ist. Die
Gesellschaft ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Aechtheit der ihr solcherge-
stalt produzirten Cessionen zu prüfen.

(. 11. Sämmtliche Einschüsse der Aktionaire werden bis zur erfolgten Einzah-
lung des vollen Nominalbetrages der Aktien mit jährlich 4 Prozent verzinset.
Die Zinsen der ersten Theilzahlung werden vom 1. September 1841., die Zin=
sen jeder späteren Rate von dem ersten Tage des auf den Verfalltag zu-
nächst folgenden Monats ab, berechnet.

 . 12. Wer nach 5. 3. bei der Einzahlung der zweiten Rate den vollen Rest-
betrag des Nominalkapitals einzahlt, erhdlt mit der Original-Aktie drei Koupons
zur Erhebung von halbsährigen Zinsen ausgehändigt und hat die für die ersten
zehn Prozent aufgelaufenen Zinsen, deren Betrag vom Gesellschaftsvorstande
ndher bekannt gemacht werden wird, bei seiner Zahlung in Anrechnung zu bringen.

Die Art und Weise der Berichtigung der Zinsen auf solche Aktien vom
Verfalltage des dritten Koupons an bis zur Einzahlung des vollen Nominal=
betrages der übrigen Aktien, wo nach é. 11. die regelmäßige Verzinsung auf-
hört, bleibt der Bestimmung des Direktoriums vorbehalten.

6. 13. Die Zinsen der zuerst eingeschlossenen vierzig Prozent werden bei der
nächstfolgenden Theilzahlung dadurch berichtigt, daß sie von dem Betrage derselben
in Abzug kommen, wobei es aber dem Direktorium freisteht, die zu vergütenden
Zinssummen abzurunden. Der Betrag der übrigen Zinsen wird bei der letzten
Theilzahlung in Abzug gebracht.

Jahrgang 1842. (Nr. 226.) 10 8. 14.
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é. 14. Die Uebertragung des Anrechtes auf eine gewisse Aktie verleihet zu-
gleich ohne Weiteres das Recht auf die Zinsen derselben.

. 15. Die Aktien selbst werden nach dem Schema A. stempelfrei auf die In-
haber ausgefertigt und nach Entrichtung resp. des ganzen Nominalbetrages und
der letzten Theilzahlung an die nach 8. 10. legitimirten rechtmäßigen Besitzer der
betreffenden Quittungsbögen gegen Rückgabe derselben ausgeliefert.

é. 16. Jeder Aktionair hat als solcher nach Verhältniß des von ihm geleisteten
Einschusses gleichen Antheil am gesammten Eigenthum, Gewinn und Perlust der
Gesellschaft, ohne jemals zur Entrichtung eines Zuschusses verbunden zu seyn.

é 12. Wenn die Eisenbahn vollständig beendigt und in Betrieb gesetzt ist, so
hört die regelmäßige Verzinsung mit 4 Prozent auf, und es wird von dem
jährlichen Reinertrage derselben eine, vom Gesellschaftsausschusse zu bestimmende
Summe vorweg abgezogen und zu einem Reservefonds gesammelt, der jedoch
in seinem Gesammtbetrage ohne ausdrückliche Genehmigung des Staats nie die
Summe von 20 Prozent des Anlagekapitals überschreiten darf. Der jahrlich
verbleibende Rest des Reinertrags wird mit Vermeidung unbequemer Bruch-
theile, als Dividende unter die Aktionaire vertheilt. Der Betrag der jedesma-
ligen Dividende und die Zeit ihrer Zahlung wird vom Direktorium öfsentlich
bekannt gemacht.

6. 18. Mit seder Aktie wird eine angemessene Anzahl Dividendenscheine nach
dem Schema B. ausgegeben, auf welche der Betrag der Dividende alljährlich
bei der Gesellschaftskasse erhoben werden kann. Sind diese Dividendenscheine
eingeldst, so wird das Direktorium den Aktionairen neue zustellen und dies auf
den Aktien vermerken lassen.

. 19. Durch Einlösung der Dividendenschei ird die Gesellschaft von
sedem diesfälligen Anspruche befreiet.

é 20. Wenn Dividenden innerbalb vier Jahren, von der Derfallzeit ange-
rechnet, nicht erboben worden sind, so fallen sie der Gesellschaftskasse anheim.

6. 21. Verlorene, vernichtete, oder sonst abhanden gekommene Aktien, Quit-
tungsbögen oder Dividendenscheine müssen in der für andere Urkunden ähnlicher
Art gesetzlich vorgeschriebenen Form ausgeboten und amortisirt werden.

 22. Ist eine Aktie, ein Quiktungsbogen oder ein Oividendenschein auf
diese Art rechtskräftig amortisirt, so wird dem legitimirten Eigenthümer cine
andere Aktie, ein anderer Quittungsbogen oder ein anderer Dividendenschein un-
ter einer neuen Nummer ertbeilt.

Zwei-
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Zweiter Abschnitt.
Verfassung der Gesellschaft und Verwaltung der gemeinsamen

Angelegenheiten derselben.
6. 23. Die Gesellschaft behält sich vor, über besonders wichtige Angelegenheiten

in General-Versammlungen ihrer Mitglieder zu beschließen. Außerdem wird sie
durch einen Ausschuß vertreten, welcher zur Verwaltung der gemeinsamen Ange-
legenheiten ein Direktorium bestellt. Die Stadt Magdeburg ist das Domizil
der Gesellschaft und der Sitz ihrer Verwaltung.

A. General-Versammlungen.
5. 24. In jedem Jahre wird, der Regel nach im Mai, eine General-Ver-

sammlung der Aktionaire gehalten. Außerordentliche General-Versammlungen
werden einberufen, so oft es der Ausschuß für nöthig befindet.

Während des Baues werden die Generalversammlungen abwechselnd in
Magdeburg und Halberstadt, nach der Vollendung der Bahn aber in Gr.
Oschersleben gehalten.

6. 25. An den General-Versammlungen können nur solche Aktionaire Theil
nehmen, die fünf oder mehr Aktien besitzen.

In derselben haben die Inhaber
von 5 bis 0 Altien 1 Stimme
-10-24 2 Stimmen
: 250= 40 3 -

50 9 " 4 -

: 100 = 240 = 5 -

-Ê 250 -499 = 10 -

* 500 und mehr = 20
Den Stadtgemeinden Magdeburg, Halberstadt und Braunschweig stehen,

so lange sie sich im Besitze von wenigstens 1000 Aktien befinden, einer jeden 50
Stimmen zu, zu deren Abgabe sie Vollmacht ertheilen können.

Jeder stimmfähige Aktionair kann sich durch einen anderen von ihm mir
schriftlicher Vollmacht versehenen stimmfähigen Aktionair vertreten lassen. Es
darf jedoch Niemand, in der Eigenschaft als Bevollmächtigter, mehr als 20
Stimmen abgeben. Hanolungshäuser können durch ihre Prokuraträger vertre-
ten werden, auch wenn letztere nicht selbst Akrionaire sind.

Die verfassungsmäßigen Beschlüsse der General-Versammlungen haben ohne
Rücksicht auf die Anzahl der Anwesenden für alle Aktionaire verbindliche Kraft.
 26. Die stimmfähigen Aktionaire werden zur General-Versammlung durch

eine vom Vorsitzenden des Ausschusses mindestens drei Wochen vor dem Termine
(Nr. 244.) 10“ zu
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zu erlassende öffentliche Bekanntmachung eingeladen, die eine kurze Andeutung
der zum Vortrag in der Versammlung bestimmten wichtigeren Gegenstände ent-
halten muß.

. 27. Jeder Aktionair, der an einer General-Versammlung Theil nehmen wilb-,
hat sich an den dazu jedes Mal besonders zu bestimmenden Tagen bei den von
dem Direktorium zu bestimmenden Beamten der Gesellschaft zu Magdeburg,
Halberstadt und Braunschweig als Inhaber von fünf oder mehr Aktien zu le-
gitimiren und erhält hierauf eine Eintrittskarte, auf welcher die Anzahl der ihm
gebührenden Stimmen vermerkt ist.

5. 28. Die General-Versammlungen werden von dem Vorsitzenden des Aus-
schusses oder dessen Stellvertreter geleitet. Ueber ihre Verhandlungen und Be-
schlüsse wird ein Protokoll ausgenomnen und außer dem Protokollführer von dem
PVorsitzenden des Ausschusses und von drei Aktionamen, welche letztere weder zum
Ausschusse, noch zum Direktorium, noch zu den Gesellschaftsbeamten gehèren dür-
sen, durch Unterschrift vollzogen. Die Auswahl des Protokollführers und der
gedachten drei Aktionaire bleibt dem Vorsitzenden des Ausschusses überlassen.

6. 20. Die Geschäfte der General-Versammlungen sind folgende-:
1) die Wahl der Ausschußmitglieder und ihrer Stellvertreter (5. 33.) und

im Falle des 9. 38. deren Remotion. Dieselben werden durch relative
Stimmenmehrheit der anwesenden Aktionaire gewählt. Im Fall einer
Stimmengleichheit entscheidet das Loos. Lehnt ein Aktionair oder Stell-
vertreter die auf ihn gefallene Wahl ab, so rückt derjenige ein, der nach
dem Gewählten die meisten Stimmen hat.

Die in den drei Staädten Magdeburg, Braunschweig und Halberstadt wohnen-
den Direktionsmitglieder veranstalten mehrere Tage vor derjenigen General-Ver-
sammlung, in welcher Wahlen vorgenommen werden sollen, eine durch vorherige
öffentliche Bekanntmachung zur Kenntnß der stimmberechtigten Aktionaire ihrer
Stadt und Umgegend zu bringende Konferenz derselben, in welcher durch Ab-
stimmung eine Liste der der General-Versammlung zur Wahl zu empfehlen-
den Personen aufgestellt wird. Die Namen der aus den drei Städten vorge-
schlagenen Wahlkandidaten werden auf die, in der General-Versammlung aus-
zugebenden Stimmzettel gesetzt, es bleibt jedoch sedem in derselben erscheinenden
Stimmberechtigten unbenommen, statt der vorgeschlagenen Personen Andern
seine Stimme zu geben.

Auf die erste Wahl der Ausschußmirglieder leidet diese Besiimmung keine
Anwendung.

Ferner bleibt den General-Versammlungen die Beschlußnahme vorbehalten:
2) über die Anlage von Zweig-, Verbindungs= und anderen Bahnen,
3) über die Vermehrung des Gesellschaftsfonds durch Emission neuer Aktien,

4) über
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4) über die Aufnahme von Darlehnen für Rechnung der Gesellschaft,
5) über Ergänzung und Abänderung des Statuts,
6) über die Auflösung der Gesellschaft,
7) über alle andern Angelegenheiten der Gesellschaft, die ihr vom Direkto-

rium, vom Ausschusse, oder von einzelnen Aktionairen zur Entscheidung
vorgelegt werden.

Zur Gültigkeit der unter 2 bis 6 gedachten Beschlüsse der General-Versamm-
lungen ist die Genehmigung des Staats erforderlich.

Auch muß in den regelmäßigen jährlichen General-Versammlungen
8) der Geschäftsbericht des Direktoriums vorgelesen,
9) die Rechnung über das vorhergehende Verwaltungsjahr vorgelegt und

ein gedruckter Abschluß derselben unter die Aktionaire vertheilt werden.
Endlich

10) gebührt den General-Versammlungen nach Maaßgabe des #. 45. die vor-
ldusige Entscheidung über solche Rechnungs-Erinnerungen des Ausschusses,
über welche derselbe mit dem Direktorium sich nicht einigen kann. Die
Verhandlungen des Ausschusses müssen in jeder General-Versammlung
zur Einsicht der Aktionaire bereit liegen.

5. 30. Wenn einzelne Aktionaire einen Gegenstand in der General-Versamm-
lung zum Vortrag bringen wollen (§. 29. Nr. 7.), so müssen sie ihr Vorhaben
unter ausführlicher Angabe der Motive mindestens 10 Tage vor der VTersamm-
lung dem Vorsitzenden des Ausschusses schriftlich anzeigen.

 . 31. Das Direktorium wird von allen Gegenständen, die in einer Gene-
ral-Versammlung zum Vortrag kommen, wenigstens 5 Tage vorher durch den
Vorsitzenden des Ausschusses vollständig in Kenntniß gesetzt.

. 32. In den Fällen des §&amp;. 29. entscheidet in der Regel die absolute Stim-
menmehrheit der Anwesenden und im Falle einer Stimmengleichheit die Stimme
des Vorsitzenden. Davon sfindet jedoch

2) bei der Wahl der Ausschußmitglieder und deren Stellvertreter die im F.
20. Nr. 1. bestimmte Ausnahme, und

b) im Falle des 5. 29. Nr. 6. die Abweichung statt, daß die AuflSsung der
Gesellschaft nur durch zwei Drittheile der anwesenden Stimmen beschlos-
sen werden kann.

Uebrigens bleibt es dem Vorsitzenden überlassen, das bei Abstimmungen zu beob-
achtende Verfahren sestzusetzen.

8. Ausschuß.
6. 33. Der Ausschuß besteht aus 15 Aktionairen, von denen 5 in Magdeburg,

5 in Halberstadt, 5 in Braunschweig oder Wolfenbüttel oder der Umgegend
12 die-
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dieser Stadte wohnen. Die General-Versammlung wahlt namlich 6 in Magde-
burg, 6 in Halberstadt und 6 in Braunschweig oder in der Umgegend dieser
Stddte wohnende Ausschußmitglieder und die Stadtgemeinden Magdeburg,
Halberstadt und Braunschweig ernennen eine jede 1 Ausschußmitglied. Diese
21 Ausschußuitglieder wählen aus den 18 von der General-Versammlung erwähl-
ten Ausschußmitgliedern, unter Beobachtung der im 8. 55. enthaltenen Vor-
schriften, 3 ordentliche und 3 außerordentliche Mitglieder des Direktoriums und
die übrigen 15 Ausschußmitglieder bilden den Ausschuß.

. 34. Zur Vertretung der Ausschußmitglieder in Behinderungsfällen oder bei
deren Abgange werden 6 Stellvertreter, und zwar 2 in Magdeburg, 2 in Hal-
berstadt und 2 in Braunschweig oder in der Umgegend dieser Städte wohnende
Aktionaire gewählt, welche, nach der Reihefolge der Wahl, jedoch dergestalt ein-
treten, daß für ein behindertes oder ausfallendes Ausschußmitglied immer ein an
demselben Orte wohnender Stellvertreter eintritt. Auch hat jede Stadtgemeinde
für das von ihr gewählte Ausschußmitglied einen Stellvertreter zu bestellen.

6 35. Die Ausschußmitglieder und deren Stellvertreter werden von der Ge-
neral-Versammlung und den Stadtgemeinden auf drei Jahre gewählt.

6. 36. Die Sitzungen des Ausschusses werden während des Baues zu Hal-
berstadt, nach der Vollendung der Bahn aber in Gr. Oschersleben gehalten.

((. 37. Zu Ausschußmitgliedern können nicht erwählt werden:
a) Personen, welche mit der Gesellschaft in Kontraktsverhältnissen stehen,
b) Personen, welche in Konkurs versunken sind, oder mit ihren Gldubigern

akkordirt haben, so lange sie nicht die erfolgte vollständige Befricdigung
derselben nachweisen.

„P) Gesellschaftsbeamte.
Mitglieder der Verwaltungsbehörden der Magdeburg-Leipziger Gesellschaft kön-=
nen zwar zu Mitgliedern des Ausschusses der Magdeburg-Halberstädter Eisen-
bahngesellschaft gewählt werden, sie dürfen aber an der Berathung und Be-
schlußnahme über solche Gegenstände, bei welchen das Interesse beider Gesell-
schaften kollidirt, nicht Theil nehmen.

6. 38. Wenn eins der vorstehend erwähnten Hindernisse (§. 37.) erst nach
erfolgter Wahl eintritt, so ist das betreffende Ausschußmitglied verbunden, aus
dem Ausschusse sofort auszuscheiden. Im Weigerungsfalle kann es durch einen,
ohne seine Zuziehung gefaßten Beschluß des Ausschusses bis zur nächsten Gene-
ral-Versammlung suspendirt und von letzterer removirt werden.

6. 30. Jedes Mitglied des Ausschusses hat, um sich als stimmfähiger Aktionair
auszuweisen, bei Antritt seines Amtes 5 Aktien, und bis zur Ausgabe der Aktien-
dokumente 5 ihm gehbrige Quittungsbögen bei der Gesellschaftskasse zu deponi-
ren, welche ihm nach seinem Austricte aus dem Ausschusse zurückgegeben werden.

G. 40.



d. 40. Der Ausschuß wahlt alljahrlich einen Vorsitzenden und fur denselben
einen Stellvertreter.

(. 41. Der Ausschuß erhält durch seine Wahl die Vollmacht, die Gesellschaft
nach Maaßgabe des Statuts vollständig zu vertreten, und mit Ausnahme der,
den General-Versammlungen der Aktionaire vorbehaltenen Fälle (§. 20.) in allen
Angelegenheiten verbindende Beschlüsse für die Gesellschaft zu fassen.

ö. 42. Insbesondere hat der Ausschuß:
1) das Direktorium auf die F. 33. bestimmte Weise zu wählen und diesel-

ben nach Befinden aus ihren Stellen zu entfernen (5. 56 und 58.),
2) die erforderlichen vom Direktorium zu entwerfenden Verwaltungs-Etats

festzusetzen, und
3) die Wahl des Rendanten und des Bevollmächtigten nach vorgängiger

Prüfung der Qualißkation derselben zu bestätigen
Ferner ist die Genehmigung des Ausschusses nöthig:

4) zu Feststellung des Bauplans und zu wesentlichen Abweichungen von der
genehmigten Bahnlinie und dem Bauplane selbst,

5) zur Anlage eines zweiten Bahngleises,
6) zur Festsetzung des Tarifs der Bahngelder und der für den Transport

von Personen oder Sachen zu entrichtenden Stze,
7) zu den mit den betreffenden Postverwaltungsbehörden erwa abzuschließen-

den Perträgen,
8) zur Uebernahme des Transportbetriebes auf anderen Eisenbahnen für

Rechnung der Gesellschaft und zur Abschließung diesfälliger Verträge mir
anderen Eisenbahngesellschaften,

9) zur Abschließung von Verträgen, wodurch der Betrieb anderen Eisen-
bahngesellschaften oder Personen überlassen wird,

10) zu jeder Verwendung, wodurch ein Reservefonds angegriffen und ver-
mindert wird.
Wenn drei Mitglieder des Ausschusses dafür halten, daß der Vertrag,

welcher über die Ueberlassung des Betriebes abgeschlossen werden soll (Nr. 9.)
nicht zweckmäßig sey, so ist auf deren Antrag die Entscheidung der General-
Versammlung einzuholen.

é. 43. Ein Hauptgeschäft des Ausschusses ist eine Kontrolle der Verwaltung.
Er kann deshalb zederzeit Einsicht in die Bücher, Akten und Korrespondenzen
des Direktoriums verlangen. Auch muß ihm dasselbe alle drei Monate einen
Geschäftsbericht erstatten, und außerdem auf Erfordern über jeden Verwaltungs-
Gegenstand die nöthige Nachweisung und Auskunft ertheilen.

é. 44. Der Ausschuß wird zur beständigen Kontrolirung und Nevision der
Bücher des Direktoriums einen besonderen, angemessen remunerirten Revisor

(Nr. 2244.) bestel-
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bestellen, welcher zugleich die Bureaugeschafte des Ausschusses besorgen und in
den Konferenzen desselben das Protokoll fuhren muß.
 45. Die Jahresrechnungen des Direktoriums werden vom Ausschusse ge-

prüft, monirt und nach Erledigung der Erinnerungen dechargirt. Entstehen dabei
Disserenzen zwischen dem Ausschusse und dem Direktorium, so sind dieselben zu-
vörderst der nachsten General-Versammlung der Aktionaire zur Beschlußnahme
vorzulegen. Regreßansprüche gegen die Mitglieder des Direktoriums können je-
doch nur im gewöhnlichen Rechtswege geltend gemacht werden.

6. 46. Der Ausschuß versammelt sich, so oft er vom Porsitzenden oder in
Behinderungsfällen von dessen Stellvertreter einberufen wird.

Dies muß alle Mal geschehen, wenn mindestens drei Ausschußmitglieder
darauf antragen.

6. 47. Der Vorsstzende oder dessen Stellvertreter ladet die Ausschußmitglieder
schriftlich zu den Versammlungen ein und bezeichnet dabei die zur Berathung
bestimmten wichtigeren Gegenstände. Wer zu erscheinen behindert ist, muß den
zu seinem Ersatze bestimmten Stellvertreter (§I. 34.) davon benachrichtigen, und
dieser ist dann berechtigt und verpflichtet an der Versammlung Theil zu nehmen.

6. 48. Die Beschlüsse des Ausschusses sind nur dann gültig, wenn minde-
stens 8 Mitglieder, mit Einschluß des Vorsitzenden oder dessen Stellvertreters,
anwesend waren.

6. 40. Die Beschlüsse des Ausschusses werden durch absolute Stimmenmehr=
heit der Anwesenden gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitenden.

C. 50. Auch zu den, dem Ausschusse obliegenden Wahlen ist absolute Stim-
menmehrheit erforderlich. Ergiebt sich dieselbe nicht sogleich bei der ersten Ab-
stimmung, so sind diejenigen beiden, welche die meisien Stimmen haben, auf eine
engere Wahl zu bringen. Wenn bei der ersten Abstimmung die meisten Stim-
men auf mehr als zwei Personen gefallen sind, so kommen dieselben alle auf
die engere Wahl. Bei jeder engeren Wahl hat, wenn nicht eine ungerade
Zahl von Ausschußmitgliedern anwesend ist, der BVorsitzende zwei Stimmen an-
zugeben. Bei allen dem Ausschusse oblicegenden Wahlen, so wie bei Beschluß-
nahme über die Entfernung von Direktoren (§. 57.) tritt geheime Abstimmung
ein. Im Ucbrigen hängt das, bei den Abstimmungen des Ausschusses zu beob-
achtende Verfahren von dem Ermessen des Vorsitzenden ab.

6C. 51. Ueber die Verhandlungen und Beschlüsse des Ausschusses wird jedes-
mal sofort in der Versammlung oder unmittelbar nach Beendigung derselben
ein Protokoll ausgenommen und von dem Vorsitzenden und mindestens drei an-
deren Ausschußmitgliedern unterschrieben.

C. Di-
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C. Direktorium.
. 52. Das Direktorium besteht aus drei ordentlichen und drei außerordent-

lichen Mitgliedern.
6 53. Die dem Direktorium obliegenden Geschäfte werden in der Regel

allein von den drei ordentlichen Mitgliedern besorgt.
Die außerordentlichen Mitglieder nehmen an den Geschäften des Direk-

toriums Theil:
1) in einer vierteljährlich statefndenden Sitzung, worin die wichtigeren An-

gelegenheiren der Gesellschaft, welche eine sofortige Erledigung nicht erfor-
dern, zu berathen sind, und

2) so oft ein ordentliches Mitglied des Direktoriums oder der Ausschuß die
Zuziehung der außerordentlichen Mitglieder zur Beschlußnahme über eine
einzelne wichtige Angelegenheit verlangt.

6. 54. Von den ordentlichen Mitgliedern müssen zwei in Magdeburg und
während des Baucs muß das dritte ordentliche Mitglied in Halberstadt wohnen.
Von den außerordentlichen Mitgliedern müssen während des Baues zwei in
Braunschweig oder Wolffenbüttel und eins in Halberstadt wohnen. Nach Voll-
endung des Baues kann auch ein in Braunschweig oder Wolffenbüttel woh-
nender Aktionair zum ordentlichen Mitgliede des Direktoriums gewählt werden,
und in diesem Falle müssen zwei außerordentliche Mitglieder des Direktoriums
in Halberstadt wohnen.

Die Sitzungen des Direktoriums werden, insofern der Vorsitzende nicht
in einem einzelnen Falle eine andere Bestimmung trifft, in Magdeburg gehalten.

Während des Baues sind die viertelfährlichen Plenar-Versammlungen
des Direktoriums, jedoch in der Regel in Halberstadt zu halten.

6. 55. Die Mitglieder des Direktoriums werden vom Ausschusse nach Vor-
schrift des §. 35. auf drei Jahre gewählt und derselbe hat für jedes Mitglied
aus seiner Mitte auch einen an demselben Orte wohnenden Stellvertreter zu wählen,
dessen Stellung im Ausschusse sich dadurch nicht verändert. Für das auswär-
tige ordentliche Mitglied ist aber durch den Ausschuß eins der zu Magdeburg
wohnenden Ausschußmitglieder als Stellvertreter zu substituiren, und dieses Aus-
schußmitglied hat an allen Geschäften und Sitzungen des Direktoriums Theil
zu nehmen.

In densenigen Sitzungen, an welchen das auswärtige ordentliche Mit-
glied Theil nimmt, steht dessen Substituten eben so wie in den Plenar-Sitzun-
gen des Direktoriums nur eine berathende Stimme zu.

Außerdem steht es dem Direktorio frei, nach genommener Rücksprache
mit dem Ausschusse, noch andere zu Magdeburg wohnende Ausschußmitglieder
zu den laufenden Geschäften zuzuziehen.

Jahrgang 1842. (Xr. 2244.) 11 Die
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Die Mitglieder des Direktoriums können an den Sitzungen des Aus-
schuffes mit berathender Stimme Theil nehmen, insofern nicht sie persönlich be-
treffende Fragen oder Gegenstände ihrer Verantwortlichkeit zum Vortrage kom-
men. Eben so ist der Vorsitzende des Ausschusses berechtigt, an den Sitzungen
des Direktoriums mit berathender Stimme Theil zu nehmen.

. 5do Zu Direktoren können nicht gewählt werden:
a) Personen, welche mit der Gesellschaft in Kontraktsverhältnissen stehen,
I) Personen, welche in Konkurs versunken sind, oder mit ihren Gläubigern

akkordirt haben, so lange sie nicht die erfolgte vollständige Befriedigung
derselben nachweisen; auch können

J) Theilhaber einer und derselben Handlung nicht zu gleicher Zeit Mitglie-
der des Direktoriums seyn.

K. 57. Tritt einer der vorstehend (§. 56) erwähnten Fälle ein, so erlischt die
getroffene Wahl und der betreffende Direktor ist verbunden, sein Amt sofort
niederzulegen. Im Weigerungsfalle kann er durch einen, ohne seine Zuziehung
gesaßten Beschluß des Direktoriums suspendirt und demnächst vom Ausschusse
removirt werden.

6. 58. Die Direktoren sind sederzeit verpflichtet, ihr Amt niederzulegen, wenn
es der Ausschuß verlangt. Sie sind dagegen auch berechtigt, vier Wochen nach
vorgängiger Kündigung aus dem Direktorium auszuscheiden. In diesem Falle,
so wie in sonstigen außergewöhnlichen Vakanzfällen, hat der Ausschuß sofort
eine neue Wahl zu veranstalten.

6. 50. Der Ausschuß wählt jährlich eines der beiden in Magdeburg wohnen-
den ordentlichen Mitglieder des Direktoriums zu dessen Vorsitzenden, und er wird
in Behinderungssallen von dem zweiten zu Magdeburg wohnenden ordentlichen
Mitgliede vertreten.

6 60. Das Direktorium ist die ausführende Behörde der Gesellschaft. Es
ist als solche berufen, alle Angelegenheiten der Gesellschaft, nach Maaßgabe des
Statuts, zu verwalten. Insbesondere hat es die derselben gehörigen Gelder
einzunehmen, aufzubewahren und darüber zum Besten der Gesellschaft zu ver-
fugen. Müßige Kassenbestände kann es auch durch Ausleihen gegen vollständige
Pfandsicherheit, durch Ankauf von Bahn-Abtien, sobald dieselben ausgegeben sind
(é. 15.) oder bei der Bank zinsbar belegen. Es hat ferner die zur Erreichung
des Gesellschaftszwecks erforderlichen Grundstücke im Namen der Gesellschaft
zu erwerben, und für die Erbauung der Eisenbahn nach dem, vom Ausschusse
genehmigten Plane, so wie für die Errichtung, Anschaffung und Umerhaltung
aller dazu nöthigen Gebäude, Utenstlien und Werkstärten, ingleichen für den
Transportbetrieb auf der Bahn zu sorgen.

6. Gl. Nach außen wird die Gesellschaft durch das Direktorium vertreten.
Es
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Es hat daher alle Verhandlungen mit Behorden zu besorgen und ist befugt, im
Namen der Gesellschaft Vertrage jeder Art, insbesondere auch Vergleiche mit
dritten Personen abzuschließen, Rechte der Gesellschaft zu cediren, darauf Verzicht
zu leisten, Quittungen oder Loschungskonsense zu ertheilen, Prozesse zu fuhren,
die Entscheidung von Streitigkeiten schiedsrichterlichen Ausspruchen zu unterwer-
sen, Eide zu erlassen, für geschworen anzunehmen oder Namens der Gesellschaft
zu leisten, und die Ausübungdieser Befugnisse anderen Personen zu übertragen.
Alles, was das Direktorium auf eine an sich rechtsgültige Weise mit dritten
Personen Namens der Gesellschaft verhandelt, ist für dieselbe verbindlich.

6b. 62. Auch in den, in den 956.. 60. und Gl. nicht ausdrücklich erwähnten, Fällen
ist das Direktorium berechtigt und verpflichtet, alle Maaßregeln, die, seiner ge-
wissenhaften Ueberzeugung zufolge, zur Erreichung der Gesellschaftszweckc, nament-
lich zur möglichst vortheilhaften Erbauung, Einrichtung und Benutzung der Eisen-
bahn nothwendig oder förderlich sind, zu beschließen und auszuführen.

6. 63. In allen diesen Angelegenheiten handelt es, der Regel nach, frei und
selbststandig und hat lediglich seiner besten Ueberzeugung zu solgen. Nur in den
Fällen, in denen die Emtscheidung, nach ausdrücklicher Bestimmung des Statuts,
der Generalversammlung oder dem Ausschusse vorbehalten ist, muß das Direkto-
rium die Beschlußnahme derselben einbolen.

6 Gi. Die Konferenzen des Direktoriums werden von dem Vorsitzenden oder
dessen Stellvertreter geleiter. In Behinderungssällen wird diese Funktion von
dem Vorsibenden interimistisch einem andern Direktor übertragen.

. 60. Das Direktorium kann nur dann göltige Beschlüsse fassen, wenn
mindesiens 3 Mitglieder anwesend sind. Die Beschlüsse werden nach Stim-
menmehrheit gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
des Vorsihenden.

. 66. Der Vorsitzende ist befugt, Beschlüsse des Dirckroriums, die er nicht
für zweckmäßig hält, auf seine Verantwortlichkeit zu suspendiren. Er muß jedoch
alle solche Gällec unverzüglich dem Ausschusse zur Enrscheidung vorlegen.

. 67. Der GVorsitzende ist befugt, diesenigen Sachen, die nach seinem pflicht-
mäßigen Ermessen zweifellos sind und deshalb eines kollegialischen Beschlusses
nicht bedürfen, allein und ohne Zuzichung der übrigen Direktoren zu erledigen
oder durch die Gesellschaftsbeamten erledigen zu lassen. Dasselbe gilt von allen
Sachen, die ohne Nachtheil für die Verwaltung nicht bis zu einer Zusammen-
kunft des Direktoriums aufgeschoben werden dürsen. In ZFällen der letzeren
Art ist jedoch das Direktorium nachtráglich von der getrossenen Verfügung
in Kenntniß zu seben und kann dieselbe sodann abändern.

5. 68. Alle Erlasse und Ausfertigungen des Direktoriums werden von dem
Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter unterzeichnet.

(XNr. 2244.) 117 6’. 6.



. 60. Die Direktoren sind der Gesellschaft nur für solche Beschlüsse und
Handlungen, welche dem Statute zuwiderlaufen, so wie für bösen Willen oder
grobe Nachldssigkeit verantwortlich. In einem solchen Falle haften alle Direkto-
ren, die an dem Beschlusse oder der Handlung Theil genommen und nicht ihren
Widerspruch ausdrücklich erklärt haben, solidarisch. Für eigenmächtige Handlun-
gen eines einzelnen Direktors haftet dieser allein.

6. 70. Die Mitglieder des Ausschusses und Direktoriums versehen ihre Funk-
tionen in der Regel unentgeldlich und haben für die Abwartung der Sitzungen
nur im Falle einer Reise, Didten und Reisekosten zu liquidiren.

Jedes Ausschuß= und Direktionsmitglied, welchem laufende Geschäkfte,
außer der Theilnahme an den Sitzungen, zugetheilt werden, hat jedoch Anspruch
auf eine diesen Geschäften angemessene frrirte Remuneration. Der Ausschuß be-
stimmt deren Höhe und unterwirft sie jährlich einer Revision.

6. 71. Das Direktorium hat die zur Ausführung seiner Beschlüsse erforderli-
chen Gesellschaftsbeamten nach Maaßgabe und innerhalb der Grenzen des vom
Ausschusse festgesetzten Stats anzustellen, mit Instruktionen zu versehen, und,
dem Befinden nach, wieder zu entlassen. Es ist bei der Wahl derselben der
Regel nach nicht beschränkt.

Nur zu der Wahl
a) des Bevollmächtigten, der die administrative Geschäftsführung,
b) des Rendanten, der die Kassen-, Buch= und Rechnungsführung zu besor-

gen hat,
muß das Direktorium die Bestäktigung des Ausschusses einholen.

Dritter Abschmitt.
Allgemeine Bestimmungen.

6. 72. Alle an die Aktionaire, an unbekannte Eigenthümer einzelner Aktien
oder an andere unbekannte Interessenten gerichtete Einladungen oder Bekanntma-
chungen in Angelegenheiten der Gesellschaft werden in die Preußische Staats-
Feitung, die Magdeburger Zeitung, in die Halberstädter Intelligenzblärter, Braun-
schweiger Anzeigen und ein gelesenes Leipziger Blatt eingerückt. Ist dieses ge-
schehen, so kann sich Niemand mit der Ausflucht schützen, daß ihm der Inhalt
des Erlasses nicht bekannt geworden sey.

6 73. Streitigkeiten, welche in Eisenbahn-Angelegenheiten über gegenseitige
Rechte und Verbindlichkeiten zwischen einzelnen Aktionairen unter emander oder
zwischen der Gesellschaft und einzelnen ihrer Mitglieder entstehen, dürfen mit Aus-
nahme der 60. 7. 21. und 45. erwähnten Fälle nur durch ein schiedsrichterliches
Verfahren geschlichtet werden.

Auch



Auch bei Streitigkeiten, die in Eisenbahn-Angelegenheiten zwischen Nicht-
Aktionairen einerseits und einzelnen Aktionairen oder der Gesellschaft andererseits
entstehen, können sich die Letzteren einem schiedsrichterlichen erfahren nicht ent-
ziehen.

Das Direktorium hat das schiedsrichterliche Verfahren einzuleiten, sobald
einer der streirenden Theile darauf anträgt. Es ertheilt beiden Parteien eine
Frist zur Wahl von zwei Schiedsrichtern. Von seder Partei wird einer der-
selben gewählt. Wenn eine Partei in der ihr gestellten Frist dem Direktorium
einen von ihr gewählten Schiedsrichter nicht nahmhaft macht, so wird derselbe
vom Direktorium ernannt.

Beide Schiedsrichter wählen gemeinschaftlich einen Dritten als Obmann.
Die Schiedsrichter müssen sämmtlich in Magdeburg wohnen. Die Parteien
legen ihnen den streitigen Fall, unter Beifügung der erforderlichen Dokumente,
schriftlich vor und die Schiedörichter entscheiden darüber nach Stimmenmehr=
heit. Die Bestimmung der Mittel, durch welche sie sich Ueberzeugung von dem
wahren Sachverhältniß verschaffen wollen, bleibt lediglich ihrem Ermessen über-
lassen. Ein Rechtsmitlel findet gegen den Ausspruch der Schiedsrichter unter
keinem Vorwande statt. Die Vollstreckung der schiedsrichterlichen Urtheile bleibt
dem ordentlichen Richter vorbehalten. Weigert sich ein Aktionair, den Bestim-=
mungen dieses Paragraphen Folge zu leisten, so werden alle thatsächliche Be-
bauptungen der Gegenpartei für wahr angenommen und hiernach das schieds-
richterliche Urtheil gefällt.

S. 74. Die Auflösung der Gesellschaft kann nur in einer, eigends dazu beru-
senen General-Versammlung der Aktionaire beschlossen werden. Wird die Auf-
lösung der Gesellschaft auf diese Weise beschlossen, so hat das Direktorium in
Uebereinstimmung mit dem Ausschusse das gesammte Eigenthum der Gesellschaft
moglichst vortheilhaft zu veraußern und den Erlös nach Abzug aller, vorher ge-
hörig festzustellenden und zu bezahlenden Schulden, auf sämmttliche Aktien gleich=
mäßig zu vertheilen.

Magdeburg, den 13. September 1841.

(Folgen die Unterschriften.)

(Fr. 2244.) A.



No.

100 Thaler in Preuss. Courant.

Actie
der

Magdeburg-Halberstädter-Eisenbahngesellschaft.

Jnhaber dieser Aktic hat an die Kasse der Magdeburg-Halberstädter Eisenbahn-
Gesellschaft Ein lundert Thaler Preuss. Courant baar eingezahlt und nimmt
nach Höhe dieses Betrages und in Gemäßheit des am un von
Seiner Majestat dem Konige von Preußen bestatigten Statuts verhaltnißmaßi-
gen Antheil an dem gesammten Eigenthum, Gewinn und Verlust der Gesellschaft.

Magdeburg, den ten

Magdeburg-Halberstädter-Eisenbabugesellschaft.
(L. S.) k. NX. N. X. N.

Direktoren.

B.
Aktie No. Dividendenschein No. Verw. Jahr 18.

Inhaber dieses Scheines erhalt gegen dessen Ruckgabe aus der Kasse der
Magdeburg-Halberstädter-Eisenbahngesellschaft diesenige Dividende ausgezahlt,
die von dem Reinertrage des Verwaltungsfahres 18. auf die Aktie No.
fallen und deren Betrag nebst der Verfallzeit vom Direktorium statutenmáßig
bekannt gemacht werden wird.

Magdeburg, den ten

. X. N. N.

Direktoren.

Magdeburg-Halberstädter-Eisenbabugesellschaft.
(#. S.) N. N .

Bemerkung. Gegenwärtiger Dividendenschein wird nach §. 20. des Statuts ungültig,
wenn die darauf zu erhebende Dioidende innerbalb vier Jahren nach der öf-
fentlich bekannt gemachten Verfallzeit nicht erhoben wird.

—.—
(Nr. 2245.)



(Nr. 2245.) Verordnung, betreffend die im Herzogthum Berg vor dem Jahre 1810. entstan-
denen Pfandschaften. Vom 16. Januar 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

Da die lange Dauer der vor dem Jahre 1810. im Herzogthum Berg
geschlossenen sogenannten Pfandschafts-Verträge die Eigenthumsverhältnisse an
den pfandschaftlichen Grundstücken auf eine, dem öffentlichen Interesse nachthei-
lige Art verdunkelt hat, die meisten dieser Verträge durch Veränderung der
Gesetzgebung ihre ursprüngliche Bedeutung verloren haben, und durch diese
Veränderung zugleich den Pfandschaftsbesitzern wesentliche Nachtheile entstan-
den sind, deren Abstellung ein dringendes Bedürfniß ist, so verordnen Wir auf
die Anträge Unserer getreuen Stände der Rheinprovinz und den Bericht Un-
seres Staatsministeriums, was folgt:

.1.

Alle diejenigen, welche Eigenthumsanspruche auf Grundstucke zu haben
vermeinen, die in dem zum Bezirke des Appellations-Gerichtshofes zu Cöln
gehorigen Theile des Herzogthums Berg oder in der Herrschaft Broich bele-
gen, und von ihnen oder ihren Rechtsvorgangern nach Bergschem Landrechte
vor dem ersten Januar 1810. zu unberechnetem Genusse in Pfandschaft gege-
ben und bisher belassen sind, sind verpflichtet, innerhalb fünf Jahren vom Tage
der Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung

1) entweder die Einlösung der pfandschaftlichen Grundstücke zu bewirken,
oder

2) in Ermangelung gütlicher Einigung dem Pfandschaftsbesitzer das Pfand=
Kapital aufzukündigen und ihn zugleich, wozu sie ohne Rücksicht auf
die vertragsmäßige Wiedereinlösungsfrist berechtigt seyn sollen, auf
Rückgabe ihres Eigenthums nach Ablauf der obigen fünfsährigen Frist
gegen Zahlung der Einlösungssumme, ohne vorgängige Ladung zum
Versuch der Güte zu belangen, oder, sofern sie dies nicht wollen,
denselben durch einen Gerichtsvollzieher von ihren Eigenthumsansprü-
chen und deren Begründung unter genauer Bezeichnung der Grund-
stücke und des Pfandschaftsvertrages in Kenmunß setzen zu lassen.

In der Herrschaft Broich geschieht dieses durch Anmeldung bei
der Hypothekenbehörde, welche den Pfandschaftsbesitzer davon zu be-
nachrichtigen hat.

*

6. 2.
Eigenthumsansprüche, welche in der im §&amp;. 1. bestimmten Frist und auf

eine der dort bezeichneten Arten nicht geltend gemacht worden sind, werden,
(Nr. 220., ohne



ohne daß es eines richterlichen Erkenntnisses bedarf, fur erloschen erachtet. Ein
Gleiches gilt, von den nach Maaßgabe des 9. 1. Nr. 2. geltend gemachten
Eigenthumsanspruchen, wenn die angestellte Klage durch Zurucknahme oder

Peremtion oder beziehungsweise durch Reposi tion der Akten erlischt.
Diejenigen Anspruche, welche iah Maaßgabe des 5. 1. Nr. 3. dem

Pfandschaftsbesitzer blos angezeigt worden sind, können von demselben durch ein-
malige Zahlung von zwanzig Prozent des Katasterreinertrages des Grundstücks
abgeldset werden. Hat nur einer von mehreren Eigemhumsberechtigten seinen
Anspruch geltend gemacht, so geschieht die Ablösung durch Zahlung dessenigen
Theils der Ablbsungssumme, welcher seinem Eigenthumsantheile entspricht.

G. 4.
Erkennt im Falle des §. 3. der Pfandschaftsbesitzer die geltend gemach-

ten Ansprüche nicht an, so ist er befugt, denjenigen, welcher sic angebracht hat,
bei dem kompetenten Gerichte des Bezirks, in welchem die Grundstäcke belegen
sind, auf Vernichtung der gemachten Zustellung oder Anmeldung wegen man-
gelnder Eigenthumsansprüche zu belangen.

Dasselbe Gericht hat über die wegen der Ablösungssumme entstehenden
Streitigkeiten zu entscheiden.

*

6. 5.

Durch die im 8. 2. bestimmte Erlôschung und durch die im 6. 3. ge-
stattete Ablösung aller Eigenthumsansprüche wird das pfandschaftliche Grund-
stück, auf welches sie sich bezogen, freies Eigenthum des Pfandbesitzers, welcher
dadurch zugleich als wegen der Forderung befriedigt erachtet wird, für welche
die Pfandschaft bestellt war.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 16. Januar 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Bopen. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg.
Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. Gr. v. Maltzan.

Gr. zu Stolberg.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 6.

(Nr. 2246.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 3. Jannar 1812., die Aufhebung des unbeding-
ten Verbots des Besuchs der Universitäten Zürich und Bern betreffend.

J, will unter den veränderten Umständen das durch die Order vom 18. De-

zember 1834. bestehende unbedingte Verbot des Besuchs der Universitäten in
Zürich und Bern Seitens Meiner Unterthanen wieder aufheben und den Besuch
dieser Universitäten nunmehr von der speziellen Genehmigung des Ministeriums
der geistlichen 2c. Angelegenheiten, welches demgemätz mit Order versehen ist, ab-
hängig machen.

Charlottenburg, den 3. Januar 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

(Nr. 2247.) Allerhöchste Bestätigungs= Urkunde vom 18. Februar 1842. nebst dem dazu ge-
hörigen zweiten Nacherag zu dem Statute der Berlin-Anhaltschen Eisen-
bahn-Gesellschaft in Betreff der Verausgabung von 5000,000 Rehlr. Prio-
ritäts-Aktien.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden, Konig von
Preußen rc. c.

wollen der von der Berlin-Anhaltschen Eisenbahngesellschaft in den Gencral=
Versammlungen vom 29. Oktober und 10. Dezember 1841. beschlossenen Ver-
mehrung des auf 4 Millionen erhöhten Aktienkapitals um 500,0 Rehlr., welche
durch Ausgabe anderweiter sogenannter Prioritäts-Aktien beschafft werden sollen,
hiermit Unsere Genehmigung ertheilen, und den in den anliegenden Verhand-
lungen vom 290. Oktober und 10. Dezember 1841. enthalrenen Nachtrag zu dem

Jahrgang 1832. (Jr. 2210—22., 12 un-

—

(Auegegeben zu Berlin am 7. Marz 1842.)
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unterm 15. Mai 1839. konfirmirten Statute mit Vorbehalt der Rechte jedes
Dritten hierdurch bestatigen. Zugleich befehlen Wir, daß diese Genehmigung und
Bestäktigung nebst dem Nachtrage zum Statute durch die Gesetzsammlung be-
kannt gemacht werden.

Berlin, den 18. Februar 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Graf v. Alvensleben.

Zweiter Nachtrag
zu

dem Statute der Berlin-Anhaltschen Eisenbahngesellschaft,
betreffend

die fernere Verausgabung von 500,000 Rthlr. Prioritäts-Aktien.

I.

N. dem Beschlusse der Aktionairs der Berlin = Anhaltschen Eisenbahn-=
Gesellschaft in den General-Versammlungen vom 29. Oktober und 10. Dezem-
ber 1841. soll, unter Voraussetzung der Genehmigung der hohen S#taatsbebihenn,
das durch den am 7. Dezember 1840. Allerhöchst bestcktigten Nachtrag zum Ge-
sellschaftsstarute auf Vier Millionen Thaler vergrößerte Gesellschaftskapital noch
um 300,000 Rethlr., mithin auf die Gesammtsumme von Vier und einer halben
Million Thaler erhöht werden.

II.

Ueber das bisherige Gesellschaftskapital von Vier Millionen Thaler sind
ausgestellt:

a) Drei Millionen Thaler in 15,000 Stück solcher Aktien à 200 Rehlr.,
deren Rechte durch das unterm 15. Mai 1839. Allerhöchst bestätigte Ge-
sellschaftsstatut

(Gesetzsammlung Nr. 2019.)
bestimmt sind (Dividenden-Aktien) und

b) eine Million Thaler in Prioritäts-Aktien nach Maaßgabe des am F. De-
zember 1840. Allerhöchst bestärigten Nachtrags zum Sratute.

(Gesetzsammlung Nr. 2129.)
Diese



Diese letztern bestehen
in 1000 Apoints à 500 Rthlr. . . . 500,000 Rthlr.

und in 6000 - à 100 Rthlr. . . . 500,000 Rthlr.

1,000,000 Rehlr.
und sollen zur Ausführung des nach 9. 1. gefaßten Beschlus-
ses durch sernere Ausgabe von

300 Apoints à 500 Rthrlr. 150,000 Rehlr.
und 3500 = à 100 Rthlr. 350,000 Rchlr.

mithin um
3800 Apoints über 500,000 Rthlr.

vermehrt, das Prioritäes-Aktienkapital also auf die Summe von
überhauüuütt....1,500,000Schlr.

erhöhr werden.
III.

Um den Inhabern der einzelnen uber das gesammte Prioritats-Aktien-
Kapital bereits ausgegebenen und noch auszugebenden Apoints vollig gleiche
Rechte gegen die Gesellschaft gewahren zu konnen, sollen die ersteren nach einer,
mindestens drei Monate vorher, durch die öffentlichen Blätter zu erlassenden
Kündigung baar zurückgezahlt werden, so weit nicht deren Inhaber es vorziehen,
sie in einer von der Direktion zu bestimmenden Frist auf das gesammte Prio-
ritäts-Aktienkapital von 11 Millionen Thalern übertragen zu lassen.

Letzteres geschieht durch folgenden darauf zu stempelnden Vermerk:
„übertragen auf das gesammte Prioritäts-Aktienkapital von 11 Million
Thaler cl. Statutsnachtrag de conlirm. den 184

G. S. Nr
In eben dieser Art werden auch die in Folge der Köündigung zur baaren

Einlösung gelangenden Prioricäts-Aktien für Rechnung der Gesellschaft umgestempelt.
IV.

Die neu auszugebenden Prioritäts-Aktien werden in ganz gleicher Form,
wie die bereits in Umlauf gesetzten und zwar unter den Nummern

1,001 — 1,300
und resp. 5,001 — 8,500

ausgefertigt, unter alleiniger Abänderung des mit Einer und einer halben Mil-
lion (statt Einer Million) Thalern darin anzugebenden Prioricäts-Aktienkapitals
und des auf den 2. Januar 1842. (statt 1841.) zu bezeichnenden Datums.
Sie sollen — wie die bisherigen Dividenden= und Prioritäts-Aktien der Ge-
sellschaft — mit den darauf zu druckenden Namen der Direktions-Mitglieder
versehen und von dem Rendanten, sowie von dem Kontrolleur der Gesellschafts-
Kasse, unterschrieben werden. Auf der Rückseite der Aktien soll statt des ersten
Nachtrages zum Statute dieser hle Nachtrag abgedruckt werden.Jeder Aktie werden zunächst Zinskoupons für die Zeit vom 1. Ja-
nuar 1842. bis dahin 1845. unter den Nummern 3 bis8 beigefügt, demnächst
werden von 4 zu 4 Jahren neue Koupons ausgefertigt.

(Nr. 2257.) .
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V.
Da diese neu auszufertigenden Prioritats-Aktien und die bereits am 2. Ja-

nuar 1841. ausgegebenen 6,000 Stück dergleichen ihren Inhabern vollig gleiche
Rechte gegen die Gesellschaft gewähren sollen, so sind die in dem ersten Sta-
tuts-Nachtrage de conlirm. den 7. Dezember 1840. in den 99. 3—13.
enthaltenen Bestimmungen mit den aus der Erhöhung des Prioritäts-Aktien=
Kapitals sich von selbst ergebenden Modiß#kationen für sämmtliche Prioritäts=
Aktien im Gesammtbetrage von 11 Million Thalern maaßgebend und kommen
sonach nunmehr folgendergestalt zu stehen:

. 3. Die Prioritäts-Aktien werden mit 4 Prozent jährlich verzinser
und die Zinsen in halbsährlichen Terminen am 2. Januar und am 1. Juli je-
den Jahres gezahlt. An den Dividenden nehmen diese Prioritäts-Aktien keinen
Theil. Dagegen erhalten sie für die ihnen zugesicherten 4 Prozent Zinsen das
Vorzugsrecht vor den 15,000 Stück Dividenden-Aktien, dergestalt, daß die
Zinsen der erstern bei der jährlichen Einnahme vor den Dividenden lettern in
Abzug gebracht werden.

Auch den Kapitalien der Prioritäts-Aktien steht dasselbe BVorzugsrecht
vor dem Grund-Aktienkapirale der drei Millionen Thaler zu.

6 4. Die Prioritäts-Aktien im Betrage von 11 Millionen Thalern
unterliegen der Amortisation und es wird für diesen Zweck allfährlich die
Summe von 15,000 Rehlr. unter Zuschlag der durch die eingelöseten Aktien
ersparten Zinsen und etwanigen Zinseszinsen aus dem Ertrage des Eisenbahn=
Unternehmens verwendet.

Die Zurückzahlung der zu amortisirenden Aktien erfolgt am 1. Juli je-
den Jahres, zuerst im Jahre 1843.

Es bleibt jedoch der General-Versammlung der Eisenbahngesellschaft vor-
behalten, mit Genehmigung der Staatsverwaltung den Amortisationsfonds zu
verstärken und so die Tilgung der Prioritcts-Aktien zu beschleunigen. Auch stehr
der Eisenbahngesellschaft das Recht zu, außerhalb des Amortisations-Verfahrens,
unter Genehmigung der Staatsverwaltung, sämmrliche emittirten Prioritäts=
Aktien durch die öffentlichen Blätter zu kündigen und durch Zahlung des Nenn-
werths einzulösen. Ueber die Amortisation muß dem für das Eisenbahn-Unter-
nehmen bestellten Königlichen Kommissarius alljährlich ein Nachweis vorgelegt
werden.

Die 3ö 5 — 13.
bleiben unverändert. „VI.

Die zur Ausführung des ganzen Geschäfts zu treffenden speziellen Maaß=
regeln werden der Direktion der Gesellschaft unter staturenmäßiger Zustimmung
des Verwaltungsraths übertragen.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

· Ar. 7. —

(Jr. 2248.) Nachtrag zu dem Statute der Oberschlesischen Eisenbahn-Gesellschaft nebst Ge-
nehmigungs-Urkunde vom 26. Februar 1842.

N in GemähHheit der Allerhöchsten Bestätigungs-Urkunde vom 2. Au-
gust 1841. (Gesetzsammlung von 1841. Seite 233.) über die Abänderung der
. 28. und 48. des Statuts der Oberschlesischen Eisenbahn-Gesellschaft in der
General-Versammlung vom 17. Januar d. J. berathen worden ist, ertheile ich
den darin, nach Inhalt der Anlage beschlossenen Bestimmungen, welche an die
Stelle der früheren 96. 28. und 48. des Statutes treten, auf Grund der, in
der vorerwähnten Allerhöchsten Bestaätigungs-Urkunde enthaltenen Ermächtigung
hierdurch meine Genehmigung.

Berlin, den 26. Februar 1842.

(I. S)

Der Finanzminister Graf v. Alvensleben.

Jahrgang 1842. (JNr. 2258.) 13 Nach-

(Ausgegeben zu Berlin am 9. März 1842.)
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Nachtrag
zu dem Statute der Oberschlesischen Eisenbahn-Gesellschaft.

 28. An den Verhandlungen in den General-Versammlungen können
sammtliche Aktionaire Theil nehmen, wogegen die Berechtigung zur Stimmge-
bung bei den Beschlüssen von dem Besitze von zehn Aktien abhängig ist.

Die Berechtigung zu mehr als einer Stimme schreitet in folgendem
Verhltnisse fort:

Der Besitz von 25 Aktien incl. berechtigt zu 2 Stimmen.
- * * 45 * 2 - - 3

- - - 70 - - - : 4 -

- 2- : 100 - - - -Ê6 -

- - - 135 - - - -6 -

- - - 1275 - - - : 7 -

- - = 220 - - - = 8 -

- - -27 - - - = 9 -

- : 325 - - - = 10 2- - -

Eine großere Anzahl von Stimmen kann kein Aktionair fur sich in An-
spruch nehmen.

Aktionaire, welche weniger als zehn Aktien besitzen, konnen zusammen-
treten, Einen unter ihnen bevollmachtigen, und durch diesen Bevollmachtigten
diejenige Stimmberechtigung ausuben, welche ihre gesammte Aktienzahl bedingt.

Bei Zahlung der Aktien zur Feststellung der Stimmberechtigung werden
die eigenen mit denen der Machtgeber zusammengerechnet.

6é. 48. Zur Ausübung Aller, dem Direktorio ertheilten Befugnisse wird
dasselbe gegen dritte Personen und Behörden, durch eine von Gericht oder No-
tar beglaubte Abschrift der betreffenden Wahlverhandlungen legitimirt. Den
Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der ihm staturenmäßig zustehenden
Befugnisse handelt, ist dasselbe gegen dritte Personen und Behörden niemals zu
führen verpflichter. Dasselbe verbindet durch seine Handlungen die Gesellschaft
gegen Dritte unbedingt, ohne daß es darauf ankommt, welche Beschränkungen
ihm durch das Sptatut oder sonst gestellt sepn möchten. Zu allen schriftlichen
Verpflichtungen ist die Zuziehung und Unterschrift von fünf Mitgliedern des
DOirektorü oder deren Stellvertreter erforderlich und ausreichend.

(Nr. 2249.)



(Nr. 2249.) Allerhöchste Kabinersorder vom 28. Februar 1842., wegen Ernennung des
Geheimen Ober-Revisionsratbs Dr. von Savigny zum Staats= und
Justizminister.

J habe den Geheimen Ober-Revisionsrath Dr. von Savigny zum Staats-
und Justizminister ernannt und ihm das bisher von dem Staats= und Justiz-
Minister von Kamptß verwaltete Ministerium für die Gesetzrevision übertragen,
und weise das Staatsministerium an, diese Ernennung durch die Gesetzsamm-
lung bekannt zu machen.

Berlin, den 28. Februar 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Socaatsministerium.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 8.—

(Nr. 2250.) Deklaration, die erfolgte Aufhebung der Bestimmungen im Theil II. Buch .
Titel 5. Artikel 9. SS. 4 und 5. des Preußischen Landrechts von 1721.
betreffend. Vom 11. Dezember 1841.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. c.

erklaren zur Beseitigung entstandener Zweifel nach Anhorung Unserer getreuen
Stande der Provinzen Preußen, Pommern und Posen auf den Antrag Unsers
Staatsministeriums:

daß es in denjenigen Landestheilen, in welchen das Preußische Landrecht
von 1721. als Provinzialrecht gilt, bei derjenigen fruheren Praxis der
Gerichte verbleiben soll, nach welcher die Bestimmungen des gedachten
Landrechts Buch 4. Titel 5. Artikel 9. 86.4und 5. durch Einführung
des Allgemeinen Landrechts für aufgehoben zu achten und demgemäß
über das Verhältniß des neuen Erwerbers eines mit Hypotheken be-
lasteten Grundstücks zu den Realberechtigten lediglich die Worschriften
des Allgemeinen Landrechts mit den dasselbe abändernden, erlduternden
und erganzenden Bestimmungen zur Anwendung kommen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Charlottenburg, den 11. Dezember 1841.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preusßen.

v. Boyen. v. Kamptz Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg.
Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. Frh. v. Werther.

Jahrgang 1832. (Nr. 2250—2251.) 14 (Tr. 221.)

(Ausgegeben zu Berlin am 13. Marz 1842.)
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(Fr. 2251.) Verordnung, wegen Abänderung der Vorschriften der Kabinetsorders vom
6. März 1821. und vom 2. August 1834. über die Untersuchung und
Bestrafung der Verbrechen und Vergehen gegen den Staat und der Beam-
ten, im Bezirk des Appellationshofes zu Köln. Vom 18. Februar 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

haben Uns veranlaßt gefunden, die Vorschriften der Kabinetsorder vom 6. März
1821., betreffend die Strafgesetze und das Berfahren in den Rheinprovinzen
bei Verbrechen und ergengen gegen den Staat und dessen Oberhauptund bei Dienstvergehen der Verwaltungsbeamten (Gesetz-Sammlung S. 30.)
und der Kabinetsorder vom 2. August 1834. wegen Deklaration jener Order
vom 6. März 1821. (Gesetz-Sammlung S. 148.) einer Revision zu unter-
wersen, und verordnen nunmehr auf den Antrag Unserer getreuen Stände der
heinprovinz und auf den Bericht des Staatsministeriums für den Gerichts-
bezirk des Appellationshofes zu Köln, was folgt:

6 1.

Die Kabinetsordern vom 18. April 1835., betreffend die Anwendbar-keit der Preußischen Strafgesetze hinsichtlich der Münzverbrechen in denjenigen
Provinzen, in welche das Allgemeine Landrecht bisher nicht eingeführt worden
(Gesetz-Sammlung S. 67.) vom 25. April 1835., betreffend die Bestellung
des Kammergerichts zum ausschließlichen Gerichtshofe der Monarchie wegen aller
und jeder Verbrechen und Vergehungen wider die Perfassung, die öffent-
liche Ordnung und die RNuhe sowohl der sämmtlichen Staaten des Königreichs
als auch der übrigen Staaten des Deutschen Bundes (Gesetz-Sammlung
S. 47.) und die Verordnungen vom 17. August 1835. zur Aufrechthaltung
der öffentlichen Ordnung und der dem Geses schuldigen Achtung (Gesetz-Samm-
lung S. 170.) und vom 30. September 1836. über das Verfahren bei Un-
tersuchungen wegen Aufruhrs oder Tumults (Gesetz-Sammlung S. 301.) sol-
len in dem genannten Bezirke auch serner unverändert zur Anwendung kommen.

 e

An die Stelle der in den Verordnungen vom 6. März 1821. und
2. August 1834. angeführten 96. 148. 140. 150. 157. 158. 150. 160 a. 100 b.
161. 162. 166. 176. 177. 180. 181. 182. 184. 186. 187. 188. 189. 190.
191. 102. 193. 194. 195. 207. 208. 209. 210. 211. 483 bis 408. einschlicß-
lich, des 20sten Titels, 2ten Theils des Allgemeinen Landrechts, so wie der Kri-
minalordnung vom 11. Dezember 1805. und des Titels 35. der Allgemeinen
Gerichtsordnung treten vom Tage der Publikation der gegenwärtigen Verord=
nung diejenigen Gesetze, welche vor der Publikation der Verordnung vom
6. März 1821. in Kraft waren.

Dasselbe gilt hinsichtlich der 96. 128. 179 und 183. a. a. O., in sofern

die dort erwähnten Vergehen nicht bei Gelegenheit eines Aufruhrs Stait -un=
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funden haben und deswegen auf dieselben die Verordnung vom 17. August
1835. Anwendung finden muß.

8. 3.
Die ubrigen in den Verordnungen vom 6. Marz 1821. und 2. August

1834. angeführten Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts bleiben auch fer-
ner in Kraft; die Umersuchung wegen der in denselben bezeichneten Verbrechen
soll aber, mit Beseitigung der Kriminalordnung und des Titels 35. der Allge-
meinen Gerichtsordnung, nach den in der Nheinischen Strafprozeßordnung für
zuchtpolizeiliche Vergehen gegebenen Vorschriften geführt werden.

6. 4.

Bei den Perhandlungen über die in den . 196 bis 206. des Tit. 20.
Theils 2. des Allgemeinen Landrechts erwähnten Verbrechen ist die Oeffentlich-
keit ausgeschlossen; dasselbe tritt ein bei den Berhandlungen über Dienstvergehen
der Beamten, bei welchen die Oeffentlichkeit nach den Verhälenissen des Be-
schuldigten ihm nachtheilig werden kann, oder Gegenstände zur Sprache kom-
men, deren Bekanntwerden in anderer Hinsicht schädlich werden könnte.

Ueber die Ausschlietzung der Oeffentlichkeit haben die Gerichte nach Vor-
schrift der Verordnung vom 31. Januar 1822 (Gesetz= Sammlung S. 80.)
zu erkennen.

d. 5.
Von den gegen Beamte wegen Dienstvergehen in erster Instanz abge-

faßten Erkenntnissen hat der Ober-Prokurator, unmittelbar nach deren Verkün-
digung, dem Departementschef Abschrift einzureichen, welcher sodann die Einle-
gung des Aggravations-Rechtsmittels, wenn er sich hierzu veranlaßt findet, dem
Ober-Prokurator zur weiteren Verfolgung anzuzeigen hat.

6. 6.
Wenn das höchste Maaß der gesetzlichen Strafe eines nach den land-

rechtlichen Bestimmungen zu beurtheilenden Verbrechens die Dauer einer fünf-
jährigen Freiheitöstrafe übersteigt, so müssen in erster Instanz fünf Richter, in
der zweiten Instanz sieben Richter zum Erkenntnisse mitwirken. Sollte bei ein-
zelnen Gerichten die hiernach erforderliche Zahl der Mitglieder nicht vorhanden
sein, so hat der Justizminister dieselbe durch kommissarische Heranziehung ande-
rer zum Richteramte qualifizirter Justizbeamten zu ergänzen.

6G. 7.
Hinsichtlich der zur Zeit der Publikation der gegenwärtigen Verordnung

bereits eingeleiterten Untersuchungen ist nach folgenden Vorschriften zu verfahren:
Ueber die in der ersten Instanz noch unerledigt schwebenden Untersuchun-

gen erkennt die Zuchtpolizei-Kammer des Landgerichts, mit Beobachtung der
in den 96. 4. 5 und 6. dieser Verordnung enthaltenen nadheren Bestimmungen.

Hat die Appellations-Kammer des Landgerichts, nach den bisher befolg-
ten Vorschriften, bereits in erster Instanz erkannt, und ist ein Rechtsmirtel ein-

(Fr. 2251.) gelegt,
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elegt, oder wird noch ein solches in der bisher gestatteten Frist angemeldet, soha der Appellationshof, wie bisher in zweiter Instanz zu erkennen.
In allen diesen Fällen tritt das Verfahren ein, wie die Rheinische Straf-

Prozeßordnung solches vorschreibt, unbeschadet der, in dieser Verordnung ent-
haltenen, bereits erwähnten Modifkationen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 18. Februar 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.

Prinz von Preußen.

v. Boyen. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg.
Gr. v. Alvensleben. Frh. v. Werther. Eichhorn. v. Thile.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 9.

(Nr. 2252.) Allerböchsie Kabinersorder vom 16. Januar 1842. in Betreff der Sciftung einer
Auszeichnung für pflichttreue Dienste in der Landwehr.

J übergebe dem Kriegoministerium die beifolgenden Bestimmungen wegen
Sraistung einer Auszeichnung für pflichttreue Dienste in der Landwehr, mit dem
Auftrage, solche der Armec bekannt zu machen, und zur Ausführung derselben
das Weitere zu versüugen. Dem Staatsministerium habe Ich dieserhalb das
Nöthige zugehen lassen.

Berlin, den 16. Januar 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Kriegsministerium.

5

Mi Wohlgefallen habe Ich das achtungswerthe Bestreben der Landwehr, sich
fortdauernd ihrem Zwecke angemessen auszubilden, bemerkt und daher beschlossen,
forthin jedem Wehrmanne, nachdem er seine Dienstpflichten erfullt hat, als eine
bleibende Erinnerung eine außere Auszeichnung nach folgenden Bestimmungen
zu verleihen:

1) Diese Auszeichnung besteht in einem kornblauen Bande, in welchem mit
gelber Seide Mein Namenszug (F. W. IV.) eingewirkt ist, und wird
in einer eisernen Einfassung auf der linken Brust gleich wic die Dienst-
Auszeichnung des stehenden Heeres getragen.

2) Sie ist für Offtziere, Unteroffizirre und Wehrmänner gleich.
3) Den Ansoruch darauf hat Derjenige, welcher nach Ableistung der gesetz-

lichen Dienstpflicht im stehenden Heere, in beiden Aufgeboten der Land-
wehr die ihm obliegenden Pflichten vorwurfsöfrei ersallte (S. . 7.)

Zabrgang 18 1. (Jr. 252.) 15 4) Die

(Ausgegeben zu Berlin am 29. März 1842.)
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4) Die Verleihung der Auszeichnung erfolgt in der Regel bei der Entlassung

E:—

6— #

2

8)

aus dem zweiten Aufgebot zum Landsturm im Herbst jeden Jahres und
fangt mit Denjenigen an, welche im Herbste 1842. austreten. Das
bei dem Uebertritt aus dem ersten Aufgebot erhaltene Zeugniß des Wohl-
verhaltens giebt dem austretenden Unteroffizier und Wehrmann das Recht,
sich mit dieser Bescheinigung bei dem Bataillons-Kommandeur seines
Bezirks zur Erlangung der Auszeichnung zu melden.
Bei den Offizieren ist es erforderlich, daß sie ihre Dienstpflichten in allen
gedachten Stadien (S. 8. 3.) überhaupt vorwurfsfrei erfüllt, und ins-
besondere den Uebungen, zu denen sie beordert worden, so wie dem
Scheibenschießen und Kontroll-Versammlungen mit Eifer beigewohnt ha-
ben, auch niemals kriegsrechtlich bestraft worden sind.
Die Listen der berechrigten Offziere werden unter Beifügung der, von
den Brigade-Kommandeuren zu bestätigenden Zeugnisse der Bataillons=
Kommandeure über das Wohlverhalten auf dem geordneten Dienstwege
an das Kriegsministerium eingereicht, welches sie prüft, und Mir zur Be-
stärigung vorlegt. Diejenigen Offziere, die auch nach zurückgelegter
Dienstpflicht aus ehrenvollem Antriebe noch in der Landwehr bleiben
wollen, sollen dabei Mir besonders namhaft gemacht werden.
Der Unterofftzier und Wehrmann, welcher auf die Dienstauszeichnung
Anspruch macht, muß die Uebungen, zu welchen er einberufen wurde, mit-
gemacht, und im Fall er diese zu versäumen gezwungen war, durch ein
freiwilliges Einkommen nachgeholt, ebenso bei den Schießübungen und
Kontroll-Versammlungen seine Pflichten vorwurfsfrei erfüllt, auch wäh-
rend seiner Dienstzeit keine durch Kriegs= oder Standrecht erkannte
Strafe erlitten haben, und nicht in der zweiten Klasse des Soldaten-
standes stehen. Bei dem Uebertritt ins zweite Aufgebot muß über das
Obige zur Begründung des künftigen Anspruchs, in einem auszustellen-
den Führungszeugniß das Nöthige bemerkt werden.

Die Listen der, nach diesen Bedingungen zur Dienstauszeichnung sich
eignenden Unteroffiziere und Wehrmänner, werden von dem Bataillons-
Kommandeur zusammengestellt, und dem Brigade-Kommandeur zur Prü-
fung und eventuellen Bestätigung vorgelegt. Auf Grund derselben wird
die summarische Nachweisung des Bedarfs an Auszeichnungen durch
die Zwischenbehörden dem Allgemeinen Kriegsdepartement eingesandt, wel-
ches dagegen die erforderlichen Auszeichnungen jedem Armec-Corps zusen-
den wird. Verloren gegangene Auszeichnungen müssen die Inhaber aus
eigenen Mitteln wieder anschaffen.

9) Wenn
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9) Wenn Offiziere oder Unteroffiziere der Landwehr sich durch ihre Thatig-
keit bei den Schießubungen oder sonstigen Eifer in den Bezirken aus-
zeichnen, so konnen dieselben als eine ehrenvolle Ausnahme auch dann
schon zur Dienstauszeichnung in Vorschlag gebracht werden, wenn sie die
Dienstjahre des ersten Aufgebots zurucklegten.

10) Die Besitzzeugnisse fur Unteroffiziere und Gemeine werden von den Ba-
taillons-Kommandeuren, die für die Offziere aber von dem Kriegsmi-
nister vollzogen.

11) Die über den WVerlust der übrigen Ehrenzeichen bestehenden gesetzlichen
Vorschriften bei Vergehen, finden auch auf die in Rede stehende Aus-
zeichnung Anwendung.

Indem Ich diesen Beweis des Wohlwollens der Landwehr hiermit zu-
wende, erwarte Ich, daß die verliehene Auszeichnung für alle neu eintretende
Wehrmänner ein ehrenvoller Antrieb seyn wird, mit immer regem Eifer die Pflich-
ten ihres Berufes zu erfüllen.

Verlin, den 16. Januar 1842.

Friedrich Wilhelm.

(Nr. 2—23.) 15“ (Nr. 2253.)
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(r. 2253.) Vertrag zwischen Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Kurhessen,
dem Großherzogthume Hessen, den zu dem Thüringer Zoll= und Handels-
Vereine gehörigen Staaten, den Herzogthümern Braunschweig und Nassau
und der freien Stadt Frankfurt einerseits, und dem Großherzogtbum
Luremburg andererseits, wegen des Anschlusses des Großherzogthums
Luremburg an das Zollsystem Preußen's und der übrigen Staaten des
Zollvereins. D. d. Haag, den §. Februar 1812.

N% Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von Lurem-
burg, den Wunsch zu erkennen gegeben haben, dem Großherzogthume Luremburg
durch eine ndhere Verbindung desselben mit dem Deutschen Zoll= und Handels-
vereine die Vortheile eines möglichst freien gegenseitigen Verkehrs zuzuwenden;
so haben, Behufs der deshalb zu poflegenden Verhandlungen, zu Bevollmäch-
tigten ernannt:

einerseits
Seine Majestät der König von Preußen für Sich und in Wertre-

tung der übrigen Mitglieder des, krast der Verträge vom 22. und 30.
März und 11. Mai 1833., 12. Mai und 10. Dezember 1835.,
2. Januar 1836. und 8. Mai 1841. bestehenden Zoll= und Handcls-
vereins, ndmlich der Kronen Bayern, Sachsen und Württemberg, des
Großherzogthums Baden, des Kurfürstenthums Hessen, des Großher=
zogthums Hessen, der den Thüringischen Zoll= und Handelsverein bilden-
den Staaten, — namentlich des Großherzogthums Sachsen, der Her-
zogthümer Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen-Coburg
und Gotha, und der Fürstenthümer Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarz=
burg-Sondershausen, Reuß-Greitz, Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenstein
und Ebersdorf, — der Herzogthümer Braunschweig und Nassau, und
der freien Stadt Frankfurt,

Allerhöchst Ihren Kammerherrn und außerordentlichen Gesandten und be-
vollmadchtigten Minister am Königlich Niederländischen Hose, Herr-
mann Friedrich Reichsgrafen von Wylich und Lottum, Ritter
des Königlich Preußischen rorhen Adler-Ordens 2ter Klasse mit dem
Stern, des Johanniter-Ordens und des eisernen Kreuzes 2ter Klasse,

und andererseits
Seine Masestät der König der Niederlande, Großherzog von

Lurxemburg
Allerhöchst Ihren Kammerherrn und interimistischen Staats-Kanzler für das

Großherzogthum Luxemburg, Friedrich Georg Prosper Freiherrn
von Blochausen, NRitter von dem Stern des Großherzoglich Luxem-

2



burgischen Ordens der Eichenkrone, und des Koniglich Niederlandi—
schen Löwen-Ordens,

von welchen Bevollmächtigten, in Gemäßheit der denselben von ihren respektiven
Souverainen ercheilten speziellen Instrukeionen, unter dem Vorbehalte der Ra-
tifikation, solgender WVertrag abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.
Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von Luxemburg,

treten mit Allerhöchst Ihrem Großherzogthume Luremburg dem Zollsysteme des
Königreichs Preußen und der mit diesem zu einem Zollvereine verbundenen
Staaten bei.

Artikel 2.
In Folge dieses Beitrites werden Seine Majestät der König Großher=

zog, mit Aufhebung der gegenwärtig in dem gedachten Großherzogehume über
Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben und deren Verwaltung be-
stehenden Gesetze und Einrichtungen, daselbst die Verwaltung der Eingangs-,
Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben in Uebereinstummung mit den desfallsigen
Gesetzen, Tarifen, Verordnungen und sonstigen administrativen Bestimmungen
des Zollvereins, wie solche in den an das Großherzogehum angrenzenden Preu-
ßischen Provinzen gegenwärtig bestehen, oder künftig bestehen werden, eintreten,
und zu diesem Zwecke die erforderlichen Gesetze, Tarife und Verordnungen publi-
ziren, sonstige Verfügungen aber, nach denen die Unterthanen oder Steuerpsiich=
tigen sich zu richten haben, durch die betreffende oberste Verwaltungsbehörde zu
Luxemburg zur öffentlichen Kenntniß bringen lassen.

Artikel 3.
Etwanige künftige Abänderungen der im vorstehenden Artikel gedachten,

in den an das Großherzogthum angrenzenden Preußischen Provinzen bestehenden
gesetzlichen Bestimmungen, bedürfen der Zustimmung der Großherzoglichen Rec-
gierung; diese Zustimmung wird nicht verweigert werden, wenn solche Abände=
rungen in den Gereinsstaaten allgemein getroffen werden.

Actikel 4.
Um gleichzeitig mit dem Anschlusse des Großherzogthums Luxemburg an

das Zoll-System Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins, auch alle
Hindernisse zu entsernen, welche einer völligen Fretheit des Verkehrs zwischen
dem gedachten Großherzogthume und dem dasselbe angrenzenden Königlich Preu-
Hischen Gediere in der Derschiedenheir der Abgabe dom Salze und der Besteue-
rung innerer Erzengnisse entgegenstehen wirden, ist ferner Folgendes verabredet
worden:

(Nr. 2253.) A. We-
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A. Wegen des Branntweins aus mehligen Substanzen,
und

B. Wegen des Biers:
wollen Seine Majestät der König Großherzog die dermalen schon von der Fa-
brikation dieser Getränke im Großherzogthume zu entrichtende Abgabe nicht un-
ter den Betrag der dieserhalb in Preußen bestehenden Steuer herabsetzen.

Was das Branntweinbrennen aus Obst und Trestern und allen sonsti-
gen nicht mehligen Substanzen anlangt, so werden Seine Majestät dasselbe,
nach Ratifikation des gegenwärtigen Vertrags, einer Steuer unterwerfen, deren
Betrag nicht geringer, als die dafür in Preußen bestehende seyn wird.

C. Nicht minder werden Seine Majestät gleichzeitig eine Besteuerung
des Weinmostes in Uebereinstimmung mit den deshalb in Preußen angenomme-
nen Steuersätzen einfähren.

D. Wegen des Satlzes ertheilen Seine Majestckt die Zusicherung, den
Salzdebitspreis während der Dauer des Vertrages nicht unter den Betrag
des Salzpreises in Preußen herabzusetzen.

E. Für den Fall, daß im Großherzogkhume Tabacksbau betrieben wer-
den und einen irgend erheblichen Umfang erreichen sollte, versprechen Seine
Mazjestät die in Preußen bestehende oder eine derselben im Betrage gleichkom-
mende Besteuerung des inländischen Tabacksbaues einführen zu lassen.

Artikel 5.
Mit der vollständigen Ausführung des gegenwärtigen Vertrages hören

die Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben an den Grenzen zwischen
Preußen und dem Großherzogthume Luxemburg auf, und es können alle Ge-
genstände des freien Verkehrs aus letzterem frei und unbeschwert in die Preu-
ßischen und die mit Preußen im Zollvereine befindlichen Staaten und umgekehrr
aus diesen in jenes, eingeführt werden, mit alleinigem Vorbehalt:

a) der zu den Staatsmonopolien gehörigen Gegenstände (Salz), ingleichen
der Spielkarten und Kalender nach Maaßgabe der Artikel 6. und 7.;

b) der im Innern der zu dem Zollvereine gehörigen Staaten mit einer
Steuer belegten inländischen Erzeugnisse nach Maaßgabe des Arcikels 8.
und endlich

I) solcher Gegenstände, welche ohne Eingriff in die von einem der kontra-
hirenden Staaten ertheilten Ersindungs-Privilegien (Patente) nicht nach-
gemacht oder eingeführt werden können, und daher für die Dauer der

Pri-
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Privilegien (Patente) von der Einfuhr in den Staat, welcher dieselben
ertheilt hat, ausgeschlossen bleiben mussen.

Artikel 6.
In Betreff des Salzes treten Seine Majestat der Konig Großherzog

den zwischen den Mitgliedern des Zollvereins bestehenden Verabredungen in
folgender Art bei:

a)

b#

—

cl

e

s)

die Einfuhr des Salzes und aller Gegenstände, aus welchen Kochsalz aus-
geschieden zu werden pflegt, aus fremden, nicht zum PVereinc gehörenden
Ldändern, in die Bereinsstaaten, ist verboten, insoweit dieselbe nicht für
eigene Rechnung einer der vereinten Regierungen und zum ummirtelbaren
Verkauf in deren Salzämtern, Faktoreien oder Niederlagen geschieht.
Die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegenstände, aus
den zum Bereine nicht gehörigen Ländern, in andere solche Länder, soll
nur mit Geenehmigung der Pereinsstaaten, deren Gebiet bei der Durch-
fuhr berührt wird, und unter den Vorsichtsmaaßregeln startfinden, welche
von selbigen für nöthig erachtet werden.
Die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine gehörige Staa-
ten, ist frei.
Was den Salzhandel innerhalb der WVereinsstaaten betrifft, so ist die
Einfuhr des Salzes von einem in den anderen nur in dem Falle erlaubt,
wenn zwischen den Landes-Regierungen besondere Verträge deshalb be-
stehen.
Wenn eine Regierung von der anderen innerhalb des Gesammtvereins
aus Staats= oder Privat-Salinen Salz beziehen will, so müssen die
Sendungen mit Pässen von öffentlichen Behörden begleiret werden.
Wenn ein Wereinsstaat durch das Gebiet eines anderen, aus dem Aus-
lande, oder aus einem dritten Vereinsstaate seinen Salzbedarf beziehen,
oder durch einen solchen sein Salz in fremde, nicht zum Berein gehé-
rige Lander, versenden lassen will, so soll diesen Sendungen kein Hin-
derniß in den Weg gelegt werden; jedoch werden, insofern dieses nicht
schon durch frühere Verträge bestimmt ist, durch vorgängige Ueberein-
kunft der betheiligten Staaten die Straßen für den Transport, und die
erforderlichen Sicherheitsmaaßregeln zur Verhinderung der Einschwärzung,
verabredet werden.

Artikel 7.
Hinsichtlich der Einfuhr von Spielkarten und Kalendern kommt der

Grundsatz, wonach es in sämmtlichen zu dem Zollvereine gehörigen Staaten
(Nr. 2233.) und
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und Gebietstheilen bei den bestehenden Verbots- oder Beschränkungs-Gesetzen
und Debits-Einrichtungen sein Bewenden behalt, auch in Beziehung auf das
Großherzogthum Luxemburg in Anwendung.

Artikel 8.
Indem die in dem Gebiete des Zollvereins in Betreff der inneren

Steuern, welche in den einzelnen Vereinsstaaten theils auf die Hervorbringung
oder Zubereitung, theils unmittelbar auf den Berbrauch gewisser Erzeugnisse
gelegt sind, so wie hinsichtlich des Verkehrs mit solchen Erzeugnissen unter den
Vereinsstaaten vertragsmäßig bestehenden Bestimmungen auch auf das Groß-
herzogthum Lurxemburg in Anwendung kommen, wird, in Rücksicht auf die
Steuern, welche in letzterem auf inneren Erzeugnissen haften und auf die im
Artikel 4. deshalb getrossenen Verabredungen, zwischen Preußen und dem Groß-=
herzogthum gegenseitig von sämmtlichen inneren Erzeugnissen, bei dem Ucber-
gange in das andere Gebiet, weder eine Rückvergütung der Steuern geleister,
noch eine Uebergangs-Abgabe erhoben werden, dagegen den übrigen Staaten
des Zollvereins gegenüber das Großherzogthum hinsichtlich der zu gewäáhrenden
Rückvergütungen und der zu erhebenden Uebergangs-Abgaben in dasselbe Ver-
háltniß, wie Preußen rücksichtlich der Preußischen Rheinprovinz, treten.

Artikel 9.

Seine Majestdt der König Großherzog treten der zwischen den Staaten
des Zollvereins getrossenen Uebereinkunft wegen Besteuerung des im Umfange
des Vereins aus Runkelrüben bereiteren Zuckers bei und erklären Sich auch
damit einverstanden, daß, wenn die Fabrikation von Zucker oder Syrup aus
andern inländischen Erzeugnissen, als aus Runkelrüöben, z. B. aus Stärke, im
Zollvereinc einen erheblichen Umsang gewinnen sollte, diese Fabrikation ebenfalls
in sämmtlichen Vereinsstaaten einer übereinstimmenden Besteuerung nach den
für die Rübenzucker-Steuer verabredeten Grundsätzen zu unrerwerfen seyn würde.

Artikel 10.

Chausseegelder oder andere statt derselben bestehende Abgaben, eben so
Piaster-, Damm-, Brücken= und Fährgelder, oder unter welchem anderen Na-
men dergleichen Abgaben bestehen, ohne Umerschich, ob die Erhebung für Rech-
nung des Staates oder eines Privat-Berechugten, namentlch einer Kommune,
gZeschieht, sollen, soweohl auf Chausseen, als auch aus allen unchausßiren Land-
und Heerstraßen, nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingeführt werden
können, als sie den gewöhnlichen Herstellungs= und Unterhaltungskosten ange-
messen sind.

Das in dem Preußischen Chausseegeld-Tarise vom Jahre 1828. bestunmte
Chaus-
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Chausseegeld soll als der hochste Satz angesehen und auch in dem Großherzog=
thume Luxemburg nicht uberschritten werden.

Besondere Erhebungen von Thorsperr- und Pflastergeldern sollen auf
chaussirten Straßen, da, wo sie noch bestehen, dem vorstehenden Grundsatze ge-
maß, aufgehoben, und die Ortspflaster den Chausseestrecken dergestalt eingerechnet
werden, daß davon nur die Chausseegelder nach dem allgemeinen Tarife zur
Erhebung kommen.

Artikel 11.

Seine Majestät der König Großherzog schließen Sich für das Groß-
herzogthum Luremburg den Verabredungen an, welche zwischen den zu dem Zoll-
und Handelsvereine gehörigen Regierungen wegen Herbeiführung eines gleichen
Münz-, Maaß= und Gewichts-Systems getroffen worden sind, und treten ins-
besondere hierdurch der zwischen den gedachten Regierungen unter dem 30. Juli
1838. abgeschlossenen allgemeinen Münz-Konvention bei, indem Allerhöchstdie-
selben zugleich erklären, entweder den 14 Thalerfuß oder den 241 Guldenfuß in
dem Großherzogkhume Luxemburg als Landesmünzfuß annehmen zu wollen.

Artikel 12.

Die Wasserzölle oder auch Wegegeld-Gebühren auf Flüssen, mit Ein-
schluß derjenigen, welche das Schiffsgesah treffen (Rekognitionsgebühren), sind
von der Schiffahrt auf solchen Flüssen, auf welche die Bestimmungen des Wie-
ner Kongresses oder besondere Staats-Verträge Anwendung finden, ferner ge-
genseitig nach jenen Bestimmungen zu entrichten, insofern hierüber nichts beson-
deres verabredet wird.

In letzterer Hinsicht erkldren Seine Majestät der König Großherzog,
was insbesondere den Rhein und dessen Mebenflüsse betrifft, Ihr Einverständniß
mit dem, in den Artikeln 15. resp. 12. der Zollvereinigungs-Verträge vom 22.
März 1833., 12. Mai 1835. und 2. Januar 1836. ausgesprochenen Zwecke,
durch weitere Unterhandlung zu einer Vereinbarung zu gelangen, in Folge deren
die Ein-, Aus= und Durchfuhr der Erzeugnisse der sämmtlichen Vereinslande
auf den genannten Flüssen in den Schiffahrts-Abgaben, mit stetem Dorbehalte
der Rekognitionsgebühren, wo nicht ganz befreit, doch möglichst erleichtert wird.

Alle Begünstigungen, welche ein Vereinsstaat dem Schiffahrts-Betriebe
seiner Unterthanen auf den Eingangs gedachten Flüssen zugestehen möchte, sollen
in gleichem Maaße auch der Schiffahrt der Unterthanen der andern Bereins-
staaten zu Gute kommen.

Auf den übrigen Flüssen, bei welchen weder die Wiener Kongreß-Akten
noch andere Staatsverträge Anwendung finden, werden die Wasserzölle nach
den privativen Anordnungen der betreffenden Regierungen erhoben. Doch sollen

Jahrgang 1832. (Xr. 2253.) 16 auch
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auch auf diesen Flussen die Unterthanen der kontrahirenden Staaten und deren
Waaren und Schiffsgefaße uberall gleich behandelt werden.

Die betheiligten Regierungen behalten sich vor, nach Maaßgabe der vor-
stehenden Grundsatze uber alle die Schiffahrt auf der Mosel und, so weit die
Schiffbarkeit derselben solches erfordert, auf der Sauer, erleichternde und befor-
dernde Maaßregeln durch eine auf volliger Reziprozitat beruhende Uebereinkunft
sich weiter zu verstandigen.

Artikel 13.

Kanal-, Schleusen-, Brucken-, Fahr-, Hafen-, Waage-, Krahnen= undNie-
derlage-Gebuhren und Leistungen fur Anstalten, die zur Erleichterung des Ver-
kehrs bestimmt sind, sollen nur bei Benutzung wirklich bestehender Einrichtungen
erhoben, und fur letztere nicht erhohet, auch uberall von den Unterthanen des
andern kontrahirenden Theiles auf vollig gleiche Weise, wie von den eigenen
Unterthanen, erhoben werden. Findet der Gebrauch einer Waage--Einrichtung
nur zum Behufe der Zoll-Ermittelung oder einer zollamtlichen Kontrolle Statt,
so tritt eine Gebühren-Erhebung nicht ein.

Artikel 14.

Von den Großherzoglich Luxemburgischen Unterthanen, welche in den Ge-
bieten der zollvereinten Staaten Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen,
soll von dem Zeitpunkte ab, mit welchem der gegenwärtige Vertrag in Kraft
treten wird, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmäßig die in dem-
selben Gewerbsverhältnit sichenden eigenen Unterthanen dieser Staaten umer-
worfen sind.

Desgleichen sollen Fabrikanten und Gewerbtreibende aus dem Großher=
zogthum Luxemburg, welche blos für das von ihnen betriebene Geschäft Ankäufe
machen, oder Reisende aus selbigem, welche nicht Waaren selbst, sondern nur
Muster derselben bei sich führen, um Bestellungen zu suchen, wenn sie die Be-
rechtigung zu diesem Gewerbsbetriebe in ihrem Wohnorte durch Entrichtung der
gesetzlichen Abgaben erworben haben, oder im Dienste solcher dortigen Gewerbe-
treibenden oder Kaufleute stehen, in den andern Staaten des Zollvereins keine
weitere Abgabe hierfür zu entrichten verpflichtet sepn.

Auch sollen bei dem Besuche der Messen und Märkte zur Ausübung des
Handels und zum Absatze eigener Erzeugnisse oder Fabrikate, die Großherzog=
lichen Unterthanen in sedem ereinsstaate den eigenen Unterthanen gleich be-
bandelt werden.

Auf ganz gleiche Weise soll es mit den Unterthanen aus sämmtlichen,
zum
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zum Zollvereine gehorigen Staaten in den vorerwahnten Fallen bei ihrem Ver-
kehr in dem Großherzogthume Luxemburg gehalten werden.

Artikel 15.
Seine Majestat der König Großherzog treten hierdurch dem zwischen den

Gliedern des Zoll- und Handelsvereins zum Schutze ihres gemeinschaftlichen
Jollsystems gegen den Schleichhandel, und ihrer innern Verbrauchsabgaben gegen
Defraudationen bestehenden Zollkartel bei, und werden die betreffenden Artikel
desselben gleichzeitig mit gegenwartigem Vertrage in dem Großherzogthume pu-
bliziren lassen; auch die übrigen Vereinsstaaten werden die erforderlichen Anord-
nungen treffen, damit in den gegenseitigen Verhältnissen den Bestimmungen
dieses Zollkartels überall Anwendung gegeben werde.

Artikel 16.
Die Ernennung der Beamten und Diener bei den Bezirks= und Lokal-

stellen für die Zoll-Erhebung und Aufsicht, welche nach gleich örmigen Bestim-
mungen, wie in den übrigen Bereinsstaaten, anzuordnen, zu besetzen und zu in-
struiren sind, bleibt Seiner Majestät dem Könige Großherzog überlassen.

Auch sind die Vereinsstaaten damit einverstanden, daß die Vollziehung
der gemeinschaftlichen Zollgesetze, so wie die Leitung des Dienstes, einer Zoll-
Direktion in Lurxemburg übertragen werde.

Do jedoch die Vereinsstaaten ein großes Interesse dabei haben, daß durch
die mit der Aufnahme des Großherzogthums in den Verein eintretende Derle-
gung der Zollgrenze die Sicherheit in der Erhebung der Abgaben nicht gemin-
dert werde, so wollen Seine Majestaäk der König Großherzog alle Einrichtungen
der Verwaltung dergestalt treffen lassen, daß diese durch die Art sowohl ihrer
Organisation, als ihrer Handhabung, den Vereinsstaaten eine volle Bürgschaft
für die genaue Ausführung der ZFollgesetze gewähren. Das Nähere hierüber soll
in einer besondern Uebereinkunft verabredet werden.

Artikel 17.
Die Ausführung aller im gegenwärtigen Vertrage enthaltenen Verabre=

dungen, namentlich dersenigen, welche auf die Einrichtung, Bestimmung und
amtliche Befugniß der zur Erhebung und Abfertigung erforderlichen Dienst-
Stellen sich beziehen, ferner die Bildung des Grenzbezirks im Großherzogthume
soll in gegenseitigem Einvernehmen mit Hülfe der von beiden Seiten zu diesem
Behufe zu ernennenden Kommissarien, bewirkt werden.

Artikel 18.
Der Großherzoglichen Regierung bleibt es vorbehalten, die für den Joll-

dienst angestellten Beamten in dem Großherzogthume, soweit es ohne Beeinträch-
(Fr. 203.) 167 tigung
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tigung ihrer eigentlichen Dienst-Obliegenheiten geschehen kann, auch mit der Er-
hebung und Kontrole Großherzoglich privativer Steuern, imgleichen der Chaussee-
und Wegegelder zu beauftragen.

Artikel 19.
Die Untersuchung und Bestrafung der im Großherzogthume Luxemburg

begangenen Zollvergehen erfolgt, in sofern dabei nicht ein administratives Ver-
fahren eintritt, von den Großherzoglichen Gerichten.

Artikel 20.

Die Ausübung des Begnadigungs= und Strafverwandlungs-Rechts über
die wegen verschuldeter Zollvergehen von Luremburgischen Gerichten verurtheilten
Personen bleibt Seiner Majestät dem Könige Großherzog vorbehalten.

Artikel 21.

In Folge des gegenwärtigen Vertrages wird zwischen dem Königreiche
Preußen nebst dem mit ihm zu einem Jollvereine verbundenen Staaten, und dem
Großherzogthume Luxemburg, eine Gemeinschaft der Einkünfte an Eingangs-,
Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben Statt finden, und der Ertrag dieser Ein-
künfte nach dem Verhältnisse der Bevölkerung getheilt werden.

Artikel 22.

Die beiderseitigen hohen Kontrahenten sind dahin übereingekommen, daß
Dieselben sogleich nach Auswechselung der Ratifkations-Urkunden sich über den-
senigen Grenzverkehr und dessen Sicherung verständigen wollen, welcher zwischen dem
Großherzogthum Luxemburg einerseits und dem in Gemähheit des Traktats vom
19. April 1839. dem Königreiche Belgien verbliebenen Theile des gedachten
Großherzogthums andererseits, bestehr, während Seine Majestät der König von
Preußen außerdem erkldren, daß Allerhöchstdieselben die Absicht haben, alles Mög-
liche zu thun, um, wenn das Königlich Belgische Gesetz vom 6. Juni 1839.
etwa aufgehoben werden sollte, die Luxemburger Unterthanen rücksichtlich der ihnen
aus einer solchen Aufhebung erwachsenden Machtheile zufrieden zustellen. Und da
Seine Majestät der König Großherzog den Wunsch gedußert haben, daß die An-
zahl und die Dauer der Dienstzeit der im Großherzogthume Luremburg anzustellenden
Königlich Preußischen Douanen-Beamten möglichst beschränkt werde, so wollen
Seine Majestät der König von Preußen diesem Wunsche entsprechen, insoweit
alo dies mit dem Dienste und der Organisation des Zollvereins vereinbar ist.

Artikel 23.
Die Dauer des gegenwärtigen Vertrags, welcher mit dem 1. April 1842.

zur Ausführung gebracht werden soll, wird bis zum letzten März 1846. festge-
setzt.
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setzt. Erfolgt spatestens neun Monate vor dem Ablaufe dieses Zeitraums keine
Aufkundigung von der einen oder der anderen Seite, so wird der Vertrag als
auf sechs Jahre, und in gleicher Weise stets weiter von sechs zu sechs Jahren
verlangert angesehen.

Derselbe soll alsbald sammtlichen betheiligten Regierungen vorgelegt und
sollen die Ratifikations-Urkunden mit moglichster Beschleunigung, spatestens aber
binnen sechs Wochen, zu Berlin ausgewechselt werden.

So geschehen Haag, den 8. Februar 1842.

Herrmann Friedrich ReichsgraffonFredericCerorges Prospère de
(Wplich und Lottum. Blochausen.

—*ie (L. S)

D. Auswechselung der NRatifikkations-Urkunden des vorstehenden Dertrages
hat Statt gefunden.

(Nr. 2253—236.) (Nr. 2254.)
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(Ar. 2254.) Ministerial-Erklärung über die mit dem Senate der freien und Hansestadt L-
beck getroffene Uebereinkunft wegen Ausdehnung der Freizügigkeit auf die
nicht zum Deutschen Bunde gehörigen Preußischen Provinzen, d. d. den
3. März, bekannt gemacht den 19. März 1842.

N die Königlich Preußische Regierung mit dem Senate der freien und
Hansestadt Lübeck dahin übereingekommen ist, die Aufhebung des Abschosses und
Abfahrtsgeldes, welche zufolge des Artikels 18. der Deutschen Bundesakte vom
8. Juni 1815. und nach Maaßgabe der Beschlüsse der Deutschen Bundesver-
sammlung vom 23. Juni 1817. und 2. August 1827. bereits zwischen den zum
Deutschen Bunde gehörigen Preußischen Provinzen und der freien Stadt Lü-
beck festgesetzt worden, nunmehr auch auf die nicht zum Deutschen Bunde ge-
hörigen Preußischen Provinzen im gegenseitigen Verhältnisse zur freien Stadt
Lübeck mit deren gesammtem Gebiete auszudehnen, so erklären jetzt die beiden
Regierungen Folgendes:

Artikel 1.

Bei keinem Vermögensausgange auch aus den nicht zum Deutschen
Bunde gehörigen Provinzen der Preußischen Monarchie, namentlich also aus
den Provinzen Preußen und Posen in die sreie Stadt Lübeck und deren Gebiet
oder aus diesen in jene, es mag sich solcher Ausgang durch Auswanderung, oder
Erbschaft, oder Legat, oder Brautschatz, oder Schenkung, oder auf andere Weise
zutragen, soll irgend ein Abschoß (gabella hereditaria) oder Abfahrtsgeld (ceu-
sus emigrationis) erhoben werden.

Von dieser Bestimmung sind jedoch diesenigen allgemeinen Abgaben aus-
genommen, welche bei einem Erbschafts-Anfalle, Legat, Verkauf u. s. w. ohne
Unterschied, ob das Vermögen im Lande bleibt oder hinausgezogen wird, ob der
neue Erwerber ein Inländer oder ein Fremder ist, in dem beiderseitigen Gebiete
zu entrichten sind, wie z. B. Erbschaftssteuer, Stempelgebühren und dergleichen.

Artikel 2.

Die vorstehend bestimmte Freizügigkeit soll sich sowohl auf diejenigen Ab-
gaben an Abschoß und Abfahrtsgeld, welche in die Staatskassen fließen, als
auch auf diesenigen Abgaben an Abschotz und Abfahrtgeld erstrecken, welche in
die Kassen der Kommunen, Märkte, Kammereien, Stifter, Patrimonial-Gerichte
und Korporationen oder einzelner Privat-Personen fließen würden.

Artikel 3.

In Absicht der Anwendung der gegenwärtig verabredeten Freizügigkeit
soll der Tag des wirklichen Abzuges entscheiden.

Arti-
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Artikel 4.

Die verabredete Freizugigkeit bezieht sich nur auf das Vermogen.
Demnach bleiben, dieses Uebereinkommens ungeachtet, diejenigen Preußischen Ge-
setze und diejenigen Gesetze der freien Stadt Lubeck in ihrer Kraft bestehen,
welche die Person des Auswandernden, seine personlichen Pflichten, insbeson-
dere seine Verpflichtung zum Kriegsdienste betreffen. Auch wird in Zukunft in
Beziehung auf die personlichen Pflichten der Auswandernden, insbesondere ihre
Miliairpflicht, keine der beiden, die gegenwartige Erklarung abgebenden Regie-
rungen, in Ansehung der Gesetzgebung beschrankt.

Artikel 5.

Gegenwärtige, im Namen Seiner Majestät des Königs von Preußen
von dem Königlich Preußischen Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
und im Namen der freien Stadt Lübeck und deren Senate von dem präfidi-
renden Börgermeister zweimal gleichlautend ausgefertigte Erkldrung soll, nach
erfolgter gegenseitiger Auswechselung, Krast und Wirksamkeit haben.

So geschehen Berlin, den 3. März 1842.

(L. S.)

Königlich Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
In Vertretung des Geheimen Staats-- und Kabinets-Ministers Grafen von Malgtzan.

Frh. v. Werther.

[IJr. — Nach-
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DN die Auswechselung vorstehender Erkldrung gegen eine gleichlautende
Erklärung des Senats der freien und Hansestadt Lübeck am 9. d. M., von
wo ab die getroffene Uebereinkunft daher in Kraft tritt, erfolgt ist, wird solche
unter Bezugnahme auf die Allerhöchste Kabinets-Order vom 11. April 1822.
(Gesetz-Sammlung pro 1822. Seite 81.) hierdurch zur öffentlichen Kenntniß
gebracht.

Berlin, den 10. März 1842.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
In Vertretung des Gebeimen Staats= und Kabinets-Ministers Grasen von Maltzan.

Frh. v. Werther.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staa ten.

 Nr. 10. ——

(Nr. 2255.) Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Umwandlung der Staatsschuldscheine
und die Herabsetzung der Zinsen derselben von 4 auf 31 Prozent; vom
27. März 1842

A- den Bericht des Staatsministers Rother vom 8. März d. J. habe Ich

dem Mir vorgelegten Plan der Konvertirung sämmtlicher Staatsschuldscheine
Meine Genehmigung ertheilt, und will demgemäß die Hauptverwaltung der
Staatsschulden hiermit ermachtigen:

1) sämmtliche noch im Umlauf befindliche Staatsschuldscheine mit Aus-
schluß derjenigen, welche in der bevorstehenden 10ten Verloosung Be-
hufs der planmäßigen Tilgung noch gezogen werden, im Kapitalbe=
trage von 98,082,000 Rthlr. Behufs der Herabsetzung der bisherigen
Zinsen zu Vier Prozent, jährlich auf Drei und Ein Halb Prozent,

zur baaren Zurückzahlung nach sechs Monaten, vom Erscheinen
der sofort zu erlassenden Bekanntmachung an gerechnet, oder
jedenfalls am 2. Januar 1843.

zu kündigen, und

2) bei Bekanntmachung der Kündigung sämmtliche Inhaber von Staats-
Schuldscheinen auszufordern, diese Papiere, unter Erkldrung ihrer Ab-
sicht, die Kündigung anzunehmen, spätestens bis zum 1. September

Jahrgang 1842. (Nr. 223).) 17 d. J.

(Ausgegeben zu Berlin am 1. April 1842.)
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d. J. an die Staatsschulden-Tilgungskasse gegen Depositalschein ein-
zuliefern, mit der Verwarnung, daß von denjenigen Inhabern von
Staatsschuldscheinen, welche dieser Aufforderung nicht nachkommen,
werde angenommen werden, daß sie die geschehene Kundigung ihrer
Staatsschuldscheine zur baaren Zuruckzahlung der Valuta ihrer Seits
nicht annehmen, sondern diese Papiere mittelst stillschweigender Ver-
einigung ohne Weiteres der allgemeinen Konvertirung unterwerfen
und demgemaß von dem bestimmt gewesenen Verfalltage, den 2. Ja-
nuar 1843. ab, nur den heruntergesetzten Zinssatz von 34 Prozent
jahrlich fortbeziehen wollen.

Auch will Ich, um den Inhabern von Staatsschuldscheinen bei der Um-
wandlung derselben, den gegenwartigen Kours moglichst zu sichern, und in bil-
liger Berucksichtigung der Verhaltnisse gestatten, daß denselben

3) je nachdem sie sich bis zum 30. Juni, 31. Juli oder 31. August 1842.
unter Einreichung ihrer Staatsschuldscheine zu der Konvertirung frei-
willig verstehen, eine Prämie von resp. 2, 14 und 1 Prozent bewilligt,
sofort ausgezahlt und

4) die Zusicherung ertheilt werde, daß eine Verloosung der neuen 34pro-
zentigen Staatsschuldscheine innerhalb der ersten vier Jahre, vom
1. Januar 1843. ab, nicht Statt finden, vielmehr der Bedarf fur
den Staatsschulden-Tilgungsfonds, nach Maaßgabe der Verordnung
vom 17. Januar 1820. (Gesetz=Sammlung Nr. 577.) durch Ankauf
beschafft werden soll. «

Zur Erleichterung des Verfahrens bei der Konvertirung und der in
Folge der letztern sich als nothwendig ergebenden Ausfertigung und Aushändi-
gung neuer 3#prozentiger Staatsschuldscheine, gegen Einziehung der koursiren-
den 4prozentigen Papiere, erkläre Ich Mich damit einverstanden, daß

5) bei dem Umwandlungsgeschäft auch die 98. 1. und 2. des Gesetzes we-
gen des Außer= und Wieder-Inkourssetzens der auf jeden Inhaber
lautenden Papiere vom 16. Jum 1835. (Gesetz= Sammlung Nr.
1620.) Anwendung finde.

Mit
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Mit den Anordnungen der Einzelnheiten der Ausfuhrung des Konverti-
rungsgeschafts und wegen der Bereithaltung der erforderlichen baaren Geld-
mittel, habe Ich den Chef der Bank und Seehandlung, Staatsminister Rother,
beauftragt.

Diese Meine Order ist durch die Gesetz-Sammlung bekannt zu machen.

Berlin, den 27. Marz 1842.

Friedrich Wilhelm.

An die Hauptverwaltung der Staatsschulden.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 11. ——

(Nr. 2256.) Allerböchste Kabinetsorder vom 21. März 1842. wegen Ernennung des Wirk-
lichen Geheimen Raths und Gesandten Freiherrn von Bülow zum
Staats-= und Kabinetsminister.

J habe bei dem fortdauernden Krankheitszustande des Staats= und Kabi-
netsministers Grafen von Maltzan denselben von der Leitung des Ministeriums
der auswärtigen Angelegenheiten, wie von aller Theilnahme an Staatsge-
schdften entbunden und Meinen Gesandten am Deurschen Bundestage, den
Wirklichen Geheimen Rath Freiherrn von Bülow, zum Staats= und Kabi-
netsminister ernannt und ihm die Leitung des gedachten Ministeriums übertra-
gen. Demzufolge weise Ich das Scaatsministerium an, denselben bei sich ein-
zuführen und diese Ernennung durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen.

Berlin, den 21. März 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

Berichtigung eines Druckfehlers.

Im 6. 9. des im 12ten Stück der Gesetzsammlung von 1841. Seite 129. fol-
gende abgedruckten Gesetzes über die Aufnahme von Notariats-Urkunden um
fremden Sprachen, vom 9 Juli desselben Jahres ist in der Gten Zeile statt des
Wortes „von“ das Wort „vor“ zu lesen.

Jahrgang 18#2. (Nr. 2256.) 18

(Ausgegeben zu Berlin am 4. April 1842.)
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 12. —

(Ir. 2257.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 19. Februar 1842., betreffend die Ausdehnung
der Befugniß zum Waffengebrauch und der Glaubwürdigkeit vor Gericht
auf die von Königlichen Forstbeamten zu ihrer Unterstützung und zur Ver-
stärkung des Forst- und Jagdschutzes angenommenen Korpsjäger.

A., Ihren Bericht vom 11. v. M. will Ich die Bestimmungen der Order
vom 21. Mai 1840. (Gesetzsammlung Seite 129.) über die Befugniß zum
Wassengebrauch und die Glaubwürdigkeit vor Gericht der im Kommunal= oder
Privatdienst angestellten Korpssäger auch auf die von Königlichen Forstbeamten
zu ihrer Unterstützung und zur Verstärkung des Forst= und Jagdschutzes ange-
nommenen und vorschriftsmäßig vereidigten Korpsjäger ausdehnen. Sie haben
diese Bestimmung durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenneniß zu bringen.

Berlin, den 19. Februar 1842. „ „ „

Friedrich Wilhelm.
An den Staatsminister v. Ladenberg.

—— J (Nss8s—-

(Nr. 2258.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 8. März 1842., betreffend die Verbindlichkeit der
Apotheker, denen eine erledigte persönliche Konzession wieder verliehen wird,
zur Uebernahme der Offizin-Einrichtung ihres Vorgängers.

A den Bericht des Staatsministeriums vom 31. Dezember v. J. geneh-
mige Ich, daß bei Erledigung einer bloß persönlichen Konzession zur Anlegung
einer Apotheke demjenigen, welchem in deren Stelle eine neue Konzession ertheilt
wird, von der Medizinalbehörde auf Antrag des bisherigen Apothekers oder sei-
ner Erben zur Bedingung gestellt werden darf, die zur Einrichtung und zum
Betriebe der Offzin seines Vorgängers gehörigen, noch in gutem Zustande be-
findlichen und für den Geschäftsbetrieb brauchbaren Geräthschaften, Gefche und
Waarenvorräthe, jedoch nur in einer dem Umfange des Geschäfts angemessenen
Quantität zu übernehmen. Welche Gegenstände zu übernehmen, sowie die Quan-
titat und der Preis derselben, ist durch Sachverständige zu bestimmen, deren ei-
nen der abgehende Apothekenbesitzer, den zweiten der neu antretende Apotheker,

Jahrgang #### (Nr. 2257—2220.) 10 und

(Ausgegeben zu Berlin am 4. Mai 1842.)
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und den dritten die Regierung zu ernennen hat. Letztere leitet das Verfahren
und stellt den Uebernahmepreis 15 egen diese Feststelung ist eine Berufung
auf richterliche Entscheidung nicht zulassig; der neu antretende Apotheker ist ver-pflichtet, seinem Vorgänger auf dessen Verangen die festgestellte Summe sofort
baar auszuzahlen. Die Kosten des Verfahrens sind von jedem Theile zur
Hälfte zu tragen. Zur Uebernahme eines für die Apotheke eingerichteten Grund-
stücks soll ein neu konzessionirter Apotheker niemals verpflichtet seyn. — Diese
Bestimmungen sind durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 8. März 1842. "„ " "
Friedrich Wilhelm.

An das Staateministerium.
—

(Nr. 2259.) Ministerial-Erklärung über die zwischen der diesseitigen und der Kaiserlich-König-
lich Oesterreichischen Regierung abgeschlossene Uebereinkunft zur Verhücung
von Forst-, Jagd-, Fisch= und Feldfreveln an den gegenseitigen Landesgren-
zen, d. d. den 21. März und bekannt gemacht den 19. April 1842.

D. Königlich Trauzisch Staats-Regierung übernimmt gegen die Katserlich-
Königlich Oesterreichische Staats-Regierung zur wirksamen Verhütung der Forst-,
Jagd-, Fisch= und Feldfrevel an der gegenseitigen Landesgrenze die Verpflich-
tung, nachfolgende Bestimmungen genau zu beobachten und zu handhaben:

1.

Verpflichtet sich die Königlich Preußische Staats-Regierung, die Forst-,
Jagd-, Fisch= und Feldfrevel, welche ihre Unterthanen auf Kaiserlich Oesterrei=
chischem Gebiete verübt haben möchten, sobald sie davon Kennrniß erhale, nach
denselben Gesetzen zu untersuchen und zu bestrafen, nach welchen sie untersucht
und bestraft werden würden, wenn sie im Inlande begangen worden wären.

2.
Von allen Behorden und ihren Organen soll zur Entdeckung der Frev-

ler alle mogliche, den inlandischen Gesetzen entsprechende Hulfe geleistet und die
Untersuchung und Bestrafung der Forst-, Jagd-, Fisch- und Feldfrevel immer
so schleunig vorgenommen werden, als es nur immer thunlich seyn wird.

3

Die Einziehung des Betrages der Strafe, falls eine Geldftrase verhängr
wird, und der etwa stattgehabten Untersuchungsgebühren soll demsenigen Staate
verbleiben, in welchem der verurtheilte Frevler wohnt und in welchem das Er-
kenntniß starrgefunden hat, und nur der Betrag des Schadenersatzes und der
Pfandgebühren an die bemesfende Kasse desjenigen Staates abgeführt werden,
in welchem der Frevel verübt worden ist.

4

Den Protokollen und Abschätzungen, die zur Konstanrung des von den
Angehörigen des einen Staates in dem Gebiere des andern verübten Frevels
von den hierzu in sedem Lande kompctenten Personen aufgenommen worden, ist

sener
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jener Glaube von der zur Aburtheilung geeigneten Behorde beizumessen, welchen
die Gesetze den Protokollen der inländischen Beamten beilegen.

Gegenwartige Erklarung soll oor der Hand auf die Dauer von dre
Jahren zu gelten haben und gegen eine gleichlautende im Namen der Kaiserlie
Oesterreichischen Staats-Regierung ausgeferiugte ausgewechselt, sohin im ordenr-
lichen Wege kund gemacht werden.

Zu Urkund dessen ist gegenwartige Ministerial-Erklarung ausgefertigt und
mit demKoniglichen Insiegel versehen worden.

Sogeschehen Berlin, den 21. Marz 1842.

Koniglich Preußisches Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.
In Vertretung des Geheimen Staats und Kabineteministers Grafen von Maltzan

Frh. v. Werther.

V.r Erkláärung wird, nachdem sie gegen eine übereinstimmende Er-
klärung der Kaiserlich-Königlich Oesterreichischen Geheimen Haus-, Hof= und
Staatskanzlei vom 21. März d. J. ausgewechselt worden, hierdurch zur böffent-
lichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 19. April 1842.

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten.
Frh. v. Bülow.

(Nr. 2260.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 24. März 1842., betreffend die Enebindung des
Staatesmmisters Grafen von Alvensleben von der Leitung des Finanz-
Ministeriums und die Ernennung des Ober-Präsidenten, Wirklichen Gehei-
men Ratbs von Bodelschwingh zum Staats= und Finanzminister.

J. habe den Staats- und Finanzminister, Grafen von Alvensleben auf
seinenWunsch der Leitung des Finanzministeriums enthoben und zu seinem Nach—
folger in diesem Departement den zum Staats- und Finanzmimsster beförderten
Ober-Prasidenten, Wirklichen Geheimen Rath von Bodelschwingh bestellt.
Dagegen habe Ich dem Staatsminister, Grafen von Alvensleben einen Theil
der Vortrage bei Mir in allgemeinen Landesangelegenheiten ubertragen und
mache dies dem Staatsministerium hierdurch bekannt, um wegen Einfuhrung
des Staats- und Finanzministers von Bodelschwingh das Erforderliche zu
veranlassen und diese Order durch die Gesetzsammlung zur offentlichen Kenntniß
zu bringen.

Berlin, den 24. Marz 1842. —

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

J. 2 2261. Nr. 2261.)
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(Nr. 2261.) Verordnung über die Aufhebung der dem Gesetze vom 31. Mäörz 1S.- wegenEinführung kürzerer Verjährungsfristen, sowie den 488. 54. und 55. Tit. 6.
Th. I. Allg. Landrechts und der Deklaration vom 31. März 4#5 ventgegen-
stehenden provinziellen und statutarischen Bestimmungen. Vom 15. April 1842.

ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

verordnen:
in Erwägung, daß diesenigen Rücksichten, aus welchen das Gesetz
wegen Einfährung kürzerer Verjdhrungsfristen vom 31. März 1838.
und die Deklaration des d. 54. Tu. 6. Th. I. des Allgemeinen Land-
rechts von demselben Tage (Gesetzsammlung S. 249. und S. 252.)
erlassen worden ist, auch auf diesenigen Landestheile Anwendung finden,
in welchen neben dem Allgemeinen Landrechte provinzielle und statutarische
Vorschriften gelten,

auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, nach Anhörung Unserer gerreuen
Stände der betheiligten Provinzen, was fol gt:

Alle dem Gesetze wegen Einfüprün kürzerer Verjährungsfristen vom
31. März 1838. und den im 5. 4. desselben bestängeen allgemeinen Gesetzen, so

wie den . 54. und 55. Tit. 6. Th. J. des Allgemeinen Landrechts und dersich hierauf beziehenden Deklaration vom à1. März 1838. entgegenstehende pro-
vinzielle und staturarische Bestimmungen, sie mögen längere oder kürzere Ver-
saährungsfristen enthalten, werden hierdurch ausgehoben. Statt derselben kommen
von jetzt an das Gesetz vom 31. März 1838., die 90. 54. und 55. Tit. G. Th. I.
des Allg. Landrechts und die Deklaration vom 31. März 1838 zur Anwendung.

r-el
Gegen Forderungen, hinsichtlich deren nach den bisherigen provinziellen

oder statutarischen Bestimmungen längere Verjährungsfristen statt fanden,
und die zur Zeit der Publikation dieser Verordnung bereits fadllig waren, können
die in den 96. 1. und 2. des Gesetzes vom 31. März 1838. vorgeschriebenen
kürzeren Fristen nur vom letzten Dezember 1842. an gerechner werden. Außer-
dem bewendet es überall bei den Bestimmungen des #. 7. des Gesetzes vom
31. März 1838. In Ansehung derfenigen Forderungen hingegen, bei welchen
bisher eine kürzere Verjährungsfrist statt sand, die zur Zeit der Publikation

dieser Verordnung noch nicht abgelaufen ist, finden die Vorschriften dieser Ver-
ordnung überall sofort Anwendung, ohne daß die Verfährung von Neuem an-
gefangen zu werden brauchr.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 15. April 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Rother.
Gr. v. Alvensleben. Frh. v. Werther. Eichhorn. v. Tohile.

v. Savigny. Gr. zu Stolberg.
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Gesetz-Sammlung
fürdie

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 13.—

(Nr. 2262.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 23. April 1842., durch welche des Königs
Majestät die für die Provinz Preußen erlassene Verordnung vom 18. De-
zember 1841., in Betreff der bürgerlichen Rechte bescholtener Personen in
den mit der Städteordnung vom 19. November 1808. beliehenen Städ-
ten, auch für die Stadt Breslau für gültig zu erklären gerubet baben.

D. Antrage des Magistrats und der Stadtverordneten zu Breslau ent-

sprechend, will Ich auf Ibren Bericht vom 6. d. M. die für die ProvinzPreußen unterm 18. Dezember v. J. erlassene Verordnung in Betreff der bür-
gerlichen Rechte bescholtener Personen in den mit der Städte-Ordnung vom
19. November 1808. beliehenen Städten (Gesetzsammlung von 1842. Seite 30.)
auch für die Stadt Breslau hiermit für gültig erklären und Sie ermächtigen,
diese Bestimmung durch die Gesetzsammlung bekannte zu machen.

Potsdam, den 23. April 1842.

Friedrich Wilhelm.
An den Staatsminister des Innern und der Polizei v. Rochow.

Jatrganz 1882. (Nr 2262—2333.) 20 (Nr. 2263.)

(Autgegeben zu Berlin am W. Mai 18842.0
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(Nr. 2263.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 29. April 1842., betreffend die Erweiterung
der Kompetenz der untergerichte in Untersuchungen wegen Defraubation
landes= und grundherrlicher Nutzungen, so wie überhaupt wegen Ver-
gehen gegen Finanzgesetze.

A.- den Bericht des Staatsministeriums vom 18. d. M. über die Erweite-
rung der Kompetenz der Untergerichte in Untersuchungen wegen Defraudationen
landes= und grundherrlicher Nutzungen, so wie überhaupt wegen Pergehen
gegen Finanzgesetze bestimme Ich, mit Aufhebung des §. 250. des Anhangs
zur Allgemeinen Gerichtsordnung und mit Abänderung des zweiten Satzes im
b4 35. des ZJollstrafgesetzes vom 23. Januar 1838. (Gesetzsammlung Seite 86.)za alle Landestheile, in welchen der Titel 35. Theil 1. der Allgemeinen Gerichts-
Ordnung Gesetzeskraft hat

daß die Untergerichte auch zur Führung der Untersuchungen und Ab-
fassung der Erkenntnisse in den vorbezeichneten Untersuchungssachen in-
nerhalb der Grenzen der ihnen zustehenden Strasgerichtsbarkeit kom-
petent seyn sollen. Ist jedoch von dem General-Postamte, einer
Negierung oder Provinzial= Steuer-Direktion eine Strafresolution
bereits abgefaßt worden, so verbleibt im Falle der Provokation auf
den Rechtsweg die Abfassung des Erkennmnisses, wie bisher, den Ober-
Gerichten, so wie es denn auch in Betreff der Umwandlung einer, im
(Verwaltungswege festgesetzten Geldbuße in eine Gefängnißstrase, bei
der Order vom 11. April 1839. (Gesetzsammlung Seite 158.) sein
Bewenden behalt.

Das Staatsministerium hat diesen Meinen Befehl durch die Gesetz-
Sammlung bekannt zu machen.

Potsdam, den 29. April 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

(Nr. 2264.)
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(Nr. 2264.) Reglement für die Feuersozietät des gesammten platten Landes der Provinz
Schlesien, mit Einschluß der im Sorauer Kreise belegenen Dörfer Haasel
und Zilmsdorf. Vom 6. Mai 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2.

haben zur Begründung einer besseren Einrichtung des Immobiliar-Feuer-Ver-
sicherungswesens in der Provinz Schlesien, der Erkldrung Unserer zum sechsten
Provinzial-Landtage versammelt gewesenen getreuen Stände des Herzogthums
Schlesien, der Grasschaft Glatz und des Markgrafthums Ober-Lausitz gemäß,
beschlossen, für das gesammte platte Land der gedachten Provinz eine gemein-

shessie Feuer-Persicherungs-Sozietät zu bilden, und verordnen demnach,wie folgt.

8. 1.

Gegenwärtige Feuer-Versicherungs--Sozietat umfaßt das gesammte ngemmelne Be
platte Land der Provinz Schlesien, innerhalb des Ober-Präsidialbezirks dieser
Provinz, mit Einschluß der im Sorauer Kreise belegenen, aber zu dem Kom-
munal-Verbande der Ober-Lausitz gehörigen beiden Dörfer Haasel und Zilms-
dorf. Der Zweck der Sozietät ist auf gegenseitige freiwillige VDersicherung
von Gebduden gegen Feuersgefahr gerichtet, und daher diese Gefahr dergestalt
gemeinschaftlich Ubernommen, daß sich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechts-
verhältniß eines Bersicherers und eines Persicherten befindet, als Wersicherer
jedoch nur mit den ihm nach dem gegenwärtigen Gesetz pro ratn seiner Ver-
sicherungssumme obliegenden Beiträgen verhaftet ist.

6G. 2à.
Die sämmtlichen in der gedachten Provinz bisher bestandenen auf ge-

genseitige Immobiliar-Versicherung gegen Feuersgefahr gerichteten Sozietchten
des platten Landes, mithin namentlich auch die Dominial-Feuer-Sozietät, 6r

go die Feuer-Sozietät in dem Markgrafthum Ober-Lausitz sollen ausgelet werden.
*

. 2b.
Diese Auflosung bezieht sich zwar im Allgemeinen auch auf diejenigen

etwa bisher bestandenen Sozierdten, welche bei Brandunfällen sich den gegen-
seitigen Schadenersatz nicht in Gelde, sondern durch Naturalhülfen an Bau-
fuhren, Strohlieferungen, Baumaterialien-Lieferungen u. s. w. mehr oder min-
der vollkommen leisten, dergestalt, daß auch diese (Vereine in der Regel Kraft
gegenwärtiger Verordnung erlsschen.

Wo inzwischen und soweit die gegenseitigen Konventionen dahin gehen
und resp. abgeändert und neu geschlossen werden möchten,

„daß sich die Nachbaren unter einander mit Hülfsfuhren, Stroh, Holz
und dergleichen nicht umsonst, sondern gegen Bezahlung eines ange-

(Nr.226#.) 20“ messe-
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messenen gleichformigen 2E unterstüten, und daß es in jedem einzel-
nen Falle in des Brandbeschädigten Wahl steht, von dieser Unter-
stützung ganz oder nur zum Theil, oder gar nichtGebrauch zu machen,“

da sollen Privat.ereine dieser Art neben der allgemeinen Feuer-Sozietät
za das platte Land ohne nachtheilige Folgen beim Eintritt in dieselbe (z. 11.)

ortbestehen, resp. neu errichtet werden dürfen.

Die Bildung #elcher Vereine kann nur unter Aufsicht der Regierungenund mit besonderer Genehmigung Unseres Ober-Präsidenten erfolgen, auch
muß die Anordnung getroffen werden, daß das Daseyn und die keistung der-
eben derjenigen Haupt-Feuer-Versicherungs-Soziet4t, bei welcher die Ge-ude versichert stehen, zu gehöriger Zeit bekannt werden.

(. 3.
n welcher Art die rechtlichen Verhältnisse der bisherigen Sozietäten

abgewickelt, ingleichen auf welche Weise die Theilnehmer derselben in die neue
Provinzial-Land-Feuer-Soziet4t übernommen werden sollen? nicht minder von
welchem Zeitpunkte ab die letztere auf den Grund des gegenwärrigen Gesetzes
in Wirksamkeit treten soll darüber ist die ndhere Anleitung in der heute von
Uns vollzogenen besonderen Ausführungs-Verordnung enthalten.

(."4.
Die Verhandlungen Behuss Derwaltung der Feuer-Sozietäts-Ange-

legenheiten des platten Landes der Provinz Schlesien, die darauf bezügliche
Korrespondenz zwischen den Behörden und Mitgliedern der Sozietäk, die amt-
lichen Atteste für die Versicherungen und die Quictungen über empfangene
Brandentschddigungs-Zahlung aus der Sozietätskasse sind vom tarifmäßigen
Stempel und von Sporteln entbunden.

Bei Prozessen, Namens der Sozierh, sind diesenigen Stempel, deren
Bezahlung ihr obliegt, außer Anan zu lassen. Zu Verträgen mit einer stem-velpflichtigen Partei ist der tarismabige Stempel in dem halben Berrage, zu
den Neben-Exemplaren der Stempel beglaubigter Abschriften zu verwenden.

(‚l 5.
Ebenso soll ihr die Portofreiheit in Absicht aller mit dem Vermerk

„Feuer-Sozietäts-Sache“ versehenen und mit befeniliche. Siegel verschlossenen
ce Gelder und Packete zustehen, die in Feuer-Sogzietäts-Angelegenheitenzwischen den Behörden hin und her gesandt werden. — Privakpersonen

und einzelne IHinteressemeen aber müssen ihre Briefe an die Feuer-Sozietärs=Behörde frankiren, und komme ihnen und den an sie ergehenden unfrankireen
Antworten die Portofreiheit nicht zu statten.

. Hi .."« .

Die Sozietat darf zur Versicherung gegen Feuersgefahr nur Gebaude
und zwar nur solche Gebdude aufnehmen, die innerhalb dersenigen Territorial=
grenzen, auf welche sich ihre Verbindung bezieht, belegen sind.

4. 7.
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6. 7.
In dieser Beschrankung gilt zwar die Regel, daß Gebaude aller Art,

ohne Unterschied ihrer Einrichtung und Bestimmung, zur Aufnahme geeignet sind.
6. S.

Folgende Gebdude jedoch, als:
1) Pulvermühlen und Pulvermagazine,
2) Glas= und Schmelzhötten,
3) Eisen= und Kupferhammer,
4) Stückgießereien,
5) Schwefelraffinerien,
6) Terpentin-, Firniß-, Soda-, Blauscure= und Holzsdure-Fabriken,
7) Anstalten zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallsilber und

Knallgold,
8) Vitriol= und Salmiak-Fabriken,
9) Röthemühlen und Lohmühlen,

10) Rußhütten, 6
sollen wegen zu großer Feuergefährlichkeit nicht ausgenommen werden.

Gebäude, worin Dampfmaschinen beßindlich sind, können zwar ausgenommen
werden, doch nur mit der Beschränkung, daß eine Brandbeschädigung, welche den-
selben durch die Explosion des Dampfkessels zugefügt worden, nicht vergütet wird.

6 9.
Die Ausschließung (§. 8.) bezieht sich aber nicht auf die Wohngebcdude

der Besitzer der Fabriken oder Anstalten, oder ihrer Arbeiter und Werkleute,
auch nicht auf solche Gebdude, welche zur Fabrik oder Anstalt nicht gehbren,
oder, wenn sie auch dazu gehören, doch nicht gleich diesen den Charakter vor-
züglicher Feuergesährlichkeit und mit der Fabrik oder Anstalt keinen unmittelbaren
Zusammenhang haben.

Für unmittelbaren Zusammenhang soll es nicht angesehen werden, wenn
bei feuerfester Bedachung durchgehende Brandgiebel oder wenigstens fünf Ru-
then Entfernung vorhanden sind. Bei nicht feuerfester Bedachung gilt nur eine
Entfernung von zehn Ruthen als isolirte Lage, gleichviel, ob Brandgiebel vor-
handen sind oder nicht.

G. 10.
Jedes Gebdude muß einzeln, und also jedes abgesonderte Neben= und

Hintergebäude besonders versichert werden.
. 11.

Es steht zwar Jedem frei, seine Gebdude, nach Gutbefinden, auch an-
derswo, als bei der Feuer-Sozietät für das platte Land der Provinz Schlesien
gcden Feuersgefahr zu versschern; kein Gebdude aber, welches anderswo (mitusnahme der im 5. 2b. erwähnten Privatvereine) schon versichert ist, darf
bei der Feuer-Sozietät für das platte Land der Provinz Schlesien weder ganz
noch zum Theil ausgenommen, und kein Gebdude, welches bei dieser Sozietät
bereits versichert ist, darf auf irgend eine andere Weise nochmals, es sey ganz
oder zum Theil, versichert werden. Auch ist es nicht erlaubt, einzelne Gebdude
eines Gehöftes bei dieser, und andere bei einer fremden Sozietät zu versichern,

(Nr. 226).) mit
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mit Ausnahme solcher Gebaude, welche nach 5. 8. bei dieser Sozietat keine
Aufnahme finden, eine solche aber bei einer fremden Sozietat finden konnten.

Findet sich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebaude, dieser Bestimmung
entgegen, noch anderswo versichert ist, so wird dasselbe nicht allein in den Ka-
tastern der Sozietät für die Provinz Schlesien sofort gelöscht, sondern es ist
auch der Eigenthümer im Fall eines Brandunglücks der ihm sonsi aus dersel-
ben zukommenden Brandvergütigung verlustig, ohne daß gleichwohl seine Ver-
bindlichkeit zu allen Feuerkassen-Beiträgen bis zum Ablauf des Halbjahres, in
welchem die Ausschließung erfolgt, eine Abanderung erleidet, und die Sozietät
ist überdem verpflichtet, den Fall zur ndheren Bestimmung darüber, ob Grund
zur Kriminal-Untersuchung wegen intendirten Betruges vorhanden sey? dem
kompetenten Gericht von Amtswegen anzuzeigen.

Der 5. 48. findet jedoch auch auf diesen Fall Anwendung.
K. 12.

Auch soll Jedermann, welcher innerhalb des Bereichs der gegenwärtigen
Feuer-Sozietät fur das platte Land der Provinz Schlesien wohnhaft ist, und
sein Gebdude anderswo, als bei dieser Sozietät versichern läßt, oder hat ver-
sichern lassen, verpflichtet seyn, solches mit Benennung der genommenen, nur nach
d. 17. zulassigen Versicherungssumme binnen längstens 14 Tagen, zur Vermei-
dung einer zur Sozietätskasse sließenden Ordnungsstrafe von fünf Thalern, der
Feuer-Sozietät entweder unmittelbar oder durch Vermittelung der Ortsobrig=
keit anzuzeigen. Diese Anzeige muß auch in Hinsicht dersenigen Gebadude, welche
sich bei Eröffnung der Sozietät anderswo bereits versichert befinden, bei gleicher
Strafe innerhalb sechs Wochen nachgeholt und von der Sozielät in allen ein-
zelnen Fällen, wo sie es nöthig findet, die Zuldssigkeit der Versicherung nach 8. 17.
u. f. geprüft werden.

. . 13. . ..

Beitxinlåpsiichi Es besteht fur die Besitzer von Gebauden keine Zwangspflicht, ihre Ge-
 ete erebdude gegen Feuersgefahr zu versichern, sondern es hängt solches von ihrem

freien Entschlutz ab.
8. 14.

Indessen soll sortan jeder Hypothekengldubiger für dessen Forderung
ein bei der Feuer-Sozierckt versichertes Gebdude verhaffet ist, wofern er solches
sich ausbedungen haf, oder des Schuldners ausdrückliche Einwilligung dazu bei-
bringe, berechtigt seyn, sein Hypothekenrecht im Feuer-Sozietäkts-Kataster ver-
merken zu lassen, und es ist alsdann die das Kataster führende Behörde nicht
allein zu diesem Vermerk, sondern auch dazu verpflichtet, die geschehene Eintra-
gung desselben auf dem Schuld-Instrumente selbst zu bel einigen.Ein solcher Vermerk kann alsdann nicht anders gelöscht werden, als wenn
der Beweis über geschehene Tilgung der Schuld, oder die ausdrückliche Ein-
willigung des Glaubigers beigebracht wird, und bis dahin ist in Beziehung auf
ein also verpfändetes Gebdude kein Austritt aus der Feuer-Sozietät zulässig.

Vermerke dieser Art sollen zugleich sekretirt, und die Kataster dürfen
demnach nur solchen Personen vorgelegt werden, welche ein Interesse zur Einsscht
nachweisen können. 3n
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In Bezug auf solche Gebaude, zu deren Versicherung gegen Feuersgefahr
bei der behorigen Feuer-Sozietät bisher, d. h. bis zu deren Uebertragung in
die neue Feuer-ersicherungs-Sozietät, eine kontraktliche Verpflichtung bestan-
den hat, soll jeder Hypothekengläubiger, dessen Realforderung zur Zeit dieser
Uebertragung bestand, als in vorstehender Art vermerkt, betrachtet werden; wie
sein diesfallsiges Recht sicher zu stellen, ist in der Ausführungs-Verordnung vom
heutigen Tage näher bestimmt.

Ingleichen soll, wenn Hebungen oder Leistungen aus einem vormaligen
oder noch bestehenden gutsherrlichen oder Kommunal-Gerhältnisse auf einem
Grundstücke lasten, der Berechtigtebefugt seyn, von dem Verpflichteten die Ver-sicherung seiner darauf errichteten Gebdude gegen Feuersgesahr in dem Maaße
zu verlangen, als solches zur Deckung der dem Berechtigten zustehenden Hebun-
gen oder Leistungen erforderlich ist. Auch steht dem Erbverpächter gegen den
Erbpächter eine gleiche Befugniß alsdann zu, wenn der Letztere bisher verpflichter
gewesen, die Feuer-Sozietäts-Beiträge zu bezahlen.

Endlich behdlt es, wo die Gesetze in gewissen Fällen (z. B. bei Fidei-
kommissen), oder wo schon bestehende oder künftige Verträge die Verpflichtung
zur Versicherung gegen Feuersgefahr begründen, überall dabei sein Bewenden.

15. iv.

Der Eintritt in die Sozietat mit den davon abhangenden rechtlichen Zeit des Ein-
Wirkungen, sowie eine Erhöhung der Versicherungssumme, soweit solche sonst und Austritis.
zuldssig ist (§. 27.), findet regelmáßig, und wenn nicht ein Anderes ausdrücklich
in Antrag gebracht wird, jährlich zweimal, nämlich mit dem Tagesbeginn des
ersten Januar und ersten Juli jeden Jahres Statt.

Doch ist beides auch zu seder andern Zeit gestattet, wenn darum unter
der ausdrücklichen Verpflichtung, den vollen Beitrag für das laufende Halbjahr
entrichten zu wollen, nachgesucht wird. In diesem Falle ist die Versicherung
als geschehen anzusehen, und die rechtliche Wirkung derselben beginnt mit der
Anfangsstunde des Tages, an welchem die reglementsmätzig substanriirte Anmel-
dung des Beitritts bei dem Landrath resp. der Feuer-Sozietäts-Behörde des
Kreises (§s. 69 a. und b.) erfolgt, und von diesem oder dieser, mit Vorbehalt
der etwa nöthigen Prüfung der WVersicherungssummen, bescheinigt ist. Sollte
das versicherte Gebdude vor der im gewöhnlichen reglementsmäßigen Wege
anzustellenden Prüfung abbrennen, und dadurch diese Prüfung unmöglich wer-
den,407 haben Schiedsrichter nach §. 113. darüber zu entscheiden, ob die Höheder Versicherungssumme mit den Bestimmungen des H. 22. übereinstimmte.

 ’l.i

Der Austritt aus der Sozietct, ge die freiwillige Heruntersetzungder Wersicherungssumme, soweit solches sonst zuladssig ist (I#. 14. und 2.)
findet jährlich nur zweimal, nämlich mit dem Ablauf des letzten Juni= und letzten
Dezember-Tages, Statt; die nothwendige Heruntersetzung (5. 27.) jedoch
tritt sofort, nachdem sie festgestellt ist, in Wirkung; jeder aber, der freiwillig
oder unfreiwillig austritt, oder dessen Versicherungssumme heruntergesetzt wird,
muß in allen Fällen, selbst wenn das versicherte Gebaude abgebrannt ist, oder

(Nr. 226#.) die
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die Versicherungsfähigkeit verloren hat, die zeitherigen gesammten Beiträge noch
für das laufende Halbjahr entrichten.

. 17.

Die Versicherungssumme dars den nach den Grundsätzen des 5. 22. zu
ermittelnden dermaligen gemeinen Werth des zu versichernden Gebaudes niemals
übersteigen.

S. 18.
Mit Beobachtung dieser Beschränkung hängt aber die Bestimmung der

Summe, auf welche ein Gebadude-Besitzer bei der Sozietät Versicherung nehmen
will, von ihm selbst ab; nur muß diese Summe in Beträgen nach Reichs-
thalern, die durch die Zahl

Zehn
theilbar sind, abgerundet und in Preußischem Kourant-Werthe ausgedrückt seyn.

 1.
Der Beschränkung, daß das zu versichernde Gebdude den dermaligen

gemeinen Werth desselben nicht übersteigen darf, ist sortan auch Jeder, der sein
Gebadude anderswo versichern läßt, unterworfen, dergestalt, daß jede höhere
Versicherung unzulässig ist.

Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines ersicherten gegen diese Vor-
schrift soll, außer der Zurückführung der Summe auf den vorstehend bestimmten
Werth, mit einer zur Soziekätskasse fließenden Geldbuße von fünf bis funfzig
Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor einem Brande entdeckt wird, sonst
aber, wenn die Emdeckung der Ueberschreitung erst nach dem Brande geschieht,
neben jener Geldbuße mit dem Berlust der Versicherungssumme, soweit sie über
den bestimmten höchsten Versicherungswerkh hinausgeht, welche zur Hälfte dem
Sozietätsfonds und zur andern Hälfte der Orts-Armenkasse zufällt, bestraft
werden.

. 20.
Die Feststellung des dermaligen gemeinen Werthes, nach den im §. 22.

ndher bezeichneten Gesichtspunkten, geschieht durch cine Abschätzungs-Kommission
(X. 73.), bei den Landgemeinden unter Zuziehung der Ortsgerichte, mittelst

5 von gedruckten, auf Kosten der Sozietät gratis zu verabfolgendenematen.
In jedem Schema werden die Gebäude, welche zu einem und demselben

Gehöfte gehören, nach einander aufgeführt, und die in vier gleichlautenden
Exremplaren ausgesüllten Schemata von den Ortsgerichten und der Abschätzungs-
Kommission unterschrieben.

Die Ortsgerichte fungiren umsonst; die nach 6. 71. zu berechnenden Kosten
für die Abschätzungs-Kommission werden von der Sozietät getragen und mit
den (Verwaltungskosten ausgeschrieben.

6. 21.
Gegen die solchergestalt geschehenen Abschätzungen steht dem Gebaude=

Besitzer jederzeit die Berufung auf die Aufnahme einer nochmaligen Taxre durch
einen Baubeamten zu, deren Kosten dem Theile zur Last fallen, der nach ange-
stellter Untersuchung (§I. 22.) Unrecht hat.

6. 22.
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6. 22.
In solchem Falle muß von einem vereideten Baubeamten mit kunstma-

ßiger Genauigkeit eine förmliche Tare zu dem Zwecke und aus dem Gesichts-
punkte aufgenommen werden, daß dadurch, mit Rücksicht auf die örtlichen Ma-
terialpreise, der dermalige Werth derjenigen in dem Gebäude enthaltenen
Baumaterialien, welche verbrennlich oder sonst der Zerstörung und Beschädigung
durch Feuer ausgesetzt sind, und zwar jederzeit als Baumaterialien, und der Be-
trag der Baukosten festgestellt werden, welche nöthig sind, um das Gebaude auf
dieselbe Art aufzubauen, wie es bisher gebaut war.

 *½ms
Diese Taxe muß in doppelter Ausfertigung von dem kaxirenden Bau-

beamten selbst vollzogen werden, über die dadurch festgestellte versicherungsfadhige
Werthsumme hinaus ist schlechterdings keine Geucr-Versicherung statthaft.

.24.
Sowohl bei der von dem Eigenthumer selbst nach 88. 18. u. f. bestimm-

ten Versicherungs-Summe, als bei der Taxirung ist auch noch darauf zu ach-
ten, daß, wenn der Eigenthümer etwa freies Bauholz oder andere Baumateria-
lien zu fordern Befugniß hat, der Werth desselben außer Anschlag bleibe. Da-
gegen ist Derjenige, welcher das freie Bauholz oder Baumaterialien zu liefern
verpflichtek ist, jederzeit berechtigt, solches besonders zu versichern. Dies darf jedoch
aur bei derselben Versicherungs-Anstalt geschehen, bei welcher das Gebäude selbstassozürt ist.

(25.
Uebrigens können so wenig die Bersicherungs-Summen, als die von

den Abschätzungs-Kommissionen oder Baubeamten blos zum JZweck der Feuer-
Versicherung ausgenommenen Taxen jemals zur Grundlage bei öffentlichen oder
Gemeinde-Abgaben und Lasten angewender, noch überhaupt wider den Willen
der Grundbesttzer jemals zu andern fremdartigen Zwecken benutzt werden.

8. 20.
Regelmäßige periodische Revisionen der Versicherungs-Summen, um

die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths der
versicherten Gebaäude im Auge zu behalten, sind zwar nicht erforderlich; die So-
zietdt hat aber sederzeit das Recht, solche Revisionen allgemein oder einzeln
auf ihre Kosten vornehmen und, falls sich der Eigenthümer der von der So-
zietädt für nöthig crachteten Herabsetzung der Versicherungs-Summe weigert,
eine Tare aufnehmen und dadurch das Maximum der versicherungsfähig blei-
benden Summe feststellen zu lassen. Namentlich sind alle mit den Feuer-So-
zietäts-Angelegenheiten beauftragten Beamten verpflichtet, beim Verfall der Ge-
bdude, zumal solcher, deren Werth nach der Erfahrung schnell abzunchmen pflege,
ihr besonderes Augenmerk darauf zu richten, daß die Versicherungs-Summe
neme den wirklich noch vorhandenen Werth der versicherten Gegenständeübersteige.

Aq ri.
Iln der Regel kann Jeder die Versicherungs-Summe bis zu dem zu= Erböhung und

ldsssgen Maximum erhöhen, oder auch bis zu einem willkührlichen Minderbe= Koruersetzun
Jahrgang 1842. (Nr. 2261.) 21 trage rungssummen.
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trage heruntersetzen lassen. Jedoch findet in den Fäallen des 5. 14. die Herun-
tersetzung der Dersicherungs-Summe, ohne die ausdrückliche Einwilligung der
dort bezeichneten Hypothekengldubiger oder den Nachweis der geschehenen Til-
gung ihrer Forderungen nicht Statt, und ebenso ist die Befugniß zu einer sol-
chen Heruntersetzung, in Rücksicht auf die andern im §5. 14. erwähnten Real-
berechtigten, nach Maaßgabe der daselbst festgestellten Verpflichtungen beschrankt.
Derjenigen nothwendigen Heruntersetzung der Wersicherungs-Summe, welche
daraus folgt, daß etwa der Werth des durch Feuer zerstörbaren oder unbrauch-
bar zu machenden Theils des versicherten Gebdudes, oder das darnach oder
sonst zuldssige Maximum nicht mehr die Höhe der bisherigen Persicherungs-
Summe erreicht, muß sich aber ein Jeder unterwerfen, und es steht dagegen
also auch den Hypothekengldubigern und sonstigen Interessenten kein Wider=
spruchsrecht zu; sedoch soll davon densenigen Hypothekengldubigern, die im Ka-
taster vermerkt sind, von Amtswegen Kährni gegeben werden.

—28.
Die von den Theilnehmern zu leistenden Beiträge werden halbjéhrig am

ersten Januar und ersten Juli jeden Jahres posluumerando, mit genauer Be-
stimmung der dußersten Fristen zur Einzahlung, die an die Ortserheber für Ab-
gaben (§. 119.) gegen deren Quittung zu leisten ist, ausgeschrieben, dergestalt,
daß die nach Ablauf der in dem Ausschreiben festgesetzten dußersten Frist annoch
verbliebenen Rückstände ohne weitere Verwarnung des Restanten und ohne alle
Machsicht exekutivisch beigetrieben werden.

Der Beitrag wird bei jedem Ausschreiben nach den zu dieser Zeit be-
kannten Bränden des verflossenen Semesters, und mit ungefährer Hinzurech-
nung des muthmaßlich wohl vorgefallenen aber noch nicht angemeldeten Brand=
unglücks, abgemessen, sedoch mit Beobachtung des in 66. 30. u. f. normirten Klassen-
verhältnisses, rücksichtlich jeder Klasse, auf eine runde Summe ohne Bruchpfennige
für jedes hundert Thaler der katastrirten Versicherungs-Summen bestimmt.
Beiträge unter Einem Pfennig werden jederzeit für voll gerechnet und der sich
daraus etwa ergebende Ueberschuß kommt zu dem nach §. 29. zu bildenden eiser-
nen Fonds.

6 20.
Außer diesen Beiträgen muß bei jedesmaligem Ausschreiben noch auf ei-

nen Ueberschuß zur Bildung eines eisernen Fonds Rücksicht genommen werden,
welcher Ueberschuß jedoch jahrlich zwei Silbergroschen vom Hundert bei der vier-
ten Klasse und dem hiernach verhältnißmätzig abzumessenden Beitrag der übri-
gen Klassen nicht übersteigen darf. Dieser eiserne Bestand soll nur bis zur
Höhe eines gewöhnlichen Halbjahrsbedarfs gebracht werden, und ist der so ge-
bildete Fonds unwiderrufliches Eigenthum der Feuer-Sozietät. Austretende ha-
ben daran keinen Anspruch zu machen.

Dieser eiserne Fonds ist bestimmt, um die Sozietät in den Stand zu
setzen, ihre Zahlungs-Verpftichtung auch vor dem Ausschreiben durch Vorschüsse
sedesmal erfüllen zu können.

6 30.
Die bei dieser Feuer-Sozietät des platten Landes der Provinz Schlesien

versicherten Gebaäude werden nach ihrer Bauart und Lage und der daraus her-
vor-
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vorgehenden Werschiedenheit ihrer Feuergefährlichkeit in vier Klassen eingetheilt,
und es gehören

zur ersten Klasse:
die isolirt liegenden, mit feuerfesten Dächern versehenen Gebäude, welche masstve
Giebel und Umfassungswände haben, so daß jedoch den letztern Pisé- und Lehm-
wände von wenigstens 2 Fuß Stärke gleich geachtet werden;

zur zweiten Klasse-:
alle Gebdude von Fachwerk, mit Steinen ausgemauert, Gebdude von Hotz,
oder von Holz und Lehm, ingleichen alle Gebäude mit bretternen Giebeln, die
jedoch feuerfeste Dächer haben, in isolirter Lage, sowie die Gebadude der ersten
Klasse in nicht isolirter Lage;

zur dritten Klasse:
Gebdude aller Art, ohne Rücksicht auf ihre sonstige Beschaffenheit, welche mit
einer nicht feuerfesten Bedachung versehen sind, in isolirter Lage, sowie die Ge-
baude der zweiten Klasse in nicht isolirter Lage;

zur vierten Klasse:
die Gebdude der vorhergehenden dritten Klasse in nicht isolirter Lage.

Als allgemeines Kennzeichen der isolirten Lage soll die Entfernung bei
seuerfester Dachung von fünf Rurhen von jedem anderen Gebäude oder durch-
gehenden Brandgiebel betrachtet werden. Bei nicht sfeuerfester Dachung, gleich-
viel, ob Brandgiebel vorhanden sind oder nicht, gilt erst eine Entfernung von
zehn Ruthen als isolirte Lage.

Ein Gehöft, darunter ist ein Komplerus von Gebquden zu verstehen,
welche zu einer Hofstelle gehören und einen Besitzer haben — wird in Bezug
auf das Verbltniß der isolirten Lage einem einzelnen Gebdude gleich geachtet,
ohne Berücksichtigung, ob die einzelnen Gebdude dieses Gehöfts als isolirt zu
betrachten sind.

Alles, was unter einem Dache gebaut ist, wird als Ein Gebude klassi-
fzirt, und wenn ein Gebäude verschiedenartige Umfassungswände, die Giebel mit
eingeschlossen, oder verschiedenartige Bedachung hat, so ist diesenige Beschaffen-
heit, welche als die seuergefährlichste erscheine, für das Ganze maaßgebend. Die
Klassifikation und der Beitragssatz der

Zuckersiedereien,
Cichorienfabriken,
Torfschuppen,
Theeröfen und Zigelöfen,
Theatergebäude,
Schiffsmühlen und Windmühlen,

wird von der kompetenten Feuer-Soziercktsbehörde, nach einem Uebereinkommen
mit den Besitzern solcher Anlagen, sestgestellt, mit dem Vorbehalt, daß der So-
zietät von Jahr zu Jahr freisteht, einsolches Vertragsverhaleniß drei Monate vor
Ablauf des Jahres aufzukündigen.

(Nr. 204.) 21“ 31.
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b. 31.
iernach hat über die Klasse, in welche ein zur Versicherung angemelde-

tes Gebdude gestellt werden soll, auf das Gutachten der ständischen Feuer-So-
zietäts-Kreiskommission, die Provinzial-Feuer-Sozietäts-Direktion zu bestimmen.
Die Kreis-Feuer-Sozietäts-Direktion hat dem Eigenthümer das Resultat des
Gutachtens der oben genannten Kommission sogleich, damit der Letztere, wenn er
es nöthig findet, seine Rechte bei der Provinzial-Feuer-Sozietäkts-Direktion vor
deren Entscheidung ndher ausführen könne, hiernächst aber auch die Entscheidung
der Provinzial-Feuer-Sozietäts-Direktion bekannt zu machen.

. 32.

Ist der Eigenthumer mit der Bestimmung der Provinzial-Feuer-Sozie-
täts-Direktion zufrieden, so hat es dabei sein Bewenden. Will er sich derselben
aber nicht unterwerfen, so steht es ihm frei, auf seine Kosten die Untersuchung
und Einforderung des pflichtmäßigen Gutachtens von Seiten eines vereideten
Baubeamten in Amtrag zu bringen, als welchem die Sozietät sich zu unterwer-
sen gehalten ist.

5. 33.
Es kann jedoch die Provokation auf dieses Verfahren mit der Wir-

kung, daß das Resultat des Verfahrens, vom Anfange der Wersicherungszeit
an, als rechtsgültig betrachtet werde, nur innerhalb zehn Tagen nach Bekannt-
machung der Bestimmung der Provinzial-Dircktion angebracht werden.

Wenn solche später angebracht wird, so muß der Eigenthümer sich ge-
fallen lassen, datz er vorerst nach Bestimmung der Provinzial-Direktion klassifzirt,
und das ihm günstige Resultat des cingeleiteten Verfahrens erst mit der nächst-
folgenden ordentlichen Eintrirksperiode in Ausübung gebracht werde. Doch
bleibt ihm auch unbenommen, bis zu eben diesem Zeitpunkte von der Bersiche-
rung ganz abzustehen.

8. 34.
Das Beitragsverhaltniß der vier Klassen wird hiermit dahin bestimmt,

daß auf je zwei Silbergroschen für jedes Einhundert Thaler Bersicherungs-
werth, welche in der ersten Klasse zu bezahlen sind, die zweite Klasse zwei Sil-
bergroschen acht Pfennige, die dritte drei Silbergroschen vier Pfennige, und die
vierte vier Silbergroschen beitragen muß. Kirchen und Thurmgebäude, sofern
sie noch zum Gortesdienste gebraucht werden, zahlen nur die Hälfte des Bei-
trages derjenigen Klasse, zu der sie nach ihrer Beschaffenheit gehören.

6 35.
Die vorbestimmte Klasseneintheilung und das Beitragsverhältniß der

verschiedenen Klassen sollen von zehn zu zehn Jahren, vom Zeitpunkte der
Eröffnung der jetzigen Feuer-Sozietäk an gerechnet, mit Hülfe der inzwischen ge-
sammelten Erfahrungen, einer neuen Prüfung durch den Provinzial-Landtag, und
das Resultat derselben Unserer Genehmigung unterworfen werden. Für die
erste dieser zehnjährigen Perioden wird ausnahmsweise bestimmt, daß schon nach
den ersten fünf Jahren eine solche Revision stattfinden soll, und dabei für die
nächst folgenden fünf Jahre auf dem vorbezeichneten Wege eine etwa als nöthig
oder nützlich anerkannte Abänderung getroffen werden kann.

u 30.
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6. 360. "
VWenn während der PVersicherungszeit in oder an dem Gebude eine Sanlkei ger.

Veränderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuergefahrlichkeit in dem unen
Maaße erhöht, daß solche grundsätzlich die Versetzung des Gebdudes in eine an-Versicherungs-
dere zu höheren Beiträgen verpflichtete Klasse nach sich ziehen würde, so ist der #et.
Persicherte verpflichtet, dem Kreis-Geuer-Sozietäts-Direktor innerhalb des laufen-
den Halbjahrs davon Anzeige zu machen, und sich der aus den getroffenen Aen-
derungen reglementsmäßig etwa folgenden Beitrags-Erhöhung zu unterwerfen.
Ueber diese Anzeige wird von dem Kreis-Feuer-Sozietcks-Direktor eine Vescheini-
gung ertheilt.

6 37.
Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Halbjsahre gemacht, so muß

der Versicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwischen den geringeren Bei-
tragen, welche er entrichtet hat, und den höheren, welche er hätte entrichten müs-
sen, als Strase zur Feuer-Sozietätskasse einzahlen.

. 38.
Dieser Strafbeitrag wird von dem Anfange des Halbjahrs, in welchem

die Anzeige hätte gemacht werden sollen, bis zu Ende des Halbjahrs, in wel-
chem dieselbe nachträglich gemacht oder anderweitig die Entdeckung der vorge-
nommenen Veränderung erfolgt ist, jedoch nicht über den Zeirtraum von fünf
Jahren hinaus, gerechnet.

G. 30.
Dagegen wird zwar die durch die Veränderung erhöhte Feuersgefahr

von der Sozietät von Anfang mit übernommen; es muß aber, wo eine Ver-
setzung des Gebdudes in eine andere zu höheren Beiträgen verpflichtete Klasse
eintritt, der höhere Beitrag vom Anfange des Halbjahres an, in welchem die
(Veränderung stattgefunden hat, noch außer den Strafbeiträgen (686. 37. und 38.)
geleistet werden.

 ''i .

Einer formlichen Abschatzung des Schadens, welcher in einem bei der Srandsdaden-
Feuer-Sozietät versicherten Gebäude durch Brand entstanden ist, bedarf es nur, Tare.
wenn der Feuerschaden partiell gewesen, und das Gebdude nicht völlig abge-
brannt oder zerstört, also ein vollständiger Neubau nicht erforderlich ist. Als
völlig abgebrannt ist ein Gebdude zu achten, in welchem die durch Feuer zerstör-
baren Baumaterialien durch den Brand vernichtet sind, und, ungeachtet der etwa
stehen geblicbenen Theile des Gebaudes, eine bloße Herstellung desselben nicht
mehr möglich, sondern ein Neubau nothwendig ist.

. 41.
Die Abschätzung des Schadens bei partiellen Brandschäden hat dann

den Zweck, das Verhältniß zwischen demjenigen Theile des von der Feuer-So-
zietät versicherten Bauwerths, welcher durch das Feuer und bei dessen Dämpfung
vernichtet, und demjenigen, welcher in einem brauchbaren Zustande geblieben ist,
festzustellen.

(Nr. 22066.) 8. 42.
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8. 42.
Sie wird also nicht auf eine bestimmte Geldsumme, sondern vielmehr

auf die vernichtete Quote des ganzen versicherten Objekts gerichtet, mithin da-
durch ausgesprochen, welcher aliquote Theil des Werthes, nach dem im 9. 22.
aufgestellten Gesichtspunkte beurtheilt, vernichtet worden.

d. 43.
Dabei dient die der Versicherung des Gebaudes zum Grunde liegende

Angabe der ständischen Abschätzungs-Kommission (§. 20.), oder die etwa vor-
handene Tarc (6. 22.) des abgebrannten Gebadudes zur Grundlage, jedoch mit
dem WVorbehalte, daß die etwa mangelnden Notizen durch den Augenschein,
durch Zeugen oder sonst vervollständigt werden können.

6. 44.
Sobald ein Feuerschaden eingetreten ist, muß derselbe sofort dem Kreis-

Feuer-Sozictäts-Direktor (nach F. 80.) angezeigt, und von diesem die Besichti-
gung des Schadens sofort vorgenommen werden. Ueberzeugt sich derselbe, daß
ein Totalschaden vorliegt, so hat derselbe bloß an Ort und Stelle eine Ver-
handlung aufzunchmen, wodurch dieses Resultat sestgestellt wird. Handelt es
sich aber von einer partiellen Beschädigung, so müssen von ihm bei der Scha-
denbesichtigung außerdem noch Sachverständige zugezogen und von Letzeeren,
nachdem solche mit dem Gesichtspunkte, wonach ihr sachkundiges Urtheil begehrt
wird, genau bekannt gemacht werden, die Abschatzung der Schadenquote sogleich
an Ort und Stelle vorgenommen und zu Protokoll erklärt werden. In beiden

4llen ist auch der Beschädigte selbst bei der Verhandlung zuzuziehen und mit
einer Erklärung zu Protokoll zu vernehmen.

6. 45.
Bei dieser Verhandlung muß, jedoch in getrennter Form, zugleich von

Amtswegen Alles, was über die Entstehung und erste Entdeckung des Feuers,
dessen Ausbreitung, die Dämpfung desselben, die zuerst angekommenen Spritzen
und andern Löschungshülfen, und über sonstige, die Sozictät nach Inhalt des
gegenwärtigen Reglements angehende Gegenstände bekannt ist, geschichtlich zu
Protokoll verzeichnet, und jeder durch den Brand Beschädigte darüber, ob, wo
und wie hoch er sein Immobiliar= Vermögen und sein Mobiliar gegen Feuer
versichert habe, umständlich vernommen werden. Die Abschäátzungs-Kosten,
welche die nach #. 44. zugezogenen Sachverständigen zu fordern berechtigt sind,
trägt die Sozietct.

8. 46.
Die Brandschaden--Vergutigung wird für alle Beschädigung des ver-

sicherten Gebaudes durch Feuer geleistet, ohne daß die Art und der Grund der
Entstehung des Feuers, er beruhe in höherer Macht, Zufall, Bosheit oder Murh-
willen, darin einen Unterschied macht.

(. 47
Wenn jedoch das Feuer von dem Bersicherten selbst vorsätzlich verur-

sacht, oder mit seinem Wissen und Willen, oder auf sein Geheiß von ainemrit-
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Dritten angelegt wird, so fällt die Verbindlichkeit der Sozietät zur Zahlung
der Brandschaden-Vergütigung weg. Wegen bloßen Verdachts, daß der Ver-
sicherte das Feuer vorsätzlich verursacht habe, kann diese Zahlung nur dann vor-
enthalten werden, wenn der Verdacht so dringend ist, daß auf den Grund dessel-
ben die Kriminal-Untersuchung eröffnet worden. In diesem Falle hängt es von
dem Ausfall des Urtels ab, ob die Brandschaden -Vergütigung deßinitv weg-
fadllt, oder, nach rechtskrdftig entschiedener Sache, nachzuholen ist.

Wird nämlich der Wersicherte gänzlich oder vorldufig freigesprochen, so
muß die Nachzahlung erfolgen; im Fall einer Verurtheilung aber ist die Sozie-
tät dazu nicht verpflichtet.

C. as.
Haften jedoch in einem solchen Falle (§. 47.) auf dem abgebrannten

Gebäude speziell, oder auf dem Grundstücke, bei welchem das abgebrannte Ge-
bdude die Hauptsache, die Bodensläche dagegen Nebensache war, solche Hypo-
theken-Schulden, die nach §5. 14. beim Karaster gehörig vermerkt und von dem
Schuldner nicht anderweitig zu decken sind, so soll, auf den Antrag dieser Gläu=
biger, das abgebrannte Gebdude oder der Platz, wo solches gestanden, nebst der
Entschädigungs-Summe, welche die Sozietät sonst zu gewähren hätte, subhastirt
und dem Meistbictenden zugeschlagen werden, und alsdann der Sozietät nur
dasjenige zu Gute kommen, was von der Lizications-Summe, soweit solche näm-
lich die Entschädigungs-Summe nicht übersteigt, nach Befriedigung der vorge-
dachten Gläubiger noch übrig bleibt. '

0.49.
Ist der Brand entweder durch ein bloßes Versehen des Versicherten

selbst, oder aber von seinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder von seinem
Gesinde, oder von seinen Hausgenossen verursacht worden, so darf deshalb die
Zahlung der Brandschaden--Gelder von Seiten der Sozietat nicht verweigert
oder vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in solchen Fallen der
Civil-Anspruch auf Rückgewähr nach den allgemeinen Gesetzen insoweit vorbe-
halten, als dem Persicherten ersten Falls in seinen eigenen Handlungen, an-
deren Falls in der häusvoterlichen Beaufsichtigung der vorgedachten Personen
eine grobe Verschuldung (culpa lala) zur Last fällt.

8. 50.
Ob und in wie weit sonst die Sozietät gegen jeden Dritten, welcher den

Ausbruch des Feuers verschuldet hat, im Wege des Civil-Prozesses auf Ent-
schädigung klagen könne, wird nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen
beurtheilt. Alle Rechte und Ansprüche auf Schadenersatz aber, welche dem Ver-
sicherren selbst gegen einen Druten zustehen möchten, gehen, bis auf den Be-
trag der von der Soziercht geleisteten Brandschaden-Vergütigung, kraft der Ver-
sicherung, auf die Sozietät über.

8. 51.
Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch Feuer entsteht, wird von

der Sozietät vergürige, ohne Unterschied, ob das Feuer von feindlichen oder
freundlichen Truppen nach Kriegsgebrauch, d. h. zu Kriegs= Operationen oder

(Nr. 226v.) zur
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zur Erreichung militairischer Zwecke, auf Befehl eines militairischen Vorgesetzten,
vorsatzlich erregt worden, oder ob das Feuer durch Ruchlosigkeit, Muthwillen
oder Bosheit des Militairs oder Armeegefolges, oder auf Veranlassung des
Kriegszustandes entstanden ist. Sollten von Seiten des Staats fur Feuer-
schaden, welche auf Anordnung militairischer Behorden stattgefunden, Ver-
gutigungen gewahrt werden, so hat die Sezietat, nicht der durch Feuer Ver-
unglückte, einen Anspruch auf diese Vergutigung, nach Höhe der bezahlten Ent-
schädigung.

529. *S*l
Ein Anspruch auf Vergütigung von der Sozietät wird auch durch solche

Beschädigungen der Gebäude begründet, welche einem assoziirten Gebdude
zwar nicht durch das Feuer selbst, aber durch die Löschung des Fceuers und zum
Behuf derselben, oder um die weitere Verbreitung des Feuers zu verhüten,
z. B. durch ein von kompetenten Personen angeordnetes, oder doch nachher als
nöthig oder nützlich zur Feuerlöschung nachgewiesenes Einreißen oder Abwerfen
von Wanden, Dachern u. s. w. an den in der Versicherung begriffenen Theilen
zugesügt sind.

Schäden, welche durch Blitz, Erdbeben, Pulver oder andere Explosionen (letz-
teres sedoch mit Beachtung der im 9H. 8. festgesetzten Ausnahmen) oder ähnliche
Natur-Ereignisse verursacht sind, werden nur dann vergütigt, wenn ein solches
Ereigniß Feuer verursacht hat, und die Schäden selbst also Brandschäden sind.

53.
Bei Partialschaden erfolgt die Vergütigung in derselben Quote der

Versicherungs-Summe, als von den versicherten Gebdudetheilen nach §. 42.
für abgebrannt oder vernichtet erachtet worden.

54.D0.

Bei Totalscháäden wird die ganze versicherte Summe vergütigt und auf
die etwanigen Ueberbleibsel nichts in Abzug gebracht, vielmehr werden solche
den Eigenthümer zu den Kosten der Schuttaufräumung und Planirung über-assen.

55.
Mit Ausnahme des zur Beseitigung einer weitern Feuersgefahr nöthigen

Weg= und Aufräumens, worauf schleunig zu halten, dürfen die Marerialien der
abgebrannten oder eingerissenen Gebdude nicht bei Seite geschafft noch sonst ver-
wendek, auch etwa noch stehende Gebdudcetheile, außer im Fall eines Gefahr
drohenden Einsturzes nicht abgetragen werden, bevor nicht die Orts-Polizei-Be-
hörde ihre Einwilligung gegeben hat. Derjenige Versischerte, welcher dawider
handelt, und dadurch die Ermittelung, ob der Feuerschaden total oder partiell ge-
wesen, oder die Abschäátzung der Schadenquote (§(. 42.) vereitelt, erleidet einen
Abzug von dem vierten Theile der zu erhaltenden Enrschädigungsgelder.

 56.
Die Auszahlung der Vergütigungsgelder erfolgt in zwei Hälsten. Die

erste Hälfte ist, mit Ausnahme des im F. 47. berücksichtigten Falles, möglichst
bald und spätestens binnen vier Wochen aus dem eisernen Bestand zu zahlen,
die zweite Hälfte spätestens sechs Wochen nach dem nächsten Termine der Bei-
trags-Ausschreibung.

Im
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Im Fall der Wiederaufbau des abgebrannten Gebaudes nicht stattfindet,
erfolgt die Zahlung der Vergutigungsgelder auf einmal, spatestens sechs Wochen
nach dem nächsten Termine der Ausschreibung der Assekuranz-Beiträge.

Findet eine längere Verzögerung der Zahlung Statt, so ist die Sozietcht
von diesem Termine ab zu den gesetzlichen Verzugszinsen verhaftet.

6h 57.
Die Zahlung geschieht in der Regel an den Gersticherten, und darun-

ter ist allemal der Eigenthümer des versicherten Gebaudes zu verstehen, der-
gestalt, daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundstücks, worauf das
versicherte Gebdude steht oder gestanden hat, durch Verdußerung, Vererbung
u. s. w. auf einen anderen übergeht, damit zugleich alle aus dem Versicherungs-
Vertrage entspringenden Rechte und Pflichten für übertragen geachtet werden.

Die Auszahlung der Vergütigungs-Gelder geschieht jedoch nur an den-
senigen Eigenthümer, welcher im Feuer-Kataster als Bersicherter vermerkt steht.

6G. 58.
Das Interesse der hypothekarischen Gldubiger oder anderer Real-

Berechtigten wird dabei nicht von Amtswegen Seitens der Sozietät be-
achtet, sondern es bleibt jenen selbst uberlassen, bei eintretendem Brandunfalle
in Zeiten den Arrestschlag auf die Vergütigungs-Summe bei dem gehbrigen
Richter auszuwirken.

d. 69.
Nur wenn und soweit ein solcher Arrestschlag vor geschehener Auszah-

lung der Vergutigungsgelder eintritt, ist die Sozietat verbunden, die Zah-
lung zu dem gerichtlichen Depositorium zu leisten, wo dann die Interessenten
das Weitere unter sich abzumachen haben.

8. 60.
Kein Realglaubiger hat aber das Recht, aus den Brandvergutigungs-

Geldern wider den Willen des Versicherten seine Befriedigung zu verlangen,
wenn und soweit dieselben in die Wiederherstellung des versicherten Gebaudes
verwendet worden, oder diese Verwendung auch nur auf irgend eine gesetzmaßige

5 vor dem Hppotheken-Richter und nach dessen Ermessen zulänglich sicher
gestellt wird.

5 61.
Stellt hingegen der Versicherte das Gebäude nicht wieder her, so hat

es bei den ordentlichen gesetzlichen Vorschriften, die sich zur Anwendung auf das
Verhdltnitz des Versicherten und seiner Realgldubiger eignen, sein Bewenden.

G. 62. .
Wer ein Gebaude durch Brand ganzlich verliert, wird in Ansehung zuge bro

desselben, ohne daß es dazu seiner Erklarung bedarf, als ein solcher angesehen, 5#,
der mit dem Eintritt des Brandes aus der Sozietät ausgerreten, und nur den Aust#in
noch zu allen Beiträgen des laufenden Halbsahrs, in welchem der Brand“ Verstce-
Statt hatte, verpflichtet ist. Wenn er also mit dem wiederhergestellten Gebdude Sozietät und
ferner versichert bleiben will, so muß er 66 von Neuem in die Sozietckt aufs i
nehmen lassen. des Gebäudes.

Jahrgang 1842. (Nr. 2268.) 22 6. 63.
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. 63.
st aber der Brandschaden nur partiell gewesen, so wird durch das

Ereigniß des Brandes an sich, der aus é. 27. folgenden Besugnisse unbe-
schadet, der Versicherungs-Vertrag in keiner Rücksicht unterbrochen, und es
muß nur nach Wiederherstellung des Gebdudes den Erfordernissen der 66. 17.
seq. von Neuem Genüge geleistet und das Kataster erforderlichen Falls dar-
nach berichtigt werden.

d. 64.
Zur Wiederherstellung abgebrannter Gebaude ist eine Verpflichtung gegen

die Sozietat nicht vorhanden.
4. 65.

Jedoch steht andererseits diese Bestimmung insoweit, als die Verpflichtung
zu Wiederherstellung abgebrannter Gebaude auf Vertragen oder anderen Rechts-
Fundamenten, oder auf landespolizeilichen Vorschriften beruht, solcher nicht
entgegen.

8. 66.
Die obere Leitung der Feuer-Sozietäts-Gesellschaft übernimme provi-

sorisch unter der Firma:

„Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion“
der Ober-Präsident, unter Beihülfe eines von ihm dazu auszuwählenden und
von Unserem Minister des Innern und der Polizei zu genehmigenden Mitglie-
des der Regierung zu Breslau, der in Behinderungsfällen auch seine Stelle zu
vertreten hat, insonderheit aber für die richtige Führung und Aufbewahrung des
Haupt-Lagerbuchs verantwortlich ist.

8. 67.
Die Funktionen der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäkskasse übernimmt

gleichfalls provisorisch die Insticuten= Hauptkasse zu Breslau.
u den Kosten der Kassenverwaltung hat die Provinzial-Land-Feuer-

Sozietäkt auf Erfordern in dem für die übrigen Fonds der Instituten-Haupt-
kasse bestimmten Verhältnisse beizutragen.

K. 68.
Das dem Ober-Präsidenten beigeordnete Regierungsmitglied, sowie die

von dem Ober-Präsidenten nach Bedürfniß interimistisch anzustellenden Hölfs-
arbeiter, beziehen aus der Feuer-Sozietätskasse angemessene Remunerakionen,
auch wird der Büreauaufwand aus dieser Kasse bestritten. Nach den über das
diesfallige Bedürfniß in den ersten drei Jahren gemachten Erfahrungen hat der
Ober-Präsident zu seiner Zeit einen Etat aufszustellen und solchen dem nächsten
Provinziallandtage zur Begutachtung, demnächst aber Unserm Minister des In-
nern und der Polizei zur Genehmigung vorzulegen.

6 69#
Unmittelbar unter der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäkts-Direktion wer-

den die Feuer-Sozietätsgeschäfte in den Kreisen von den Landräthen als geuer-
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Feuer-Sozietats-Kreisdirektoren geleitet, unter Mitwirkung einer besondern stan-
dischen Land-Feuer-Sozietats-Kreiskommission und unter Beihulfe der Kreis-
Steuerdmter. Die Letzteren haben die Kreis-Land-Feuer-Sozietätskassen zu
verwalten, jedoch beschränkt sich deren Theilnahme auf die Einsammlung und
resp. Abführung an die Centralkasse der individualiter nach §. 119. erhobenen
Feuer-Sogzietäktsbeiträge 2c. und auf die Auszahlung der von der Provinzial-

Land-Feuer-Sogzietctsdirektion angewiesenen Entschädigungssummen.60b.
In der Ober-Lausitz werden die Geschäfte der Feuer-Sozietät in den

Kreisen, welche dieses Reglement den Landräthen, als Beamten der Sozietät,
zuweist, den Beamten der Kommunalstände überwiesen. Ebenso übernimmt die
ständische Sozierätskasse der Ober-Lausitz diesenigen Geschäfte, welche dieses
Reglement den Kreis-Steuerämtern zuweist.

Diese Beamten der Feuer-Sozietät in der Ober-Lausitz genießen densel-
ben Beistand der Behörden, welche dieses Reglement den Landräthen, als Be-
amten der Sozietät, zusschert.

. 70.
Die durch die Verwaltung der Feuer-Sozietätsgeschäfte in den Kreisen

für die Landräthe und in der Ober-Lausitz für die ständischen Sozietärsbeamten
entstehende Vermehrung an Büreaukosten u. s. w. wird von dem Ober-Prc-
sidenten festgesetzt und angewiesen, bis sich auch hier das Bedürsniß übersehen
und auf ein durchschnittliches Pauschquantum sfeststellen laßt.

K. 71.
Außer dieser Entschädigung (5. 70.) wird den Landräthen und sonstigen

Kreis-Feuer-Sogzietätsdirektoren, sowie den übrigen Miegliedern der Kreiskom-
mission, blos noch an Reisekosten Ein Thaler für die Meile vergütigt, und zwar
bei längerem als eintägigen Aufenthalt für den Rückweg besonders. Die Kreis-
Steuereinnehmer, als Kreis-Land-Feuer-Sozietätsrendanten hingegen, beziehen
für die ihnen durch den &amp; 60 a. übertragenen Geschafte Ein Prozent Tantiéme
von den eingegangenen ordinairen und erxtraordinairen Einnahmen aus der
Sozietätskasse.

Im lUebrigen hat keiner der vorgenannten Sozietäts-Offzianten für etwa-
nige Geschdfte außerhalb seines Wohnorts, ohne Unterschied, ob solche auf Rech-
nung der Sozietät oder eines einzelnen Privat-Interessenten besorgtk werden, irgend
eine Remuneration oder Diäten zu fordern.

8. 72.
Die Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion hat für die Regulirung

der Kautionen, soweit solche nach den Umständen erforderlich erscheinen, nach
Anleitung der dieserhalb bestehenden allgemeinen Vorschriften zu sorgen; auch
sind die Kassenbeamten derselben Verantwortlichkeit unterworfen, welche die all-
gemeine Kassenverwaltung mit sich führt.

ri
Die Land-Feuer-Sogzietäts-Kreiskommission wird aus dem Landrathe

resp. dem Kreis-Feuer-Sozietäts-Direktor und aus Mitgliedern gebildet, welche
(Nr. 2208.) 22• die
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die Kreisversammlung jedes Kreises zu zwei aus den assoziirten Rittergutsbesitzern
und zu andern zwei aus den Landgemeinden auf drei Jahr wahlt. Von diesen
wei Mitgliedern jedes Standes ist dasjenige, welches die meisten Stimmen
as, wirkliches Mitglied der Kommission, das zweite Stellvertreter, so daß die
Kommission außer dem Landrath resp. dem Kreis-Feuer-Sozieräts-Direktor, aus
zwei wirklich fungirenden +apdiscen Mitgliedern besteht, die eben so, wie derenStellvertreter, nach drei Jahren ausscheiden, bei der alsdann zu veranlassenden
neuen Wahl aber wieder gewählt werden können.

Bei eintretender Vermehrung der Geschäfte kann der Landrath reso.
Kreis-Feuer-Sozietaäts-Direktor, auch die Stellvertreter ausnahmsweise in Thätig=
keit setzen, sowie es auch zuldssig ist, den Kreis in Bezirke zu theilen, und fürjeden a6. 1en Bezirk eine besondere Kommission zu organisiren.

 74.Rücksichtlich der Pflicht der Gaitten, die auf selbige gefallene Wahl
anzunehmen, gelten die bei andern Kommunal-Aemtern Platz greifenden gesetzlichen
Bestimmungen, und kann ein nach drei Jahren wieder Gewählter zur Annahme
der Wahl für die nächsten drei Jahre nicht gezwungen werden.

8. 76.
Den Kommissionen liegt die Prufung der Versicherungssummen, resp.

Feststellung des Gebaudewerths, die Begutachtung der Einschatzungen in die
verschiedenen Klassen und aller Angelegenheiten ob, welche in Feuer-Sozietäts-
sachen an selbige gebracht werden.

8. 76.
Etwanige Differenzen zwischen der Kommission und den Assozürten ent-

scheidet, wenn das gegenwärtige Reglement nicht ausdrücklich eine andere Art
der Entscheidung dafür bestimmt, oder sofern sich solche nicht zum schiederichter-
lichen Verfahren eignen, und alsdann dieses begehrt wird, mit Vorbehalt des
Rekurses, die Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion.

, §.77.

GeschHilslfaw Von der Provinzial-Land-Feuer-Sogzietäts-DirektionwirdeinHaupt-
nn de Lagerbuch, von der Kreis-Direktion ein Kreis-Lagerbuch, bei jedem Orte ein
ie Orts-Lagerbuch geführt.

78.
Das Orts-Lagerbuch wird au den approbirten Deklarationen (§. 18. ff.

und 79.) der Assoziirten zusammengetragen und nach einem bestimmten Schema
in daplo geführt.

Ein Exemplar behält die Kreis-Land-Feuer-Sozietäkkts-Direktion, das
zweite die Orts-Behörde.

—6. 70.
Die Deklarationen der Assoziüirten werden vierfach dem Kreis-Land-Feuer-

Sozietäts-Direktor eingereicht. ieser legt sie der oben bezeichneten Kreis-Kom-
mission zur Prüfung und Festsetzung reso. Begutachtung vor, und, damit ver-
sehen, überreicht er sie der Provinzial-Land-Feuer-Sozietcäkts-Direkrion zur Abproation,
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bation, behält dann selbst ein Exemplar, theilt das zweite der Orts-Behörde und
das dritte den Assozürten mit, während das vierte bei der Provinzial-Land=
Feuer-Sozietäts-Direktion verbleibt.

d. 80.
Es ist nicht zulassig eine abgegebene und approbirte Deklaration theilweise

zu andern.
Wenn daher ein Assoziirter seine Deklaration erhohen oder erniedrigen

will, so muß eine ganz neue Deklaration eingereicht, der Betrag der alteren De-
klaration im Lagerbuche ganz in Abgang, und der Betrag der neuen nach er-
folgter Festsetzung in Zugang gestellt werden, so daß in der Schluß-Rekapitula-
tion des Orts-Lagerbuchs nicht mehrere Positionen vorkommen, als einzelne
Assoziirte vorhanden sind, und die Rekapitulation zu jeder Zeit völlig abge-
schlossen ist.

d. S1.
Das Kreis-Lagerbuch enthält den summarischen Betrag der Assoziations-

Summen sedes Dorfes, sowie das Haupt-Lagerbuch blos den summarischen
Betrag der Assoziations-Summen jedes Kreises enthält, während die Details
aus den aufzusammelnden approbirten Deklarationen zu entnehmen sind (§ 78.).

 82.
Damit aber immer vollkommene Uebereinstimmung zwischen den Haupt-

lagerbüchern und resp. Kreis-Lagerbüchern erhalten werde, muß jeder Kreis-Di-
rektor halbjährlich, sogleich nach Berichtigung der Eintragungen und Vermerke,
die mit dem Anfange des neuen Halbjahrs in Wirkung treten, eine getreue und
von ihm beglaubigte Abschrift aller Beränderungs= und hypothekarischen Ver-
merke, welche seit dem Zeitpunkt der vorhalbjährigen gleichartigen Berichterstat-
tung stattgefunden haben, in duplo an die Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Di-
rektion einsenden, und letztere hat demselben das Duplikat, mit dem Atteste der
Richtigkeit und geschehenen Uebertragung in das Haupt-Lagerbuch versehen, bin-
nen längstens drei Monaten zurückzusenden.

(élhw83.
Anträge auf sofortigen Eintritt in die Sozietät, oder sofortige Erhöhung

einer Versicherungs-Summe, welche unter der im #. 15. angegebenen ausdrück-

chen Verpflichtung angebracht werden, können mit der ebendaselbst bezeichnetenirkung zu jeder Zeit an den Kreis-Land-Feuer-Sozietäts-Direkror gelangen.
Letzterer hat alsdann, wenn der Antrag dem gegenwärtigen Reglement gemäß
sseonaer oder das etwa Fehlende nachgeholt worden ist, ohne Anstand an dierovinzial-Land-Feuer-Sogzietäts-Direktion zu berichten, von welcher, unbescha-
det jener Wirkung, die Genehmigung noch in einer besonderen Verfügung aus-
zusprechen ist.

6. 84.
Wer aber sonst der Sozietät mit dem nchstbevorstehenden Eintritts-

Termine als neuer Interessent beitreten, oder von da ab seine Versicherungs-
Summe erhöhen will, muß sein desfallsiges Gesuch wenigstens drei Monate vor
diesem Termine an den Kreisdirektor gelangen lassen, damit das Geschäft, mit

(Nr. 2261.) In-
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Inbegriff der etwa nothigen Berichtigung der Werth-Deklaration und der Klas-
sifzirung, vor Anfang des nächsten Eintritts-Termines gänzlich abgeschlossen wer-
den kann, widrigenfalls die Wirkung des Vertrages bis zum Datum des Ge-
nehmigungs-Reskripts der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion verschoben
bleibt. In beiden Fällen (66. 83. und S#4.) muß jedoch die schließliche Geneh-
ariasn binnen längstens drei Monaten nach der Anmeldung des Antrageserfolgen.

6. 85.
Die etwa nöthige ervollständigung oder Revisson der eingereichten Be-

schreibungen oder etwanigen Tax-Aufnahmen müssen übrigens ordentlicher Weise
binnen längstens sechs Wochen vor Eintritt des Aufnahme-Termins bewirkt und
bis dahin überhaupr in den Kreisen alle Aufnahme-Geschäfte, vollständig zur
Genehmigung der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion vorbereitet, abge-
schlossen werden.

S. 8SG.
Bei bloßen Erhöhungen der Versicherungssummen kommt es darauf an,

ob solche auf den Grund einer schon vorhandenen Tare oder Beschreibung, und
des der letzteren angefügten Attestes zulassig sind und nachgesucht worden, oder
ob es der erneuerten Genügung der Erfordernisse des §. 20. ff. bedarf.

Im leteren Falle findet die Vorschrift der 956. 84. und 85. statt; solche
Erhöhungen aber, die blos auf den Grund der schon vorhandenen Dokumente
zu bewirken sind, ingleichen Heruntersetzungen der Versicherungssumme und gänz-
liche Löschungen können, mit Beobachtung der Vorschrift des §. 80., noch bis
sechs Wochen vor dem nächsten Ein= und Austritts-Termine rechtsgültig nach-
gesucht und müssen bis dahin angenommen werden.

8. 87.
Alle Antrage auf Heruntersetzungen der Versicherungslumme und auf

gänzliche Löschungen, welche nach Vorstehendem zu spat eingehen, um noch für
den nächsten Termin erledigt werden zu können, werden im Zweiselsfall so an-
gesehen, als ob sie im Laufe der nächstfolgenden Periode zur gehörigen Frist
angebracht worden wären. 3 . 88.

Spätestens vier Wochen vor dem Ein= und Austritts-Termine müssen
alle Derichte, Anträge und Beschreibungen oder Taren, welche die Kreis-Direkto-
ren einzureichen haben, sowohl was die Eintragungen, als was die Löschungen
betrifft, in den Händen der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion seyn.

Die letztere muß dann vor allen Dingen diesenigen einzelnen Geschäfte,
bei denen sich Erinnerungen und Bedenken finden, die noch vor dem nächsten

Ein= und Austritts-Termine zu erledigen sind, Jhleunnet herausheben und des-halb das Nöthige verfügen. Bis zu diesem Zeitpunkt hin aber muß dieselbe
die Berichtigung des Haupt-Lagerbuchs bewirken und jedem Kreisdirektor die
betreffenden Ausfertigungen zugehen lassen.

6. 80.
Bei entstehenden BrandunfällensinddieOrts-Polizeibehördenverpflich-

tet, dem Kreis-Land-Feuer-Sozieräts-Direktor längstens binnen 24 Stunden nachm-
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Dümpfung des Feuers von demselben, mit Bezeichnung der Nummer im Ka-
taster, Nachricht zu geben.

Der KreisLand/FeuerSoziet ts Direktor muß, sobald die Schaden-Auf-
nahme nach §. 44. bewirkt worden ist, letztere in doppelter Ausfertigung an die
Provinzial-Direktion einsenden, in deren Händen sich dieselbe innerhalb längstens
vier Wochen nach dem eingetretenen Brandschaden befinden muß.

G. 91.
Werden diese Fristen (96. 89. 90.) verabsdumt, und wird eine solche

(Verabsaäumung auch nicht etwa durch Naturereignisse, z. B. Ueberschwemmung,
tiesen Schnee und dergleichen gerechtfertigt, oder finden sich gegen die Schaden-
Aufnahme Seitens der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion wesentliche
Erinnerungen, denen nicht noch zu gehbriger Zeit vor Eintritt der ersten regle-
mentsmäßigen Zahlungsfrist (§. 56.) abgeholfen werden kann, so ist der Sau-
mige für die etwa daraus entstehenden nachtheiligen Folgen verhaftet, und über-
dem nach Umständen in eine zur Sozietätskasse fließende Ordnungsstrafe von
Ein bis Zwanzig Thalern verfallen.

6G. 92.
Zur Einhebung der Feuer-Sozietäts-Beiträge erfolgt die Veranlagung

und Feststellung halbsjährig nach Maaßgabe der 95. 28. und 20., unter Hinzu-
rechnung eines verhältnißmáßigen Theils der Verwaltungs-Kosten, von der
Provinzial-Direktion, welche davon die Kreis-Direktoren zur weiteren Zah-
lungs-Aufforderung an die Ortschaften und zur Einziehungs-Anweisung an die
Kreis-Rendanten benachrichtigt.

Der W*““* — stellt nach dem jedesmali-gen Ausschreiben und nach dem Kreis-Kataster die Heberolle zusammen, und
reicht solche der Provinzial-Direktion ein, welche dieselbe, als richtig und mit
dem Hauptlagerbuche übereinstimmend, zu beglaubigen, alsdann aber dem Kreis-
Direktor Behufs Aushäándigung an den Kreis-Rendanten zurückzusenden hat.

d. 93.
Uebrigens sind die Kassengeschafte so zu betreiben, daß alle Geldsendun-

gen zwischen der Hauptkasse und den Kreiskassen-Rezepturen möglichst vermie-
den, die der ersteren obliegenden Zahlungen auf die letzteren angewiesen, und
demnach von den letzteren an die erstere, soviel irgend thunlich, nur Quittungen
über die auf Anweisung geleisteten Zahlungen statt baaren Geldes eingesandt
werden.

"94.
Zu diesem Zweck kann die Provinzial-Direktion auf die einzelnen Land-

Feuer-Sozietäts-Kassen-Rezepturen nicht blos solche Zahlungen anweisen, die
im Kreise, sondern auch solche, die an benachbarte Kreise zu leisten sind.

*

.

Als bloße Einnahme-Kassen leisten uberhaupt die Kreis-Rezepturen
alle Auszahlungen ihrerseits nur im Namen und für Rechnung der Haupctas(Nr. 2265.) au
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auf allgemeine oder besondere Anweisung der Provinzial-Direktion; sie müssen
also überall lediglich die Disposition der letzteren über die bei ihnen vereinnahm-
ten Gelder, es sey zu assignirten Zahlungen oder zur Einsendung an die Haupt-
Kasse, abwarten und befolgen.

Alle Zahlungen, ohne Unterschied, müssen also bei der Provinzial-Land-
Feuer-Sozietäts-Direktion nachgesucht und gjustifzirt und von ihr festgesetzt
und angewiesen werden.

6. 9.
Der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion liegt ob, bei ihren

Dispositionen dahin u sehen, daß bei keinem Kreis-Rendanten ein zu großerBestand erwachsen könne.
8. vs.

Was die Rechnungs-Abnahme betrifft, so findet G#cce bei den Kreis-Rezeptur-Kassen eigentlich nicht Statt. Denn da einerseits der Betrag der
Gesammt-Einnahmen bekannt und durch die Heberollen begründet, andererseits
aber in der Regel keine Reste gestattet werden, sondern es Sache der Kreis-
Direktoren ist und bleibt, die ihnen zugewiesenen Einnahmen bei eigener Ver-
haftung auf sede gesetzliche Weise herbeizuschaffen, so kommt es nur darauf an,
daß allsährlich, längstens bis drei Monate nach Neujahr, jeder Kreis-Rendant
nach Einsendung seiner völlig erledigten Heberollen ein von Seiten der Provin-
zial-Land-Feuer-Sogzietät-Direktion ausgefertigtes Zeugniß erhalte, daß der-
selbe die gesammte Einnahme des verflossenen Jahres an die Hauptkasse richtig
abgeliefert habe.

. 99.
Darauf zu halten, daß die Ablieferung der Heberollen und der Ein-

nahme selbst resp. baar und in Quittungen uber die auf Anweisung geleisteten
Zahlungen prompt erfolge, und zu dem Zweck bei der Hauptkasse fur jeden
Kreis-Rendanten ein besonderes Konto führen zu lassen, liegt in der Verpflich=
tung der Provinzial-Direktion.

6. 100.
(Die Provinzial-Land-Feuer-Sogzietäts= oder Insticuten-Hauptkasse

(§. 67.) bingegen legt alljährlich eine förmliche und vollständige Rechnung ab.
. 101.

Diese wird von der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion revi-
dirt und mit dem Revisions-Protokoll hiernächst durch den Ober-Prsidenten
dem nächsten Provinzial-Landtage vorgelegt.

Dem letzteren stehr die Superrevision und Ertheilung der endlichen
Decharge zu. Auch muß alljährlich auf den Grund des Revisions-Protokolls
der summarische Inhalt der Rechnungen selbst, so daß daraus die Bersiche-
rungssumme nach den Klassen gesondert, die Summe der gezahlten Brandver-
gütigungs-Gelder nach Klassen gesondert, die Summe der allgemeinen Unko-
sten 2c. zu entnehmen sind, durch die Amtsblätter zur öffenrlichen Kenntniß ge-
bracht und eine Aussertigung dieser Bekanntmachung an das Ministerium des
Innern und der Polizei eingesandt werden. — . 102.
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8. 102.
Zur Justifikation der Kassen- Einnahme dient Folgendes:

a) das Soll der Beitrage, incl. der Verwaltungskosten (. 92.), wird
durch die Heberollen (9. 98.) und die Ausschreiben der Provinzial-
Land-Feuer--Sozietats-Direktion belegt;

b) von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe eines Halbjahrs eintre-
ten, und resp. ihre Versicherungs-Summe erhohen lassen, oder welche
Siraf Beiträge zu entrichten, oder Beitrags-Erhöhungen nachzuzah-
len verpflichtet sind, hat die Provinzial-Feuer-Sogzictáts-Direktion
eine besondere Deßgnation, oder aber ein Attest, daß Zugang dieser
Art nicht stattgefunden habe, zum Rechnungsbelage auszufertigen;
etwanige außerordentliche Einnahmen (z. B. aus 90. 10. 40. und 50.)
werden durch die ausgefertigte VBereinnahmungs-Order der Provinzial=
Direktion belegt; und
wenn wider Erwarten Beiträge in Rückstand bleiben, so find solche
Reste durch besondere Akteste, und wenn sie gar unbeibringlich werden
sollten, durch besondere Niederschlagungs-Orders der Provinzial-Di-
reftion nachzuweisen.

c#

d

6. 103.
Bei der Ausgabe ist die Hauptpost „an bezahlten Brandvergütigungs-

Geldern“ durch förmlich ausgefertigte Festsehungs-Dekrete und resp. Zahlungs=
Orders der Provinzial-Direktion, imgleichen durch gehörige Quittungen der
Empfänger zu justiftziren. Die feststehenden Verwaltungs-Ausgaben werden
künftig durch die gehörig genehmigten Etats und durch kassenmáßige Quittungen
justifzirt. Vorläufig genügen neben letzteren die Anweisungen des Ober-Präfs-
denten. Die Tantièmen der Kreis-Rendanten werden durch die Summen der
von ihnen eingehobenen Gelder gustifizirt.

 '.p.pDiYV
Andere Generalkosten, dergleichen z. B. bei den Schaden-Aufnahmen,

bei den von Amtswegen stattfudenden Revisionen und dhulichen Gelegenhei-
ten vorfallen, oder auch auf Prämien und dergleichen verwandt worden, appro-
birt, soweit sich solche auf das gegenwärtige Reglement gründen, die Provinzial=
band=*Feuer-Sogzietckts-Direktion, und gilt hierbei (mit Vorbehalt der Disposttion
6 122.) als Regel, daß Staats= und Kommunal-Beamte, soweit sie nicht
unentgeldlich zu fungiren und zu reisen verpflichtet sind, Handwerksmeister u. s. w.
an Diäten, Versäcumniß= und Zehrungs-Kosten, Reisegeldern u. s. w. nach den-
selben Sätzen remunerirt werden, die ihnen bei ähnlichen Geschäften für öffent-
liche Rechnung aus Staatskassen zukommen würden. Zu etwanigen General=
kosten, die sich auf das gegenwärtige Reglement nicht gründen, muß die Geneh-
migung des Ministerii des Innern und der Polizei eingeholt werden.

6105.
Um die künftige Uebersicht aller das Feuer-Sozietätswesen betreffenden

Daten zu erleichtern, müssen alle Jahres-Rechnungen nach folgender Form an-
gelegt werden:

Jahrgang 1882. (Nr. 2264.) 23 1) bei
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1) bei der Einnahme sind die Beiträge in dem ersten Einnahme-Titel für
jede Klasse abgesondert, und bei jeder mit Angabe der Generalsumme der
die betreffende Klasse konstituirenden Versicherungs-Kapikalien und des
für die Abtheilung reglementsmaßig stattfindenden Prozentsatzes in Rech-
nung zu stellen; und

2) bei der Ausgabe muß in dem ersten Ausgabe-Titel, an bezahlten Brand-
vergütigungs-Geldern, jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgeführt
und in besn nderen Kolonnen vorn die Versicherungs-Summe des Ge-
bdudes nachgewiesen, die Beitrags-Klasse, zu der es gehört, bezeichnet,
und die Quote der stattgefundenen Beschädigung (I. 42.) vermerkt
werden.

8. 106.
Die Provinzial-Land-Feuer-Sozietätskasse muß wenigstens vierteljährlich

einmal einer ordentlichen Rerision durch den Ober-Prsidenten selbst, oder in
seinem Auftrage durch den ihm zugeordneten Regierungsrath (§. 66.), und we-
nigstens allsährlich einmal einer außerordentlichen Revision durch den Ober-
Präsidenten unterworfen werden.

8. 107.
Bei jeder Kreis-Rezeptur muß monatlich eine ordentliche und halbjahr-

lich eine außerordentliche Kassen-Revision durch den Kreis-Land-Feuer-Sozietäts=
Direktor vorgenommen werden. Nächst dem Rendanten bleibt der Direktor
für die Kasse verhaftet.

6 108.
Beschwerden über das Verfahren der Kreis-Direktoren oder Anfragen

der btteren sind zundchst bei der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäts-Direktion,in höchster Instanz aber bei dem Ministerio des Innern und der Polizei anzu-
bringen. Die Beschwerden, welche über die Provinzial-Direktion selbst anzu-
bringen, und die Anfragen, welche von dieser zu machen seyn möchten, gelangen

gleichfalls an Unser Ministerium des - und der Polizei.
8. 109.Es muß auch jedem Provim al dandtage durch den Ober-Präsidenten

eine zu diesem Zweck abgefaßte allgemeine Uebersicht des Zustandes der Sozie-
tät vorgelegt werden, welcher dann zugleich die noch nicht dechargirten Rechnun-
gen (6. 101.) anzuschließen sind, nicht minder jederzeit der dermalen geltende
Verwaltungs-Kosten-Erat beizufügen ist. Dem Provinzial-Landtage steht frei,
sich bei dieser Gelegenheit alle Verhandlungen der Provinzial-Direktion vorlegen
zu lassen, und wenn sich darin Anlaß zu Bemerkungen findet, solche in Form
der Petitionen zur Sprache zu bringen.

Für Streikigkeiten, welche 14 10gegenseitigeRechteund Verbindlichkeiten
zwischen der Sozietät und einem oder mehreren Assozürten entstehen, verbleibtes bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Gneic sich auf die Frage

bezieht, ob der (angeblich) Assoziirte rücksichtlich eines ihn betreffenden fd a-
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schadens uberhaupt als zur Sozietat gehorig zu betrachten, oder aber ihm
überhaupt eine Brandschaden-Vergütigung zu versagen sey oder nicht? Doch
versteht sich von selbst, daß auch in diesen Fdllen ein Kompromiß auf schieds-
richterliche Entscheidung nach weiterer Vorschrift der Gesetze zuldssig ist. Der
Gerichtsstand der Sozietät ist bei dem Ober-Landesgericht in Breslau.

8. 111.
Fur alle ubrige Streitfalle außer den vorstehend bezeichneten, namentlich

bei Streitigkeiten uber die Aufnahme der Taxen, oder der Brandschaden, uber
den Betrag der Feuer-Vergutigungs-Gelder, uber die Zahlungs-Modalitaten,
über zu zahlende Kosten und dergleichen, findet hingegen der ordentliche Rechts-
weg nicht Statt, sondern es steht dem betheiligten Interessenten, welcher sich bei
der Festsetzung der Provinzial-Land--Feuer-Sozietäts-Direktion nicht beruhigen
will, nur die Wahl zwischen dem Wege des Rekurses und der Berufung auf
eine schiedsrichterliche Entscheidung zu. Ist aber diese Wahl einmal getroffen,
und auf dem gewählten Wege bereits eine Entscheidung erfolgt, so kann hernach
nicht wieder davon abgegangen werden.

112.
Der Rekurs geht (nach 8. 108.) an das Ministerium des Innern und

der Polizei, dessen Entscheidung auf diesem Wege die endliche und rechtskraftige
ist. Wer aber die schiedsrichterliche Entscheidung in Anspruch nehmen will, muß
die Berufung darauf binnen einer Präklusiv-Frist von sechs Wochen nach dem
Empfange der Festsetzung der Provinzial-Land-Feuer-Sozietäks-Direktionbei
der letzteren anbringen.

8. 113.
Die schiedsrichterliche Behörde selbst soll aus drei Schiedsrichtern be-

stehen, wovon einer als Obmann sfungirt. en ersten Schiedsrichter ernennt
der mit der Sozietät in Streit befangene Incteressent, und den zweiten der
Kreis-Direktor, beide aus der Zahl der mit Grundstücken angesessenen Einwoh-
ner des Kreises, dergestalt jedoch, daß dieselben bei der Provinzial-Land-Feuer-
Sozietät assoziirt, außer sedem nach den Gesetzen die Zeugniß-Glaubwürdigkeit
beeinträchtigenden Verwandtschafts-Verhältnisse, sowohl untereinander, als mit
den Provokanten, großjfährig und untadelhaften Rufes seyn müssen. Den dritten
Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher als Obmann eintrict, hat die Pro-
vinzial-Direktion, und zwar lediglich aus der Zahl der in der Provinz mit Nich-
ter-Eigenschaft angestellten Justiz-Beamten zu ernennen, und diesem liegt die
Protokollirung und Leitung der Verhandlung ob.

6 114.
Diese Verhandlung muß, zur Vermeidung der Nichtigkeit, ergeben, daß

beide Theile mit ihren Gründen gehört worden, und daß die Urkunden und
Schriften, welche zur Sache gehören, vorgelegen haben. Der Kreis-Direktor
vertritt dabei die Sozietät.

G 115.
Den Spruch sällen die beiden ersten Schiedörichter; der dritte tritt nur

alsdann, wenn jene sich nicht über eine und dieselbe Meinung vereinigen können,
als Obmann hinzu, um durch seine Stimme den Ausschlag zu geben.

(Nr. 2264.) 23• 8. 116.
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 Wl*i-!-s
Gegen einen solchen schiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtigkeits-

Klage, wo solche durch den §. 114. oder durch die allgemeinen Gesetze zu be-
gründen ist, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter Statt, welcher
dabei, eventuell zugleich mit Vorbehalt der ordentlichen Rechtsmittel, in der
Sache selbst in erster Instanz zu entscheiden hat. Die Nichtigkeits-Klage mutz
aber binnen einer präklusivischen Frist von zehn Tagen nach Eröffnung des
schiedsrichterlichen Spruchs anhängig gemacht werden.

6 11.
Außer dem Fall der Nichtigkeit findet gegen den schiedsrichterlichen Aus-

soruch weder Rekurs, noch Appellation, noch sonst ein Rechtsmittel Statt, son-
dern es geht solcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechtskraft über.

8. 118.
Die schiedörichterlichen Verhandlungen müssen nach rechtskräftiger Ab-

machung der Sache, wenn sie nicht, nach 5. 116., an den ordentlichen Richter
gelangen, an die Provinzial-Direktion eingesandt und in deren Archiv aufbe-
wahrt werden.

G. 110.
Die Feuer-Sozietäts-Beiträge werden jeden Orts in der Art, wie es

bei den öffentlichen Steuern üblich ist, kolligirt und in folle an den Kreis-Ren-
danten abgeliefert; wer solches bei den öffentlichen Steuern zu bewirken schuldig
ist, hat diese Pflicht auch rücksichtlich der Feuer-Sozietäks-Beiträge zu ersüllen.

G. 120.
Jeder in der Provinz Schlesien mit Richter-Eigenschaft angestellte Justiz-

Beamte ist, wenn er in einer vor der schiedsrichterlichen Behörde zu verhan-
delnden Streitsache zum Obmann berufen wird, diesem Rufe insoweit, als ihn
bei erheblichen Behinderungs-Gründen seine vorgesetzte Behörde nicht davon
entbindet, Folge zu leisten schuldig.

121.

Jeder angestellte Baubeamte ist schuldig, innerhalb seines Geschaftskreises
den Requisitionen der Landrathe, resp. Kreis-Direktoren zu Tax- oder Brand-
schaden-Aufnahmen zu genugen, und die vorgesetzte Regierung wird ihn nothi-
genfalls dazu anhalten.

6. 122.
Wenn ein Baubeamter zur Aufnahme oder Revision von Gebdude-Be-

schreibungen oder Gebäude-Taxen von der Behörde beauftragt wird, so soll er
(außer den Juhrkosten bei vorkommenden Reisen, wofern ihm die Fuhre nicht
gestellt worden) seine Gebühren nach folgenden Sätzen zu liquidiren haben:

u) für Aufnahme oder Revision einer bloßen Beschreibung von jedem
Eintausend Quadratfuß Grundfläche für jedes Stockwerk zwei und
einen halben Silbergroschen;

b) für Aufnahme einer förmlichen Taxe von jedem Eintausend Quadrat-
fuß Grundfläche für jedes Stockwerk funfzehn Silbergroschen;

Wac) für eine bloße Tax-Revision die Hälfte dieses letzten Satzes.
Es
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Es werden hierbei Gebaude, die uberhaupt weniger als Eintausend Qua-
dratfuß Grundflache haben, auf diese Flache fur voll, und die Ueberschusse uber
eine solche Grundflache, wenn sie unter Funfhundert Quadratfuß sind, gar nicht,
wenn sie aber Funfhundert Quadratfuß erreichen, gleichfalls fur voll gerechnet.
Eben diese Liquidationssatze finden auch Anwendung, wenn ein Baubeamter eine
Gebaude-Beschreibung c. auf Privatansuchen des Eigenthumers angefertigt und
nicht zuvor ein anderes Abkommen getroffen hat.

8. 123.
Jeder sachverstandige Bauhandwerker soll verpflichtet seyn, innerhalb des

Kreises, in dem er ansässig ist, auch die Aufforderung der Landräthe, resp.
Kreis-Direktoren, in dem Tax= oder Brandschaden-Aufnahme-Termin sich ein-
zufinden und als Sachverständiger zu fungiren (F. 104.).

Leister ein oder der andere Bauhandwerker einer solchen Aufforderung
nicht Folge, so soll zwar an seiner Stelle ein anderer Sachverständiger zugezo-
gen werden, der ungeborsam ausgebliebene Bauhandwerker aber nicht nur die
dadurch entstehenden Mehrkosten zahlen, sondern auch für allen Schaden haften,
welcher durch seinen Ungehorsam etwa herbeigesührt werden möchte.

8. 124.
Jede Ortsobrigkeit ist verbunden, die 5. 12. erwähnten Anzeigen auf-

oder entgegenzunehmen und weiter zu befördern, auch die vorgeschriebenen At-
keste und Beglaubigungen, soweit sie nicht in der Sache selbst Bedenken hat,
auszustellen, und die zu ihrer desfallsigen Information etwa nöthigen Lokal-Un-
tersuchungen von Amtswegen vorzunehmen.

6. 125.
Endlich soll auch jede öffentliche Behörde verpflichtet seyn, der Provinzial=

Land-Feuer-Sozietäts-Direktion jede von derselben erbetene und zu ihrem (der
requirirten Behörde) Geschäftskreise gehörige Auskunft, soweit nicht besondere
gesetzliche Bedenken entgegenstehen, zu ertheilen.

6é 12%
Außer den eigentlichen Brandentschädigungs-Geldern sollen auch noch Pramen ind

an Prämien angewiesen werden: tn
1) für die erste der von auswärts, d. h. von einer anderen Gemeinde oder e

Ortschaft her zu Hülse gekommenen und in voller Thätigkeit gewesenen
Spritzen Fünf Thaler und für die zweite Drei Thaler; desgleichen für
den ersten und resp. zweiten Wasser-Zufuhr -Wagen, die Hälfte der
vorbemerkten Sütze; diese Spritzen und Wasserwagen müssen jedoch in
brauchbarem Stande gewesen seyn;

2) für besonders ausgezeichnete und verdienstliche Handlungen einzelner In-
dividuen beim Feuerlöschen und Retten nach den Umständen bis Fünf
Thaler, und sollen solche Handlungen auch nach Befinden in erheblichen
Fällen öffentlich bekannt gemacht werden;

3) für den Ennrdecker eines Brandstifters, welcher seines Verbrechens über-
wiesen wird, hundert Thaler.

CNr. 226t.) 6. 126b.
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k 120b.
Werden bei dem Löschen eines Feuers solche Feuer-Lösch-Geräthschaften,

welche bei der Löschung aus einer Hand in die andere gehen müssen, verloren
oder beschddigt, so erfolgt der Ersatz derselben von der Sozietät.

. 12.
Vorstehende Prämien und resp. Entschädigungen werden bezahlt, wenn

in der durch Brand betroffenen Gemeinde auch nur ein Gebaude bei der Pro-
vinzial-Land-Feuer-Sozietäht versichert ist, ohne darauf zu sehen, ob sich dieses
oder die versicherten Gebdude in Feuersgefahr befunden haben oder nicht.

Gegeben Berlin, den 6. Mai 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Nochow.

(Nr. 2265.) Reglement für die Provinzial-Städte-Feuer-Sozietät der Provinz Schlesien,
mit Ausschluß der Stadt Breslau. Vom 6. Mai 18342.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

haben zur Begründung einer besseren Einrichtung des Immobiliar-Feuer-Ver-
sicherungs-Wesens in der Provinz Schlesien nach Anhörung und nach dem
Antrage Unserer im Jahre 1841. zum Provinzial-Landtage versammelt gewe-
senen getreuen Stände des Herzogthums Schlesten, der Grasschaft Glatz und
des Markgrafthums Ober-Lausitz beschlossen, für sämmtliche Städte der ge-
dachten Ländertheile, mit Ausschluß der Stadt Breslau, eine gemeinschaftliche
Feuer-Versicherungs-Sozieträt zu bilden, und verordnen demnach wie folgt:

8. 1.
Es soll fur sammtliche Stadte des Ober-Präsidial-Bezirks der Provinz

Schlesien, mit Ausnahme der Stadt Breslau, namentlich für die in der seit-
herigen städtischen Feuer-Soziekdt verbundenen Städte Schlesiens und der
Grafschaft Glatz, und die beim Schlesischen Provinzial-Landtage vertretenen
Städte des Markgrafthums Ober-bLausitz, fortan nur Eine öffentliche So-
zietdt bestehen, deren Zweck auf gegenseitige Versicherung von Gebauden gegen

euersgefahr gerichtet, und in welcher also die Gefahr dergestalt gemeinschaftlich
übernommen ist, daß sich jeder Theilnehmer zugleich in dem Verhülenisse eines
Persicherers und eines Dersicherten befindet, als Versicherer jedoch nur mit den
ihm nach dem gegenwärtigen Gesetz im Verhältnisse seiner Versicherungs-Summe
obliegenden Beiträgen verhaftet ist. S . 2.
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8. 2.
Mit Ausnahme der Feuer-Sozietät für die Stadt Breslau sollen alle

in dem Herzogthum Schlesten, der Grasschaft Glatz und dem Markgrafthum
Oberlausitz bisher bestandenen, auf gegenseitige Immobiliar-Versicherung gegen
Feuersgefahr gerichteten Sozietäten der Städte aufgelöst werden.

Privat-Wereine, welche zu dem Zwecke bestehen oder errichtet werden
möchten, daß sich Nachbaren unter einander mit Hülfsfuhren, Stroh, Holz
und dergleichen, nicht umsonst, sondern gegen Bezahlung eines angemessenen
gleichförmigen Preises unterstätzen, und datz es in jedem einzelnen Falle in des
Brandbeschädigten Wahl steht, von dieser Unterstützung ganz oder nur zum
Theil, oder gar nicht Gebrauch zu machen, sind in diesen Bestimmungen (66. 1.
und 2.) nicht mitbegriffen, können jedoch die Rechte moralischer Personen nicht
in Anspruch nehmen, stehen unter Aufsicht Unserer Regierungen, und müssen
ihre Statuten zur Revision und Genehmigung dem Ober-Prästdenten einreichen,
der auch die Anordnung zu treffen hat, daß ihr Daseyn und ihre Leistungen der
Feuer-Sozietät, bei welcher die Gebude versichert stehen, zur gehörigen Zeit
bekannt werden.

6 3.
In welcher Art die rechtlichen Verhältnisse der bisherigen Sozietäten

abgewickelt, desgleichen auf welche Weise die Theilnehmer derselben in die neue
Provinzial-Stäaddte-Feuer-Sozietät übernommen werden sollen? nicht minder,
von welchem Reiipunkft ab die letztere auf den Grund des gegenwärtigen Ge-setzes in Wirksamkeit treten soll? darüber ist die ndhere Anleitung in der heute
von Uns vollzogenen besonderen Ausführungs-Verordnung enthalten.

8. 4.
Die Verhandlungen, behufs Verwaltung der Angelegenheiten dieser

Feuer-Sozietät, die darauf bezügliche Korrespondenz zwischen den Behörden
und Mitgliedern der Sozictät, die amtlichen Akteste für die Versicherungen und
die Quictungen über empfangene Brandentschädigungs-Zahlung aus der So-
zietäts-Kasse, sind vom tarismäßigen Stempel und von Sporteln entbunden.

Bei Prozessen, Namens der Sozietät, sind diejenigen Stempel, deren
Bezahlung ihr obliegt, außer Ansatz zu lassen.

Zu Werträgen mit einer stempelpflichtigen Partei ist der tarismäßige
Stempel in dem halben Betrage, zu den Neben-Exemplaren der Stempel be-
glaubter Abschriften zu verwenden.

8. 65.
Eben so soll ihr die Portofreiheit in Absicht aller mit dem Vermerk —

„Feuer-Sozietäts-Sache“ — versehenen und mit öffentlichem Siegel ver-
schlossenen Berichte, Gelder und Packete zustehen, die in Feuer-Sozietäts=
Angelegenheiten zwischen den Behörden hin und her gesandt werden. Privat-
personen und einzelne Interessenten aber müssen ihre Briefe an die Feuer-
Sozietäts-Behörden frankiren, und kommt ihnen und den an sie ergehenden
unfrankirten Aneworten die Portofreiheit nicht zu Statten. n(Nr. 2269.) 6.
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8. 6.
Die Sozietat darf zur Versicherung gegen Feuersgefahr nur Gebaude

und zwar nur solche Gebdude aufnehmen, die innerhalb der zur Assoziation ge-
hörigen Städte und ihrer Bezirke belegen sind.

8. 7.
In dieser Beschrankung gilt jwar die Regel, daß Gebaude aller Art,

ohne Unterschied ihrer Einrichtung und Bestimmung, zur Aufnahme geeignet sind.
G. S.

Diejenigen Gebdude jedoch, welche so baufällig, daß sie nach sachverstän-
digem Urtheile nicht mehr reparaturfähig, sondern des Neubaues bedürftig
und deshalb von Polizeiwegen geschlossen sind, dürfen nicht ausgenommen wer-
den. Gerathen schon versicherte Gebdude in den vorbezeichneten baufdlligen
Zustand, so scheiden dieselben mit dem Beginn desjenigen Tages, an welchem
ihre Schließung polizcilich verfügt wird, aus der Sozietät aus und müssen zu-
folge dessen, im Lagerbuch (Kataster) von Amtswegen gelöscht werden.

G. .
Eben so sollen, wegen allzu großer Feuergefährlichkeit, nachstehende Ge-

baude von der Theilnahme ausgeschlossen bleiben:
Pulvermühlen und Pulvermagazine;
Glas= und Schmelzhütten;
Eisen= und Kupferhámmer, so wie Hohöfen, Stückgießereien;
Zückersiedereien, Cichorienfabriken und Schwefel-Nafsinerien;
Spiegelgießereien und Portaschbrennereien;
Terpentin-, Firniß-, Holzsä4ure= und Schwefelsdurefabriken;
Anstalten zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallsilber und

Knallgold;
Vitriol- unðd Salmiakfabriken;
Theer= und Ziegelöfen; jedoch ohne unter letztern die Trocken-Scheuern

mit zu begreifen;
Knochenbrennereien und Kiendarren.
Bockmühlen und Theater sollen ausgenommen werden können, jedoch

nur gegen Einschätzung in eine höhere Klasse, als ihnen nach ihrer Bauart zu-
kommen würde. Auch können Gebdude, worin Dampfmaschinen befindlich sind,
aufgenommen werden, doch nur mit der Beschränkung, daß eine Brandbescha-
digung, welche denselben durch die Explosson des Dampfkessels zugefügt worden,
von der Sozietät nicht vergütet wird.

d. 10.
Die Ausschließung (§. 9.) bezieht sich aber nicht auf die Wohngebäude

der Besitzer der Fabriken oder Anstalten, oder ihrer Arbeiter und Werkleute,
auch nicht auf andere dazu gehèrige Räume ohne feuersgefährliche Bestimmung,
insofern dieselben mit den daselbst genannten Gebduden keinen unmittelbaren
Zusammenhang haben.

 ier

Jedes Gebdude muß einzeln und also jedes abgesonderte Neben= oder
Hintergebäude besonders versichert werden. S12.
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 1Im Allgemeinen besteht fur die Zes tzer von Gebauden keine Zwangs-Peitrallufic.
pflicht, ihre Gebdude gegen Feuersgefahr zu versichern, sondern es hängt solches nigkeit ver
von ihrem sreien Entschlusse ab. Jedoch sollen die Theilnehmer der zeitherigen beiluchmer,
zwangsweisen Provinzial-=.Städte-Feuer-Sozierät in die neue Sozierät übertra-
gen werden, und für das Erste Jahr darin zu bleiben gehalten seynn. Das

Derfahren bei dieser Uebertragung ist in der Ausführungs-Verordnung vom
heurigen Tage bestimmt.

d.1Auch soll es fortan nicht nur heoln Hypothekengläubiger, sondern jedem
Realberechtigten freistehen, die Versicherung des ihm für seinen Anspruch ver-
pfändeten Gebdudes in dem Maaße zu verlangen, als solches zur Deckung der
dem Berechtigten zuständigen Hebungen oder beistungen erforderlich und nach
S. 16. zulassig ist. Es muß demnach allenthalben, wenn sich ein Realberechugter
mit seinem diesfälligen Antrage gegen einen Assoziaten meldet, von der Sozeerät
willige Notiz davon genommen, das betreffende Hppothekenrecht. im Feuer-So-
zietats-Kataster vermerkt, und wie solches geschehen, auf dem Schuld-Instru-
mente selbst bescheinigt werden. Ein solcher Vermerk kann alsdann nicht anders
gelbscht werden, als wenn der Beweis üuber erfolgte Tügung der Schuld oder
die ausdrückliche Einwilligung des Gläubigers beigebracht wird, und bis dahin
ist in Beziehung auf ein also verpfändetes Gebäude auch kein Austritt aus der
Provinzial-Stadte-Feuer-Sozietat zulassig. Die dem Hypothekenglaubiger ein-
geraumte Berechtigung steht auch dem Erbverpachter gegen den Erbpachter als-

dann iht wenn der Letzrere bisher verpflichtet gewesen, die Feuer-Sozietäts-Beiträgezu bezahlen
Von Amtswegen das Interesse der Realberechtigten wahrzunehmen, ist

die Sogzietät nicht verpflichtet.
 . 14.

Diesenigen, welche hiernach nicht verpflichtet sind, ihre Gebäude bei der
Provinzial= Städte: Feuer-Sozictät zu versichern, konnen solche nach Gutbe-

finden auch anderswo, bei jeder gestatteten Gesellschaft oder Bank assekuriren;
kein Gebäude aber, welches, mit Ausnahme der im &amp;. 2. erwähnten Privat=
Vereine schon anderswo versichert ist, kann bei der Städte-Feuer-Sozieldt ganz
oder zum Theil aufgenommen und kein Gebäude, welches bei der Städte-Fcuer-
Sozierät versichert ut, darf, mit Ausnahme des im §. 2. erwähmen Falles, auf
irgend eineSeot anderswo nochmals, es sey ganz oder zum Theil, versichertwerden. Nur fur das erste Jahr können die aus der alten Provinzial-Stadte-
Feuer-Sozietät übertragenen Assoziaten, insofern sie mit Genehmigung zugleich
in einer andern Sozierät versichert sind, in dieser doppelten Versicherung bis
zum Werthe ihres versicherten Gebdudes (5. 16.) beharren.

Findet sich zu irgend einer geit, daßt ein Gebaude, diesenBestimmungen
entgegen, noch irgendwo anders als bei der Provinzial-Städte-Feuer= Sozierat
und eventuell bei den im 5. 2. erwähnten Privat-Vereinen verschert ist, so wird

dassetbe nicht allein in den Katastern der Provinzial-Städte-Feuer-Sozietät ge-
löscht, sondern es ist auch der Eigenthümer im Fall eines Brandunglücks der
ihm sonst aus derselben zukommenden Brandvergütigung verlustig, ohne daß

Jahrgang 1832. (Nr. 2265.) 24 gleich=
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gleichwohl seine Verbindlichkeit zu allen Beitragen bis zum Ablaufe des Halb-
Jahres, in welchem die Ausschließung erfolgt, eine Abanderung erleidet, und die
Direktion ist überdem verpflichtet, den Fall zur ndheren Bestimmung darüber,
ob Grund zur Kriminal-Untersuchung wegen intendirten Betrugs vorhanden sei,
dem kompetenten Gerichte von Amtswegen anzuzeigen. Jedoch müssen auch in
diesem Falle die angemeldeten Realberechtigten die Berücksichtigung finden, von
der 8. 51. die Rede seyn wird.

. 15.

Zeit 5%Ein- Der Eintritt in die Sozietäk mit den davon abhängenden rechtlichen
und Austritts. Wirkungen, sowie eine Erhöhung der Versicherungssumme, soweit solche utzuldssig ut (5. 32) findet regelmäßig, wenn nicht ein anderes ausdrücklich in

Antrag gebracht wird, jährlich zweimal, nämlich mit dem Tagesbeginn des 1. Januar
und 1. Juli jeden Jahres statt. Doch ist beides auch zu jeder andern Zeit ge-
stattet, wenn darum unter der ausdrücklichen Verpflichtung, den vollen Betrag,
und zwar der ordentlichen und außerordentlichen Beiträge für das laufende
Halbjahr entrichten zu wollen, nachgesucht wird. Die rechtliche Wirkung des
PVertrages beginnt im diesem Falle mu der Anfangsstunde desfenigen Tages,
von welchem das Genehmigunge-Restkript der Städre-Feuer-Sozieräks-Direkrion

daturt ist.
Der Austritt aus der Sozietät, sowie die freiwillige Herabsetzung der

Versicherungssumme, soweit solches sonst zulässig ist (Iö. 13. und 32.), findet
sährlich ebenfalls nur zweimal, ndmlich mit dem Ablaufe des letzten Juni= und
letzten Dezember-Tages statt; die nothwendige Heruntersetzung (F. 32.) je-
doch trut sofort, nachdem sie festgestellt ist in ##irkung; jeder aber, der freiwillig
oder unfreitwillig austritt, oder dessen Versicherungssumme heruntergesetzt wird,
muß in allen Fallen, selbst wenn das versicherte Gebäude untergegangen ist, oder
die Versicherungsfähigke verloren hat, die zeitherigen gesammten Beiträge noch
für das laufende Halb#ahr entrichten.

. 16.

Hobe v Ver- Die Persicherungssumme darf den dermaligen gemeinen Bauwerth der-
larunge jenigen Theile des verstcherten oder zu versichernden Gebdudes, welche durch

Feuer zerstört oder beschädigt werden können, niemals ubersteigen. Als nicht zer-
Uörbar sind jedoch nur die Fundamente und die unter der Erde befindlichen
Umfassungswände der Keller zu crachten.

. 17.

Mit Beobachtung dieser Beschrankung aber hangt die Bestimmung der
Summe, auf welche ein Gebaude-Eigenthumer Versicherung nehmen will, ganz
von seiner Entschließung ab, nur muß die Summe durch Dekaden abgerundet
und theilbar seyn.

Der im 8. 16. angeordnetenBeschränkung ist sortan auch jeder städtische
PHausbesitzer,derseineGebdude anderswo als bei der Städte-Feuer-Sozierät
bersichern läße, unrerworfen, dergestalt, daß jede höhere Versicherung unzu-lassig ist.

Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines Versicherten gegen diese Vor-
schrift soll, außer der Zurückführung der Versicherungesumme auf den im . 16.

be-
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bestimmten Werth, mit einer zur Sozietats-Kasse fließenden Geldbuße von
5 bis 50 Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor einem Brande enddeckt
wird, sonst aber, wenn die Endeckung erst nach dem Brande erfolgt, neben
jener Geldbuße mit dem Werluste der Versicherungssumme, soweit sie über den
im 6. 16. bestimmten höchsten Versicherungswerth hinausgehr, bestrast werden.
Letztere Strafe fällt zur Hälfte dem Sozietätsfonds, und zur andern Hälfte der
Orts-Armenkasse zu.

6. 10.
Eine förmlicheTapedes durch Feuer zerstörbaren Theils der zu versichern-

Gebdude (§5. 16.) wird in der Negel nicht erfordert, sondern es genügt an ei-
ner möglichst genauen und treuen Beschreibung eines jeden einzelnen Gebäudes,
welches versichert werden soll.

20.
Damit aber diese Beschreibungen zweckmäßig und gleichförmig werden,

müssen sie in das hier beigefügte Schema eingetragen, und dergleichen Sche-
mata von jedem Magistrate stets vorrdthig gehalten und den Interessenten auf
Kosten der Sozierät gratis zugestellt werden. Auch haben die Magisträte Ver-
anstaltung zu tressen, daß die Interessenten leicht Gelegenheit finden, die nöthi-
get Schemata gegen billige Schreibgebühr nach ihrer Angabe ausgesüllt zuerhalten.

.Von einem jeden, ein abgegroiz Besitzthum oder Gehöft bildenden Ge-
baude, soll nur Eine Beschreibung in drei Exemplaren angefertigt und — in
allen Rubriken — mir Ausnahme der die Klasse betreffenden, vollständig aus-
gefüllt, — vom Eigentrhümer in gesetzlicher Corm vollzogen, bei dem Magistrate
eingereicht werden.

6. 22.
Der Magistrat legt demnächst die Gebäudebeschreibungen einer in jeder

Stadt zu konstuuirenden Kommission, deren Mitglieder der Magistrat erwählt,
und welche aus einem Magistratomitgliede, einem zu diesem Jwecke vereideten
Jimmermeister und einem gleichfalls vereideten Maurermeister, sowie aus zwei
am Orte wohnhaften Assozlrten, bestet, - Prüfung vor.

Sammtliche Mitglieder der Honission uberzeugen sich durch Besichti-
gung und Revision an Ort und Stelle, ob die Gebäudebeschreibungen richtig, in-
sonderheit ob diesenigen Merkmale der Wahrheit gemäß angegeben sind, welche
die Klassizkation bedingen.

Sie rektifziren demnach letztere, wo es nöthig ist, prüfen die vom Eigen-
thümer in Antrag gebrachte Versicherungssumme, und begutachten deren Klassi-
fizirung.

6. 24.
Hat die Kommission gegen die vorgelegte Beschreibung, gegen die Ver-

sicherungssumme und gegen die beantragte Klasse keine Erinnerungen zu machen,
oder unterwirft sich der Bersicherer den von derselben für nöthig erachteten Ab-

Anderungen, so wird solches aft der Beschreibung durch die Kommission mit
deren Unterschrift registrirt, und hierunter von demMagiftate das wischemäs(Nr.2205.) tte
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Attest beigefugt: daß die Beschreibung und Klassifikation der Gebaude wahr-
heitsgemaß angegeben, auch die begehrte Versicherungssumme den muthmaaßli-
chen Werth eines jeden Gebaudes nicht ubersteige, und daß der Versicherer die
Beschreibung eigenhandig vollzogen habe.

6. 25.
Findet aber die Kommission Bedenken gegen die in Antrag gebrachte

Versicherung und insbesondere gegen die Höhe der Versicherungssumme und
ist der Eigenthümer des Gebdudes nicht gemeint, auf die Vorhaltung des Ma-
gistrats die Versicherungssumme soweit, daß dem lestern und der Kommissson
kein Bedenken weiter übrig bleibt, herabzusetzen, so tritt die Nothwendigkeit ei-
ner Taxe ein.

6. 26.
Dieselbe muß in solchem Falle auf Kosten des Eigenthumers von einem

vereideten Baubeamten, mit kunstmäßiger Genanigkeit, unter Zuziehung eines
Deputirten des Magistrats, zu dem Zwecke und aus dem Gesichtspunkte aufge-
nommen werden, daß dadurch mit Rücksicht auf die örtlichen Materialienpreise,
und mit billiger Berücksichtigung des geringeren Preises derjenigen Fuhren,
Handreichungen und andern, keine technische Kunstfertigkcit erfordernden bau-
lichen Arbeiten, die der Eigenthümer mit seinem Hauswesen selbst bestreiten kann,
der dermalige Werth dersenigen in dem Gebäude enthaltenen Baumaterialien
und Bauarbeiten festgestellt werde, welche durch Feuer zerstört und beschädigt
werden können, mit Ausschluß dessen, was nicht durch Feuer verletzt werden kann.

Der dermalige Werth der Bauarbeiten ergiebt sich bei Gebaduden, die nicht
mehr völlig im baulichen Zustande sind, dadurch, daß deren nach vorstehenden
Bestimmungen festgestellter Werth in demselben Verhältnisse reduzirt wird, in
welchem der Materialienwerth in dem vorgefundenen Zustande zu demjenigen
Werthe stehr, den die Baumaterialien in völlig gutem Zustande haben würden.

8. 27.
Die solchergestalt vorbereiteten Beschreibungen, Taxen und Klassifikatio-

nen werden der Provinzial-Feuer-Sozieräts-Direktion dreifach überreicht. Ein
Exemplar bleibt bei ihren Akten, und zwei Exemplare gelangen, mit Genehmigung
vollzogen, an den Magistrat zurück, der wiederum ein Exemplar davon ad acta
nimmt und das Andere dem Bersicherten zustellt.

. 28.
Die Sunmme, mit wolcher die Taxe abschließt, muß mit zehn theilbar

seyn, oder dahin abgerunder, und die Tare in doppelter Ausfertigung von dem
taxirenden Baubeamten selbst vollzogen werden. Ueber die dadurch festgestellte
Werthsumme hinaus ist schlechterdings keine Feuerversicherung statthaft.

. 29.

Sowohl bei der von dem Eigenthumer selbst bestimmten Versicherungs-
summe, als bei der Taxirung ist auch noch darauf zu achten, daß, wenn der
Eigenthumer des Gebaudes etwa freies Bauholz zu fordern Befugniß hat, der
Werth des letzteren außer Ansatz bleibe

Dagegen ist derjenige, welcher das freie Bauholz zu liefern verpflich-
tet ist, berechtigt, solches besonders zu versichern; dies darf jedoch nur bei

der-
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l Versicherungs-Anstalt geschehen, bei welcher das Gebdude selbst asso-zirt ist.
6éb. 30.

Uebrigens dürfen weder die auf den Grund bloßer Beschreibungen ge-
wählten Versicherungssummen, noch die blos zum Zwecke der Feuerversiche-
rung ausgenommenen Taren zur Grundlage bei öffentlichen oder Gemeinde-
Abgaben und Lasten angewendet und überhaupt wider den Willen der Grund-
besitzer jemals zu fremdartigen Zwecken benutzt werden.

8. 31.
Regelmäßige periodische Revisionen der Persicherungssummen und

Taxen, um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des
Werths der versicherten Gebdude im Auge zu behalten, sind zwar nicht erfor-
derlich; die Soziet4ts-Oirektion hat aber sederzeit das Recht, solche Revisionen,
allgemein oder einzeln, auf Kosten der Sozietät vornehmen, von den Eigen-
thümern neue Beschreibungen beibringen, und falls sich der Eigenthümer der
von der Sozietät für nöthig erachteten Herabsetzung der Wersicherungssumme
weigert, eine Taxe aufnehmen, und dadurch das Maximum der versicherungs-
sähig bleibenden Summe, nach den bestehenden Borschriften feststellen zu lassen.
Namentlich sind alle mit den Feuer-Sogzietäts-Angelegenheiten beauftragten
Beamte verpflichtet, beim Verfall der Gebäude, zumal solcher, deren Werth
nach der Erfahrung schnell abzunehmen pflegt, ihr besonderes Augenmerk darauf
zu richten, daß die Dersicherungssumme niemals den wirklich noch vorhan-
denen Werech der versicherten Gebäude übersteige.

é4. 32. ,
der Regel kann Jeder die bisherige Versicherungssumme bis zu Ethöba und

dem zuldssigen Maximum erhöhen, oder auch bis zu einem beliebigen Minder-Kerruntere
betrage heruntersetzen lassen. Jedoch findet in den Fällen des §. 13. auch die Versicherungs=
Heruntersetzung der Versicherungssumme, ohne die ausdrückliche Einwilligung Summe.
der registrirten Realgldubiger, oder den Nachweis der geschehenen Tilgung ihrer
Forderungen nicht Statt.

Derjsenigen nothwendigen Heruntersetzung der Versicherungssumme,
welche daraus folgt, datz etwa der Werth des durch Feuer zerstörbaren oder
unbrauchbar zu machenden Theils des versicherten Gebdudes, oder das darnach
oder sonst zulassige Maximum nicht mehr die Hôhe der bisherigen Versicherungs-
summe erreicht, muß sich aber ein Jeder unterwerfen, und es steht also dagegen
den Hypotheken-Gläubigern und sonstigen Inreressenten kein Widerspruch zu;
doch soll davon denen von ihnen, die im Kataster vermerkt sind, von Amts-
wegen Kenntniß gegeben werden.

Die von den Theilnehmern der Sozietät zu leistenden Beiträge werden Heiträil- der
in ordentliche und außerordentliche unterschieden, die beide gleichmhig zur Be-Znteressenten
streirung aller Ausgaben der Städte-Feuer-Sozieräts-Kasse bestimmt sind. /drN

Die ordentlichen Beiträge werden nach gewissen Prozenten der für den-
senigen Zeitraum, auf welchen die Beiträge sich beziehen, katastrirten ersiche-
rungssumme dem muthmaßlichen allährlichen Bedarf gemäß, abgemessen und

(Nr. 2265.) ein
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ein fur allemal festgestellt, und mussen ohne besondere Ausschreibung eingezahlt
werden; den außerordentlichen Beitragen aber, welche nur von Zeit zu Zeit
eintreten konnen, um zu decken, was etwa von dem wirklichen Bedarf der
Städte-Feuer-Sozietätskasse zur Bestreitung der vorkommenden Brandver-
gütigungen und sonstigen Obliegenheiten, nach Abrechnung der durch ordentliche
Beiträge aufgebrachten Summe, noch fehlen möchte, muß jedesmal eine förm-
liche Ausschreibung vorhergehen. Uebrigens ist jeder außerordentliche Beitrag
auf ein leicht zu berechnendes Verháltniß zu dem ordenrlichen Beitrag (z. B.
die Hälfte, ein Drittel, oder aber das Anderthalbfache, doppelte desselben)
festzusetzen.

. 34.
Die Einzahlung des ordentlichen Jahresbeitrags geschieht in halbjahrigen

Terminen prünumeraudo, im Januar und Juli jeden Jahres. Die nach ge-
schehener Anmahnung bei Ablauf genannter Monate verbliebenen Rückstände
werden ohne alle Nachsicht, in gleicher Art wie die öffentlichen Abgaben, von
den Restanten erekutivisch beigetrieben. Für jeden außerordentlichen Beitrag
wird der dußerste Einzahlungsrermin in der Ausschreibung besonders bestimmt,
und die nach dessen Ablauf verbliebenen Rückstände werden in gleicher Art exre-
kutivisch eingezogen.

. 35.
Die Summe der Beitrage bestimmt sich fur jedes versicherte Gebaude

nach der Klasse, zu welcher es nach seiner Beschaffenheit, Lage und Benutzung,
und nach dem daraus hervorgehenden Grade seinet Feuergefahrlichkeit, eingeschatzt
worden ist. Es sollen namlich in der Provinzial-Städte-Feuer-Sozictät sechs
Klassen stattunden, und zwar Zwei Hauptklassen, deren jede wiederum in drei
Unterabtheilungen zerfallt. Für die Haupkklassen entscheidet die feuersichere oder
seuerunsichere Bedachung, und für die Unrerabtheilungen giebt die übrige Bauart
des Gebaudes den Maaßstab. Demnach gehören:

1) zur ersten Klasse: Gebäude mit feuerfester Bedachung (d. h. von Stein
oder Metall, ingleichen nach Dornscher oder einer andern ihr gleich zu
stellenden Metrhode), insofern sie auch in ihren gemauerten Umfassungs-
wänden bis unter das Dach massiv sind;

2) zur zweiten Klasse: Gebude mit dergleichen seuerfester Bedachung, de-
ren Umfassungs= und Scheidewände aus Binde= oder Fachwerk bestehen,
d. h. mit Holz abgebunden und mit gebrannten Ziegeln ausgemauert sind;

3) zur dritten Klasse: Gebaude mit dergleichen feuerfester Bedachung, deren
Umfassungswände entweder ganz aus Schrotholz, oder aus Bindewerk,
welches bloß mit Holz und Lehm ausgestöckt, oder mit Holz beschlagen
ist, bestehen;

4) zur vierten Klasse: die bei der ersten Klasse beschriebenen massiven Ge-
baude, mit Holz-, Stroh= oder Rohrdach;

5) zur fünften Klasse: die bei der zweiten Klasse beschriebenen halbmassiven
Gebäude mit feuerunsicherer Bedachung;

6) zur sechsten Klasse: die bei der dritten beschriebenen hölzernen Gebdude
mit dergleichen Bedachung.

6. 36.
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 P'i'.l
Weil es jedoch, bezüglich der Feuergefährlichkeit, nicht einerlei ist: ob ein

Gebäude, von was immer für Bauart, ganz isolirt oder in feuergesährlicher
Nachbarschaft stehr; ob es Feuerstellen enthalt oder gar nicht bewohnr wird; ob
darin feuerunsichere Gewerbe getrieben oder leicht brennbare Materialien aufbe-
wahrt werden, so soll die Städte--Feuer-Sozietäts-Direktion berechrigt seyn, in
Berücksichtigung vorgenannter Umstände, die Beiträge einzelner Versicherten zu
ermäßigen und zu erhöhen, sedoch niemals weiter als bis zur nächsten Klasse.
Hierbei wird, da diese Maaßgabe bei den beiden dußersten Klassen nicht Platz
greisen kann, ausdrücklich noch bestimmt: daß Ermäßigungen in der Ersten Klasse
nicht über ## und Erhöhungen in der Sechsten Klasse nicht über eines Klas-
sen-Differenz-Quantums ausgedehnt werden dürfen.

. 37.
Welche Gewerbe als seuerunsicher zu betrachten, bleibt vorldusig dem Er-

messen der Feuer-Sozietäks-Direktion anheimgestellt. Festgesetzt wird in dieser
Beziehung nur noch: daß bei Beurtheilung feuergefährlicher Nachbarschaft nur
die Feuerunsicherheit der Bauart, nicht aber auch die der Benutzung des
Nachbar-Gebdudes in Anschlag kommen soll.

8. 38.
Bei Gebauden von gemischter Bau- oder Bedachungsart bestimmt der

feuergefahrlichere Theil derselben die Klasse, zu welcher sie gehoren.
d. 39.

Hiernach hat uber die Klasse, in welche ein zur Versicherung angemel-
detes Gebaude gestellt werden soll, auf das Gutachten der städtischen Kommis-
sion (9. 22.) und des Magistrats, die Feuer-Sozietäts-Direkrion zu entscheiden.
Der Magistrat hat dem Eigenthümer das Resultat des Gurachtens sogleich,
damit der Letztere, wenn er es nöthig findet, seine Rechte bei der Feuer-Sozie-
tdts-Direktion vor deren Entscheidung näher ausführen könne, bekann zu
machen, hiernächst aber auch ein Exemplar der überreichten Beschreibung, mit
sener Entscheidung versehen, zur Resolunion resp. als Sozietäts-Kontrakt zu-
ustellen.zust Ist der Eigenthümer mit der Bestimmung der Feuer-Sozietäts-Direktion

zufrieden, so hat es dabei sein Bewenden, will er sich aber derselben nicht un-
terwersen, so steht ihm, nach seiner Wahl, der Weg des Rekurses oder die
Berufung auf schiedsrichterliche Emtscheidung zu.

Jedenfalls aber gilt einstweilen die Bestimmung der Feuer-Sozietäts-
Direktion dergestalt, daß ein davon abweichendes Resultat des Rekurs= oder
schiedsrichterlichen Berfahrens erst mit dem nächsten, nach Beendigung desselben
fälligen Eintrittstermine (H. 15.) in Wuksamkeit trut.

 40.
Die Bestimmung der ordentlichen Beiträge nach Gelde wird für den

Anfang der Feuer-So)zietäts-Direktion überlassen, weil es dabei auf das zur
Zeit nicht übersichtliche Verhältniß der Versicherungssummen und des durch-
schnitrlichen Bedarfs an Vergütigungsgeldern, Unkosten 2c. ankommt.

(Xr. 2209.) Diese
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Diese Bestimmung, welche den Interessenten zeitig bekannt zu machen
ist, damit der Vorschrist des d. 34. genügt werden kann, ist jedoch so zu tref-
sen, daß sich die Beitragsquote in den sechs Klassen im Verhältniß wie 1 zu
4 bewegk, und daß dabei auf einen Ueberschuß zur Bildung eines eisernen
Fonds Rücksicht genommen wird. Dieser Ueberschuß darf aber jährlich zwei
Silbergroschen vom Hundert bei der sechsten Klasse, und dem hiernach verhält-
nißmáßig abzumessenden Beitrag der übrigen Klassen, nicht übersteigen, und
soll nach und nach nur bis zur Höhe eines gewöhnlichen Halbsahrs-Bedarfs
gebracht werden. Der so gebildete Fonds, welcher dazu bestimmt ist, um die
Sozierdt in den Stand zu setzen, ihre Zahlungsverpflichtung durch Vorschusse
jederzeit ersüllen zu können, ist unwiderrufliches Eigenthum der Feuer-Soziercht.
Austretende haben daran keinen Anspruch zu machen.

G. 41.
Die vorbestimmte Klasseneintheilung und das Beitragsverhältniß der

verschiedenen Klassen, sollen von 10 zu 10 Jahren, mit Hülfe der inzwischen
gemachten Erfahrungen, einer neuen Prüfung durch die Provinzial-Landtags=
Abgeordneten der a#f#ozurten Städte, und die Resultate derselben Unserer Ge-
nehmigung unterworsen werden. Für die erste dieser zehnjährigen Perioden
wird ausnahmsweise bestimmr, daß schon nach den ersten vier oder fünf Jah-
ren 7 je nachdem ein Landtag tressen wird —eine solche Revision startfin-den soll.

8. 42.
Wenn während der Versicherungszeit in oder an den Gebauden eine

Veranderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr in dem
— Maaße erhöhet, daß solche grundsätzlich die Versetzung des Gebäudes in eine

zei andere, zu höheren Beiträgen verpflichtete Klasse nach sich ziehen würde, so ist
der Versicherte verpflichter, dem Magistrat innerhalb des Semesters davon An-
zeige zu machen und sich der aus den getroffenen baulichen Abänderungen regle-
mentsmäßig etwa folgenden Beitrags-Erhöhung zu unterwerfen.

. 43.
Der WVersicherte, welcher diese Anzeige im laufenden Halbsahr zu machen

unterläße, soll den vierfachen Betrag der Differenz zwischen den geringeren
Beiträgen, welche er entrichret hat, und den höheren, welche er hätte entrichten
müssen, und zwar von dem Anfange des Semesters an, in welchem die An-
zeige hätte gemacht werden sollen, bis zu Ende des Semesters, in welchem die-
selbe nachträglich gemacht worden, oder anderweitig die Enrdeckung der vorge-
nommenen Beränderung erfolgt ist, jedoch nicht uber den Zeitraum von fünf
Jahren hinab, als Strafe zur Feuer-Sozietäts-Kasse erlegen.

. 44.

Dagegen wird zwar die durch die Veranderung erhohete Feuersgefahr
von der Sozietat vom Anfang an mit ubernommen, es muß aber, wo eine
Versetzung des Gebaudes in eine andere, zu hoheren Beitragen verpflichtete
Klasse eintritt, der höhere Beitrag vom Anfange des Semesters an, in welchem
die Veränderung startgefunden hat, noch außer den S.raftbeiträgen geleister
werden.

G. 45
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. 45. *
Einer förmlichen Abschätzung des Schadens, welcher an einem, bei der #rarrschäden.

Feuer-Sozietät versicherten Gebäude durch Brand entstanden ist, bedarf es nur,
wenn der Feuerschaden partiell gewesen und das Gebcdude nicht völlig abgebrannt
oder zerstört, also ein vollständiger Neubau nicht erforderlich ist.

G. 46.
Dieselbe hat dann den Zweck, das Verhältniß zwischen demjenigen Theil

des von der Feuer-Sozietät versicherten Bauwerths, welcher durch das Feuer
und bei dessen Dämpfung vernichtet, und demjenigen, welcher in einem brauch-
baren Zustande geblieben ist, festzustellen. Sie wird daher nicht auf eine be-
stimmte Geldsumme, sondern vielmehr auf die vernichtete Quote des ganzen ver-
sicherten Objekts gerichtet, mithin dadurch ausgesprochen: welcher aliquore Theil
des Werths, nach dem §. 26. aufgestellten Gesichtspunkt beurtheile, vernichtet
worden. Hierbei dient die der Versicherung zum Grunde gelegte Beschreibung
(é. 10.) oder die etwa vorhandene Taxe (§. 26.) des abgebrannten Gebaudes
zur Grundlage, und bleibt nach Umständen vorbehalten, die etwa mangelhaften
Notizen durch den Augenschein, durch Zeugen oder sonst zu vervollständigen.

G. 47.
So wie ein Feuerschaden eingetreten ist, muß möglichst bald, und läng-

stens innerhalb drei Tagen nach völlig gedampftem Feuer, eine Besichtigung des
Schadens durch einen Deputirten des Magistrats, unter Zuziehung des Be-
schädigten und zweier Mitglieder der Gemeinde, die zu den Gersicherten gehö-
ren, und mit dem Beschädigten in keinem verwandtschaftlichen oder offenkundi-
gen gescháftlichen Verhälenisse stchen, vorgenommen werden. Ergiebt sich, daß
ein Totalschaden vorliegt, so ist darüber an Ort und Stelle eine Verhandlung
aufzunehmen, wodurch dieses Resultat festgestellt wird. Handelt es sich aber
von einer partiellen Beschädigung, so müssen bei der Schaden-Besichtigung noch
außerdem zwei, zu der Verhandlung vereidigte Sachverständige zugezogen, und
von diesen die Abschätzung nach §. 46. sofort an Ort und Stelle vorgenommen
und zum Protokoll erklärt, der Beschädigte selbst auch darüber gehört werden.
Letzter sowohl, als die Sozietäkts-Direktion, hat außerdem das Zecht, die Ab-
schätzungs-Verhandlung durch einen Bau-Inspektor, Bau-Kondukteur oder sonsti-
gen Bauversiändigen revidiren zu lassen, worauf mit Rücksicht auf dessen Gutachten
der Entschädigungs-Betrag durch die Sozietäts-Direktion festgestellt wird.

S 48.
In einem Separat-Protokolle muß zugleich Alles, was über die Ent-

stehung und erste Enrdeckung des Feuers, dessen Ausbreitung, die Dmpfung
desselben, die zuerst angekommenen Spritzen und anderc Löschungshülse und über
sonstige, die Sozictät nach Inhalr des DReglements angehende Gegenstände, be-
kannt und, durch Zeugen oder sonst, zu ermitteln ist, geschichrlich verzeichnet, und
Jeder, der durch den Brand beschädigt ist, darüber, ob, wo, wie hoch er —
sey es sein Immobiliar= oder sein Mobiliar-Vermögen —gegen Feuer versichert
habe, umständlich vernommen werden.

Zahrgang 1892. (Nr. 220.) 25 6. 40.
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4. 40.
Beide Verhandlungen werden sofort, nebst einer Handzeichnung von der

Brandstätte, sobald eine solche zur Erlduterung nothwendig erscheint, an die
FuerSpaziräte-Deeinon eingesandt, und bis zur Rückdußerung derselben, in-ofern diese in 8 Tagen nach der Schadensbesichtigung erfolgt, darf der Zustand
der Brandstätte, außer wenn solches auf polizeiliche Anordnung geschieht, nicht
verändert werden.

. 0.50.

UNDka Fur alle Beschadigung des versicherten Gebaudes durch Feuer wird die
u- #. Brandschaden-Vergütigung geleistet, ohne daß die Art und der Grund der Ent-

lcheen uergi stehung des Feuers, er beruhe in höherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth-
willen, darin einen Unterschied macht.

6. 51.
Wenn jedoch der Verdacht entsteht, daß das Feuer von dem Bersicher-

ten selbst vorsätzlich verursacht, oder mit seinem Willen und Wissen, oder auf
sein Geheiß von einem Dritten angelegt ist, so hängt es von der Einleitung der
Kriminal-Untersuchung und dem Ausfall des Urtels ab, ob die Brandschaden-
Vergütigung wegfällt, oder nach rechtskräftig entschiedener Sache nachzuholen ist.

Findet nämlich der Richter den Verdacht nicht dringend genug, um gegen
den Persicherten eine Kriminaluntersuchung einzuleiten, oder wird der Versicherte
nach Einleitung der Untersuchung gänzlich oder vorläufig freigesprochen, so muß
die Nachzahlung erfolgen. Wird der Wersicherte dagegen durch das Kriminal-
Urtel zu einer ordentlichen oder außerordentlichen Strafe verurtheilr, so ist zu
unterscheiden, ob auf dem versicherten Gebdude haftende Realschulden bei der
Sozietät angemeldet und registrirt sind oder nicht. Leßternfalls fällt die Ver-
pflichrung der Sozietäkt zur Brandschadenvergütigung sort. Erstenfalls aber ist die-
selbe soweit zu gewähren, als sie zur Sicherung oder Befriedigung der Real-
gläubiger erforderlich (I. 13.), und bleibt dann der Sozietät nur der Civil=
Anspruch gegen den Versicherten und seine Mitschuldigen vorbehalten.

6. 32.
st der Brand entweder durch ein bloßes Versehen des Persicherten

selbst, oder von seinem Ebegarten, seinen Kindern und Enkeln, oder von seinem
Gesinde, oder von seinen Hausgenossen verursacht worden, so darf deshalb die
Zahlung der Brandschadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder
vorenthalten werden. Der Sozictät bleibt aber auch in diesem Falle der Civil-
Anspruch auf Rückgewähr insowen vorbehalten, als dem Versicherten einerseits
in seinen eigenen Handlungen, andererseits in der hausvaterlichen Beaufsichti-
gung der vorgedachten Personen eine grobe Berschuldung zur Last fällt.

 ’“mee
Ob und wie weit sonst die Sozietät gegen seden Dritten, welcher den

Ausbruch des Feuers verschuldet hat, im Wege des Civilprozesses auf Schaden=
ersatz klagen könne, wird nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen beur-
theilt. Alle Rechte und Ansprüche auf Schadenersatz aber, welche dem Ver-
sicherten selbst gegen einen Dritten zustehen möchten, gehen bis auf den Betrag

der
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der geleisteten Brandschadenvergütigung, Krast der Versicherung, auf die So-
zietckt über. -

0.54.
Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entsteht, welches,

gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch,
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairischer Zwecke, auf Be-
fehl eines Heerfuhrers oder Offiziers vorsatzlich erregt worden, wird zwar in der
Regel, nicht aber fur solche in den Rayons der Festungen gelegene Gebaude,
deren Erbauer resp. Besitzer im Voraus gewußt haben, daß ihre Gebaude, im
Fall einer Vertheidigung der Festung, destruirt werden mussen, von der Sozie-
tat vergutigt.

é. 55.
Auch Feuerschäden, die im Kriege durch Ruchlosigkeit, Muthwillen oder

Bosheit des Militair oder Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlassung des
Kriegszustandes entstehen, haben sich gleichfalls der Vergütigung aus der So-
zietdt zu erfreuen.

 *iels
Ebensowenig sind von dieser Vergütigung solche Beschädigungen der

Gebäude ausgeschlossen, welche durch den Blitz, wenn solcher nicht gezündet,
sondern nur zertrümmert hat, hervorgebracht worden, noch auch solche, welche
einem assoziirten Gebadude zwar nicht durch das Feuer selbst, aber durch die
Löschung des Feuers und zum Behuf derselben, oder um die weitere Verbrei-
tung des Feuers zu verhüten, z. B. durch ein von kompetenten Personen an-
geordnetes, oder doch nachher als nörhig oder nützlich zur Feuerlöschung nach-
gewiesenes Einreißen oder Abwerfen von Wänden, Dachern u. s. w. an den
in der Versicherung begriffenen Theilen desselben zugefügt sind. Schäden aber,
welche durch Erdbeben und dhnliche Naturereignisse, oder durch Pulver und
andere Explosionen verursacht sind, werden nur dann vergütet, wenn dadurch
Feuer veranlaßt worden und der Schaden selbst als Brandschaden zu be-
trachten ist.

8. 57.
Bei Partialschaden erfolgt die Vergutigung in derselben Quote der Ver-

sicherungssumme, als von den versicherten Gebaudetheilen nach §9. 46. für ab-
gebrannt oder vernichtet erachtet worden.

*d. 58.

Bei Totalschaden wird die ganze versicherte Summe vergutet und auf
die etwanigen Ueberbleibsel nichts in Abzug gebracht. Vielmehr werden solche
dem Eigenthumer zu den Kosten der Schuttaufraumung und Planirung uberlassen.

. 50.
Die Auszahlung der Vergütigungsgelder muß, — vorausgesetzt, daß dem

Versscherten nichts entgegensteht, wovon das gegenwärtige NReglement spätere
Zahlungstermine abhängig macht, — immer prompt und nach gründlicher Er-
mittelung und Feststellung des Brandschadens sofort und auf Einmal von der
Sozietäkt geleistet werden.

(Nr. 2200.) 257 #. 60.
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d. 60.
Dieselbe erfolgt in der Regel an den ersicherten, und darunter ist alle-

mal der Eigenthümer des versicherten Gebdudes zu verstehen, dergestalt, daß in
dem Fall, wenn das Eigenthum des Grundstücks, worauf das versicherte Ge-
bäude steht oder gestanden hat, durch Veradußerung, Pererbung u. s. w. auf
einen andern übergeht, damit zugleich alle aus dem ersicherungs-Vertrage
entspringenden Rechte und Pflichten für übertragen geachtet werden. Die Sozie-
tät ist aber nicht verbunden, sich nach den Besithveränderungen zu erkundigen,
vielmehr zahlt sie an denjenigen Eigenthümer, welchen der Magistrat auf den
Grund des Katasters als Beschädigten angiebt, wenn nicht ein Anderer dagegen
Einspruch erhoben hat.

E. 61.
Auch hierbei wird das Interesse der hypothekarischen Gldubiger oder an-

derer Realberechtigten nicht von Amtswegen Seitens der Sozietät beachtet,
sondern es bleibt jenen selbst überlassen, bei eingerretenem Brandunglück bei gei-
ten den Arrestschlag auf die Vergütigungssumme bei dem gehörigen Richter
auszuwirken. Nur wenn und insoweit ein solcher Arrestschlag vor geschehener
Auszahlung der Vergütungsgelder eintritt, ist die Sozietät verbunden, die SZah-
lung zu dem gerichtlichen Depositorio zu leisten, wo dann die Interessenten das
Weitere unter sich abzumachen haben.

d. 62.
Kein Realglaubiger hat aber das Recht, aus den Brandvergutigungs-

geldern wider den Willen des Versicherten seine Befriedigung zu verlangen,
wenn und so weit dieselben in die Wiederherstellung des versicherten Gebaudes
verwandt worden, oder diese Verwendung auch nur auf irgend eine gesetzlich
zulassige Weise vor dem Hypothekenrichter und nach dessen Ermessen hinlanglich
sicher gestellt wird.

8. 63.
Sttellt hingegen der Versicherte das Gebaude nicht wieder her, so hat

es bei den ordentlichen gesetzlichen Vorschriften, die sich zur Anwendung auf das
Verhaltniß des Versicherten und seiner Realglaubiger eignen, sein Bewenden.

8. 64.
Wer ein Gebaude durch Brand ganzlich verliert, scheidet rucksichtlich

dieses Gebaudes, ohne daß es deshalb einer Erklarung bedarf, sofort aus der
Sozietät; jedoch bleibt derselbe noch während des laufenden Halbjahrs zu Bei-
trägen verpflichter. Der Magistrat aber hat die solchergestalt ausscheidenden
abgebrannten Gebdude von Amtswegen in dem Kataster zu löschen.

9. 65.
Bei Partial-Brandschaden bleibt das beschadigte Gebaude, der Be-

fugniß zur Herabsetzung der Versicherungs-Summe unbeschadet, in der Sozie-
tat, und muß nur nach Wiederherstellung des Gebaudes die neue Beschreibung
und Einschatzung desselben nicht ubersehen, und das Kataster danach berichtigt
werden.

6. 6.
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6 66.
Durch den Beitrag, welchen der von einem kotalen Brandschaden be-

troffene, sein Gebdude wieder aufbauende Interessent annoch zu leisten hat, sind
während des laufenden Halbjahrs die neueren, durch Feuer zerstörbaren Bau=
materialien und Bauarbeiten, welche entweder schon in dem, in der Wiederher-
stellung begriffenen noch unvollendeten Gebäude stecken, oder als zum Bau be-
stimmt, auf der Baustelle befindlich sind, bei der Sozietäkt zugleich mit versichert,
wenn der Eigenthümer den Werth dieses Materials rc. auf vorgeschriebene
Weise angemeldet hat. Werden alsdann diese Gegenstände ganz oder zum
Theil durch einen späteren Brandunfall zerstört, so erfolgt die Vergütigung für
densenigen Theil derselben, welcher als bereits in dem Bau verwendet, oder zur
Baustelle geschafft, und dort vernichtet, besonders nachgewiesen wird, nach den
oben bei Brandschädentaren aufgestellten Grundsätzen.

Unterláßt der Eigenthümer die Anzeige und Werthangabe von derglei-
chen Materialien 2c., so hat er auf deren Vergütung bei späterem Brandun-
glücke überall keinen Anspruch.

6 67.
In der Regel hat der Assoziirre, welcher ein Gebäude durch Brand

gänzlich verliert, gegen die Sozietät keine Verpflichtung, das abgebrannte Ge-
baude wieder herzustellen. Jedoch steht andererseits diese Bestunmung in so
weit, als die Verpflichtung zur Wiederherstellung abgebrannter Gebdude auf
Verträgen oder andern Rechtsfundamenten oder auf landespolizeilichen Vorschrif-
ten beruht, solcher nicht entgegen.

6G. 68. xil.
Die Leitung der Feuer-Sozietats-Geschafte ubernimmt unter der Ober- Beamte der

Aufsicht und Kontrolle des Ober-Prasidenten für jetzt und so lange, bis etwa
auf Antrag der Provinzial-Stände eine andere Einrichtung angeordnet werden
möôchte, die Regierung zu Breslau als Central-Feuer-Sozictäts-Behörde der
Provinz und gehen auf sie alle Rechte und Pflichten über, welche vorstehend der
Provinzial-Städte-Feuer= Sozieräts-Direktion beigelegt sind.

8. 69.
Die von der Regierung zu Breslau zu revidirende Jahres--Rechnung

muß jedesmal dem Ober-Präsidenten überreicht werden, welcher dieselbe mit Zu-
ziehung eines vom Landtage zu erwählenden ständischen Ausschusses, aus vier
Mitgliedern bestehend, abnimmt und dechargirt. Die Wahl des ständischen
Ausschusses, zu welchem für den Behinderungsfall auch Stellvertreter erwählt
werden, erfolgt auf die Dauer von einem Landtage zum andern.

8. 70.
· Die Buchführung und Verwaltung der Provinzial-Städte-Feuer-So-

zietdts-Kasse wird der Haupt-Instituten= und Kommunal-Kasse der Regierung
zu Breslau übertragen.

d. 71.
Zu den Kosten der Kassen-Verwaltung hat dieProvinziglStädte-Feuer,(Nr. 220).) o-
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Sozietat auf Erfordern in dem für die übrigen Fonds der Haupt-Instituten-
Kasse bestimmten Verhältniß beizutragen.

6. 72.
Die Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäts-Direktion hat für die Reguli-

rung der Kaution des Rendanten der Haupt-Insticuten-Kasse, so weit solche
nach den Umständen erforderlich erscheint, nach Anleitung der dieserhalb beste-
henden allgemeinen Vorschriften 4 sorgen; auch sind die Kassen-Beamten inBeziehung auf die Feuer-Sozietäts-Gelder derselben Verantwortlichkeit unter-
worfen, welche die allgemeine Kassen-Verwaltung mit sich führt.

d. 73.
Zu allen sonstigen Bureau-Geschäften bedient sich die Provinzial-Direk-

tion der zu unentgeldlicher Bearbeitung der Städte-Feuer-Sozietäts-Geschäfte
verpflichteten Subalternen der Regierung zu Breslau. Jedoch soll sie für den
Fall, daß die Kräfte des der gedachten Regierung überwiesenen Personals hierzu
nicht ausreichen, berechtigt seyn, sich die erforderlichen Arbeitskräfte, so wie die
Bureau-Bedürfnisse insoweit, als sonst dem Staats-Fonds Mehrausgaben auf-
gebürdet werden würden, auf Kosten der Feuer-Sozierät zu verschaffen.

G. 74.
Unmittelbar unter der Regierung zu Breslau als Provinzial-Stdte-

Feuer-Sozietäts-Direktion bearbenen die Magisträte die Spezialien in den
assoziirten Städten unentgeldlich, und führen die eingehobenen Beiträge unmit-
telbar an die Haupt-Instituten-Kasse ab. Die Magisträtre der ganzen Pro-
vinz Schlesien haben muthin in allen Städte-Feuer-Sozietäts-Angelegenheiten an
die Regierung zu Breslau zu berichten, und sind derselben in diesen Angelegen-
heiten ohne Rücksicht auf den sonstigen Regierungs-Bezirk untergeordnet.

—d. 753.
Die Mitglieder des zur Rechnungs-Abnahme bestimmten Ausschusses be-

kommen, wenn sie von dem Ober-Präsidenten, behufs der Feuer-Sozietäts=
Angelegenheiten einberufen worden sind, pro Meile 1 Thaler Reisegeld und
2 Thaler Tagegelder. Außer dieser Vergütigung wird für den Betrieb der
Feuer-Sogzietäkts-Geschäfte keine Remuneration gezahlt.

4. 76.
Der vorgedachte standische Ausschuß ist gehalten, ein Exemplar der Jah-

res-Rechnung, aus welcher die von jeder Stadt eingezahlten Beitrage, nach dem
verschiedenen Klassen-Verhaltnisse geschieden, sowie die Ausgaben fur die Brand-
hulfs-Gelder ubersichtlich und genau zu ersehen sind, dem jedesmaligen Provin-
zial-Landtage mit einem Berichte, welcher den Gegenstand moglichst erschöpft und
auf die etwanigen Mängel aufmerksam macht, vorzulegen, damit diese Aktenstücke in
Verbinduug mit erwaigen Sentiments des Landrtages, bei der künftigen Revisson
des Reglements benutzt werden können, und es gehört insbesondere zur Pflicht
dieses Ausschusses, alle Verwaltungs-Ergebnisse sorgfältig zum Gebrauch der
dereinstigen Revisions-Kommission zu sammeln und zusammengustellen. E

.77.
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. 77.
Bei der Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäts-Direktion (Regierung zu ural-nne.

Breslau) wird ein Haupt-Lagerbuch, und in jeder Stadt ein Orts-Lagerbuch T40 e So-
eführt. «

gfh Das Haupt-Lagerbuch besteht aus den Duplikaten der sammtlichen Stadt-
Lagerbücher. Das Stadt-Lagerbuch ist von dem Magistrate auf Grund der
von der Provinzial-Städte-Feucr-Sozietäts-Direktion approbirten Deklarationen,
Taren und Einschätzungen, nach dem des Endes gegebenen Schema und nach
der Reihefolge der einzelnen Possessionen, in zweifacher Ausfertigung anzulegen
und an die Direktion einzusenden. Das mit deren Bestätigung versehene Exem-
plar erhäált der Magistrat zurück, um es in einem feuersichern Lokale zu asser-
viren, und durch ein Mitglied des Kollegii ordnungsmäßig fortführen zu lassen,
unter pflichtmäßiger Geheimhaltung der Hypothekenvermerke.

8. 78.
Das Eintreten neuer oder Austreten bisheriger Theilnehmer, Erhohung

oder Heruntersetzung der Versicherungslummen, und Versetzungen aus einer
Klasse in die andere, werden erst nach eingeholter Genehmigung der Sozietäts=
Direktion auf dem bezüglichen Folio vermerkt.

Diesfällige Nachträge haben die Magisträkte, unter sortlaufender Num-
mer, halbjährlich und zwar bis zum 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres zu-
sammengestellt, sechs Wochen vor Ablauf des Halbsahres an die Direktion zur
Prüfung und Bestatigung einzureichen, so zwar, daß auch die im Laufe desHrülan zulässigen Veränderungen, welche in Interimsnachträgen sofort einzu-
senden sind, in dem ordentlichen Hauptnachtrag wieder ausgenommen werden
müssen, damit solchergestalt Haupt= und Orts-Lagerbücher in sterer Uebereinstim-
mung bleiben. «

s.79.
Vermerke zu Gunsten der Hypothekenglaubiger und sonstiger Realbe-

rechtigten, wozu sich im gegebenen Schema eine besondere Rubrik befindet,
werden, wenn der Verpflichtete, resp. Versicherte sie anmeldet, sofort, auf
Antrag des Berechtigten aber nicht ohne Rückfrage an den Verpflichteten
eingetragen.

Gleiche Vorsicht ist umgekehrt bei Anträgen auf Löschung solcher Ver-
merke zu beobachten.

¾ll .
Anträge auf sofortigen Eintritt in die Sozietät oder Erhöhung der Ver-

sicherungssumme, welche mit der F. 15. bezeichneten Verpflichrung angebracht
werden, können zu jeder Zeit an den Magistrat gebracht werden, welcher unter
gehdriger Beachtung der gegebenen Vorschriften diese Anträge sofort zu beför-
dern hat, und ist die Annahme-Genchmigung durch besondere Verfügung der
Sozietäts-Direktion auszusprechen.

G. 81.
Wer aber sonst der Sozietät als neuer Interessent mit dem ncchst be-

vorstehenden Eintriustermin beitreren, oder von da ab seine Versicherungssumme
(Fr. 226b.) ver-



verandern will, muß seine Antrage bei dem Magistrate wenigstens drei Monate
vor diesem Termine anbringen, indem er sonst, wenn die Vorarbeiten nicht
konnen beendigt werden, sich gefallen lassen muß, daß die Wirkung des Antra-
ges bis zum Datum des Genehmigungs-Reskripts der Feuer-Sozietäts-Direktion
ausgesetzt bleibt. In beiden Fällen (66. 80. 81.) muß sedoch die schließliche
enebmigung binnen längstens drei Monaten nach Anmeldung des Antrageserfolgen.

8. S2.
Die etwa erforderliche Vervollstandigung oder Revision der eingereichten

Beschreibung, oder die nöthigen Abschätzungs-Verhandlungen müssen übrigens
bis längstens sechs Wochen vor Eintritt des Abnahmerermins bewirkt, und bis
dahin überhaupt alle Aufnahme-Geschäfte vollständig, zur Genehmigung der Di-
rektion vorbereitet, abgeschlossen werden, in deren Händen spätestens vier Wochen
vor dem Ein= und Austrittstermine alle Berichte mit den Anträgen und Ver-
handlungen, welche die Magisträte einzureichen haben, sowohl was die Eintra-
gungen, als was die Löschungen betrifft, unfehlbar seyn müssen.

G. 83.
Die Feuer-Sozietäts-Direktion hat dann zuvörderst diesenigen einzelnen

Geschäfte, bei denen sich Erinnerungen und Bedenken finden, die noch vor dem
nächsten Ein= und Austritt-Termine zu erledigen sind, schleunigst herauszuheben
und deshalb das Nöthige zu verfügen.

Bis zu diesem Zeitpunkte aber muß dieselbe die Berichtigung des Haupt-
Lagerbuchs bewirken und jedem Magistrate die ihn angehenden Ausfertigungen
zugehen lassen.

8. 84.
Bei entstehenden Brandunfallen muß der Magistrat der Regierung zu

Breslau mit nachster Post eine kurze Anzeige erstatten, demnachst die Schaden-
Aufnahme (6. 47.) in längstens acht Tagen nach erfolgtem Brandschaden voll-
ständig bewirken, und solche in doppelter Ausfertigung einsenden.

8
. o..

Werden diese Fristen verabsäumt, so ist der Sdumige für die etwa dar-
aus entstehenden nachtheiligen Folgen verhaftet, und unterliegt überdem nach
Umständen einer zur Sozietätskasse fließenden Ordnungsstrase von ein bis zwan-
zig Thalern.

(. 8.
Zur Erhebung der Feuer-Sozictärs-Beiträge wird von dem Orts-Rezep-

tor, dessen Wahl von dem Magistrate abhängt und der nach Umständen Kau-
tion zu leisten hat, ein Hebe-Register auf Grund des Lagerbuchs gefertigt, und
solches als mit dem letztern übereinstimmend von dem Magistrat beglaubigt.

» 0.87.

Die Magisträte haben die Ablieferung der Beiträge in den vorgeschrie-
benen Fristen zur Haupt-Institutenkasse zu Breslau mittelst doppelter Lieferungs-
scheine, wovon einer quittirt zurückgegeben wird, zu bewirken.

G. 88.
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b. 88.
Fur den Fall entstehender Reste, welche nicht durch gewohnliche exekuti-

vische Mittel beizutreiben sind, steht der Regierung als Provinzial-Feuer-Sozie-
täts-Direktion die Entscheidung zu, ob Real-Exekution zu bewirken sey. Eine Nie-

delshiagng in außerordentlichen Fdllen kann auch nur durch diese Behördeerfolgen.
G. 80.

Ihr liegt ob, dahin zu soen daß alle Geldablieferungen prompt erfolgen.Behufs der bessern Uebersicht hat die Provinzial-Stddte-Feuer-Sozietätskasse
für sede Stadt ein spezielles Konto zu führen.

6. 90.

Alle Zahlungen müssen bei der RegierungzuBreslauerthisch undjustifzirt werden, und es erfolgen dieselben durch die Magisträte, resp. ihre Orts-
Rendanten, auf legalisirte Quittungen.

G. 91.
Die Magisträte haben über die betreffenden Einnahmen und Ausgaben

eigentlich keine Rechnung zu legen, doch liegt es ihnen ob, über Einnahme= und
Ausgabe-Posten ein übersichtliches Konto zu führen, solches halbjährlich abzu-
schließen und so auf Verlangen der Feuer-Sozietäts-Direktion vorzulegen.

6. 92.
Die Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäkskasse hingegen legt alljährlich eine

förmliche und vollständige Rechnung ab.
G. 93.

Diese wird zundchst von der Regierung zu Breslau als Feuer-Sozie=
täts-Direktion revidirt und muß nebst beantwortetem Notaten-Protokoll binnen
längstens sechs Monaten nach dem Schlusse des betreffenden Jahres an den
Ober-Präsidenten eingereicht werden, welchem (§. 60.) mit Zuziehung des stän-
dischen Ausschusses die Superrevision und die Ertheilung der Decharge zusteht.

. 9a4.

Das Ergebniß der Rechnung wird in einer fur die Interessenten an-
schaulichen Form durch die Amtsblatter der Provinz veroffentlicht, und eine Aus—
fertigung dieser Bekanntmachung an das Ministerium des Innern und der Po—
lizei eingesandt.

Außerdem hat die Feuer-Sozietäts-Direktion jedesmal bei Zusammenberu-
fung des Landtags über die Verwaltung des Insticuts und die dabei vorge-
kommenen bemerkenswerthen Thatsachen einen Bericht an den Ober-Präsidenten
zu erstatten, welcher solchen mit Gutachten und Vorschlägen dem ständischen
Ausschusse mittheilt, damit dieser beim Landtage selbst darüber Vortrag mache,
und die etwa nöthigen Beschlüsse desselben veranlasse.

C. 95.
Die Justifikation der Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäkeskassen-Rechnung

geschieht auf solgende Weise:
a) Das Soll der ordentlichen Feuer-Sozietäts-Beiträge wird durch die

Heberollen, und durch ein von der Provinzial--Direktion ausgesertigres
Jahrgang 1842. (Ne. 2205.) 20 Attest
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Attest über den mit dem zweiten Ein= und Austritts-Termine stattgefun-
denen Ab- und Zugang belegt.
Von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe eines Halbjahres eintre-
ten und resp. ihre Wersicherungssummen erhöhen lassen, oder welche Straf-
beiträge zu entrichten oder Beitragserhöhungen nachzuzahlen verpflichtet
sind, hat die Provinzial-Städte-Feuer-Sozictätsdirektion eine besondere
Nachweisung, oder aber ein Attest, daß Zugang dieser Art nicht stattge-
sunden habe, zum Rechnungsbelage auszufertigen. Dasselbe findet auch
bei Geldbußen in Kontraventionsfällen und bei Ordnungsstrafen statt.
Etwanige außerordentliche Einnahmen werden durch die ausgefertigten
Einnahme-Orders der Direktion belegt.

1) Wenn wider Erwarten Beiträge im Rückstande bleiben, so sind solche
Reste durch besondere Rest-Verzeichnisse, und wenn sie gar unbeibring-
lich werden sollten, durch Niederschlagungs-Dekrete nachzuweisen.

G. 9.
Bei der Ausgabe ist die Hauptpost: an bezahlten Brandvergätigungs-

geldern, durch förmlich ausgefertigte Festsetzungs-Dekrete und resp. Zahlungs-
Order der Feuer-Sozietäts-Direktion, ingleichen durch gehbrige von den Magi-
strdten bescheinigte Quittungen der Empfänger zu justifiziren.

b

4#

d 97.
Zu außerordentlichen Ausgaben, welche ihren Grund in diesem Regle-

ment nicht finden, ist stets die besondere Zustimmung des Landtags-Ausschusses
erforderlich, welche jedoch in dringlichen Fdllen einstweilen durch die cinzuholende
Genehmigung des Ober-Präsidenten ergänzt werden kann.

. 98.
Die Revisionen der Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäts-Kasse erfolgen

zugleich mit denen der Haupt-Instituten -Kasse zu Breslau.
d. 99.

Fur die Sicherheit der städtischen Fcuer-Kassen-Rezepturen sind die
Magistrate verantwortlich.

6. 100.
Beschwerden über das Verfahren der Magisträte sind bei der Regierung

zu Breslau, weiterhin bei dem Ober-Präsidio, in höchster Instanz aber bei dem

Minger des Innern anzubringen. Welches letztere zugleich maaßgebend fürden Fall ist, wenn jemals Beschwerden gegen das Gebahren gedachter Regie-
rung, als Feuer-Sozietäts-Direktion, geführt werden sollten.

Ge. 101.
Für Streitigkeiten, welche über gegenseitige Rechte und Verbindlichkeiten

zwischen der Sozierdt und Assoziirten entstehen, verbleibt es bei dem ordentlichen
Wege Rechtens, wenn der Streit sich auf die Frage bezieht, ob der (angeblich)
Assoziirte rücksichtlich eines ihn betreffenden Brandschadens überhaupt als zur
Sozietät gehörig zu betrachten, oder aber ihm überhaupt die BrandschdeVer-
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Vergütigung zu versagen sey oder nicht? doch verstehr sich von selbst, daß auch
in diesen Fällen ein Kompromiß auf schiedsrichterliche Entscheidung nach weire-
rer Vorschrift der Gesetze zuldssig ist.

6. 102.
Die richterliche Instanz für alle Rechtsstreitigkeiten mit der Provinzial=

Städte-Feuer-Sozietät ist das Oberlandesgericht zu Breslau, da die dortige
Regierung dieser Branche als Central-Behörde vorsteht.

8. 103.
Fur alle ubrigen Streitfalle, außer den vorstehend bezeichneten, nament—

lich bei Streitigkeiten uber die Aufnahme der Taxen oder des Brandschadens,
uber den Betrag der Feuer-Vergutigungs-Gelder, uber Zahlungs-Modalitaten,
uber Kostenzahlungen findet hingegen der ordentliche Rechtsweg nicht statt, son-
dern es steht dem betheiligten Interessenten, welcher sich bei der Festsetzung der
Direktion nicht beruhigen will, nur die Wahl zwischen dem Wege des Rekurses
und der Berufung auf eine schiedsrichterliche Entscheidung zu. Ist aber diese
Wahl einmal getroffen und auf dem gewahlten Wege bereits eine Entscheidung
erfolgt, so kann hiervon nicht wieder abgegangen werden.

8. 104.
Der Rekurs geht nach §5. 100. zunächst an den Ober-Präsidenten und

dann an Unsern Mimster des Innern und der Polezei, dessen Entscheidung auf
diesem Wege die endliche und rechtskraftige ist. Wer aber die schiedsrichtrer-
liche Enrscheidung in Anspruch nehmen will, muß die Verufung darauf binnen
einer Präklusivfrist von sechs Wochen nach dem Empfange der Festsetzung des
Direktorii bei Letzterem anbringen.

 ’i
Die schiedsrichterliche Behörde soll aus drei Schiedsrichtern bestehen,

wovon einer als Obmann fungirt. Den ersten Schiedörichter ernennt der mir
der Sozictät im Streit befangene Interessent, und den zweiten der Magistrar,
beide aus den Assoziaten der Stadt, dergestalt jedoch, daß sie weder mit dem
Provokanten, noch untereinander in einem, die Zeugmß-Glaubwürdigkeit beein-
trächtigenden Verwandtschafts-Verhältnisse stehen, auch großfährig und unradel-
haften Rufes sind. Den dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher
als Obmann beitritt, hat die Feuer-Sozictäts-Direktion, und zwar lediglich
aus der Zahl der in der Provinz mit Richtereigenschaft angestellten Justizbeam=
ten zu ernennen. Ihm liegt demnach die Prokokollirung und Leitung der Ver-
handlung ob.

. 106.
Die Verhandlung muß zur Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß

beide Theile mit ihren Grunden gehort worden, und daß die Urkunden und
Schriften, welche zur Sache gehören, vorgelegen haben. Der Magistrat ver-
tritt dabei die Stelle der Sozictat.

8. 107.
Den Spruch fallen die beiden ersten Schiedsrichter, der Dritte tritt

nur alsdann, wenn jene sich nicht uber eine und dieselbe Meinung vereinigen
(Nr. 2205.) 26“ kön=
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können, als Obmann hinzu, um durch seine Stimme für die eine oder andere
Meinung den Ausschlag zu geben.

6 10
Gegen einen solchen schiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig-

keitsklage, wo solche durch den 9. 106., oder durch die allgemeinen Gesetze zu
begründen ist, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter statt, welcher
sein Urtheil jedoch blos auf die Frage:

ob der angefochtene schiedörichterliche Spruch für nichtig zu achten oder
12nicht?

zu beschränken hat, dergestalt, daß, faue Ersteres rechtskräftig festgestellt worden,alsdann das schiedsrichterliche Verfahren mirtelst Bildung einer neuen schieds-
richterlichen Behörde erneuert werden muß.

Die Nichtigkeitsklage muß aber binnen einer Praklusivfrist von zehn
Tagen nach Eröffnung des schiedsrichterlichen Spruches anhängig gemacht
werden.

b. 109.
Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den schiedsrichrerlichen

Ausspruch weder Rekurs noch Appellation, noch sonst ein Rechtsmittel statr,
sondern es geht dieser nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechtskraft über.

. 110.
Die schiedsrichterlichen Verhandlungen mussen nach rechtskraftiger Ab-

machung der Sache, insofern sie nicht nach . 108. an den ordentlichen Rich-
ter gelangen, an die Direktion eingesandt und dort aufbewahrt werden.

é. 11|1.
Jede öffentliche Behörde soll verpflichtet seyn, der Feuer-Sodzictäkt jede

von derselben erbetene und zu ihrem Geschäftskreise gehörige Auskunft zu geben,
soweit nicht gesetzliche Bedenken entgegenstehen.

G. 112.

Jeder in der Provinz Schlesten mit Richrereigenlhasf angestellte Justiz=Beamte ist, wenn er in einer vor der schiedsrichterlichen Behörde zu verhandeln-
den Streitsache zum Obmann berufen wird, diesem Rufe insoweit, als ihn bei
erheblichen Behinderungsgründen seine vorgesetzte Behörde nicht davon entbin-
det, Folge zu leisten schuldig.

6 113.
Wenn ein Baubeamte zur Aufnahme und Revision von Gebdude-Taren

von der Behörde beauftragt wird, so soll er (außer den Fuhrkosten bei Reisen,
wosern ihm die Fuhren nicht gestellt werden), seine Gebühren nach folgenden
Satzen zu liqutdiren haben:

a) Für Aufnahme einer förmlichen Taxe von jeden 1000 Quadratfuß
Grundfläche für jedes Stockwerk 15 Sgr.;

b) für eine bloße Taxrevision die Hälfte dieses letztern Satzes. Es wer-
den dabei Gebäude, die überhaupt weniger als 1000 Quadratfuß
Grundfläche haben, auf diese Fläche für voll, und die Ueberschüsse

über
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über eine solche Grundfläche, wenn sie unter 500 Quadratfuß sind, gar
nicht, wenn sie aber 500 Quadratfuß erreichen, gleichfalls für voll ge-
rechnet.

8. 114.

Jeder sachverstandige Bauhandwerker sog verpflichtet seyn, innerhalb desKreises, in dem er ansassig ist, auf die Aufforderung des betreffenden Magi-
strats in den Tax= und Aufnahme-Terminen sich einzusinden, und als Sach-
verständiger zu fungiren. Handwerker u. s. w. erhalten ihre Dicten, Ver-
sdumniß= und Faehrungsrosten Reisegelder 2c. nach densenigen Sützen, wiesolche ihnen in ähnlichen Geschäften für öffentliche Rechnung aus Staatskassen
zukommen würden.

F. 115. vi.
Außer den eigentlichen Brand-Entschadigungsgeldern, sollen noch aus der krunn, und

Stddte-Feuer-Sozierts-Kasse an Prämien angewiesen werden: gunschi
1) für die erste Spritze, welche von einer auswärtigen Gemeinde zu Hülfe die Sozietst

kommt 5 Thaler, und für die zweite 3 Thaler — desgleichen für den #
ersten und zweiten Wasserzufuhrwagen die Hälfte der vorbemerkten
Satze. Jedoch müssen die Spritzen und Wasserwagen in brauchbarem
Stande gewesen und wirklich in Thätigkeit gekommen seyn;

2) für besonders verdienstliche Handlungen einzelner Individuen beim
Feuerlöschen und Retten, nach Umständen bis 5 Thaler, und sollen
solche Handlungen nach Befinden öffentlich bekannt gemacht werden;

3) für den Entdecker eines Brandstifters, welcher seines in einer ganz oder
zum Theil versicherten Stadt begangenen Verbrechens überwiesen wird,
100 Thaler.

8. 116.
Diese Prädmien werden an die Ortsobrigkeit, wohin die Spritzen 2c.

gehören, bezahlt und bleibt ihr überlassen, darüber zu disponiren.

G. 117.
Außer denselben werden nur noch verloren gegangene oder beschädigte

Löschinstrumente, die bei ihrem Gebrauche aus einer Hand in die andere gehen,
aus der Sozietätskasse vergütigt; während für alle andere Löschgeräthe keine
Vergütigung geleistet wird, da ihre sortwährende Instandhaltung als eine resp.
Privat= oder Kommunallast zu betrachten ist.

Gegeben Berlin, den 6. Mai 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Rochow.

(Nr. 2268.) Schema
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(Nr. 2266.) Verordnung wegen Auflösung der für das platte kand der Provinz Schlesien
bestehenden Feuer-Sozietäten und wegen Ausführung des Feuer-Sozietäts-
Reglements für das gesammte platte Land der Provinz Schlesien, mit
Einschluß der im Sorauer Kreise belegenen Dörfer Haasel und Zilms-
dorf. Vom 6. Mai 1842.

Wir Friedrich Wilhem, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. c.

finden Uns veranlaßt, in Bezug auf das heute von Uns vollzogene Reglement
für die Feuer-Sozietat des gesammten platten Landes der Provinz Schlesien,
mit Einschluß der im Sorauer Kreise belegenen Dörfer Haasel und Zilmsdorf,
zum Behufe der Ausführung desselben und zur ordnungsmäßigen Auflösung der
bisherigen Feuer-Sozietäten für das platte Land der gedachten Provinz, nach
Ss Unserer getreuen Stände, annoch folgende nähere Vorschriften zu
ertheilen.

8. 1.
Bei sammtlichen, durch den §. 22. und 2b. des oben bezeichneten Regle-

ments aufgehobenen Feuer-Versicherungsanstalten dauern die gegenseitigen recht-
lichen Sozietätsverhältnisse noch bis zum 31. Dezember 1842. fort, und hören
erst mit dem Ablauf dieses Tages auf.

G. 2.
Alle bis zu diesem Zeitpunkte sich ereignenden Feuerschäden sind also als

diesen ausgelösten Sozietäten angehörige Schadenfälle zu betrachten und nach
den Grundsätzen der betreffenden Sozietätsverträge oder Observanzen zu ver-
gütigen.

d. 3.
Zur Abwickelung der dadurch bis zu jenem Zeitpunkte hin entstandenen

Sozietäktsverpflichtungen und zur Erhebung und resp. Realisirung der fur eben
diesen Zweck annoch erforderlichen Beiträge bleiben die Behörden und Beam-
ten der bisherigen Sozietäten annoch bis zur Ablegung der Schlußberechnung
im Amte, jedoch muß das Abwickelungsgeschäft im Laufe des Jahres 1843.
vollendet werden.

Zur möglichsten Aufrdumung der gegenwärtig bei den Sozietäkskassen
noch vorhandenen Bestände ist bei den letzten Ausschreibungen darauf Bedacht
zu nehmen, daß nur kleine oder gar keine Ueberschüsse in den Kassen bleiben,
welche sodann als Eigenthum der Sozietätsverbände denselben zur freien Dis-
position verbleiben.

8. 4.
Der Ober-Präsident hat auf dieses Abwickelungsgeschäft sein besondercs

Augenmerk zu richten, es, so viel nöthig, zu leiten, jedenfalls aber sich von jeder
aufgelösten Feuer-Sozietät zu gehöriger Zeit den gänzlichen Abschluß der Ge-
schäfte nachweisen zu lassen und von Amtswegen mit dem Schlusse des Jahres
1843. an den Minister des Innern und der Polizei zu berichten.

5.
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d. ö5.
Sollte sich der Fall ereignen, daß wegen noch obwaltender und erst

prozessualisch zu erledigender Streitigkeiten zwischen einer Sozietat und einem
oder mehreren ihrer Interessenten der Abschluß der Geschafte im Laufe des Jah-
res 1843. nicht gänzlich ausführbar wäre, so ist der Abschluß dennoch, mit Vor-
behalt der Rechte der vorhandenen Prätendenten, auf Dassjenige, was sie der-
einst noch von der Sozieräkt rechtskräftig erstreiten möchten, zu formiren.

6
· So weit einzelnen Beamten bisheriger Feuer-Sozietäten aus deren Auf-

lösung ein wohlbegründetes Recht auf Entschädigung, wegen Einbuße an ihren
Amtseinkünften, erwachsen und es unthunlich seyn mochte, ihnen diese Entscha-
digung durch Wiederanstellung zugehen zu lassen, wird die Entschädigung oder
Pensionirung aus den Staatskassen erfolgen.

. 7.

Jeder in einer gesetzlich auszuhebenden Sozietät Versicherte wird als von
selbst zur allgemeinen neuen Sozietät für das platte Land übertretend angesehen,
insofern er nicht seine anderweitige Versicherung gegen Feuersgefahr, oder
seinen entschiedenen Willen, sich gar nicht zu versichern, bei der betreffenden
Feuer-Sozietäts-Direktion anzeigt.

Wenn sedoch bei der unterlassenen vorschriftsmäßigen Anmeldung die
Bedingungen der früheren Versicherung, sowie die sonst erwa einschlagenden
Verhältsse, entweder gar nicht oder nicht vollständig zum neuen Kataster ge-
bracht seyn sollten, so erwächst hieraus der Feuer-Sozietätsverwaltung weder

gegen den Versicherten, noch gegen dritte Personen, irgend ein rechtsgültiger
Anspruch.

88. S.
Von dem Ober-Präsidenten wird die nöthige Einleirung getroffen wer-

den, um diesenigen Arbeiten, welche schon vor dem Eintritte der Wirksamkeit
der neuen Feuer-Sozietät zu Stande gebracht werden müssen, beginnen zu
lassen. Namentlich muß das Perzeichniß der Theilhaber an der neuen Sozierä
für das platte Land, die Konstituirung der ständischen Kommissionen, die Her-
beischaffung der nörhigen Gebäudebeschreibungen (oder resp. Taxen, wo der-

gleichen 9 sind), die Klassißzirung der Gebdude und endlich die Anlegung
und Berichtigung aller Lagerbücher, den Grundsätzen und Borschriften des
Feuer-Sozietäktsreglements gemäß, in Zeiten, vor Ablauf des Jahres 1842.,
vollendet seyn.

 .
Es versteht sich zwar von selbst, daß jeder, früher nirgends oder anderswo

Versicherte, welcher sonst sich zur Aufnahme in die Sozietät eignet, sich zu
letzterer auch schon im Laufe des Jahres 1842. melden können; doch muß in
diesem Jahre ausnahmsweise, damit die Berichtigung aller Geschäste möglich,
und auch noch zu Ausgleichung etwaniger Irrungen und Unvollstandigkeiten in
den Beschreibungen, oder bei der Klassifkation der Gebaude die nöthige Frist
bleibe, die Anmeldung möglichst vor dem 1. Juli geschehen.

6. 10.
Der Uebergang (5. 7.) geschieht, ohne eine Erhöhung der Wersicherung,

Jahrgang 1842. (Nr. 2266.) 27 wenn
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wenn sie verlangt und gehorig begrundet wird, auszuschließen, so weit solches
nach den beizubringenden Gebaude- Beschreibungen und den denselben angehang-
ten Zeugnissen zulassig ist, mit der bisherigen Versicherungs= oder mit der zu-
nachst zulassigen, in beiden Fallen durch zehn theilbaren Summe.

Findet in einzelnen Fallen die Berichtigung alles dessen, was zur Fest-
stellung des Werthes und der Versicherungssumme gehort, solche Hindernisse,
daß es nicht mehr möglich ist, diesen Mangel noch im Laufe der Geschäfte des
Jahres 1842. zu ergänzen, so wird die Zulässigkeit der bisherigen Versicherungs-
oder der zundchst untern, durch zehn theilbaren Summe vermuthet, und letztere,
mit Vorbehalt späterer Berichtigung, in das Lagerbuch übertragen.

8. 11.

Da indessen bei den bisherigen Theilnehmern derjenigen Feuer-Solie=täten, welche sich die Brandhülfe nicht durch Bezahlung einer Wersicherungs-
summe, sondern durch Natural-Prästationen und nachbarliche Dienste leisten,
der Uebergang in die neue Fcuer-Sozietät für das platte Land nicht auf die
vorstehende Weise erfolgen kann, und daher ungewiß bleiben würde, ob und
mit welcher Versicherungssumme solche für das Jahr 1843. in die neue Sozietaät
zu übertragen seyn möchten, so wird hierdurch festgesetzt, daß dieselben vorzugs-
weise nach den Bestimmungen des 5. 20. u. f. des Reglements durch die
Landräthe, ständische Soziekdts-Direktion und Ortsobrigkeuen zur Ausfüllung
der Beschreibungs-Schemata angeleitet, und im Fall solcher Verabsäumungen,
die im Laufe des Jahres 18142. nachzuholen nicht mehr möglich seyn möchten, in
Schlesien und in der Grasschaft Glatz durch den Landrath, in der Oberlausitz
aber durch die ständische Sozietckts-Direktion nach eingeholter Erklärung der
sändischen Kreis-Kommission, mit einer Versicherungssumme, die von der letz-
teren pflichtmäßig dem ungefähren Betrage der bisherigen Naturalhülfen (sofern
dieselben nämlich nicht sichtlich über den Werth der zu versichernden Gebdude
hinausgeht) gleich geschátzt wird, in das Lagerbuch eingetragen werdenken,um wenigstens den Zweck zu erreichen, daß sie nicht wider ihren eigenen Willen,
oder zum Schaden dritter Personen, nach den Bestimmungen 6. 14. des Re-
glements, in Folge bloßer Bernachläßigungen, ganz ohne Feuerversicherung

Sind Interessenten dieser Art zugleich Theilnehmer bei einer auf Geld-
hülfe konstituirten Feuer-Sozietäkt, so genügt es an ihrem Uebergange in letzter
Eigenschaft, und findet dieser Paragraph auf sie keine Anwendung.

6. 12.
Hiernach müssen in Schlesien und der Grasschaft Glatz die Landräthe,

in der Oberlausitz aber die ständische Sozierdts-Direktion sich davon, welche
Gebcude innerhalb ihres Bezirks bei einer der bisherigen und mit ult. Dezember
1842. aufhörenden Sozierdten, und in welchem Maaße sie assozürt sind, eine
vollständige und übersichtliche Kenneniß verschafsen. Zu diesem Zwecke ist jede
Behörde der ebengedachten Sozierchten verpflichter, denenselben zur Ennehmung
der nöthigen Rotizen ihre Bücher vorzulegen, oder ihnen diese Bücher auf
Begehren gratis mitzutheilen, auch ist jede Ortsobrigkeit auf deren Anordnung
ein genaues Perzeichniß der &amp;. 11. erwähnten Interessenten zu liefern, gehaten.13.
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 „ 13.
Bei jenen Gebäude-Besitzern, welche bisher noch an keiner Feuer-

Sozietät Theil genommen, und welche ihrerseits dafür zu sorgen haben, daß
den desfallsigen Vorschristen des Reglements genügt werde, und auch bei allen

jenen eintretenden Jmteresenten , welche bisher bei irgend einer Sozietät assozürtgewesen, und nunmehr ihre Gebdude-Beschreibuug gehörig beibringen, hat die
Klassiskation der Gebdude keine Schwierigkeit, und es geht Alles nach den
Vorschriften des Reglements.

8. 14.
Auch ist an sich jeder Interessent der letzteren Art die reglementsmaßige

Gebaudebeschreibung, mit dem vorgeschriebenen Zeugniß versehen, bis zum 1. Au-
gust 1842. beizubringen verpflichtet, und in Schlesien, wie in der Grafschaft
Glatz, der Landrath, in der Oberlausitz aber die standische Direktion, im Fall
der Verabsaumung dieser Frist, sich solche sofort auf Kosten des Saumigen
durch einen Baubeamten oder Bauhandwerker zu beschaffen, berechtigt.

-.

Insofern aber das Letztere bis zum 1. September 1842. zu bewirken nicht
möglich gewesen ist, setzt der Landrath, resp. die ständische Direktion, nach ver-
nommener Erklärung der ständischen Kreis-Kommissson, die zu versichernden
Gebäude bis auf Weiteres in diejenige Klasse, wohin sie solche, nach ihrer all-
gemeinen Kenntniß derselben, gehörig erachten. Auch in diesen Fällen müssen
die Eigenthümer ungeschumt die reglementsmäßige Nachricht von der getroffenen
Bestimmung erhalten.

&amp; 16.
Spätestens bis zum 1. Oktober 1842. muß jedem Interessenten die nd-

thige Bekanntmachung über die Klasse, in welche er gestellt ist, zugehen, und
sede etwanige Reklamation dagegen bis zum 15. desselben Monats, als dem
rücksichtlich des genannten Jahres letzten peremtorischen Termine, angebracht
werden, damit noch im Laufe des Jahres für die Fälle, wo solches nöthig, zu
dem Rekurs= oder schiedsrichterlichen Verfahren Zeit bleibe.

« 7.17.
Bei jedem Gebaude, zu dessen Versicherung gegen Feuersgefahr bisher,

nach 9. 14. des Reglements, eine kontraktliche Verpflichrung bestand, muß die-
ser Umstand von Amtswegen in der letzten Kolonne des Katasters vermerkt, und
dieser Dermerk darf nicht eher gelscht werden, als bis entweder nachgewiesen
ist, daß kein Realgldubiger, welcher schon vor dem 1. Januar 1842. eingetragen
gewesen, mehr vorhanden, oder von den vorhandenen der Löschungs-Konsens
beigebracht ist.

5b. 18.
Ueberhaupt aber müssen die Landräthe und die ständische Sozietäts=

Direktion dafür sorgen, und sich, wenn es durchaus nöthig ist, durch außeror-
dentliche Gehülfen dazu in den Srtand setzen, daß jedenfalls im Laufe des Monats
Oktober 1842. alle, die Einschreibung in die Sozietckts-Lagerbücher vorbereiten-
den Geschäfte geschlossen, und die Verhandlungen, soweit es nach dem Regle-
ment und zu dem Zwecke der ersten Anlegung des Haupt-Lagerbuchs nöthig ist,
noch vor dem 1. November 1842. an den Ober-Präsidenten eingereicht werden.

(Jr. 2208.) 277 . 109.
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6. 19.
Darauf pPflichtmäßig zu wachen, daß dieses alles nach 9. 8. et sed. ge-

hörig zu rechter Zeit geschehe, und damit zugleich auch alle Lagerbücher (Karaster)
völlig eingerichtet werden, wird hierdurch der Ober-Präsident namentlich und
ganz insonderheit beauftragt, und liegt demselben daneben ob, das Ministerium
des Innern und der Polizei von dem Fortgange der Angelegenheit, bis zu
Vollendung ihrer ersten Ausführung in steter Kenntmiß zu erhalten.

20
Zur einstweiligen Bestreitung der Kosten, die im Laufe des Jahres 1842.

und 1843. an Büreau-, Druck= und Reisekosten, so wie an Remuneration und
andern, der Sozietät zur Last fallenden Ausgaben auflaufen, soll für den Ober-
Präsidenten bei der Regierungs-Haupt-Kasse zu Breslau ein angemessenes
Kredit eröffnet, und sollen darauf die nöthigen Zahlungen, nach besonderer An-
leitung Unserer Ministerien des Innern und der Polizei und der Finanzen, an-
gewiesen werden.

. 21.

Insonderheit können solche Anweisungen auch für den Fall erfolgen, wenn
für die erste Einrichtung der Lagerbücher und des Archivs, sowie überhaupt zur
Bestreitung der bis dahin gehduften Geschäfte, das vorhandene Dienstpersonal
nicht ausreicht, und also Beihülfe gegen außerordentliche Remunerationen noth-
wendig wird, jedoch muß die Nothwendigkeit solcher Beihlfen vom Ober-
Prässdenten anerkannt, und die darauf gegründete Ausgabe von ihm speziell
genehmigt seyn.

 *ie
Die nach 66. 20. und 21. entstehenden Vorschüsse der Regierungs-Haupt-

Kasse müssen derselben im Laufe des Jahres 1843. zur Hälfte, und in denSger 1844. und 1845. zur anderen Hälfte aus dem Feuer-Sozieräts-Fonds
vollständig erstattet werden.

2

Schließlich bemerken Wir, daß die in den . 66. und 67. des Regle-
ments vom heutigen Tage vorgeschriebene Form der BVerwaltung durch Unsern
Ober-Präsidenten und die Instituten-Haupt-Kasse zu Breslau nur als eine
vorldufige, welche für die erste Ausführung der neuen Einrichtung und für
die erste Zeit ihres Bestehens in Anwendung gebracht werden soll, zu betrachten
ist, und daß Wir hiermit Unseren getreuen Ständen der Provinz Schlessen
ausdrücklich vorbehalten, auf dem nächsten, oder irgend einem spater eintretenden
Provinzial-Landtage die Organisation einer besonderen ständischen Central-Ver-
waltungs-Behbrde für die Immobiliar-Land-Feuer-Sozictäts-Angelegenheiten
der Provinz, nach den derzeit schon gefaßten oder alsdann noch weiter zu fassen-
den Landtags-Beschlüssen, in Antrag zu bringen.

Gegeben Berlin, den 6. Mai 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Rochow.

(JNr. 2267.
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(Nr. 2267.) Verordnung wegen Auflösung der für die Städte in dem Herzogthum Schle-
sien, der Grafschaft Glatz und dem Markgrafthum Ober-Lausitz bestehen-
den Feuer-Sozietäten, und wegen Ausführung des Feuer-Sozietäts-
Reglements für sämmtliche Städte der Provinz Schlesien, mit Ausschluß
der Stade Breslau. Vom 6. Mai 1842.

Wir Friedrich Willhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

finden Uns veranlaßt, in Bezug auf das heute von Uns vollzogene Provinzial=
Städte-Feuer-Sozietckts-Reglement der Provinz Schlesien, zum Behuf der Aus-
führung desselben und zur ordnungomäßigen Auflösung der bisherigen Feuer-
Sozietäten für die Provinzial-Städte in dem Herzogthum Schlesien, der Graf-
schaft Glatz und dem Markgrafthum Oberlausitz nach Vernehmung Unserer ge-

neeuen Stände der Provinz Schlesien annoch folgende ndhere Vorschriften zuertheilen.

6. 1.
Bei allen denjenigen Städte-Feuer-Sozietäten, welche durch den 8. 2.

des Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäts-Reglements vom heutigen Tage ausge-
poben worden, dauern die gegenseitigen rechtlichen Sozietäts= Verhältnisse nochis zum 31. Dezember 1842. fort, und hören erst mit der Mitternachtsstunde
gedachten Tages auf.

(l 2.
Alle bis zu diesem Zeitpunkte vorgefallenen Feuerschäden sind also als

senen Sozietäten angehrige Schadenfälle zu betrachten, und nach den Grund=
sätzen der betreffenden Sozietäts-Verträge oder Observanzen zu vergüten.

d. 3.
Die Abwickelung der dadurch bis zu jenem Zeitpunkte hin entstandenen

Sozietcts-Verpflichtungen, und die Erhebung und resp. Realisirung der zu die-
sem Zweck annoch erforderlichen Beiträge, haben die zeither damit beauftragten
Beamten, bis zur Ablegung der Schlußrechnung zu bewirken, und muß das
Abwickelungsgeschäft im Laufe des Jahres 1843. beendigt werden. Was als-
dann in den Feuer-Sozietäts-Kassen, obwohl dieselben nur nach Bedürfniß die
Beiträge ausgeschrieben und erhoben haben, an Beständen etwa noch übrig
bleibt, wird zum eisernen Fonds der neuen Sozietät (#. 40. des Reglements)
geschlagen.

 *
Der Ober-Präsident der Provinz Schlesien hat namentlich auf dieses

Abwickelungsgeschäft sein besonderes Augenmerk zu richten, es so viel nöthig zu
leiten, jedenfalls aber sich zu gehöriger Zeit den gänzlichen Abschluß desselben
von den betreffenden Feuer-Sozietäts-Behörden nachweisen zu lassen, und von
Amtswegen mit dem Schluß des Jahres 1843. dem Ministerio des Innern und
der Polizei darüber zu berichten.

(Nr. 2207.) (. 5.
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d. 5.
Sollte sich der Fall ereignen, daß wegen noch obwaltenden oder erst

porozessualisch zu erledigenden Streitigkeiten zwischen einer Sozietät und einem
oder mehreren ihrer Interessenten der Abschluß der Geschäfte im Laufe des Jah-
res 1843. nicht gänzlich ausgeführt werden könnte, so ist der Abschluß dennoch
mit Vorbehalt des Rechts der vorhandenen Prätendenten auf dassenige, was sie
dereinst noch von der Sozietät rechtskräftig erstreiten möchten, zu sormiren.

6. 6.
Da von den ständischen Abgeordneten des sechsten Provinzial-Landtags

im Voraus die Mitglieder des (§. 69.) bedungenen standischen Ausschusses er-
nannt, und diese Wahlen bestätigk worden sind, so soll sogleich nach Publikation
dieser Verordnung und des Reglements mit Ausführung des letzteren proviso-

risch und dergestalt vorgeschritten werden, daß vor Ablauf des Jahres 1842.die Konsignation der Interessenten, die Herbeischaffung der nöthigen Abschätzungs=
(Verhandlungen und Taxen, Klassiskation der Gebdude, und endlich die Anle-
gung und Berichtigung der Lagerbücher, ben Grundsätzen und Vorschriften des
Reglements gemáäß, zu Standegebrachtsind.

". 7.
Soweit den —ehemaligen oder bisherigen — Beamten der ausgelösten

Stüddte-Feuer-Sozietät, aus deren Auflösung ein begründctes Recht auf Ent-
schädigung wegen Embuße an ihren Amts-Einkünften oder Pensionen erwachsen
möchte, und ihnen diese Entschädigung nicht durch Wiederanstellung bei der
neuen Provinzial-Städte-Feuer-Sozietät, auf welche möglichst Bedacht genommen
werden muß, zu Theil wird, soll aus Staats-Kassen für deren Schadloshaltung
oder Pensionirung Sorge getragen werden.

6 S.
Um übrigens die Eröffnung der Anstalt zu erleichtern und in Gemäßheit

des Reglemenks (§#. 12.), wonach die Theilnahme an der Provinzial-Städte-
Feuer-Sozietät zwar ganz freiwillig seyn und bleiben, jedoch für das erste Jahr
ihres Bestehens diese Willkühr nicht gänzlich statt haben, sondern jeder, bei der
zeither in Schlesien bestandenen Städte-Feuer-Sozietät assoziirte Besitzer rezep-
kionsfdhiger stadrischer Gebäude, als von selbst in die neue Provinzial-Städte=
Feuer-Sozietät übergehend, angesehen werden soll, ist Jeder dort Persscherte
mit seinen Gebäuden und seiner Versicherungssumme, wie solche den Magisträ-
ten von Amtswegen bekannt sind, in das neue Lagerbuch zu übertragen und
seinetwegen nach Vorschrift des Reglements zu verfahren. Hierbei versteht sich
sedoch von selbst, daß dergleichen Versicherte, wie jeder Andere, ihre höhere Ver-
sicherung sofort und im Laufe des Zwangsahres beamragen, am Schluß des
letzteren und später aber zu jeder gesetzlichen Frist wieder ausscheiden dürfen.

6. 9.
Wo bisher ein bei der Städte-Feuer-Sozietät Persicherter mit polizei-

licher Genehmigung auch noch bei einer Privatgesellschaft seine Gebaude theil-
weise versschert hatte, und beide Versicherungen zusammen den gemeinen Werth

des
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des versicherten Gebaudes nicht ubersteigen, da soll ausnahmsweise dieses Ver-
haltniß noch bis zum Ablauf des Zwangjahres (ekr. §. 8. der Verordnung und
 14. des Reglements) fortdauern dürfen, zuvor aber bei der Regierung zu

reslau, als Provinzial-Stddte Feuer-Sozietäts-Direktion, zur ndheren Pru-
sung und Genehmigung Anzeige gemacht werden.

8. 10.
Die Stadte des Markgrafthums Ober-Lausitz werden von vorstehender

Verfugung (66. 8. und 9.) nicht berührt, da ihren Haus= resp. Gebdude-Be-
sitzern, der neuen Provinzial-Stddte Feuer-Sozielét beizutreten oder nicht, un-
bedingt freigelassen ist.

6. 11.
Uebrigens haben sämmtliche Magisträte unmittelbar nach Publikation der

Verordnung die hausbesitzenden Einwohner ihrer Städte auf das Gesetz beleh-
rend hinzuweisen, und ihnen den Beitrikt zur Sozietäk zu empfehlen, die darauf
eingehenden Deklarationen und Gebdude-Beschreibungen entgegenzunehmen und
darauf nach Anleitung des Reglements unverzüglich zu verfügen, so daß bis zum
1. Oktober 1842. das Abschätzungs-Geschäft vollständig berichtigt seyn kann.

Sollee letzteres nicht allenthalben möglich werden, so setzt der Magistrat
die zu versichernden Gebdude, sie mögen wirklich angemeldet oder aus dem alten
Feuer-Sozieräts-Kataster übertragen seyn, bis auf Weiteres in diejenige Klasse,
wohin er sie nach seiner allgemeinen Kenntuiß derselben als gehörig erachtet.

6. 12.
Sptestens bis zum 20. Oktober 1842. muß jedem Interessenten die

Bekanntmachung über die Klasse, in welche er gestellt ist, zugehen. So wie
sede etwaige Berufung auf Taxe bis zum 31. Oktober a. d. — als dem rück-
sichtlich des ersten Jahres peremtorisch letzten Termine — angebracht seyn muß.

8. 13.
Zum 15. November 1842. müssen alle, die Einschreibung in die Sozie-

täts-Lagerbücher vorbereitenden Geschäfte geschlossen seyn, und die Verhandlun-
gen in den Händen der Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäte-Direktion sich be-
finden. Nöthigenfalls kann und mut solches durch außerordentliche Hülfsarbei-
ter ermöglicht werden.

6. 14.
Die Regierung zu Breslau, welche mit der oberen Leitung der Sozie-

täts-Angelegenheiten beauftragt ist, hat darüber sorgfältig zu wachen, daß dies
alles zu rechrer Zeit gehdrig geschehe, und der Eröffnung des Instituts an dem
dazu bestimm:en Tage kein Hinderniß in Wege stehe.

d. 15.
Die Kosten, welche fur den Druck der nothigen Schemata, fur die von

der Direktion festzusetzenden RemunerationendersachverstandigenKommissions-
Mitglieder, an baaren Auslagen für die Aufstellung der Orts= und Haupt-La-

gerbücher, einschließlich der Kopialien, so wie sonst durch Ausführung des Regle-
ments nöthig werden, fallen der neuen Sozietät zur Last.

(Nr. 2267—2268.) . 16.
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 . 16.

Rucksichtlich dieser Kosten soll fur die Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäh,
auf den Antrag des Ober-Präsidenten der Provinz Schlesien, durch die Mi-
nister des Innern und der Polizei und der Finanzen bei der Regierungs-Haupt-
Kasse zu Breslau ein angemessener Kredit eröffnet werden.

. 17.

Der dadurch entstehende Vorshu muß der Regierungs-Haupt-Kasse im
Laufe der Jahre 1843., 1844. und 1845., jedesmal zu Eindrirtheil, aus der
Provinzial-Städte-Feuer-Sozietäts-Kasse vollständig erstattet werden.

Gegeben Berlin, den 6. Mai 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Rochow.

(Nr. 2268.) Allerhöchste Kabineksorder vom 11. Mai 18342., betreffend den Erlaß der ber-
kömmlichen Prinzessinsteuer bei der bevorstehenden Vermählung der Prin-
zessin Marie, Königlichen Hobeit.

J. habe nach dem Vorgange bei fruheren Vermahlungen von Drimzessiunen
des Königlichen Hauses beschlossen, auch bei der bevorstehenden Vermählung
der Prinzessin Marie Königlichen Hoheit die herkömmliche Prinzessinsteuer zu
erlassen, ohne sedoch durch diesen Erlaß Mir und Meinen Nachfolgern in der
Krone an dem Recht auf diese Steuer für künftige Falle etwas zu vergeben,
und trage dem Staatsministerium auf, diesen Meinen Deschluß durch die Gesetz-
Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Potsdam, den 11. Mai 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staateministerium.



Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 14. —

(Nr. 2200.) Allerböchste Kabinersorder vom 31. März 1832., betreffend die Anwendung und
Wirkung der bei Beamtenverbrechen im Allgemeinen Landrecht vorgeschrie-
benen Strafe der Degradation.

A- Ihren Bericht vom 26. v. M. will Ich, nach dem bei der Revision des

Kriminalrechts vom Staatsrath gemachten Vorschlage, die bei Beamten-Per-
brechen im Allgemeinen Landrecht vorgeschriebene Strafe der Degradation dahin
ndher bestimmen, daß diese Strafart nur gegen Beamte im unmmittelbaren
Staatsdienst anwendbar seyn und ihre Wirkung darin bestehen soll, daß der
dazu verurtheilte Beamte sich der Versetzung in eine mit geringerem Einkom-
men verbundene Stelle einer niederen Beamtenklasse unterwerfen muß. Sie
haben diese Bestimmung durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß
zu bringen.

Berlin, den 31. März 1842.

Friedrich Wilhelm.
An die Staatsminister Mühler und v. Rochow.

Jabrgang 1892. (Nr. 2269 — 2270.) 28 (Nr. 2270.)

(Ausgegeben zu Berlin am 28. Mai 1842.)
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(Nr. 2270.) Verordnung über die Erweiterung des nach der landschaftlichen Kredikordnung.
für das Großherzogehum Posen vom 15. Dezember 1821. bestehenden Po-
senschen landschaftlichen Kreditvereins. Vom 15. April 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

thun kund und fügen hiermit zu wissen:
Nachdem die im Jahre 1836. Statt gehabte General-Versammlung

des Posenschen landschaftlichen Kreditvereins den Wunsch zu erkennen gegeben,
den Beitritt zu demselben auch noch nachträglich denjenigen Gutsbesitzern, welche
von demselben nach der Vorschrift des §. 23. der Kreditordnung vom 15. De-
zember 1821. ausgeschlossen waren, zu gestatten; Wir auch, nach Anhèrung Un-
seres Staatsministeriums, diesem Wunsche in Gnaden Statt zu geben geruht
haben, und hierauf die Gencral-Versammlung vom Jahre 1840. über den Ge-
genstand die verfassungsmäßige Berathung und Beschlußnahme gehalten hat,
so verordnen Wir nunmehr hierdurch Folgendes:

F. 1.
Den Besitzern adlicher Güter im Großherzogthum Posen, welche dem

bestehenden landschaftlichen Kreditvereine bis zum Schluß dieses Systems noch
nicht beigetreten sind, oder vor der Publikation dieser Verordnung durch Löschung
ihrer ganzen Pfandbriefschuld bereits aus demselben wieder ausgeschieden waren,
wird der Beitritt zu demselben innerhalb fünf Jahren, vom Tage der Publi-
kation dieser Verordnung an gerechnet, hiermit annoch gestattet.

d. 2.
Wer im Laufe dieser funfjahrigen Frist seinen Beitritt nicht erklart, so

wie derjenige, der nicht vor Ablauf derselben und nicht langstens bis zum darauf
folgenden Weihnachtstermine die Hindernisse, welche der Bewilligung und Ein-
tragung der Pfandbriefe entgegenstehen, wenigstens soweit zu beseitigen vermag,
daß nach einer darüber besonders beizubringenden Bescheinigung der Hypothe-
ken-Behörde der Hypothekenbuch-Zustand des Gutes zur Eintragung von Pfand-
briefen vollständig vorbereitet ist, bleibt für immer von der Theilnahme an dem
Verbande ausgeschlossen und findet eine Ausnahme hiervon nur allein für den
Fall Statt, wenn der Beitretende zwar den vorstehenden Erfordernissen genügt
hat, aber dennoch die Ausfertigung und Eintragung der Pfandbriese lediglich
deshalb, weil das Targeschäft noch nicht beendigt worden, binnen der sestgesetz-
ten obigen Frist noch nicht hat Statt finden können.

6. 3.
Die landschaftliche Kreditordnung für das Großherzogthum Posen vom

15. De-
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15. Dezember 1821., nebst deren spateren Deklarationen, soweit nicht durch die
gegenwartige Verordnung Abanderungen derselben angeordnet werden, findet
auch auf die von den Neubeitretenden auszunehmenden Pfandbrief-Darlehne
Anwendung.

(. 4.
Sammtliche zum Kreditvereine bereits verbundene Gursbesitzer leisten ge-

meinschaftlich mit den Neubeitretenden Bürgschaft für die neuen zu bewilligen-
den Pfandbrief-Darlehne in demselben Umfange, wie dieselbe in der Kreditord-=
nung vom 15. Dezember 1821. J. 2. zu b. verordnet ist.

8. 5.
Die neuen Pfandbriefe werden dem Inhaber mit Drei und ein halb

vom Hundert in halbjahrigen Fristen verzinset und konnen von ihm der Land-
schaft nicht gekundigt werden.

8. 6.
Der Schuldner verzinset dagegen die auf sein Gut aufgenommenen Pfand-

briefe von dem Tage der Ausfertigung derselben ab, mit Funf vom Hundert,
und zahlt zugleich jährlich 1 Prozent des Kapitals zur Bestreitung der Ver-
waltungskosten.

4. 7.
Die Neubeitretenden werden Theilnehmer und Miteigenthumer an den

bereits aufgesammelten Ueberschussen des eigenthumlichen Fonds des schon beste-
henden Vereins; sie sind aber verpflichtet, von Weihnachten 1827. ab, bis zu
dem Weihnachtstermine nach Bekanntmachung dieser Verordnung fur jedes
Jahr Ein Achtel Prozent des von ihnen aufzunehmenden Pfandbriefs-Kapitals
in diesen Conds in 3#prozentigen Pfandbriefen nachzuzahlen, welcher Betrag
sogleich bei Aushändigung der Pfandbriefe zurückgehalten wird.

8. 8.
Die neuen Pfandbriefe werden nach dem in der Beilage A. enthaltenen

–9 Schema auf Pergament mit besonders dazu gestochenen Platten in lateinischen
Buchstaben in zwei Halbscheiden, die eine in Deutscher, die andere in Polnischer
Sprache abgedruckt. Sie werden in Summen von 1000 Rehlr., 500 Rehlr.,
200 thlr., 100 Rthlr., 40 Rehlr. und 20 Rehlr. ausgefertigt und zum Un-
terschiede von den dlieren Aprozentigen Posener Pfandbriefen mit dem beson-
ders aufzudruckenden, von einem eigenen Rand umschlossenen Vermerk:

(Nr. 2270.) 28“ „Die-
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„Dieser Pfandbrief trägt 31 Prozent Zinsen und kann von dem Inhaber
„nicht gekündigt werden.

„Posen, den.

„Die General-Landschafts-Direktion.“
versehen.

Die denselben beizufügenden fünfsährigen 10 Stück Zins-Koupons, nebst
einem dabei befindlichen Talon, werden auf hellgelbes Papier gedruckt.

 p
Nach Ablauf des zehnten Koupons erhält der Inhaber gegen Rückgabe

des Talons unentgeltlich einen neuen Zinsbogen auf anderweitige fünf Jahre,
wenn nicht etwa ein Dritter als Inhaber des Pfandbriefs Einspruch dagegen
gethan hat.

(. 10.
Die Drei ein halb prozentigen Pfandbriefe sind, ebenso wie die dlteren

vierprozentigen Posener Pfandbriefe, einer fortlaufenden planmäßigen Tilgung
. xÖumerworfen, welche nach dem beiliegenden Tilgungs-Plan auf 35 Jahre berech-

— net ist. — Die nach Abzug der den Pfandbrief-Inhabern zu zahlenden 31 Pro-
zent Zinsen verbleibenden 11 Prozent, mit den davon jährlich aufkommenden
Zwischenzinsen, bilden das zur Tilgung zu verwendende Kapital.

Die planmäßige Tilgung der neuen 3 prozentigen Pfandbriese nimmt
mit dem nächsten Weihnachtstermine, nach Publikation dieser Verordnung,
ihren Anfang. Diesenigen Gutsbesitzer, welche spcäter Pfandbrief-Darlehne er-
halten, sind demnach verpflichtet, den Tilgungs-Beitrag nebst den Zwischenzin-
sen von dem eben gedachten Termine ab nachzuzahlen.

8. 11.

Die zum Tilgungsfonds einzuziehenden 34prozentigen Pfandbriefe wer-
den, ohne Unterschied, ob sie im Kurse unter oder uber dem Nennwerth stehen,
jederzeit durch Verloosung herbeigeschafft, und den Inhabern zum Nennwerth
ausgezahlt.

Bei der Verloosung wird dasselbe Verfahren beobachtet, welches in dem
15. Kapitel der Kreditordnung und durch die Order vom 11. Februar 1833.
vorgeschtieben ist. Diese Verloosung muß jedoch besonders bewirkt und kann
mit der Verloosung der vierprozentigen Pfandbriefe nicht kumulirt werden.

4. 12.
Die Auszahlung der Valuta der zur Einziehung fur den Tilgungsfonds

bestimm-
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bestimmten Pfandbriefe erfolgt nach Ablauf einer sechsmonatlichen Aufkundigungs-
frist, 8 Tage nach dem geschlossenen Zinsenzahlungstermine, nach dem Nennwerth.

8. 13.

Bei der Aufkündigung der 37 prozentigen Pfandbriefe wird in allen Fäl-
len folgendes Verfahren beobachtet:

Artikel 1. Alle von der Landschaft ausgehende Kündigungen Posenscher
3#prozentiger Pfandbriese zur Einlösung gegen baares Geld oder gegen
andere Pfandbriese — nach . 10. der Kreditordnung von 1821. —

werden öffentlich bekannt gemacht, und zwar ohne Unterschied der Fälle,
ob solche im Privatinteresse bepfandbriefter Gutsbesitzer oder im allge-
meinen Interesse der Landschaft geschehen. Diese Bekanntmachung muß
noch mindestens acht Tage vor demjenigen Zinstermine, welcher dem zur
Einlösung der aufzukündigenden Pfandbriefe bestimmten Termine voran-
geht, erfolgen, an die Pfandriefs-Inhaber die Aufforderung zur Einliefe-
rung der aufgekündigten Pfandbriefe mit den dazu gehörigen Zins-Kou-
pons in dem bevorstehenden ndchsten Zahlungstermine zur Vermeidung eines
öffentlichen Aufgebots auf ihre Kosten enthalten, und wird durch Ein-
rückung in die Zeitungen und Intelligenzblätter des Großherzogthums
Posen, in die Anzeiger der Posenschen und Bromberger Regierungs-
Amtsblätter, außerdei aber durch Einrückung in eine Berliner und eine
Breslauer Zeitung, sowie durch Aushängung in den sämmtlichen land-
schaftlichen Kassen und an den Börsen von Breslau und Berlin bewirkt. Ob
und in welchen anderen öffentlichen Blättern die Insertion sonst noch
zu bewirken seyn möchte, bleibt dem Ermessen der landschaftlichen Behör-
den überlassen.

Zugleich wird dieser Bekanntmachung jedesmal am Schlusse ein
vollständiges Verzeichniß aller dersenigen Pfandbriefe, welche schon in
früheren Terminen aufgekündigt, aber von den Inhabern bis dahin bei
der Landschaft noch nicht eingeliesfert und abgchoben sind, mit der Erin-
nerung an die Inhaber dieser Pfandbriefe zur endlichen Einreichung der-
selben und Abhebung der Kapitalien dafür beigefügt.

Artikel 2. Werden in dem Zinstermine die Pfandbriese präsentirt, so wer-
den sie sogleich angehalten. Ueber die Einlieferung werden dem Prüsen-
tanten Rekognitionen ertheilt, gegen deren Aushändigung dem Inhaber
derselben, ohne weitere Prüfung seiner Legitimation, im nächsten Zins-
Termine der Kapitalbetrag nebst den alsdann sälligen Zinsen berichtigt
wird, was jedesmal in denselben auszudrücken ist.

Eine gleiche Rekognition wird einem jeden Pfandbrief= Inhaber,
(Fr. 2270.) welcher
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welcher seinen aufgekundigten Pfandbrief vor dem Verfalltermine einlie-
fert, gegen dessen Aushandigung ertheilt.

Artikel 3. Werden die noch nicht falligen Zins-Koupons zu den gekun-
digten Pfandbriefen nicht mit abgeliefert, so hindert dies zwar die Ka-
pitalzahlung nicht, die Landschaft bringt jedoch hierauf den Geldbetrag
der Koupons in Abzug, um ihn geeigneten Falls an die Prasentanten
derselben zahlen zu konnen.

Artikel 4. Sollten auf die nach Artikel 1. erlassene offentliche Bekannt-
machung die aufgekundigten Pfandbriefe in dem stattgehabten Zinszah-
lungs-Termine, der Aufforderung ungeachtet, und auch nicht weiter nach-
her bei der Landschaft eingeliefert werden, so erfolgt alsdann, und zwar
sedesmal in der Ersten Hälfte des vierten Monats des laufenden Halb-
jahres, mithin der Monate resp. April und Oktober, eine wiederholte
öffentliche Bekanntmachung dieser zum nächsten Zinstermine nach Arti-
kel 1. aufgekündigten und noch nicht eingelieferten Pfandbriefe in gleicher
Art, wie nach Artikel 1., sedoch nunmehr mit der Verwarnung, daß,
wenn der Inhaber den Pfandbrief auch nicht im Laufe des bevorstehen-
den Zinszahlungs-Termins zur Erhebung des Kapitals der Landschaft
einliefert, er mit seinem Realrechte auf die in dem ihm aufgekündigten
Pfandbriefe ausgedrückte Spezial-Hppothek werde prakludirt und mit
seinen Ansprüchen auf den Pfandbriefwerth nur an die Landschaft werde
verwiesen werden, und daß die Landschaft, wenn der Pfandbrief gegen
einen andern Pfandbrief umgetauscht wird, den Ersatz-Pfandbrief mit
dazu gehörigen Zins-Koupons auf Gefahr und Kosten des Inhabers des
aufgekündigten Pfandbriefs zu ihrem Depositorium nehmen, aus den zu-
nächst sallig werdenden Zinsen aber die Kosten des Aufgebots decken —
wenn er dagegen auf Baarzahlung gekündigt ist, — den baaren Kapitals-
Betrag nach Bestreitung der Kosten des Aufgebots, ebenfalls auf Gefahr
und Kosten des Gldubigers, zu ihrem Depositorium bringen werde.

Kommt alsdann der Pfandbrief bis zum Präsentations-Termine
nicht zum Vorschein, so setzt die General-Landschafts-Direktion die Prä-
klusson des Pfandbrief-Inhabers mit seinem Realrecht auf die im Pfand-
briefe ausgedrückte Spezial= Hypothek sest und nimmt die vorhandene
Valuta fur den aufgekündigten Pfandbrief zu ihrem Depositorium.

Artikel 5. Kann die Lahlung eines auf Baarzahlung gekündigten Pfand-
briefes darum nicht erfolgen, weil dieser zu gehöriger Zeit nicht eingereicht
worden ist (Artikel 1. und 4.), so hat der Gläubiger für die nächsten
drei Monate nach eingetretenem Zahlungs-Termine überall keinen An-
spruch auf Zinsen und demndchst einen solchen nur nach dem Zinssatze

von
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von 31 Prozenk. Auch bleibt es der Landschaft überlassen, den Kapital-
Betrag für Rechnung des Gläubigers nach dem Tageskurse in 3/pro-
zentige Pfandbriese umzusetzen und dieselben mit dem etwanigen baaren
Ueberschusse zu ihrem Depositorium zu nehmen.

Artikel 6. Hat der Gläubiger den gekündigten Pfandbrief und die dazu
gehörigen Zins-Koupons zwar eingereicht, er finder sich aber zur Empfang-
nahme der Valuta zu rechter Zeit nicht ein, so ist die Landschaft ermäch-
tigt, das nicht erhobene Kapital überhaupt drei Monate lang, vom An-
sang des Verfall-Termins an gerechnet, zinslos an sich zu behalten, so-
dann aber dasselbe, wie im Fall des Arrikel 5., entweder selbst nach dem
Zinssatz von 31 Prozent zu verzinsen oder nach dem Tageskurse in
3 prozentige Pfandbriese umzusetzen, und dieselben mit dem etwanigen
baaren Ueberschusse zu ihrem Depositorium zu nehmen.

Artikel 7. Auch der nach Arrikel 4. zu erlassenden zweiten öffentlichen Be-
kanntmachung wird am Schlusse wiederum dieselbe Erinnerung wegen
der bis dahin aus den früheren Kündigungen noch rückständigen Pfand-
briefe, unter gleicher Aufnahme des vollständigen Berzeichnisses derselben,
ebenso wie es bei der jedesmaligen ersten Bekanmmachung nach Arnikel 1.
geschehen, beigefügt.

 ’i

Jedem Gutsbesitzer, mag sein Gut mit 4prozentigen oder 3 prozentigen
Pfandbriefen beliehen seyn, steht es frei, durch Einzahlung eines höheren Til-
gungs-Betrages seine Pfandbrief-Schuld früher, als dies durch die planmäßige
Tilgung geschehen würde, abzulösen; er ist alsdann aber verpflichtet, den offerir-
ten höheren Beitrag ohne Vermindcrung oder Erhöhung bis zur völligen Til-
gung seiner Pfandbrief-Schuld zu zahlen und durch hypothekarische Eimragung
sicher zu stellen.

Ebenso verbleibt es auch bei der Vorschrift des §9. 41. der Kredit-Ord-
nung vom Jahre 1821., wonach es den Gutsbesitzern freisteht, umer den hier
ndher angegebenen Bestimmungen auch im Laufe der planmäßigen Tilgungszeit
die auf ihren Gütern eingetragenen Pfandbriefe ganz oder theilweise abzulösen.
Räcksichtlich der 3 prozentigen Pfandbriefe fndct dies sedoch mit der Maaßgabe
statt, daß auch diese Abzahlungen — wie bei den Einlösungen für den Tilgungs-
Fonds der 3) prozentigen Pfandbriefe — immer nur durch Baarzahlung des
vollen Nennwerths, mögen die Pfandbriefe an der Börse über oder unter dem-
selben stehen, erfolgen können, und Hinsichts ihrer das Kündigungs-Verfahren
ebenfalls nach den Vorschriften des 9. 13. dieser Verordnung erfolgt.

Wer aber, es sey durch Einzahlung eines höheren Tilgungs-Betrages
oder durch Zahlung des ganzen Rest-Betrages seiner Pfandbrief-Schuld, die-

(Nr. 2270.) selbe
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selbe auf einmal ablost, und dadurch aus dem Verbande ausscheidet, ehe durch
die planmaßige Tilgung die gesammten Pfandbriefe des Posenschen Kredit-Sy-
stems abgelost sind, verliert alle Anspruche an die Ueberschusse des eigenthumli-
chen Fonds auf Höhe dessenigen Pfandbrief-Betrages, mit welchem er vor
Beendigung der planmäßigen Tilgung aus dem Verbande ausgeschieden ist.

é. 15.
Vom Tage der Publikation der gegenwärtigen DVerordnung an sollen

von dem Posener Kredit-Vereine gar keine 4prozentige Pfandbriefe ferner be-
willigt werden; wenn aber einem Gutsbesitzer, dessen Gut mit Aprozentigen Pfand-
briefen beliehen ist, noch ein nachträgliches Pfandbriefs-Darlehn zusteht, so müs-
sen die auszufertigenden Pfandbriefe, nach den Bestimmungen der gegenwartigen
Verordnung, wornach sie dem Inhaber nur 31. Prozent Zinsen gewähren und
von ihm nicht gekündigt werden können, ausgefertigt werden, und treten dieje-
nigen Gutsbesitzer, welche solche nachtradgliche 31 prozentige Darlehne erhalten,
Rücksichrs dieser in die zweite Serie des Kredit-Wereins.

8. 16.
Auch soll es jedem Mitgliede des schon bestehenden Vereins gestattet seyn,

noch im Laufe von funf Jahren, von Publikation dieser Verordnung an ge—
rechnet, auf Revision der Taxe seines Guts nach den neuen Tar-Grund-
sätzen der inzwischen für den Posenschen Kredit-Verein ergangenen revidirten
Tax--Ordnung vom /ll- 1840. anzurragen. In sofern alsdann durch diese
Tax-Revision ein höherer Gutswerth, als die frühere Darlehns-Tare ergiebt, er-
mittelt wird, so soll ihm auf sein Verlangen ein nachträgliches Pfandbriefs-
Darlehn bis zum Betrage der Hälfte der revidirten Taxe, sedoch nur in 3/pro-
zentigen Pfandbriefen, bewilligt werden. Wenn aber durch die Revision der
Taxe ein minderer Werth des Guts ermittelt wird, als durch die frühere Dar-
lehns-Taxe festgestellt worden, so soll der Gutsbesitzer alsdann verpflichtet seyn,
denjenigen Theil der eingetragenen 4prozemigen Pfandbriefe, welcher den Be-
trag der Hälfte der revidirten Tare übersteigt, sofort abzulösen.

Dagegen ist es keinem der dem Kredit-ereine schon beigetretenen Guts-
besitzer gestattet, sein 4prozentiges Pfandbrief-Darlehn mit Zuhülfenahme des
dafür schon angesammelten, Amortisations-Bestandes abzulösen und statt dessen
ein neues 33 prozentiges Pfandbrief-Darlehn nach dieser Verordnung aufzunehmen.

Wohl aber soll es ihnen nachgelassen seyn, ein solches auf Höhe desje-
nigen Theils ihrer Aprozentigen Pfandbriefe aufzunehmen, für welchen der Til-
gungsbetrag in dem Tilgungsfonds noch nicht angesammelt ist, wenn sie densel-
ben vorher aus eigenen Mitteln und ohne Zuhülfenahme des schon angesammel-
ten Amortisations-Bestandes ablösen.

Nach
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Nach Ablauf von 5 Jahren und dem dann eintretenden völligen Schluß des
3#prozentigen Pfandbrief-Systems finden Anträge auf Revisionen der Taxen
und Bewilligungen nachträglicher Darlehne nicht ferner statt; auch soll alsdann
in den Fädllen, wo ein Gutsbesitzer noch nicht bis auf die Hälfte seiner Darlehns=
Tare Pfandbriefe aufgenommen, eine nachträgliche Pfandbrief-Bewilligung, wie
sie der §. 24. der Kredit-Ordnung gestattet, nicht ferner stattfinden, sondern das
System mit dem Ablauf der 5 Jahre für alle Gutsbesitzer völlig und unabän=
derlich geschlossen seyn.

8. 17.
Ueber die Art der Theilnahme der neu zutretenden Mitglieder des Ver-

eins, so wie uber die Grundsatze, nach welchen, bei dem Ausscheiden der Mit-
glieder des alteren Verbandes, die Auseinandersetzung zwischen beiden Serien
erfolgen soll, entscheiden die Bestimmungen der General-Versammlung der dlte-
ren Mitglieder des Vereins, vorbehaltlich der Bestätigung derselben durch das
Ministerium des Innern und der Polizei.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhandigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 15. April 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

von Boyen. Mühler. von Rochow. von Nagler. von Ladenberg.
Rother. Gr. von Alvensleben. Frh. von Werther. Eichhorn. von Thile.

von Savignpy. Gr. zu Stolberg.

(Zahrgang 1882. Nr. 2270.) 20 A.



Schema zu den Pfandbriefen.

I. Umschrift: Der verbunvenen Vosenschen Landschaft. Zu diesem Pfandbriefe
2. Inhalt: Privilegirter Pfandbrief über N. N. Thaler Kourant, zuswerden vom

Vierzehn Thaler die Mark fein gerechnet, welcher sowohl zurb, Zins-Koupons von
Sicherheit des Kapitals als der Zinsen unter der gesammtenfünf zu fünf Jahren aus-
Bürgschaft der am Kredit-Spstem verbundenen Gutsbesitzer Pereicht.
des Großherzogthums Posen, und mit der in der landschaft- Posen, den

lichen Kredit-Ordnung näher bestimmten besondern Verpfän- (Unterschrift.)
dung des in dem gedachten Großherzogthum und dessen N. N.
Kreise belegenen Gutes N. N. auf dieses Gut von den Be-
vollmächtigten der gemeinen Landschaft, in Gegenwart der
Abgeordneten des die Hypothekenbücher führenden Gerichts
ausgefertigt und unter Nr. des Registers eingetragen
worden.

Posen, den
Zu öffentlichem Glauben Dircktor
Namen, Unterschrift und und Bevollmächtigte der gemei-

Sicgel des Gerichts. nen Landschaft.
(Unterschrift und Siegel.)

3. Rückseite: Eingetragen in dem Hypothekenbuch
(nähere Bezeichnung)

den ten
(Unterschrift.)

4. Bemerkung: Eine vollständige polnische Uebersetzung wird nebenbei gedruckt und der Ver-
merk wegen der Zins-Koupons gleichfalls unter jede Halbscheide in deutscher und pol-
nischer Sprache.
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Plan
der

zu bewirkenden Tilgung eines Kapitals von 100,000 Rihlrn. der zweiten Serie der zu ema-
nirenden Pfandbriefe, wenn dazu fortwährend 14 pCt. des vollen Kapitals und die Zinsen

à 31 pCt. des im Tilgungofonds aufgesammelten Betrags alljährlich in zwei halb-
lährigen Raten verwendet werden.

I 2. 3. 4. d. 6.
Zum Giebt zuDas Grund-Kapital

Zinsen à 33 pCt. sammen Fvermindert sich daber
Jobrermin. vom 0 9. zunritn.

Tilgungssonde. on Tüqungs- "
aà IpCt. zunpns von um au

Niblr. fgr. pf.] Reblr. Riblr. Riblr. Riblr.

1 Wonei .... ———7.30 740 740 99,260 Anmerkung.
 Weihnachten. 12 286 50 1.500 760 98,500 i

,,szoyassiii20767502,280dok)7,720»»s"x«;sp;8";ch' Weihnachten 30 7— 7403080 8006,020 „ung kn? von allen
. Jbannn 53 160 750 880200/06,120 Beträgen unter 20
*“BWeihnachten—5000) 0 5,300| Rülr., nämlich infe-
 HBZohanni 822 1/6 750 5.520|820 94,180 weit solche in Pfand.
*.Weihnachten 968 6,38600860 93,620 riesen nicht angelegt
 bJohanni . .. 1119—50 7240 0 werden können, keine
. Weihnachten . meet-Mo8,10086001,9003iasenbkkech«kkwok-

6 Johanni . .. 1412 600 9.000 900 91,000 n, indem hier als
 Weibnachten 15715—7900 9,900 900 90,100 Grundsatz angenom-

7. Johanni .. .. 173 7 6 400 10,820 920 d9,10 men wurde, daß die
Beihnache89 000.501760 0 S10ôpr

#H/eban)205 55010| Serie nur -
Weibhnachten 222 18—700 13.00 980 86,300 nachstehenden G
nnl Sobaim22 0 500 80320 aden Cat-
« N«ckt»mci)tcn. 05027—7501.-3,700t,0208.-·,:k00«""8c"-«««

«0«oc)a«m..0742207501(i,7201,0208:k,280PUNIUL'Wcthuachten..292ls—750l7,7ti0l,0-«1082,240 »W-
11 Jebannn10 2— 7501,200 LO60 81, 180 à 100

(Weihnachten 320 10 6750 10,0001,080 80, 100 à 200
12 „Johanne 8648 76 75021,000 1,100/7%000 doo
 Weihnachten 367 15—0 2200SO à 1000

13. Johanni *2 387 3— 750 23, 260 1,140 767# 0 ausgesertigt werden
Weihnachten 40 10 f502llen.

14 (Johannn7 10|6 750 255600" (Behznachten . . 1447 1961 7530 26,780 12 73.220

15 Jobanni . . . .! 468 10607O0 WB,000 1, 220 72,000
 Weihnachten. . 490 7530 29240 124070,760

16 Johanni . . . . 51 2—— 7005 1,20 69,500
 [Weihnachten 5332675 31,800/IL,300 , 200

17. Johanni . . .. 556 15— 750 33,100%00 66,900
 )Weihnachten57 7°6| 750 1 3420| 1,320 65,580

(Nr. 2270.)
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1. 2. 3. 4. 3. 6.
Giebt zu-Das Grund-Kapital

werminvert sich dahern* —Zum- I-st. s

Zinsen 5rrT E rigungs-tlanmmen,Jahr. Termin. vom
- onds Kragenden

Tgungssends. u pCt Tilgungss um auf
ffonds von

Riblr. sgr. pf] Riblr. Niblr. Riblr. Rtblr.

18 Johanni . ... 6021067500 64,220
Weihnachten 6260 46 750 1,380 62, 8S40
Johanni . . .. 65009 7508,560O GL

19.] Weihnachten 67RHOODH30,080|1 060,020
20 Johanni . . .. 699 106 700 4120 38,580

 Weibnachten 724 2516) 750 J42, 900 SO , 100
21 Johanni . . .. 750 26 750 44,1010 1,500 55, 600
 Weihnachten 777——97500
% Johani 803 260 750, 80] 1. O 52,520
— Welbnachten .. 83027—750 190001.58050,940

sJohanm.... 85816.675000,()801-62049,320
 Weibnachten 6 2 52, 3201 1,64047, 680

Johanni . . .. 91518—70 53,080 1,6600 0

5

4.Weihnachten91960 5002
25 Johani 97 12— 750 57,100 1, 720
 (Weihnachtenr,004 15— 750 59,1601 1.760 40,840

26 Johanni . . .. 11,033 9 75 60,9401 1,780389,060
· Weihnachten .. 1,066 13 61 750 J62,760) 1,820 37, 240

7 Johanni . . . . 1,008 9 7530 64,6 1810 35,400
 WeibnachteerL130 15750 60,480| 1,880 33,520
„os Jobani163 I2 750 68, 400) 1, 920 31, 600
 (Weibnachten 1,.1917.—550 70, 340| 1,910 29,660

20 Johanni . ... 1.230 29660 ?00 72,320|1,980 27,680
 Weihnachter205H 7134002,020 ,660
30 Johanni . . . . 1,300 WS6) 730 76,400 2O60 B,600
 LWeihnachtenn3——0S, 8O|2,OS0 21,520
31 Vehan .... l,373l2—750 80,6002,12019,400'Wcihnachten..l,4ml.3 75()82,7602,10017,240
2 #W 4 CC%OSiOOOE 200Wcihnachte148620, 20 2, 220 12,800

33 Johanni . . .. 1,326 — 750 80,1802, 20 10,520
' Weihnachten»l,56527—7509l,7802,3008,220

34 Johanni . . .. 1,6006 750 54140360 500
 Weihnachten647 13.6 750 96.)1002,100| 60
35 Jeban)ns6ê009980||21020
 Weihnachter J11|14M22 „in,

Mihlen.
12 ECgr.

Hiernach wird das ganze Kapital in einem Zeitraum von 35 Jahren getilgt, wozu
vom Isten bis zum IOten Jahre.. I7,760 Rthlr.

-ILlten - 20 s8to 25.140 --
= Slsten 30steen 35,580
. Slsten. 35sten 22,993 = 12 gr.

wic oben 101,.73 Rthlr. 12 Sgr.

 ——WN–.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 15. .

(Jr. 2271.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 23. April 1842., betreffend die Anwendung
der Allerhöchsten Order vom 21. November 1829. auf die aus dem mili-

tairischen Dienstverhältniß gänzlich ausgeschiedenen Militairpersonen der
Unteroffizier-Klasse.

Al Ihren Bericht vom 29. März d. J. bestimme Ich-
daß die Kabinetsorder vom 21. November 1829.

wonach in allen Fällen, in welchen verabschiedete Militairpersonen oder
Civilbeamte eines Vergehens sich schuldig machen, welches, wenn sie sich
noch im Dienste befänden, die Entsetzung von demselben nach sich ziehen
würde, selbige des Rechts, den ihnen verliehenen Titel oder das sonstige
Dienstprädikat zu führen, verlustig gehen, und darauf erkannt werden
soll, es sen denn, daß die Kassation nur als Folge des Festungsarrestes
eingetreten seyn würde,

auch auf die aus dem militairischen Dienstverhältniß gänzlich ausgeschiedenen
Militairpersonen der Unteroffizier-Klasse in der Art anzuwenden ist:

daß im Fall dieselben zu dem WVerluste der Nationalkokarde, oder zu
einer Zuchthausstrase verurtheilt werden, diese Strase auch den Verlust
der Unteroffzier-Charge und aller damit verbundenen Auszeichnungen
und Gorrechte zur Folge haben und hierauf erkannt werden soll, die
Dauer der außer den Ehrenstrasen verwirkten Freiheitsstrafe deshalb je-
doch nicht abgekürzt werden darf.
Diese Bestimmung ist durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kennt-

niß zu bringen.
Potsdam, den 23. April 1842.

Friedrich Wilhelm.
An die Staatsminister v. Boyen und Mühler.

Jahrgang 1832. (Nr. 2271 —27)3.) 30 (Nr. 2272.)

(Ausgegeben zu Berlin am 11. Juni 1842.)
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(Nr. 272.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 20. April 1842., die Verleihung der revidirten
Städteordnung vom I7. März 1831. an die Stabt Erin im Großherzog=
thum Posen betreffend.

Ar# Ihren Bericht vom 18. April d. J. will Ich der Stadt Exrin, im Groß-
herzogthum Posen, dem Wunsche derselben gemaß, die revidirte Städteordnung
vom 17. März 1831. verleihen, und veranlasse Sie, den Ober-Präsidenten der
Provinz, mit deren Einführung zu beauftragen.

Potsdam, den 29. April 1842.

Friedrich Wilhelm.
An den Staatsminister v. Rochow.

(Nr. 2273.) Gesetz über die Zulässigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Ver-
fügungen. Vom 11. Mai 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. 2c.

verordnen zur Beseitigung der Zweifel, welche über die Zuldssigkeit des Rechts-
weges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen entstanden sind, auf den An-
trag Unseres Staatsministeriums und nach erfordertem Gutachten Unseres
Staatsraths für den ganzen Umfang der Monarchie was folgt:

d. 1.
Beschwerden uber polizeiliche Verfugungen jeder Art, sie mogen die Ge-

setzmaßigkeit, Nothwendigkeit oder Zweckmaßigkeit derselben betreffen, gehoren vor
die vorgesetzte Dienstbehorde.

Der Rechtsweg ist in Beziehung auf solche Verfugungen nur dann zu-
lässig, wenn die Verletzung eines zum Privat-Eigenthum gehörenden Rechts
behauptet wird, und nur unter den nachfolgenden ndheren Bestimmungen.

8. 2.
Wenn derjenige, welchem durch eine polizeiliche Verfugung eine Ver-

pflich-
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pflichtung auferlegt wird, die Befreiung von derselben auf den Grund einer be-
sonderen gesetzlichen Worschrift oder eines speziellen Rechtstitels behauptet, so ist
die richterliche Enescheidung sowohl über das Recht zu dieser Befreiung, als
auch über dessen Wirkungen zulässig.

6. 3.
Die Verfügung (5. 2.) kann jedoch, des Widerspruchs ungeachtet, zu

Ausführung gebracht werden, wenn solches nach dem Ermessen der Polizei-Be-
hörde ohne Nachtheil für das Allgemeine nicht ausgesetzt bleiben kann. Nach
ergangenem rechtskräftigen Erkenntnisse muß die Polizoi-Behörde dessen Bestim-
mungen bei ihren weiteren Anordnungen beachten.

 ie

Steht einer polizeilichen Verfügung ein besonderes Recht auf Befreiung
(6. 2.) nicht entgegen, es wird aber behauptet, daß durch dieselbe ein solcher
Eingriff in Privatrechte geschehen sey, für welchen nach den gesetzlichen Vor-
schriften über Aufopferungen der Rechte und Vortheile des Einzelnen im Inter-
esse des Allgemeinen, Entschädigung gewährt werden muß, so findet der Rechts-
weg darüber Statt: ob ein Eingriff dieser Ark vorhanden sey, und zu welchem
Betrage dafür Entschädigung geleistet werden müsse.

Eine Wiederherstellung des früheren Zustandes kann in diesem Falle nie-
mals verlangt werden, wenn solche nach dem Ermessen der Polizei-Behörde un-
zulässig ist.

*N
Gebührt der Polizei-Behörde nur die Befugniß zu einer vorldußgen An-

ordnung mit Vorbehalt der Rechte der Betheiligten, oder behauptet derjenige,
welchem durch eine polizeiliche Verfügung eine Verpflichtung auferlegt worden
ist, daß diese Verpflichtung ganz oder theilweise einem Anderen obliege, so ist
zur Feststellung der Rechte unter den Betheiligten und über die zu leistende Ent-
schädigung die richterliche Entscheidung zulässig.

4 6.
Wird eine polizeiliche Verfügung im Wege der Beschwerde als gesetz-

widrig oder unzulässig aufgehoben, so bleiben dem Betheiligten seine Gerechtsame
nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen über die Vertretungs-Verbind-
lichkeit der Beamten vorbehalten.

.7
Sammtliche, sowohl allgemeine als besondere Vorschriften uber Gegen-

(Nr. 2273— Z72.) stande
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stande dieses Gesetzes und namentlich die Vorschriften der Verordnung vom
26. Dezember 1808. 68. 38. bis 40. werden hierdurch aufgehoben.

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beigedruck-
tem Koniglichen Insiegel.

Gegeben Potsdam, den 11. Mai 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Freiherr v. Muffling.

Muhler. v. Rochow. v. Savigny.

Beglaubige:
v. Düesberg.

(Nr. 2274.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 7. Juni 1842., betreffend die Ernennung des
Wirklichen Geheimen Raths Grafen zu Stolberg zum Staatsminister.

J habe beschlossen, den Wirklichen Geheimen Ratch Grafen zu Stolberg=
Wernigerode, unter Beibehaltung seiner bisherigen Stellung im Ministerium
Meines Königlichen Hauses, zum Staatsminister zu ernennen und mache diese
Ernennung dem Staatsministerium zur weitern Veranlassung und Aufnahme
dieser Order in die Gesetzsammlung, hierdurch bekannt.

Berlin, den 7. Juni 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 16. —. —

(Nr. 2275.) Urkunde über die Stiftung einer besonderen Klasse des Ordens pour le merite.
für Wissenschaften und Künste. Vom 31. Mai 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen tc. 2c.

Thun kund und sügen hiermit zu wissen, daß Wir dem Orden Friedrichs
des Großen: pour le mérite, welcher seit langer Zeit nur für das im Kampfe
gegen den Feind errungene Verdienst verliehen worden ist, eine Friedens-Klasse
für die Verdienste um die Wissenschaften und die Künste hinzufügen wollen.

Aeltere, wenngleich seltene Beispiele bezeugen, daß eine solche Erweiterung
der Statuten ganz der ursprünglichen Absicht des erhabenen Srifters des Ordens
entspricht, welcher nicht nur durch sein Beispiel Wissenschaften und Künste be-
lebte, sondern sie auch durch Königliche Gunst und Auszeichnung mächtig zu
fördern bestrebt war.

Wir wünschen deshalb durch diese Erweiterung den unsterblichen Namen
Friedrichs des Zweiten, an dem heutigen 102n Jahrestage seines Regie-
rungs-Antritts, würdig zu ehren, indem Wir darüber verordnen, wie folgt:

G. 1.
Die Friedens-Klasse des Ordens pour le mrite, für die Wissenschafren

und Künste, wird nur solchen Männern verliehen, die sich durch weit verbreitete
Anerkennung ihrer Verdienste in diesen Gebieten, einen ausgezeichneten Namen
erworben haben. Die theologische Wissenschaft ist, ihrem Geiste gemäß, hiervon
ausgeschlossen.

(I 2.
Die Zahl der Ritter dieser Friedens-Klasse des Ordens pour le mrite

ist auf dreißig festgesetzt, welche der Deutschen Nation angehsren, und bei jedes-
Jahrgang 1842. (Nr. 2275.) 31 ma-

(Auögegeben zu Berlin am 16. Juni 1842.)
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maligem Abgange wieder erganzt werden sollen. Wieviel von dieser Anzahl aus
dem Kreise der Gelehrten oder dem der Kunstler erwahlt werden, behalten Wir
Uns vor, jeder Zeit nach den Umstanden zu bestimmen, ohne daruber ein bleiben-
des Verhaltniß festzustellen.

8. 3.
Da das blaue Kreuz des Ordens pour le mérite, seit fast einem Jahr=

hundert durch Observanz, und seit der Verordnung vom 18. Januar 1810. sta-
tutenmäßig, Eigenthum des Heeres geworden ist, so sollen, mit Beibehaltung der
Inschrift, der Farbe und der einzelnen Bestandtheile desselben, die Insignien der
von Uns gestifteten Klasse für Wissenschaften und Künste die hier vorgeschriebene,
durch die Zeichnung erladuterte Form haben. Der doppelte gekrönte Namenszug
Friedrichs des Zweiten umgiebt, viermal wiederholt, in Kreuzesform, ein rundes
goldenes Schild, in dessen Mitte der Preußische Adler steht. Die Ordens-Devise
umgiebt ringförmig, auf blau emaillirtem Grunde, das Ganze, die Namenszüge
mit den Kronen verbindend. Das Ordenszeichen wird, wie das dem Heere ver-
liehene, an einem schwarzen, mit Silber geränderten Bande, um den Hals
getragen.

6. 4.
Aus der Zahl der dreißig Ritter Deutscher Nation werden Wir einen

Kanzler und einen Vice-Kanzler ernennen.
 iee

Bei dem Abgange eines dieser dreißig Ritter verordnen Wir, daß der
Ordens-Kanzler die Uebrigen durch Runoschreiben auffordere: daß jeder von
ihnen seine Stimme über die vorzunehmende neue Verleihung, durch nament-
liche Bezeichnung der Person, die ihm zur Berücksichtigung am geeignetesten er-
scheint, schriftlich abgebe. Der Kanzler hat die auf solche Weise gesammelten
Vota Uns vorzulegen, und Wir behalten Uns die weitere Beschließung dem-
nächst vor. Wie Wir selbst aber, ohne Rücksicht auf die Beschäftigung des
Ausgeschiedenen, Uns vorbehalten, in jedem einzelnen Fall, unsere Wahl auf
einen im Gebiet der Wissenschaften, oder auf einen im Gebiet der Künste aus-
gezeichneten Mann zu richten, so können auch die zum Stimmgeben ausfgefor-
derten Ritter ihre Vorschläge unabhängig von jener Rücksicht abgeben, falls
nicht das Rundschreiben des Kanzlers, in Gemäßheit eines von Uns ertheilten
auedrücklichen Befehls, etwas Anderes vorschreibt.

K. 6.
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. 6.
Zu erhoheter Ehre des Ordens wollen Wir, außer der Zahl der bisher

erwahnten dreißig Ritter Deutscher Nation, auch in anderen Landern Manner,
welche sich große Verdienste um die Wissenschaften und Kunste erworben haben,
mit den Insignien dieser Ordens-Klasse beleihen. Die Zahl dieser ausländischen
Ritter soll die der stimmfähigen nicht übersteigen, und bei einem Abgang unter
denselben ist die Wiederbesetzung der Stelle nicht erforderlich.

6. 7.
Die künfeigen Verleihungen dieser Ordens-Klasse sollen nur entweder

am Tage des Regierungs-Antritts, oder der Geburt, oder des Todes Königs
Friedrichs des Zweiten erfolgen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Uncerschrift und beigedrucktem
Königlichen Inssegel.

Gegeben Potsdam, den 31. Mai 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 17. —

(Fr. 2276.) Privilegium wegen anderweiter Ausfertigung auf den Inhaber lautender Stadt-
Obligationen Seitens der Stadt Breslau zum Betrage von 558,800 Rchlr.
Vom 30. April 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gettes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen:
Nachdem von dem Magistrat zu Breslau darauf angetragen worden

ist, zur weiteren Regulirung des städtischen Schuldenwesens, außer den schon
früher ausgefertigten Stadt-Obligationen, noch anderweitig zum Betrage von
558,800 Rthlr., geschrieben: „Fünf Hundert acht und funfzig Tausend acht Hun-
dert Thaler“ dergleichen auf den Inhaber lautende Obligationen ausstellen zu
dürfen, und nachdem bei diesem Antrage im Interesse der Stadtgemeine sowohl,
als der Gldubiger, sich nichts zu erinnern gefunden hat, so wollen Wir, in Ge-
mäßheit des §5. 2. des Gesetzes vom 17. Juni 1833., wegen Ausstellung von
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, zur
Ausstellung von 2004 Stück Stadt-Obligationen, welche nach demselben Schema,
wie die bereits früher ausgefertigten Stadt-Obligationen in Appoints von Fünf
Hundert, Zwei Hundert und Ein Hundert Thalern, beginnend mit Nr. 6738.,
auszustellen, mit drei und ein halb Prozent jährlich zu verzinsen, und aus dem
für die städtischen Schulden bestehenden allgemeinen Tilgungsfonds zu tilgen
sind, durch gegenwärtiges Privilegium Unsere landesherrliche Genehmigung er-
theilen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Ansehung ihrer
Befriedigung eine Gewährleistung von Seiten des Staats zu bewilligen, oder
den Rechten Dritter zu präjudiziren.

Gegeben Potsdam, den 30. April 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Rochow. Graf v. Alvensleben.

Jahrgang 1842. (Nr. 276—2277.) 32 (Nr. 2277.)

(Ausgegeben zu Berlin am 24. Juni 1842.)
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(Nr. 2277.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 22. Mai 1842. über den Verkauf der Früchte
auf dem Halme und den Verkauf des künftigen Zuwachses, in der Pro-
vinz Westphalen.

D. die Westphälischen Provinzialstände auf dem letzten Landtage die Auf-
hebung des §. 12. Tit. 7. Theil II. des Allg. Landrechts, nach welchem es keinem
Bauer erlaubt ist, seine Früchte auf dem Halme zu verkaufen, in Antrag ge-
bracht haben, und das Sctaats-Ministerium in dem Bericht vom 28. v. M.
sich hiermit einverstanden erklärt, und zugleich die Aufhebung einer ähnlichen
Beschränkung im §. 594. Tit. 11. Theil I. Allg. Landrechts, wonach mit ge-
meinen Landleuten ein Kauf über ihren künftigen Zuwachs nur nach Zahl, Maaß
oder Gewicht und nach den zur Zeit der Erndte marktgängigen Preisen geschlossen
werden kann, beantragt hat, so will Ich diesen Anträgen Statt geben und hier-
mit anordnen, daß die gedachten beiden Bestimmungen in der Provinz West-
phalen nicht ferner zur Anwendung kommen sollen. Das Staatsministerium hat
diesen Befehl durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Potsdam, den 22. Mai 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatseministerium.

(Nr. 2278.)
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(Nr. 2278.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 22. Mai 1842., betreffend die Publikation der
seit länger als sechs und funfzig Jahren deponirten Testamente.

A.. Ihren Bericht vom 2. v. M will Ich, zur Ergänzung der Vorschriften
im 8. 218. ff. Tit. 12. Theil I. Allg. Landrechts, über das Verfahren mit den
seit länger als sechs und funfzig Jahren deponirten Testamenten, hierdurch an-
ordnen, daß solche Testamente, wenn in denselben bei ihrer im §. 219. a. a. O.
vorgeschriebenen Eröffnung Vermächtnisse zu milden Stistungen sich vorfinden,
und die Vorsteher solcher Stiftungen eine Mitcheilung des Testaments in An-
trag bringen, unter Zuziehung eines den unbekannten Interessenten aus den
Gerichtsbeamten zu bestellenden Anwalts, lediglich zu dem Zwecke publizirt wer-
den sollen, um den Vorstehern der betreffenden Stiftung eine beglaubigte Ab-
schrift des Testaments ertheilen zu können. Die Publikation und Ertheilung
der Abschrift ist kosten= und stempelfrei zu bewirken. Diese Bestimmung ist
durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Potsdam, den 22. Mai 1842.

Friedrich Wilhelm.
An den Staats= und Justizminister Mühler.

(Nr. S78—279.) (Nr. 2279.)
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(Nr. 2279.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 13. Juni 1842., wegen Cntbindung des Staats-
Ministers von Rochow von der Verwaltung des Ministeriums des In-
nern und resp. Ernennung des Ober-Präsidenten Grasen von Arnim
zum Staatsminister und Minister des Innern.

J habe den Staarsminister von Rochow auf sein Ansuchen, seines leiden-
den Gesundheitszustandes wegen, von der Verwaltung des Ministeriums des
Innern, unter Beibehaltung seiner bisherigen Stellung als Mitglied des Staats-
Ministeriums und des Staatsraths, entbunden und den Ober-Präsidenten der
Provinz Posen, Grafen von Arnim, zum Minister des Innern ernannt. In-
dem Ich dies dem Staatsministerium hierdurch bekannt mache, trage Ich dem-
selben auf, den Staatsminister Grafen von Arnim bei sich einzuführen und
diese Order durch die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Sanssouci, den 13 Juni 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

No. 18. ——

Nr. 2280.) olizei-Ordnung für die Häsen zu Colbergermünde, Stolpmünde und Rügen-1
waldermünde. Vom 29. April 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

haben für nöthig erachtet, nähere Bestimmungen über das Werhalten der
Schiffer auf der Rhede und in den Häfen zu Colbergermünde, Stolpmünde
und Rügenwaldermünde zu erlassen, und verordnen daher, wie folgt:

S1
Sobald ein Schiff auf die Rhede kommt, soll der Führer desselben, wenn Virda ien des

er in den Hafen einsegeln will, seine Nationalflagge aufstecken, den Lootsen er- Stt *8
warten und nicht ohne dessen Hülfe einlaufen. Nur kleinere Fahrzeuge von funf= bein Eintet-
zehn Last Tragfähigkeit und darunter, welche ausschließlich zur Küstenfahrt dienen, sen.
können ohne Annahme eines Lootsen einlaufen.

g. 2.
Im Nothfall, d. h. wenn der Schiffer augenscheinliche Gefahr lauft,

Schiff, Ladung und Mannschaft zu verlieren, hat derselbe zuvor den Steuer-
mann, Hochbootsmann und Zimmermann oder in der Stelle eines derselben
einen andern erfahrenen Seemann, bei kleinen Fahrzeugen den Bestmann und
altesten Matrosen, zu einem Schiffrath zu versammeln, und wenn dieser nach
reiflicher Erwagung es fur nothwendig halt, das außerste Rettungsmittel zu
ergreifen, so ist es ihm erlaubt, ohne Lootsen einzusegeln.

3

Wenn heftige Stürme das Entgegenkommen der Lootsen verhindern, das
Schiff aber ohne sie in den Hafen eingehen kann, so wird solches dem Schiffer
durch Aufstecken einer Fahne auf der östlichen Molenspitze angedeutet. Die Tiefe
des Seegatts nach Fußen wird durch Kugeln, welche an einem in schräger Rich-
tung angespannten Tau angereiht sind, angezeigt und die zu nehmende Richtung
der Fahrt durch Neigen einer Fahne zur Rechten oder Linken bezeichnet. Wenn

Jahrgang 1842. (Nr. 2280.) 33 bei

(Ausgegeben zu Berlin am 19. Juli 1842.)
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bei sturmischer Witterung keine Flagge weht, so darf der Schiffer gar nicht
einsegeln, sondern muß auf der Rhede vor Anker gehen oder die See halten.

8. 4.
Sobald der Lootse an Bord kommt, ist der Schiffer schuldig, ihm die

rechten Marken, wie tief sein Schiff liegt, und ob dasselbe noch außerdem
einen losen Kiel (Unterkiel) habe, anzugeben, sowie uber alle auf den Zustand
des Schiffs und der Mannschaft Bezug habende Gegenstande gewissenhaft Aus-
kunft zu ertheilen.

d. 53.

Mit den ergangenen gesundheitspolizeilichen Vorschriften hat sich der
Schiffer angelegentlich bekannt zu machen und dieselben zur Vermeidung der
auf die Uebertretung geordneten gesetzlichen Strasen, genau zu befolgen. Es
sind jedoch auch die Lootsen verpflichtet, sogleich bei ihrem Eintreffen den Schiffer
von seinen Obliegenheiten in dieser Hinsicht noch besonders zu unterrichten.

F. 6.
Den Anweisungen des Lootsen ist der Schiffer zu folgen und daher auch

an dem Ort Anker zu werfen verpflichtet, den ihm der Lootse auf der Rhede
anweisen wird, wenn Umstände das Einbringen des Schiffs nicht gestatten. Beim
Einlaufen aber ist dem Lootsen die Leitung des Schiffs gänzlich zu überlassen, und
der Schiffer den Anordnungen desselben auf das Genaueste zu folgen verbunden.

Sollte der Lootse jedoch bei Führung des Schiffs Fehler machen, die
das Schiff in Gefahr setzen, und sich nicht warnen lassen, so steht es dem
Schiffer frei, mit Uebereinstimmung des nach 8. 2. zu versammelnden Schiffs-
raths dem Lootsen die Direktion abzunehmen. Ein solcher Fall muß aber von
dem Schiffer gleich nach seiner Ankunft dem Haupt-Zollamte zur weitern Un-
tersuchung angezeigt werden.

 .

Kein Schiffer soll auf der Rhede Ballast auswersen, ohne dazu die Ge-
nehmigung des Ober-Lootsen erhalten zu haben.

.8.

Der auf der Rhede oder im Hafen vor Anker gehende Schiffer muß
seinen Anker mit einer senkrecht uber demselben schwimmenden Boje versehen.

8. 9.
Jede absichtliche oder aus grober Fahrlassigkeit verubte Beschadigung oder

Verruckung der Seetonnen hat eine gerichtlich zu erkennende Strafe von 50 bis
200 Thlr. neben dem Ersatz des verursachten Schadens, zur Folge. Zufallige
Beschadigungen dieser Marken, sowie die auf der Rhede und im Fahrwasser
von dem Schiffer oder seiner Mannschaft entdeckten, der Schifffahrt nachtheiligen
Dinge mussen, sobald der Schiffer ans Land kommt, dem Ober-Loocsen sogleich
angezeigt werden.

g. 10.
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8. 10.
Sobald ein Schiff bis an die Molen gelangt ist, muß der Schiffer die He#te der

Segel einziehen, und im Hafen angekommen, muß er an der ihm vom Ober- Schin i-
Lootsen im Einverständniß mit der Steuer-Behörde zur Löschung der Ladungu
oder zur Reparatur anzuweisenden Stelle anlegen. Zwischen dem Schiffsbord
und dem Bollwerke muß der Schiffer lange Rundhölzer oder Reisbündel be-
festigen, um jede Beschädigung des Bollwerks zu verhindern, auch darf er das
Schiffstau nicht an dem Bollwerke, sondern nur an den vorhandenen Wurf-
pfählen befestigen.

Während des Aufenthalts mußjedes Schiff, sofern solches durch den
Ober-Lootsen angeordnet wird, die Segel herunterlassen, Raaen und Stangen
und überhaupt alle bewegliche den Raum beengende Takelage abnehmen. Da-
gegen muß die Flagge aufgezogen werden, wenn die Steuerbeamten zum ersten
Mal Behufs der Revision an Bord kommen.

d. 11.
Seine Schiffspapiere muß der Schiffer sofort, soweit sie auf die Steuer=

Abfertigung Bezug haben, an das Haupt-Zollamt, sein und seiner Mannschaft
und der vorhandenen Passagiere Pässe aber beziehungsweise an den Polizei-
Direktor zu Colberg, den Magistrat zu Rügenwalde und bis auf weitere An-
ordnung, an den Voigt zu Stolpmünde abgeben.

G. 12.
In Bezug auf die Steuer-Verfassung insbesondere ist der Schiffer ver-

pflichtet, über den Inhalt seiner Ladung nach Art und Menge dem Haupt-
Zollamt ein genaues Berzeichniß (Deklaration) abzugeben, welchem die dazu
gehörigen Schiffspapiere beizufügen sind. Was in dieser Beziehung, sowie
serner hinsichtlich des Steuerwesens von ihm zu beobachten ist, ergiebt in Der-
bindung mit den, Zollgesetze und der Zollordnung vom 23. Januar 1838. das
Regulativ über die Behandlung des Waaren-Ein= und Ausgangs auf den
Mündungen der Persante, Wipper und Stolpe vom 16. Dezember 1820.,
wonach derselbe sich genau zu achten hat.

. 13.

Ein jeder Schiffer haftet wahrend seines Aufenthalts auf der Rhede, im
Hafen oder in Binnengewassern fur das ordnungsmaßige Betragen der Mann-
schaft am Bord des Schiffs, und vertritt nach naherer Vorschrift der Landes-
gesetze die Folgen des von ihr begangenen Unfugs.

Auch muß der Schiffer, wenn von der Schiffsmannschaft Jemand ent-
lassen wird oder sich heimlich entfernt, dies sogleich der §. 11. bezeichneten Poli-
zeibehörde anzeigen.

d.1
Der Hafen darf auf keine Wose buchAuswerfen von Ballast, Schmutz

(Ne. 2290.) oder
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oder Kehricht verunreinigt werden, sondern es muß solches nach Anweisung des
Ober-Lootsen ans Land gebracht werden.

F. 15.
Das Kochen der Speisen ist nur auf denjenigen Fahrzeugen gestattet,

welche einen eingerichteten Heerd und Feuerfang haben, und darf nur zur Tages-
zeit geschehen. Theer, Pech und andere leicht Feuer fangende Materialien dür-
sen niemals auf dem Schiffe, sondern nur am Lande an einem sichern, dazu
vom Ober-Lootsen anzuweisenden Platze gekocht werden.

Licht darf außerhalb der Kajüte nur in wohl verschlossenen Laternen ge-
braucht werden.

d. 16.
Schiffe, welche Schießpulver als Ladung fuhren, mussen eine schwarze

Flagge aufstecken und sich außerdem allen von der Polizeibehorde nach Maaß-
gabe der Gesetze zu treffenden Anordnungen unterwerfen.

Schiffern, die nur eine geringe Quantitat Pulver bei sich fuhren, welche
sie jedenfalls anzuzeigen haben, kann dasselbe nach dem Gutachten der Ober-
Lootsen gelassen oder unter Zuziehung der Ortspolizeibehörde am Lande sicher
in Verwahrung gebracht werden.

Das Schießen mit Feuergewehr im Hafen und insbesondere von den
Schiffen aus ist untersagt.

C. 17.
Nur die im Winterlager liegenden Schiffe dürfen unbemannt bleiben,

auf jedem andern Schiffe muß stets wenigstens Ein Mann als Wache bleiben.
.18.

In Ansehung des Loschens der Ladung haben sich die Schiffer nach den
Anordnungen des Haupt-Zollamts eben so zu achten, als bei der Einnahme an-
derweiter Ladung, wobei außerdem die Vorschriften der 96. 94. bis 114. des im
S. 12. genannten Regulativs zu befolgen sind.

Das Fahren mit schwer beladenen Wagen dicht am Bollwerke beim
Ein= und Ausladen ist untersagt, und es darf nur da gefahren werden, wo sol-
ches von dem Ober-Lootsen ausdrücklich nachgegeben ist.

C. 19.
m—ise der Vor dem Abgange muß der Schiffer seine Abfertigung von der Steuer-

7s“*s behörde erhalten haben, und sich durch eineBescheinigung derselben (See-
 -! Ausgangspaß) darüber ausweisen können. Die gchörig visirten Pässe hat der

“ßB Schiffer von der §. 11. bezeichneten Polizeibehörde zurückzunehmen, auch sich von
sen. derfelben unter der Musterrolle des Schiffs bescheinigen zu lassen, daß in der

Mannschaft desselben keine Veranderung vorgegangen ist, oder welche Matrosen
er entlassen und im Hafen wieder geheuert hat. Passagiere, welche nicht im
Besitz eines vorschriftsmaßigen Passes sind, darf kein Schiffer an Bord nehmen.

8. 20.
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(. 20.
Mit allen Absertigungsattesten meldet der Schiffer sich bei dem Ober-

Lootsen zur Anweisung eines Lootsen, dessen er zur Ausbringung seines Schiffs
sich bedienen muß; nur bei Fahrzeugen von funfzehn Last Tragsähigkeit und
darunter ist das Auslaufen ohne Lootsen gestattet. Wegen der Befugnisse des
Lootsen beim Ausbringen eines Schiffs finden die für den Eingang im #7. 6.
enthaltenen Vorschristen Anwendung.

. 21.

Wenn ausgehende Schiffe Ballast einnehmen wollen, so haben sie die
Anweisung desselben von dem Ober-Lootsen zu gewärtigen.

d. 22.
Die Uebertretungen der in dieser Polizei-Ordnung enthaltenen Vorschrif- unenene

ten werden nach Maaßgabe der Umstände mit Geldbußen von Einem bisFunfzig zenBestimmun-
Thalern bestraft. Die Festsetzung der Strafen erfolgt nach summarischer Unter-
suchung durch das Haupt-Zollamt in Gemäßheit der in §. 243. und 247. des
Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung ergangenen WVorschriften; gegen das
Strafresolut steht binnen zehn Tagen nach dessen Eröffnung der Rekurs an die
Regierung zu Cöslin in allen Fällen, eine Berufung auf gerichtliche, durch das
betreffende Land= und Stadtgericht zu führende Untersuchung aber nur in dem
Falle offen, wenn die Strafe mehr als Fünf Thaler beträgt.

Verläßt der Denunziat vor Beendigung der Untersuchung den Hafen,
so muß er eine zur Deckung der Strafe und Kosten ausreichende Summe bei
dem Haupt-Zollamte deponiren.

8. 23.
Die festgesetzten Strafen werden, wenn sie die Sicherung der Hafen-

anstalten und des Fahrwassers zum Zweck haben, von dem Haupt-Zollamte bei
den Hafengeldern verrechnet, alle ubrigen Strafen aber fließen beziehungsweise zu
den in Colbergermunde, Stolpmunde und Rugenwaldermunde zu errichtenden
See-Armenkassen.

Wir beauftragen insbesondere Unsern Minister der Finanzen und des
Handels mit der Ausführung dieser Polizei-Ordnung, welche, soweit es erfor-
derlich, auch im Auslande bekannt zu machen ist.

Gegeben Potsdam, den 29. April 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Rother.
r. v.eEichhorn. v. Thitt. v. Savigny. Frh. v. Bülow.

Gr. zu Stolberg.

(Nr. 2280 —22812) (Nr. 2281.)
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(Nr. 2281.) Verordnung, betreffend die Tuseinandersetzung zwischen den abgehenden katho-
lischen Pfarrern u. s. w. und deren Amts-Nachfolgern in der bischöflichen
Diöôzese von Culm. Vom 3. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. c.

verordnen zur Beseitigung entstandener Zweifel auf den Antrag Unseres Staats-
Ministeriums,

daß in der bischöflichen Diözese von Culm bei Auseinandersetzungen
zwischen den abgehenden katholischen Pfarrern, oder den Erben ver-
storbener katholischer Pfarrer und deren Amtsnachfolgern über die
Nutzungen des Pfarrbeneßziums die Vorschriften des Allgemeinen
Landrechts Theil II. Tit. 11. J. 823. und folgende überall zur Richt-
schnur dienen sollen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-
tem Königlichen Insiegel.

Gegeben Sanssouci, den 3. Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Rother.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg.

(Nr. 2282.)
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(Nr. 2282.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 13. Juni 1842., über den Zeitpunkt der A-
wendung der neuen Landgemeinde-Ordnung für Wesiphalen, in den ein-
zelnen Orten der Provinz, und die Fortdauer der bisherigen Kommunal=
Verfassung bis zur Einführung der neuen Kommunal-Behörden.

Ar# Ihren Bericht vom 13. v. M. erkläre Ich Mich damit einverstanden,
daß die Bestimmungen der Landgemeinde-Ordnung für die Provinz Westpha-
len vom 31. Oktober v. J. (Gesetzsammlung Seite 297.), sowie der unter
demselben Tage ergangenen Derordnung über die Einrichtung der Gemeinde-=
Verfassung in denjenigen Städten der Provinz Westphalen, in denen die
Städteordnung bisher nicht eingeführt ist (Gesetzsammlung Seite 322.), in den
einzelnen Orten erst dann vollstädndig zur Anwendung kommen, wenn die Kom-
munalverhältnisse daselbst nach diesen Gesetzen umgestaltet sind, insbesondere die
Einführung der neuen Kommunalbehörden erfolgt ist. Bis dahin bleibt an
jedem Orte die bisherige Kommunalverfassung in Göltigkeit und die bisherigen
Gemeindebehörden bestehen mit den ihnen gesetzlich zugewiesenen Funktionen sort.
Diejenigen Orte, in denen die Einführung der Landgemeinde-Ordnung und der
Verordnung über die Sinrichtung der Gemeindeverfassung in den Städten 2c.
beendet ist, sind durch das Amtsblatt der betreffenden Regierung bekannt zu
machen, unter Angabe des Zeitpunkts, von welchem ab die neue Kommunal=
Verfassung daselbst in Wirksamkeit tritt. Ich weise Sie an, diese Erkldrung
zur Beseitigung der entstandenen Zweifel durch die Gesetzsammlung publiziren
zu lassen.

Sanssouci, den 13. Juni 1842.

Friedrich Wilhelm.
An die Staatsminister Mühler und v. Rochow.

(Nr. 2282—2283.) (Nr. 2283.)
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(Nr. 2283.) Allerhöchste Kabineesorder vom 22. Juni 1842., betreffend die Ermäßigung der
von geflößtem Holze nach dem Tarif vom 16. Januar 1841. für das Be-
fahren des Bromberger Kanals zu erlegenden Abgabe.

Auf Ihren Antrag vom 11. Juni c. will Ich die, nach dem Tarif vom
16. Januar 1841. von geflößtem Holze mit 2 Pfennigen für jede 11 Qua-
dratfuß der Oberfläche bei jeder Schleuse des Bromberger Kanals für das Be-
fahren desselben zu erlegende Abgabe dergestalt ermaßigen, daß diese Abgabe fortan:

1) von Flössen, die ganz oder theilweise aus vierkantig beschlagenen Hölzern
(Quadratholz) oder Balken bestehen, für jede 14 Quadratfuß der Ober-
fläche, einschließlich des Flottwerks und Wasserraums,

2) von allen anderen Flössen für jede 18 Quadratfuß der Oberfläche, ein-
schließlich des Flotewerks und Wasserraums,

bei jeder Schleuse des genannten Kanals mit 2 Pfennigen entrichtet werden
soll. Sie haben diesen Erlaß durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen.

Sanssouci, den 22. Juni 1842.

Friedrich Wilhelm.
An den Staats= und Finanzminister v. Bodelschwingh.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 19.—

(Nr. 2284.) Verordnung über die Befugnisse der Kreisstände im Königreich Preußen, Aus-
gaben zu beschließen und die Kreis-Eingesessenen dadurch zu verpflichten.
Vom 22. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2.

verordnen nach Anhörung des Gutachtens Unserer getreuen Stände des König-
reichs Preußen, zur Ergänzung der in den &amp;s. 3. und 19. der Kreis-Ordnung
vom 17. März 1828. gegebenen Bestimmungen, was folgt:

s. 1. Die Kreisstände sind ermächtigt, zu gemeinnützigen Einrichtungen
und Anlagen, welche in den Interessen des gesammten Kreises beruhen, Aus-
gaben zu beschließen und sämmtliche Kreis-Eingesessenen dadurch zu verpflichten.

5. 2. Wenn die Kreise im Besitz von Kreis-Kommunal-Fonds sind,
steht den Kreisständen frei, zu den vorgedachten Zwecken über die jährlichen
Nutzungen derselben, so wie über die ersparten Revenüen aus den letzten fünf
Jahren zu disponiren, und bedürfen sie dazu nur insofern der Genehmigung
der Regierung, als zur Ausführung ihrer desfallsigen Beschlüsse deren Mitwir-
kung erforderlich ist.

Diese Dispositions-Befugniß erstreckt sich indeß nicht auf das Kapital=
Vermögen der Kreis-Kommunal-Fonds, zu welchen auch die Ersparnisse aus
frühern Perioden, wie die vorstehend erwähnte, gehören.

SK. 3. Sollen dagegen die Mittel zu Erreichung der im K. 1. erwähnten
Zwecke durch Beiträge oder Leistungen der Kreis-Eingesessenen beschafft werden,
so bedarf ein hierüber gesaßter Beschluß der Bestätigung der Regierung, die
jedesmal durch das Plenum derselben zu ertheilen ist.

P. 4. Zulagen für Unser Kreisbeamten-Personale und Zuschüsse zu den
Böreaukosten des Landraths können von den Kreissiänden überall nicht bewilligt
werden.

8. 5. Beschlüsse über Beiträge oder Leistungen der Kreis-Eingesessenen
sind auf solche zu beschränken, welche innerhalb der beiden nächsten Kalender-
Jahre, von der Bestätigung des Beschlusses an gerechnet, aufgebracht werden
ollen.

K. G. Ausnahmen von den vorstehenden Bestimmungen wollen Wir in
einzelnen Fällen, wenn auf besonderen Verhältnissen beruhende erhebliche Gründedasür sprechen, dahin gestatten, daß dann

Jahrgang 138822. (Nr. 2284.) 34 a) auch

Ausgegeben zu Berlin am B. Juli 1842.
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a) auch uber solche Einrichtungen und Anlagen Beschluß gefaßt werden
darf, bei denen nur ein Theil des Kreises oder ein einzelner Stand
interessirt ist; imgleichen

b) Dispositionen über das Kapital des Kreis-Kommunal-Fonds, sowie
c) enhicuugen, welche über die Dauer von zwei Kalenderjahren hin-ausgehen,

statefnden können, jedoch mit der Maaßgabe, daß dazu jederzeit Unsere ausdrück-
liche Genehmigung erforderlich seyn soll, wobei Wir in dem Sub a. vorgesehenen
Falle entscheiden werden, ob die Kosten der Ausführung des Beschlusses vom

ge reise oder dem betreffenden Theile oder Stande allein aufzubrin-gen sind.
K. 7. Bei jeder in Gemäßheit der Bestimmungen dieser Verordnung an

die Kreisstände zu bringenden Proposition soll ein ausführlicher Vorschlag zu
dem Beschlusse, welcher

a) über den Zweck desselben,
b) die Art der Ausführung,
pc) die Summe der zu verwendenden Kosten, und
) die Aufbringungsweise

das Nöthige enthält, ausgearbeitet und jedem Mitgliede des Kreistags vier
Wochen vor dem zur Berathung und Beschlußnahme darüber anberaumten
Termine in Abschrift zugefertigt werden.

#5. 8. Zur Gültigkeit eines nach den Bestimmungen dieser Verordnung
zu fassenden Beschlusses soll überhaupt eine Stimmenmehrheit von zwei Dritteln
der anwesendenden Mitglieder des Kreistages erforderlich seyn, jedoch wenn
auch diese vorhanden seyn sollte, ein Beschluß für nicht zu Stande gekommen
erachtet werden, sofern die Kreisstände in Theile gegangen sind, und zwei Stände
sich gegen denselben ausgesprochen haben.

Wenn nur ein Stand in der durch die Kreis-Ordnung festgesetzten Form
eine abweichende Ansicht erklärt hat, bleibt die Entscheidung Unsern Ministern
des Innern und der Finanzen vorbehalten.

Gegeben Sanssouci, den 22. Inni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg.

(Nr. 2285.)



— 213 —

(Nr. 2285.) Reglement über das Verfahren bei den ständischen Wahlen. Vom 22. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

verordnen zur Besörderung eines gleichmäáßigen Verfahrens bei den ständischen
Wahlen, nach eingeholtem Gutachten Unserer getreuen Stände sämmtlicher Pro-
vinzen, was folgt:

§. 1. Die Wahl jedes Landtags-Abgeordneten und jedes Stellvertreters
erfolgt in einer besonderen Wahlhandlung.

6. 2. Wenn die für die verschiedenen Stände gebildeten Wahlbezirke
oder einzelne Städte mehrere Abgeordnete und Stellvertreter zu wählen haben,
so wird, um deren Reihenfolge unzweifelhaft festzustellen, jede einzelne Wahl-
Handlung ausdrücklich auf die Wahl des ersten, zweiten u. s. w. Abgeordneten,
beziehungsweise ersten, zweiten u. s. w. Stellvertrerers, gerichtek.

64. 3. Ein Stellvertreter der in der Reihefolge eine Stelle einnimmt,
welche hinter der zur Zeit erledigten stehr, ist zu der letzteren wählbar und findet,
wenn er für dieselbe gewählt wird, und die auf ihn gefallene Wahl annimmt,
eine anderweitige Wahl in Beziehung auf die von ihm zuvor eingenommene
Stelle Statt.

§. 4. Alle Wahlen erfolgen durch absolute Stimmenmehrheit in der Art,
daß der Gewählte mehr als die Hälfte der Stimmen der erschienenen Wähler,
oder zwar nur die Häste, aber darunter die Stimme des —nach den Lebens-
jahren — altesten Mitgliedes der Wahlversammlung erhalten haben muß. Be-
findet sich indeß das dlteste Mitglied unter denen, welche gleiche Stimmen er-
halten haben, so entscheidet die Stimme des nächstältesten, bei der Enrscheidung
nicht persönlich berheiligten Wählers.

. 5. Finden sich die Stimmen zwischen Mehreren in der Art getheilt,
daß sich für keinen derselben eine absolute Mehrheit ausgesprochen hat, so sind
diesenigen beiden Personen, welche die meisten Stimmen erhalten haben, auf
eine engere Wahl zu bringen.

’. 6. Sind die Stimmen zwischen Dreien oder mehreren gleich getheilt,
so findet eine Vorwahl unter ihnen Statt, um diesenigen beiden Personen zu
bestimmen, welche auf die engere Wahl zu bringen sind.

Ergiebt die zweite Abstimmung kein anderes Resultat als die erste, so ist
die Wahl nochmals zu wiederholen, und wenn auch dann noch die Stimmen

in dersien Weise getheilt bleiben, so sind von denen, welche die gleiche Stim-menzahl erhalten haben, die beiden den Lebensjahren nach Aeltesten auf die engere
Wahl zu bringen.

5. 7. Ist zwar für Einen die relative Stimmenmehrheit vorhanden;
haben aber nächst ihm mehrere andere eine gleiche Stimmenzahl erhalten, so ist
durch eine weitere Vorwahl nach dem im 6. 6. vorgeschriebenen Verfahren fest-
zustellen, welcher von ihnen mit senem auf die engere Wahl gebracht werden soll.

5. 8. Bei allen Vorwahlen, welche nur zu dem Zweck geschehen, um
die beiden Personen zu ermitteln, welche auf die engere Wahl zu bringen sind,
entscheidet die relative Stimmenmehrheit.

(Nr. 2285.) 34“ 8. 9.
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6. 9. Die auf eine engere Wahl gebrachten Personen haben sich des
Mitstimmens bei derselben zu enthalten.

9. 10. Die Wahlstimmen werden mittelst verdeckter Stimmzettel ab-
gegeben, wobei jederzeit die beiden jüngsten Mitglieder die Stimmzettel einsam-

kinhn ushe sie demnächst gemeinschaftlich mit dem Wahl-Kommissarius zu er-nen haben.

F. 11. Im Wahltermin, zu welchem die Wahl-Berechtigten mindestens
14 Tage zuvor einzuberufen sind, legt der Wahl-Kommissarius den Anwesenden
zuvörderst die Bescheinigungen über die Insinuation der Einladungen vor, und
wird, daß dies geschehen, im Wahlprotokoll ausdrücklich bemerkt.

Demnächst sind in diesem Protokoll sämmtliche erschienene Wähler, mit
Angabe des Gutes, auf welchem die Stimme ruht, beziehungsweise des Wahl-
beirsel ver Kommune oder Korporation, welche von ihnen vertreten wird, genauaufzuführen.

Aus demselben müssen ferner die Stellen, zu deren Wiederbesetzung die
Wahlen erfolgt sind, die Periode, für welche sie Statt gefunden, die Art und
Weise der Abstimmung, der Gang der Wahlhandlungen in Beziehung auf
etwanige Anwendung der Vorschriften der 99. 4—F. und die Resultate derselben
deutlich hervorgehen. Insbesondere ist zu letzterm Zweck in dem Protokoll nicht
nur auszudrücken, mit wie viel Stimmen die betreffenden Abgeordneten, be-
ziehungsweise Stellvertreter, gewähle sind; sondern es sind auch die Namen aller
derer, welche außer den Gewählten, Stimmen erhalten haben, mit Angabe der
Zahl der letztern, darin vollständig zu verzeichnen.

é. 12. Fällt die Wahl auf ein Mitglied des betreffenden ständischen
(Verbandes, bei dem die Bedingung des zehnjährigen Grundbesitzes nicht voll-
ständig erfüllt wird, so ist jederzeit noch eine zweite subsidigrische Wahl für den
Fall vorzunehmen, daß die erforderliche Dispensation nicht ertheilt werden sollte.

§. 13. Diese Vorschrifren gelten nicht nur für die Wahlen von Ab-
geordneten und Stellvertretern der verschiedenen Stände zu Provinzial-Kom-
munal-Landtagen und Kreistagen; sondern auch für die anderen von den Stän-
den auf denselben zu vollzichenden Wahlen (mit Ausnahme der Landraths-
Wahlen), imgleichen für die Wahlen der Bezirkswähler durch die Ortswühler
im Stande der Landgemeinden.

Die Dom-Kapitel ernennen auch künftig ihre Abgeordneten und Stell-
vertreter nach den bei ihnen bestehenden Observanzen.

Die Wahlen der Ortswähler in den zu Kollektiv-Stimmen berechtigten
Städten und den Landgemeinden erfolgen nach den rücksichtlich ihrer, wegen
der Gemeindewahlen, bestehenden Gesetzes-Vorschriften oder Observanzen.

 14. Dagegen werden alle bisher gültige Bestimmungen und Obser-
vanzen, welche diesem Reglement entgegenstehen, hierdurch aufgehoben.

Gegeben Sanssouci, den 22. Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Prenßen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow: v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 NNr. 20.—

(Nr. 2286.) Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände des Königreichs
Preußen. Vom 21. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhem, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

haben beschlossen, einen ständischen Ausschuß aus Mitgliedern des Provinzial-
Landtages, welche dessen besonderes Vertrauen besitzen, wählen zu lassen, um
solchen in der Zwischenzeit von einem Landtage zum anderen in geeigneten Fällen zu
berufen, und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines Raths zu bedienen.

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unserer getreuen Stände
des Königreichs Preußen, was folgt:

F. 1.
Es soll im Königreich Preußen, so wie in allen übrigen Provinzen Un-

serer Monarchie, ein Ausschuß aus den auf dem Provinzial-Landrag versammel-
ten Ständen gebildet werden, der sich auf Unseren Befehl zu versammeln hat,
um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Land-
tage nicht versammelt sind, ständische Organc mit ihrem Gutachten zu hören.

g. 2.
Die verfassungsmäßige Wirksamkeit der Provinzial-Stände, wie solche

durch den Artikel III. des allgemeinen Gesetzes vom dten Juni 1823. vorge-
schrieben ist, erleidet durch den Ausschuß (F. 1.) keine Beeinträchtigung.

. 3.

Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten, wenn die An-
sichten der Landtage verschiedener Provinzen, uber einen von ihnen berathenen
Gesetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren
Berathung der Gesetze, in den hoheren Instanzen der Legislation neue Mo-
mente hervortreten, und Wir es angemessen finden, durch ständische Organe eine
Ausgleichung der verschiedenen Ansichten herbeizuführen.

Jahrgang 1842. (Nr. 2286.) 35 8. 4.

(Ausgegeben zu Berlin den 30. August 1842.)
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8. 4.
Insbesondere aber noch soll Uns der einzuberufende Ausschuß ein stän-

disches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenständen, welche bisher in
der Regel an die Provinzialstände nicht gelangt sind, sofern Wir dabei den Rath
erfahrener Männer aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen für gut fin-
den werden, die anzunehmenden Hauptgrundsätze einer Besprechung wollen un-
terwerfen lassen.

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denselben auch bei den ersten Vor-
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Gesetzen zur gurachtlichen Aeußerung auf-
zufordern, sowohl Hinsichts der Nothwendigkeit dieser Gesetze im Allgemeinen, als
Hinsichts der Richtung, welche bei Abfassung derselben zu befolgen seyn möchte,
insofern es dabei hauptsächlich auf Kenntniß örtlicher Verhältnisse und praktische
Erfahrung ankommt.

 i

Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen Wir hierdurch auf
zwölf fest.

Seine Zusammensetzung geschieht in der Art, daß für denselben:
vom Stande der Ritterschaff 6 Mitglieder

- - -Städte. 4 -

- - :Landgemeinden 2

zu wählen sind.
G. 6.

Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck künftig bis zur
Eröffnung des nächstfolgenden Provinzial-Landtages sortdauern soll, ist jederzeit
Mitglied und Vorsitzender des Ausschusses. Derselbe wird in die Zahl der
Ausschußmitglieder vom Stande der Ritterschaft in der Art miteingerechnet, daß
während der Dauer seines Amtes von jenem ein Mitglied weniger zum Aus-
schusse gewählt wird.

.7.

Die zu diesem Ausschusse erforderlichen Wahlen erfolgen auf versammel-
tem Provinzial-Landtage von jedem Stande in sich nach absoluter Stimmen-
Mehrheit. Fur jeden Stand werden so viel Stellvertreter als er Ausschußmit-
glieder zu ernennen hat, in der Art gewählt, daß jeder einzelne Wahl-Ake aus-
drücklich auf die Wahl des ersten, zweiten u. s. w. Stellvertreters des betreffenden
Stcandes gerichtet, und auf diese Weise die Reihefolge bestimmt wird, in welcher
die Erwählten bei vorfallenden Verhinderungen von Ausschußmitgliedern ein-
treten sollen.

Für den Fall der Behinderung des Landtags-Marschalls werden Wir
einen Stellvertreter desselben aun den, dem Stande der Ritterschaft angehörigen

Mit-
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Mitgliedern des Ausschusses ernennen. In seiner Eigenschaft als Ausschußmit-
glied wird dann der Landtags-Marschall durch Einberufung desjenigen Stell-
vertreters seines Standes, an dem die Reihe ist, ersetzt.

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Marschall,
als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieselben bedürfen Unserer Bestätigung.

0. S.
Die Dauer der Wirksamkeit der Mitglieder eines gewählten Ausschusses

beschränke sich auf die Zwischenzeit von einem Provinzial-Landtage zum andern.
Ein in den Ausschuß gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis

zur Erôffnung des nächsten Landrages, auch wenn die Wahlperiode, für welche
er als Landtags-Abgeordneter gewählt ist, inzwischen ablaufen sollte.

(. 9.
Den zum Provinzial-Landtage versammelten Ständen bleibt überlassen,

die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschäfte ständischer
Verwaltung, insofern sie nicht besondere Ausschusse dazu bestimmen sollten, dem
nach den vorstehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch, nach dem
Bedürfnisse, einem innerhalb desselben zu bestellenden engeren Ausschusse, oder
auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen.

Im Fall die Stände von dieser Befugniß Gebrauch machen, bedürfen
ihre desfallsigen Beschlüsse Unserer Bestätigung, und behalten Wir Uns vor,
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zusammentritts des Ausschusses zu die-
sem Zweck und der Behandlung derartiger Geschäfte, weitere Bestimmungen
zu treffen.

S 10.
Die Kosten der Ausschüsse werden in derselben Art, wie die allgemeinen

Landtagskosten, aufgebracht.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-

tem Königlichen Insiegel.
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

(Nr. 2280—22897.) 35“ (Nr. 228-.)
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(Ar. 2287.) Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Kur- und
Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlausitz. Vom
21. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

haben beschlossen, einen ständischen Ausschuß aus Mitgliedern des Provinzial-
Landtages, welche dessen besonderes Vertrauen besitzen, wählen zu lassen, um
solchen in der Zwischenzeit von einem Landtage zum andern, in geeigneten Fällen
zu berufen und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines Raths zu bedienen.

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unserer getreuen
Stände der Kur= und Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Nie-
derlausitz, was folgt: 4

6. 1.
Es soll in der Kur= und Neumark Brandenburg und dem Markgraf-

thum Niederlausitz, so wie in allen übrigen Provinzen Unserer Monarchie, ein
Ausschuß aus den auf dem Provinzial-Landtag versammelten Ständen gebildet
werden, dersichauf Unsern Befehl zu versammeln hat, um Uns die Gelegen-
beit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Landtage nicht versammelt
sind, ständische Organe mit ihren Gutachten zu hören.

6. 2.
Die verfassungsmäßige Wirksamkeit der Provinzial-Stände, wie solche

durch den Art. III. des allgemeinen Gesetzes vom 5. Juni 1823. vorgeschrieben
ist, erleidet durch den Ausschuß (§. 1.) keine Beeinträchtigung.

6. 3.
Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten, wenn die An-

sichten der Landtage verschiedener Provinzen über einen von ihnen berathenen
Gesetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren
Berathung der Gesetze, in den höheren Instanzen der Legislation neue Mo-
mente hervortreten, und Wir es angemessen finden, durch ständische Organe

eine Ausgleichung der verschiedenen Ansichten herbeizufuhren.8.4
Insbesondere aber noch soll Uns der einzuberufende Ausschuß ein stan-

disches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenstanden, welche bisher
in der Regel an die Provinzial-Stande nicht gelangt sind, sofern Wir dabei
den Rath erfahrener Manner aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen
fur gut finden werden, die anzunehmenden Hauptgrundsatze einer Besprechung
wollen unterwerfen lassen.

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denselben auch bei den ersten Vor-
berei-
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bereitungen zu allgemeinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Aeußerung aufzu-
fordern, sowohl Hinsichts der Nothwendigkeit dieser Gesetze im Allgemeinen, als
Hinsichts der Richtung, welche bei Auffassung derselben zu befolgen seyn mochte,
insofern es dabei hauptsachlich auf Kenntniß ortlicher Verhaltnisse und prakti-
sche Erfahrung ankommt.

d. 5.
Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen Wir hierdurch auf

Zwölf fest. Seine Zusammensetzung geschieht in der Art, daß für denselben
I. 6 aus dem ersten Stande, und davon:

1 aus der Altmark,
3 „ Priegnitz, Mittelmark nebst inkorporirten Kreisen, und

Ukermark,
1 „-Neumark,
1 = UNiederlausit,

durch die sämmtlichen auf dem Landtage anwesenden Mitglieder dieses
Standes zu wählen sind;

II. 4 aus dem Stande der Städte, ohne Rücksicht auf die einzelnen
Landestheile durch sämmtliche städtische Landtags-Abgeordnete, und

III. 2 aus dem Stande der Landgemeinden, und zwar
1 von und aus den Abgeordneten dieses Standes der Priegnitz, Mit-

telmark nebst inkorporirten Kreisen, und Ukermark,
1 gemeinschaftlich von und aus denen der Altmark, Neumark und

Niederlausitz,
gewählt werden.

8. 6.
Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck bis zur Eröffnung

des nächsten Provinzial-Landtages fortdauern soll, ist sederzeit Mitglied und
Vorsitzender des Ausschusses. Derselbe wird in die Zahl der Ausschußmitglieder
des ersten Standes des Landestheils, welchem er als Landtagsmitglied angehört,
in der Art mit eingerechnet, daß während der Dauer seines Amtes für jenen ein
Mitglied weniger zum Ausschusse gewählt wird.

S 7.
Die zu diesem Ausschusse erforderlichen Wahlen erfolgen auf versammel-

tem Provinzial-Landtage von jedem Stande in sich nach absoluter Stimmen-
Mehrheit. Für jedes Mitglied des Ausschusses wird ein Stellvertreter gewählt.
Für den Fall der Behinderung des Landtags-Marschalls werden Wir einen
Stellvertreter desselben aus den dem ersten Stande angehörigen Mitgliedern
des Ausschusses ernennen.

(Nr. 2287.) Es
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Es ist deshalb für den Landtags-Marschall, eben so wie für alle übrige
Mitglieder, ein Stellvertreter zu wählen, durch den er für diesen Fall in seiner
Eigenschaft als Mitglied des Ausschusses ersetzt wird.

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Mar-
schall, als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieselben bedürfen Unserer Bestätigung.

8. 8
Die Wirksamkeit der Mitglieder des Ausschusses beschränkt sich auf die

Zwischenzeit von einem Provinzial-Landtage zum andern.
Ein in den Ausschuß gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis

zur Eröffnung des nächsten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, für welche

er als Landtags-Abgeordneter gewählt n inzwischen ablaufen sollte.d.9
Den zum Provinzial-Landtage versammelten Ständen bleibt überlassen,

die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschäfte ständischer
Verwaltung, insofern sie nicht besondere Ausschüsse dazu bestimmen sollten, dem
nach den vorstehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch nach dem
Bedürfnisse einem innerhalb desselben zu bestellenden engeren Ausschusse, oder
auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen.

Im Fall die Stände von dieser Befugniß Gebrauch machen, bedürfen
ihre desfallsigen Beschlüsse Unserer Besidtigung, und behalten Wir Uns vor,
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zusammentrikts des Ausschusses zu diesem
Zweck und der Behandlung derartiger Geschäste, weitere Bestimmung zu treffen.

8. 10.
Die Kosten der Ausschusse werden in derselben Art wie die allgemeinen

Landtagskosten aufgebracht.
Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beige—

drucktem Koniglichen Insiegel.
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Priuz von Preußen.

v. Boyen. Muhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

(Nr. 2288.)



(Nr. 2288.) Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Provinz Pom-
mern. Vom 21. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

haben beschlossen, einen ständischen Ausschuß aus Mitgliedern des Provinzial-
Landtages, welche dessen besonderes Vertrauen besitzen, wählen zu lassen, um
solchen in der Lwischenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Fällen
zu berufen und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines Raths zu bedienen.

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unserer getreuen

Stände des Herzogthums Pommern und Furstenthums Rugen, was folgt:
Es soll im Herzogthum Pommen- und dem Fürstenthum Rügen, so wie

in. allen übrigen Provinzen Unserer Monarchie, ein Ausschuß aus den auf dem
Provinzial-Landtag versammelten Ständen gebildet werden, der sich auf Unsern
Besehl zu versammeln hat, um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit,
wo die Provinzial-Landtage nicht versammelt sind, ständische Organe mit ihren
Gutachten zu hören.

6. 2.
Die verfassungsmäßige Wirksamkeit der Provinzial-Stände, wie solche

durch den Art. III. des allgemeinen Gesetzes vom 5. Juni 1823. vorgeschrieben
ist, erleidet durch den Ausschuß (§. 1.) keine Beeinträchtigung.

S. 3.
Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten, wenn die An-

sichten der Landtage verschiedener Provinzen über einen von hnen berathenen
Gesetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weitern
Berathung der Gesetze, in den höhern Instanzen der Legislation neue Momente
hervortreten und Wir es angemessen finden, durch ständische Organe eine Aus-
gleichung der verschiedenen Ansichten herbeizuführen.

8. 4.
Insbesondere aber noch soll Uns der einzuberufende Ausschuß ein ständi-

sches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenständen, welche bisher in
der Regel an die Provinzialstände nicht gelangt sind, sofern Wir dabei den
Rath erfahrener Männer aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen für gut
finden werden, die anzunehmenden Hauptgrundsätze einer Besprechung wollen
unterwerfen lassen.

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denselben auch bei den ersten Vor-
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Aeußerung aufzu-
sordern, sowohl Hinsschts der Nochwendigkeit dieser Gesetze im Algemeinen, als

(Nr. 2288.) Hin-
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Hinsichts der Richtung, welche bei Abfassung derselben zu befolgen seyn mochte,
insofern es dabei hauptsachlich auf Kenntniß ortlicher Verhaltnisse und praktische
Erfahrung ankommt.

8. 5.
Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen Wir hierdurch auf

Zwölf fest.
Die Zusammensetzung desselben geschieht in der Art, daß

I. von der Ritterschaft:
1) aus Hinterpommen 4 Mitglieder
2) = Alt-Vorpommen 1 -

3) -Neu-Vorpommen 1 -

6 Mitglieder
II. von den Städten:

1) aus Hinterpommen 2 Mitglieder
2) = Alt-Vorpommen 1 -

3) -Neu-Vorpommen 1 -
4 Muglieder

III. von den Landgemeinden,
1) aus Hinterpommen 1 Mitglied
2) = ([orpommern, alternirend zwischen Alt-

und Neu-Vorpommen 1 -

zu wahlen sind 2 Mitglieder

6. 6.
Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck künftig bis zur

Eröffnung des nächstfolgenden Provinzial-Landtags fortdauern soll, ist Mitglied
und Gorsitzender des Ausschusses.

Derselbe wird in die Zahl der Ausschußmitglieder vom Stande der Rit-
terschaft des Landestheils, welchem er als Landtagemitglied angehört, in der Art
mit eingerechnet, daß während der Dauer seines Amtes für jenen ein Mitglied
weniger zum Ausschusse gewählt wird.

F. 7.
Die zu diesem Ausschusse erforderlichen Wahlen erfolgen auf versam-

meltem Provinzial-Landtage von jedem Stande in sich nach absoluter Stim-
menmehrheit. Für jedes Mitglied des Ausschusses wird ein Stellvertreter
gewählt.

Für den Fall der Behinderung des Landtags-Marschalls werden Wir
einen Stellvertreter desselben aus den dem Stande der Ritterschaft angehöri-

gen
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gen Mitgliedern des Ausschusses ernennen. Es ist deshalb fur den Landtags-
Marschall, eben so wie fur alle ubrige Mitglieder, ein Stellvertreter zu wah-
len, durch den er für diesen Fall in seiner Eigenschaft als Ausschußmitglied er-
setzt wird.

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Mar-
schall, als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieselben bedürfen Unserer Bestätigung.

. B.

Die Dauer der Wirksamkeit der Mitglieder eines gewahlten Ausschus-
ses beschränkt sich auf die Zwischenzeit von einem Provinzial-Landtage zum
andern.

Ein in den Ausschuß gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis
zur Eröffnung des nächsten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, für welche
er als Landlags-Abgeordneter gewählt ist, inzwischen ablaufen sollte.

.9.

Den zum Provinzial-Landtage versammelten Standen bleibt überlassen,
die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschafte standi-
scher Verwaltung, in sofern sie nicht besondere Ausschüsse dazu bestimmen soll-
ten, dem nach den vorstehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch,
nach dem Bedürsnisse, einem innerhalb desselben zu bestellenden engern Ausschusse
oder auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen.

Im Fall die Stände von dieser Befugniß Gebrauch machen, bedürfen
ihre desfallsigen Beschlüsse Unserer Bestätigung, und behalten Wir Uns vor,
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zusammentritts des Ausschusses zu die-
sem Zweck und der Behandlung derartiger Geschäste, weitere Bestimmungen
zu treffen.

6 10.
Die Kosten der Ausschüsse werden in derselben Art, wie die allgemeinen

Landtagskosten aufgebracht.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-

tem Königlichen Insiegel.
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

Jobrgang 1842. (Nr. 2238 — 2289.) 36 (Nr. 2289.)
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(Nr. 2289.) Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände des Herzogthums
Schlesien, der Grasschaft Glatz, und des Preußischen Markgrafthums
Oberlausitz. Vom 21. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

haben beschlossen, einen ständischen Ausschuß aus Mitgliedern des Provinzial=
Landtages, welche dessen besonderes Vertrauen besitzen, wählen zu lassen, um
solchen in der Zwischenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Fällen
zu berufen, und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines Raths zu be-
dienen.

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unserer getreuen
Stände des Herzogthums Schlesien, der Grasschaft Glatz und des Preußischen
Markgrasthums Ober-Lausitz, was folgt:

F. 1.
Es soll im Herzogthum Schlessen, der Grafschaft Glatz und dem Preu-

ßischen Markgrafthum Ober-Kausitz, sowie in allen übrigen Provinzen Unserer
Monarchie, ein Ausschuß aus den auf dem Provinzial-Landtag versammelten
Socänden gebildet werden, der sich auf Unseren Befehl zu versammeln hat, um
Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Landtage nicht
versammelt sind, ständische Organe mit ihren Gutachten zu hören.

2g. 2.

Die verfassungsmäßige Wirksamkeit der Provinzial-Stände, wie solche
durch den Art. III. des allgemeinen Gesetzes vom 5. Juni 1823. vorgeschrieben
ist, erleidet durch den Ausschuß (K. 1.) keine Beeinträchtigung.

F. 3.
Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten, wenn die An-

sichten der Landtage verschiedener Provinzen, über einen von ihnen berathenen
Gesetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren
Berathung der Gesetze, in den höheren Instanzen der Legislation neue Mo-
mente hervortreten, und Wir es angemessen finden, durch ständische Organe

eine Ausgleichung der verschiedenen Asschten herbeizuführen.d.4
Insbesondere aber noch soll uns der einzuberufende Ausschuß ein stan-

disches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenstanden, welche bisher in
der Regel an die Provinzial-Stande nicht gelangt sind, sofern Wir dabei den
Rath erfahrener Manner aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen fur gut
finden werden, die anzunehmenden Hauptgrundsatze einer Besprechung wollen
unterwerfen lassen.

Des-
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Desgleichen behalten Wir Uns vor, denselben auch bei den ersten Vor-
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Aeußerung außzu-
sordern, sowohl Hinsichts der Nothwendigkeit dieser Gesetze im Allgemeinen, als
Hinsichts der Richtung, welche bei Abfassung derselben zu befolgen seyn möchte,
insofern es dabei hauptsächlich auf Kenntniß örtlicher Verhältnisse und praktische
Erfahrung ankommt.

S. 5.
Die Zahlder Mitglieder dieses Ausschusses setzen Wir hierdurch auf Zwölf fest.
Seine Zusammensetzung geschieht in der Art, daß für denselben

von den Fürsten und Standesherren und der Ritterschaft . 6 Mitglieder
von den Städdtden 4 -

von den Landgemeinden 2 -

12 Mitglieder
zu wahlen sind.

Die Fursten und Standesherren sollen hierbei mit der Ritterschaft in
der Art alterniren, daß auf dem einen Landtage von den Ersteren zwei und von
der Letzteren vier Mitglieder; auf dem andern aber von den Fürsten und Stan-
desherren ein Mitglied und von der Rirterschaft fünf Micglieder zum Ausschusse
gewählt werden.

Die von den Fürsten und Standesherren vorzunehmenden Wahlen kön-
nen nur aus ihrer Mitte getrossen werden, und die Gewählten mit Vorbehale
der Vertretung, durch die auf dem Landtage gewählten Stellvertreter ihres
Standes, nur in Person im Ausschusse fungiren.

 *ir

Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck künftig bis zur
Eröffnung des nächstfolgenden Provinzial-Landtages fortdauern soll, ist jederzeit
Mitglied und Vorsitzender des Ausschusses. Derselbe wird in die Zahl der
Ausschuß-Mitglieder der Gürsten und Standesherren und der Ritterschaft in der
Art mit eingercchnet, daß während der Dauer seines Amtes von denselben ein
Mitglied weniger zum Ausschusse gewählt wird.

4. 7.

Die zu diesem Ausschusse erforderlichen Wahlen erfolgen auf versammel-
tem Provinzial-Landtage von sedem Stande in sich nach absoluter Stimmen-
Mehrheit. Für seden Stand werden so viel Stellvertreter als er Ausschuß-
Mitglieder zu ernennen hat, in der Art gewähle, daß jeder einzelne Wahl-Ak#
ausdrücklich auf die Wahl des ersten, zweiten u. s. w. Stellvertreters des be-
tressenden Standes gerichtet und auf diese Weise die Reihefolge bestimmt wird,
in welcher die Erwählten bei vorfallenden Verhinderungen von Ausschuß-Mit-
gliedern eintreten sollen.

(Xr. 2289.) 36“ Fur
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Für den Fall der Behinderung des Landtags-Marschalls werden Wir
einen Stellvertreter desselben aus den den Ständen der Fürsten und Herren
und der Ritterschaft angehörigen Mitgliedern des Ausschusses ernennen. In
seiner Eigenschaft als Ausschuß-Mitglied wird dann der Landtags-Marschall durch
Einberufung desjenigen Stellvertreters seines Standes, an dem die Reihe ist,
ersetzt.

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Marschall,
als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieselben bedürfen Unserer Bestängung.

. 6G.

Die Dauer der Wirksamkeit der Mitglieder eines gewahlten Ausschusses
beschrankt sich auf die Zwischenzeit von einem Provinzial-Landtage zum andern.

Ein in den Ausschuß gewahlter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis
zur Eröffnung des nächsten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, für welche
er als Landtags-Abgeordneter gewählt ist, inzwischen ablaufen sollte.

S. 9.
Den zum Provinzial-Landtage versammelten Ständen bleibt überlassen,

die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschafte ständischer
Verwaltung, insofern sie nicht besondere Ausschüsse dazu bestimmen sollten, dem
nach den vorstehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch, nach dem
Bedürfnisse, einem innerhalb desselben zu bestellenden engern Ausschusse, oder
auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen.

Im Fall die Stände von dieser Besugniß Gebrauch machen, bedürfen
ihre desfallsigen Beschlüsse Unserer Bestädtigung, und behalten Wir Uns vor,
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zusammentritts des Ausschusses zu diesem
Zweck und der Behandlung derartiger Geschäfte, weitere Bestimmung zu ktreffen.

. 10. «

Die Kosten der Ausschusse werden in derselben Art wie die allgemeinen
Landtagskosten aufgebracht.

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beigedruck-
tem Koniglichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 2isten Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Muhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bulow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

(Nr. 2290.)
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(Nr. 2290.) Verordnung über die Bildung eines Ausschuffes der Stände der Provinz Posen.
Vom 21. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

haben beschlossen, einen ständischen Ausschuß aus Mitgliedern des Provinzial-
Landtages, welche dessen besonderes Vertrauen besitzen, wählen zu lassen, um sol-
chen in der Zwischenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Fällen
zu berufen, und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines Raths zu
bedienen.

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unserer getreuen
Stände der Provinz Posen, was folgt:

 'ee

Es soll in der Provinz Posen, so wie in allen übrigen Provinzen Un-
serer Monarchie, ein Ausschuß aus den auf dem Provinzial-Landtag versammel-
ten Ständen gebildet werden, der sich auf Unseren Befehl zu versammeln hat,
um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Landtage
nicht versammelt sind, ständische Organe mit ihren Gutachten zu hören.

6. 2.
Die verfassungsmäßige Wirksamkeit der Provinzial-Stände, wie solche

durch den Art. III. des allgemeinen Geseßes vom d. Juni 1823. vorgeschrieben
ist, erleidet durch den Ausschutz (§. 1.) keine Beeinträchtigung.

F. 3.
Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten, wenn die An-

sichten der Landrage verschiedener Provinzen über einen von ihnen berathenen
Gesetz-Enewurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der wetteren
Berathung der Gesetze in den höheren Instanzen der Legislation neue Momente
hervortreten, und Wir es angemessen finden, durch ständische Organe eine Aus-
gleichung der verschiedenen Ansichten herbeizuführen.

S. 4.
Insbesondere aber noch soll Uns der einzuberufende Ausschuß ein stän-

disches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenständen, welche bisher in
der Regel an die Provinzial-Stände nicht gelangt sind, sofern Wir dabei den
Rath ersahrener Männer aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen für gut
finden werden, die anzunehmenden Haupt-Grundsätze einer Besprechung wollen
unterwerfen lassen.

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denselben auch bei den ersten Vor-
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Aeußerung aufzu-
sordern, sowohl Hinsichts der Nochwendigkeit dieser Gesetze im Allgemeinen, als

(Tr. 2200.) Hin-



Hinsichts der Richtung, welche bei Abfassung derselben zu befolgen seyn mochte,
in sofern es dabei hauptsächlich auf Kenntniß örtlicher Berhältnisse und prak-
tische Erfahrung ankommt.

K. 5.
Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen Wir hierdurch auf

Zwölf fest.
Seine Zusammensetzung geschieht in der Art, daß für denselben

vom ersten Stadee 6 Mutglieder,
vom Stande der Städt 4 -
vom Stande der Landgemeinden 2 -

zu wahlen sind.
g. 6.

Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck kunftig bis zur
Eroffnung des nachstfolgenden Provinzial-Landtages fortdauern soll, ist jederzeit
Mitglied und Vorsitzender des Ausschusses. Derselbe wird in die Zahl der Aus-
schuß-Mitglieder des ersten Standes in der Art mit eingerechnet, daß während
der Dauer seines Amtes für jenen ein Mitglied weniger zum Ausschusse ge-
wählt wird.

8. 7.
Die zu diesem Ausschusse erforderlichen Wahlen erfolgen auf versammel-

tem Provinzial-Landtage von jedem Stande in sich nach absoluter Stimmen=
Mehrheit. Für seden Stand werden so viel Stellvertreter, als er Ausschuf-
Mitglieder zu ernennen hat, in der Art gewählt, daß jeder einzelne Wahl-Akt
ausdrücklich auf die Wahl des ersten, zweiten u. s. w. Stellvertreters des be-
treffenden Standes gerichtet und auf diese Weise die Reihefolge bestimmt wird,
in welcher die erwählten Stellvertreter bei vorfallenden Verhinderungen von
Ausschuß-Mitgliedern eintreten sollen.

Fär den Fall der Behinderung des Landtags-Marschalls werden Wir
einen Stellvertreter desselben aus den dem ersten Stande angehörigen Mitglie-
dern des Ausschusses ernennen. In seiner Eigenschaft als Ausschuß-Mitglied
wird dann der Landtags-Marschall durch Einberufung desjenigen Stellvertreters
seines Standes, an dem die Reihe ist, ersetzt.

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Marschal,
als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieselben bedürfen Unserer Bestätigung.

G. 8.
Die Dauer der Wirksamkeit der Mitglieder eines gewählren Ausschusses

beschränkt sich auf die Zwischenzeit von einem Provinzial-Landtage zum andern.
Ein in den Ausschuß gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis

zur



zur Eroffnung des nachsten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, für welche
er als Landtags-Abgeordneter gewahlt ist, inzwischen ablaufen sollte.

6. 9.
Den zum Provinzial-Landtage versammelten Ständen bleibt überlassen,

die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschäfte ständischer
Verwaltung, insofern sie nicht besondere Ausschüsse dazu bestimmen sollten, dem
nach den vorstehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch, nach dem
Bedürfnisse, einem, innerhalb desselben zu bestellenden engern Ausschusse, oder
auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen.

Im Fall die Stände von dieser Befugniß Gebrauch machen, bedürfen
ihre desfallsigen Beschlüsse Unserer Bestätigung, und behalten Wir Uns vor,
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zusammentritts des Ausschusses zu die-
sem Zwecke und der Behandlung derartiger Geschäfte, weitere Bestimmungen
zu treffen.

8. 10.
Die Kosten der Ausschusse werden von jedem Stande nach dem im

. 4. des Gesetzes vom 27. Marz 1824. und §. 5. dieser Verordnung festge-
setzten Stimmenverhaltnisse desselben aufgebracht.

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beigedruck-
tem Koniglichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.

Prinz von Preußen.

v. Boyen. Muhler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bulow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

(Nr. 2290—21) (Nr. 2291.)
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(Nr. 2291.) Berordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Provinz
Sachsen. Vom 21. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. c.

haben beschlossen, einen ständischen Ausschuß aus Mitgliedern des Provinzial-
Landtages, welche dessen besonderes Vertrauen besitzen, wählen zu lassen, um
solchen in der Zwischenzeirt von einem Landtage zum andern in geeigneten Fällen
zu berufen, und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines Raths zu be-
dienen.

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unserer getreuen
Stände der Provinz Sachsen, was folgt:

. 1.

Es soll in der Provinz Sachsen, so wie in allen ubrigen Provinzen Un-
serer Monarchie, ein Ausschuß aus den auf dem Provinzial-Landtage versammel-
ten Standen gebildet werden, der sich auf Unseren Befehl zu versammeln hat,
um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Land-
tage nicht versammelt sind, ständische Organe mit ihren Gutachten zu hören.

. 2.

Die verfassungsmaßige Wirksamkeit der Provinzial-Stande, wie solche
durch den Arnkel III. des allgemeinen Gesetzes vom 5. Juni 1823. vorgeschrie-
ben ist, erleidet durch den Ausschuß (§. 1.) keine Beeinträchtigung.

d. 3.
Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten, wenn die An-

sichten der Landtage verschiedener Provinzen über einen von ihnen berathenen
Gesetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren
Berathung der Gesetze in den höheren Instanzen der Legislation neue Momente
hervortreten, und Wir es angemessen finden, durch ständische Organe eine Aus-

gleichung der verschiedenen Ansichten. berbeiufohren.
Insbesondere aber noch soll as der einzuberufende Ausschuß ein stän-

disches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenständen, welche bisher in
der Regel an die Provinzialstände nicht gelangt sind, sosern Wir dabei den
Rath erfahrener Männer aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen, für
gut finden werden, die anzunehmenden Hauptgrundsätze einer Besprechung wollen
unterwerfen lassen.

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denselben auch bei den ersten Vor-
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Aeußerung auf-
zufordern, sowohl Hinsichts der Nothwendigkeit dieser Gesetze im Allgemeinen,

als
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als Hinsichts der Richtung, welche bei Abfassung derselben zu befolgen seyn
möchte, insofern es dabei hauptsächlich auf Kenntniß örtlicher Verhältnisse und
praktische Erfahrung ankommt.

G. 5.
Die ZSahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen Wir hierdurch auf

Zwölf fest.
Seine Zusammensetzung geschieht in der Ark, daß für denselben

1 Mitglied aus dem Stande der Prälaten, Grasen und Herren;
5 Mitglieder aus dem Stande der Ritterschaft;
4 Mitglieder aus dem Stande der Städte und
2 Mitglieder aus dem Stande der Landgemeinden

zu wählen sind.
6. 6.

Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck künftig bis zur
Eröffnung des nächstfolgenden Provinzial-Landtages fortdauern soll, ist jederzeit
Mitglied und Vorsiender des Ausschusses. Derselbe wird in die Zahl der
Ausschuß-Mitglieder des Standes der Prälaten, Grasen und Herren, beziehungs-
weise der Ritterschaft, in der Art mit eingerechnet, daß während der Dauer
seines Amtes von demselben ein Mitglied weniger zum Ausschusse gewählt wird.

7

Die zu diesem Ausschuß erforderlichen Wahlen erfolgen auf versammel-
tem Provinzial-Landtage von jedem Stande in sich nach absoluter Stimmen=
Mehrheit.

Vom Stande der Prälaten, Grasen und Herren wird ein Stellvertreter,
vom Stande der Ritterschaft, der Städte und der Landgemeinden aber eine
der Zahl der Ausschußmitglieder seden Standes (beim Stande der Ritterschaft
einschließlich des etwa aus ihm ernannten Landtags-Marschalls) gleiche Zahl von
Stellvertretern in der Art gewählt, daß jeder einzelne Wahl-Akt ausdrücklich auf
die Wahl des ersten, zweiten u. s. w. Stellvertreters des betreffenden Standes
gerichtet, und auf diese Weise die Reihefolge bestimmt wird, in welcher die Er-
wählten bei vorfallenden Verhinderungen von Ausschußmitgliedern eintreten sol-
len. Für den Fall der Behinderung des Landtags-Marschalls werden Wir einen
Stellvertreter desselben aus den dem Stande der Prälaten, Grafen und Herren
und dem Stande der Ritterschaft angehörenden Mitgliedern des Ausschusses er-
nennen. In seiner Eigenschaft als Ausschutzmirglied wird dann der Landtags-
Marschall durch Einberufung dessenigen Stellvertreters seines Standes, an dem
die Reihe ist, ersetzt.

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Marschal,
als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieselben bedürfen Unserer Bestäligung.

Jabrgang 1842. (Nr. 2201.) 37 6. .



d. 8
Die Dauer der Wirksamkeit der witgleder eines gewahlten Ausschusses

beschränktsichauf die Zwischenzeit von einem Provinzial-Landtage zum andern.
Ein in den Ausschuß gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis

zur Eröffnung des nächsten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, für welche
er als Landtags-Abgeordneter gewählt ist, inzwischen ablaufen sollte.

 9
Den zum Provinzial-Landtage versammelten Ständen bleibt überlassen,

die Wahrnchmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschäfte ständischer
Verwaltung, insofern sie nicht besondere Ausschüsse dazu bestimmen sollten, dem
nach den vorstehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch nach dem
Bedürfnisse einem innerhalb desselben zu bestellenden engeren Ausschusse, oder
auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen.

Im Fall die Stände von dieser Befugnit Gebrauch machen, bedürsen
ihre desfallsigen Beschlüsse Unserer Bestätigung, und behalten Wir Uns vor,
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zusammentritts des Ausschusses zu diesem
Zweck und der Behandlung derartiger Geschäfte, weitere Bestimmungen zu treffen.

. 10.
Die Kosten der Ausschüsse werden in derselben Art wie die allgemeinen

Landtagskosten ausgebracht.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-

tem Königlichen Instegel.
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842.

(L. §.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Möhler, v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile, v. Savigny. Frh. v. Bölow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

(Nr. 2293.)



(Nr. 2202.) Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Provinz West-
phalen. Vom 21. Juni 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Känig von
Preußen 2c. 2.

haben beschlossen, einen ständischen Ausschuß aus Mitgliedern des Provinzial-
Landtages, welche dessen besonderes Vertrauen besitzen, wählen zu lassen, um
solchen in der Zwischenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Fäl-
len zu berufen, und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines Raths zu
bedienen.

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unserer getteuen
Stände der Provinz Westphalen, was folgt:

8. 1.
Es soll in der Provinz Westphalen, sowie in allen ubrigen Provinzen

Unserer Monarchie ein Ausschuß aus den auf dem Provinzial-Landtag versam-
melten Ständen gebildet werden, der sich auf Unseren Befehl zu versammeln
hat, um Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial=
Landtage nicht versammelt sind, sindische Organe mit ihren Gutachten zu hören.

. 2.
Die verfassungsmaßige Wirksamkeit der Provinzialstande, wie solche durch

den Artikel III. des allgemeinen Gesetzes vom 3. Juni 1823. votgeschrieben ist,
erleidet durch den Ausschuß (§. 1.) keine Beeinträchtigung

K. 3.
Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten, wenn die An-

sichten der Landtage verschiedener Provinzen über einen von ihnen berathenen
Gesetzentwurf bedeutend von einander abweichen, oder, wenn in der weiteren
Berathung der Gesetze, in den höheren Instanzen der Legislation neue Mo-
mente hervortreten, und Wir es angemessen finden, durch ständische Orgene
eine Ausgleichung der verschiedenen Ansichten herbeizuführen.

K. 4.
Insbesondere aber noch soll Uns der einzuberusende Ausschuß ein stän-

disches Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegenständen, welche bisher
in der Regel an die Provinzialstände nicht gelangt sind, sofern QMir dabei den
Rath erfahrener Männer aus den Eingesessenen der Provin einzuholen fur

(Nr. 2292.) 37 gut
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gut finden, die anzunehmenden Hauptgrundsatze einer Besprechung wollen unter-
werfen lassen.

Desgleichen behalten Wir Uns vor, denselben auch bei den ersten Vor-
bereitungen zu allgemeinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Aeußerung auf-
zufordern, sowohl Hinsichts der Nothwendigkeit dieser Gesetze im Allgemeinen
als Hinsichts der Richtung, welche bei Abfassung derselben zu befolgen seyn
möchte, insosern es dabei hauptscchlich auf Kenntniß örtlicher Verhältnisse und
praktische Erfahrung ankommt.

8. 5.
Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen Wir hierdurch auf

Zwölf fest.
Seine Zusammensetzung geschieht in der Art, daß für denselben zu wäh=

len sind:

I. vom Stande der Ritterschaft, einschließlich der zu den vormals reichs-
unmittelbaren Fürsten nicht gehörigen im Stande der Fürsten und Herren
Stimmberechtigten:

1) aus dem Minden-Ravensbergschen und dem Pader-
bornschen Wahlbezrrrrkk 1 Mitglied

2) aus dem Westphälischen und dem Märkischen Wahl=
Beziky.eeeee 1

3) aus dem östlichen und dem westlichen Münsterschen
Wahlbezirkrkkkkk....1

4) aus den, auf dem Landtage versammelten, oben be-
zeichneten Stimmberechtigten im Stande der Fursten
und Herren, und aus dem Stande der Ritterschaft,
ohne Rucksicht auf die genannten kombinirten Wahl-
Bezirkeee 1

II. vom Stande der Sttdee:

1) aus dem Minden-Ravensbergschen und dem Pader-
bornschen Wahlbezrkk 1 -

2) aus dem Westphalischen und dem Markischen Wahl-
Bezikk....1

3) aus dem östlichen und dem westlichen Münsterschen
Wahlbezirkeeee.....1
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4) aus den auf dem Landtage versammelten städtischen
Abgcordneten, ohne Rücksicht auf die genannten kom-
binirten Wahlbezirkeererere 1 Mitglied

III. vom Stande der Landgemeinden:

1) aus dem Minden-Ravensbergschen und dem Pader-
bornschen Wahlbezireeee...1 "%

2) aus dem Westphälischen und dem Märkischen Wahl-
Bezirkeeeeee 1 -

3) aus dem östlichen und dem westlichen Münsterschen
Wahlbezirkkkkennn....1 "

4) aus den auf dem Landtage versammelten Abgeordne-
ten des Standes der Lbandgemeinden ohne Rücksicht
auf die gedachten kombinirten Wahlbezirke 1 -

12 Mitglieder.

Diese Wahlen erfolgen durch die Abgeordneten der betreffenden Wahl-
Bezirke und Stande, beziehungsweise die sammtlichen Abgeordneten des betreffen-
den Standes aus deren Mitte. Sofern es von den vormals reichsunmittel-
baren Fursten gewunscht wird, wollen Wir dem Ausschuß noch zwei von und
aus denselben zu wahlende Mitglieder hinzufugen, die jedoch an den Verhand-
lungen des Ausschusses nur in Person Theil nehmen konnen.

Ihre Theilnahme findet indeß nur dann statt, wenn der Ausschuß fur
sich allein zusammentritt, wohingegen Wir, sobald Wir die Ausschusse mehre-
rer oder aller Provinzen zu einer gemeinsamen Berathung berufen, wegen der
Konkurrenz der vormals reichsunmittelbaren Fursten besondere Anordnungen
treffen werden.

8. 6.
Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck kunftig bis zur

Eroffnung des nachsten Provinzial-Landtages fortdauern soll, ist Mitglied und
Vorsitzender des Ausschusses. Wenn Wir denselben aus den vormals reichs-
unmittelbaren Fürsten ernennen, und diese von der ihnen (. 5. gegebenen Be-
sugniß keinen Gebrauch machen, tritt der Landtags-Marschall dem Ausschusse als
dreizehntes Mitglied hinzu.

Wenn Wir dagegen für gut finden, ihn aus der Ritterschaft zu entneh-
men, wird er in die Zahl der Ausschuß-Mitglieder dieses Standes, beziehungs-

(Nr. 2292.) weise



weise desjenigen Landestheils, welchem er als Landtags-Mitglied angehort, in
der Art miteingerechnet, daß wahrend der Dauer seines Amtes fur jenen ein
Mitglied weniger zum Ausschusse gewahlt wird.

(. 7.
Die zu diesem Ausschusse erforderlichen Wahlen erfolgen auf versammel-

tem Provinzial-Landtage von jedem Stande in sich nach absoluter Stimmen-
Mehrheit.

Für jedes Mitglied des Ausschusses wird ein Stellvertreter gewählt.
Für den Fall der Behinderung des Landrags-Marschalls, werden Wir einen
Stellvertreter desselben aus den dem Stande der Fürsten und Herren, oder dem
Stande der Ritterschaft angehdrigen Mitgliedern des Ausschusses ernennen Es
ist decshalb, wenn der Landtags-Marschall der Ritterschaft angehört, für ihn,
ebenso wie für alle übrige Mitglieder, ein Stellvertreter zu wählen, durch
den er in diesem Falle in seiner Eigenschaft als Mitglied des Ausschusses er-
setzt wird.

Die Wahlen eines seden Standes werden durch den Landrags-Marschall
als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieselben bedürsen Unserer Bestdtigung.

g. 8.
Die Dauer der Wirksamkeit der Mitglieder eines gewahlten Ausschusses

beschränkt sich auf die Zwischenzeit von einem Provinzial-Landtage zum andern.
Ein in den Ausschuß gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis zur Er-
öffnung des nächsten Landtages, auch wenn die Wahlperiode, für welche er als
Landtags-Abgeordneter gewählt ist, inzwischen ablaufen sollte.

(. 9.
Den zum Provinzial-Landtage versammelten Ständen bleibt überlassen,

die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschäfte ständischer
Verwaltung, insofern sie nicht besondere Ausschüsse dazu bestimmen sollten, dem
nach den vorstehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch, nach dem
Bedürfnisse, einem innerhalb desselben zu bestellenden engeren Ausschusse, oder
auch nur einzelnen Mirgliedern zu übertragen.

Im Fall die Stände von dieser Befugniß Gebrauch machen, bedürfen
ihre deofallsigen Beschlüsse Unserer Bestdtigung und behalten Wir Uns vor,
alsdann auf ihren Antrag, wegen des Zusammentritts des Ausschusses zu diesem
Zweck und der Bchandlung derartiger Geschäfte, weitere Bestummungen zu
treffen.

é. 10.
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é 10.
Die Kosten der Ausschüsse werden in derselben Art wie die Landtags--

kosten aufgebracht. ·

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beigedruck-
tem Koniglichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.

Prinz von Preußen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

— (Nr. 2293.)
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(Nr. 2203.) Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Rheinprovinz.
 VDom 21. Juni 1842. ·

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. c.

haben beschlossen, einen standischen Ausschuß aus Mitgliedern des Provinzial-
Landtages, welche dessen besonderes Vertrauen besitzen, wahlen zu lassen, um
solchen in der Zwischenzeit von einem Landtage zum andern in geeigneten Fallen
zu berufen, und Uns in wichtigen Landes-Angelegenheiten seines Rathes zu
bedienen.

Wir verordnen daher, nach eingeholtem Gutachten Unserer getreuen
Stände der Nhein-Provinz, was folgt:

K. 1.
Es soll in der Rhein-Provinz, so wie in allen übrigen Provinzen Unserer

Monarchie, ein Ausschuß aus den auf dem Provinzial-Landtage versammelten
S,cünden gebildet werden, der sich auf Unseren Befehl zu versammeln hat, um
Uns die Gelegenheit zu geben, auch zu der Zeit, wo die Provinzial-Landtage
nicht versammelt sind, ständische Organe mit ihrem Gutachten zu hören.

g. 2.
Die verfassungsmaßige Wirksamkeit der Provinzialstande, wie solche durch

den Artikel III. des allgemeinen Gesetzes vom dien Juni 1823. vorgeschrieben
ist, erleidet durch den Ausschuß (F. 1.) keine Beeinträchtigung.

K. 3.
Die Wirksamkeit des Ausschusses soll vielmehr eintreten: wenn die An-

sichten der Landtage verschiedener Provinzen, über einen von ihnen berathenen
Gesetz-Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder wenn in der weiteren
Berathung der Gesetze in den höheren Instanzen der Legislation neue Momente
hervortreten, und Wir es angemessen finden, durch ständische Organe eine Aus-
gleichung der verschiedenen Ansichten herbeizuführen.

 ie

Insbesondere aber noch soll Uns der einzuberufende Ausschuß ein ständisches
Organ darbieten, mit dem Wir auch bei Gegensiänden, welche bisher in der
Regel an die Provinzialstände nicht gelangt sind, sofern Wir dabei den Rath

erfah-
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erfahrener Manner aus den Eingesessenen der Provinz einzuholen fur gut finden
werden, die anzunehmenden Hauptgrundsätze einer Besprechung wollen unter-
werfen lassen.

Deözögleichen behalten Wir Uns vor, denselben auch bei den ersten Vor-
bereilungen zu allgemeinen wichtigen Gesetzen zur gutachtlichen Aeußerung auf-
zufordern, sowohl Hinsichts der Nothwendigkeit dieser Gesetze im Allgemeinen,
als Hinsichts der Richtung, welche bei Abfassung derselben zu befolgen seyn
möchte, insofern es dabei hauptsächlich auf Kenntniß örtlicher Verhältnisse und
praktische Erfahrung ankommt.

K. 5.
Die Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses setzen Wir hierdurch auf

Zwölf fest.
Seine Zusammensetzung geschieht in der Art, daß für denselben

vom Stande der Ritterschaft. . .. 4 Mitglieder
- - - Stadte ...... 4 -

- - -Landgemeinden . . 4 -

zu wahlen sind.
Sofern es von den vormals reichsunmittelbaren Fursten gewunscht wird,

wollen Wir dem Ausschusse noch zwei von und aus denselben zu wählende
Mitglieder hinzufügen, die jedoch an den Verhandlungen des Ausschusses nur in
Person Theil nehmen können. Ihre Theilnahme findet indeß nur dann statt,
wenn der Ausschuß für sich allein zusammentritt, wohingegen Wir, sobald Wir
die Ausschüsse mehrerer oder aller Provinzen zu einer gemeinsamen Berathung
berusen, wegen der Konkurrenz der vormals reichsunmittelbaren Fürsten beson-
dere Anordnung tressen werden.

S 6.
Der Landtags-Marschall, dessen Amt zu diesem Zweck künftig bis zur

Eröffnung des nächstfolgenden Provinzial-Landtages fortdauern soll, ist jederzeit
Mitglied und Vorsitzender des Ausschusses.

Wenn Wir denselben aus den vormals reichsunmittelbaren Fürsten er-
nennen, und diese von der ihnen §. 5. gegebenen Befugniß keinen Gebrauch
machen, tritt der Landtags-Marschall dem Ausschusse als dreizehntes Mitglied
hinzu. Wenn Wir dagegen für gut finden, ihn aus dem Stande der Ritter=
schaft zu entnehmen, wird er in die Zahl der Ausschuß-Mitglieder dieses Stan-
des in der Art mit eingerechnet, daß während der Dauer seines Amtes aus
senem nur drei Ausschuß-Mitglieder gewählt werden.

Jahrgang 1852. (Nr. 2293.) 38 8. 7.
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F. 7.
Die zu diesem Ausschusse erforderlichen Wahlen erfolgen auf versammel-

tem Provinzial-Landtage von jedem Stande in sich, nach absoluter Stimmen-
Mehrheit. Für jeden Stand werden so viel Stellvertreter als er Ausschuß-
Mitglieder zu ernennen hat, in der Art gewählt, daß seder einzelne Wahl-Akt
ausdrücklich auf die Wahl des ersten, zweiten u. s. w. Stellvertreters des be-
treffenden Standes gerichtet und auf diese Weise die Reihefolge bestummt wird,
in welcher die Erwählten bei vorfallenden Verhinderungen von Ausschuß-Mit-
gliedern eintreten sollen.

Für den Fall der Behinderung des Landtags-Marschalls werden Wir
einen Stellvertreter desselben aus den dem Stande der Fürsten oder dem Stande
der Ritterschaft angehbrigen Mitgliedern des Ausschusses ernennen. Es ist des-
halb, wenn der Landtags-Marschall der Ritterschaft angehört, für ihn, eben so
wie für alle übrige Mitglieder, ein Stellvertreter zu wählen, durch den er in
diesem Falle in seiner Eigenschaft als Mitglied des Ausschusses ersetzt wird.

Die Wahlen eines jeden Standes werden durch den Landtags-Marschal.,
als Wahl-Dirigenten, geleitet. Dieselben bedürsen Unserer Bestätigung.

F. S.
Die Dauer der Wirksamkeit der Mitglieder eines gewählten Ausschusses

beschränkt sich auf die Zwischenzeit von einem Provinzial-Landtage zum andern.
Ein in den Ausschuß gewählter Abgeordneter bleibt dessen Mitglied bis zur Er-
öffnung des nächsten Landtages, auch wenn die Wahl-Periode, für welche er
als Landtags-Abgeordneter gewählt ist, inzwischen ablaufen sollte.

S. 9.
Den zum Provinzial-Landtage versammelten Ständen bleibt überlassen,

die Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschäfte ständischer
Verwaltung, sofern sie nicht besondere Ausschüsse dazu bestimmen sollten, dem
nach den vorstehenden Bestimmungen zu bildenden Ausschusse, auch, nach dem
Bedürfnisse, einem innerhalb desselben zu bestellenden engeren Ausschusse, oder
auch nur einzelnen Mitgliedern zu übertragen

Im Fall die Stände von dieser Befugniß Gebrauch machen, bedürfen
ihre desfallsigen Beschlüsse Unserer Bestätigung, und behalten Wir Uns vor,
alsdann auf ihren Antrag wegen des Zusammentritts des Ausschusses zu diesem
Sweck und der Behandlung derartiger Geschafte, weitere Bestimmungen zu
treffen.

d. 10.
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F. 10.
Die Kosten der Ausschüsse werden in derselben Art wie die Landtags-

Kosten aufgebracht.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedruck-

tem Königlichen Insiegel.
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.

Prinz von Preußen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben.
Eichhorn. v. Thile. v. Savignpy. Frh. v. Bülow. v. Bodelschwingh.

Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

(Nr. 2203 — 2294.) (Nr. 2294.)
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(Nr. 2294.) Allerhöchste Kabinetsorder vom W. Juli 1842., betreffend die Suspension der
Bestimmungen des H. 5. des Edikts vom 9. Oktober 1807. so weit durch
dieselben den Lehns= oder Fideikommißbesitzern die Vererbpachtung des
Vorwerkslandes oder einzelner Pertinenzien von Lehn= oder Fideikommiß-
gütern ohne die Zustimmung des Lehn-Obereigenthümers, der Lehn= oder
Fidcikommißfolger gestattet ist.

D. die Bestimmungen im §. 5. des Edikts vom 9. Oktober 1807.,

nach welchen jeder Lehns= und Fideikommißbesitzer befugt ist, nicht blos
einzelne Pertinenzien, sondern auch das Vorwerksland des Lehn= oder
Fideikommißgutes ganz oder zum Theil und in beliebigen Theilen, zu
vererbpachten, ohne daß dem Lehns-Ober-Eigenthümer, den Lehns-
oder Fideikommißfolgern ein Widerspruch gestattet wird, insofern nur
das Erbstands= oder Einkaufsgeld zur Tilgung der zuerst ingrossirten
Schulden, oder in deren Ermangelung zu Lehn oder Fideikommiß ver-
wendet wird,

in Folge der Vorschriften des Kultur-Edikts vom 14. September 1811. 5. 2.
und der Ablösungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. K. 20. über die Ablösung des
Erbpachts-Kanons dahin führen können, daß ein Lehn= oder Fideikommißgut
zum Nachtheil der Lehns= und Fideikommiß-Berechtigten und gegen deren Wil-
len in ein Geldlehn oder Geld-Fidecikommiß verwandelt wird, diese Folge aber
selbst über die Absicht des Edikrts vom 9. Oktober 1807., welches die damals
noch bestandene Unablösbarkeit des Erbpachts-Kanons voraussetzt, hinausgeht,
die auf dem siebenten Provinzial-Landtage versammelt gewesenen Stände der
Kur= und Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlausitz des-
halb zum Schutz der Lehns= und Fideikommiß-Berechtigren auf eine Abände=
rung des §. 5. jenes Edikts angetragen haben, und eine legislarive Berarhung
hierüber bereits eingeleitet ist; so will Jch auf den Bericht des Staats-Mini-
steriums vom 6. d. M. und nach dessen Amtrage die Bestimmungen des F. 5.
des Edikts vom 9. Oktober 1807., soweit durch dieselben den Lehns= oder Fidei-
kommiß-Besitzern die Vererbpachtung des Vorwerkslandes oder einzelner Per-
tinenzien von Lehn= oder Fideikommißgütern ohne die Zustimmung des Lehns-
Ober-Eigenthümers, der Lehns= oder Fideikommißfolger gestartet ist, hierdurch
bis auf weitere Verordnung suspendiren. Dieser Mein Befehl ist durch die
Gesebsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Erdmannsdorf, den 28. Juli 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staats-Ministerium.

————
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 21. —

(Nr. 2295.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 21. Juli 1842. über die Errichtung und Ver-
waltung von Wasser-Heil-Anstalten.

J genehmige auf Ihren Bericht vom 15. Juni d. J. das hierbei zurücker-
solgende Reglement über die Errichtung und Verwaltung von Wasser-Heil-An-
stalten, und ermächtige Sie, dasselbe mit Meinem gegenwärtigen Befehl durch
die Gesetz-Sammlung bekannt zu machen.

Königsberg, den 21. Juli 1842.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminister Mühler, Eichhorn und Graf v. Arnim.

Reglement
über die Errichtung und Verwaltung von Wasser-Heil-Anstalten.

D. es, in Bezug auf die Errichtung und Verwaltung von Wasser-Heil-An-
stalten, an den erforderlichen, den Eigenthümlichkeiten derselben entsprechenden
Bestimmungen mangekt, so werden darüber, und bis die weiteren Erfahrungen
ein sicheres Urtheil uber die Wirksamkeit dieser Anstalten gestatten, nachstehende
Vorschriften ertheilt.

6. 1. Die Errichtung und Verwaltung von Wasser-Heil-Anstalten soll
auch solchen Personen, welche keine arztliche Qualisikation besitzen, gestattet seyn.
Die Anlegung einer solchen Anstalt darf nur mit Erlaubniß der Regierung er-

solgen. Diese Erlaubniß soll nur dann haesen werden, wenn die Anlage, ab-gesehen von dem dadurch bezweckten Heilverfahren, polizeilich unzuldssig seyn würde.
Jahrgang 1882. (Nr. 2203.) 39 ili

(Ausgegeben zu Berlin den 17. September 1842.)
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 . 2. Die Wasser-Heil-Anstalten sind der Aufsicht der Modizinal Polhei-Behörden unterworfen, welche von der Einrichtung und dem Zustande derselben
jederzeit Kenntniß nehmen können.

Die Kurbehandlung der Kranken in der Anstalt ist aber von aller Ein-
wirkung Seitens der Behörden frei.

é. 3. Ein seder Kranke, welcher in eine Wasser-Heil-Anstalt eintritt, ist
mit seinem Mamen und Sogande in eine von dem Inhaber der Anstalt zu füh-
rende Liste einzutragen, unter gleichzeitiger Angabe der Krankheit, an welcher er
leidet.

Die Beschaffenheit der Krankheit muß durch das Aktest einer approbirten
Medizinal-Person bescheinigt seyn, und vor Beibringung dieses Attestes darf kein
Kranker zum Gebrauche der Anstalt zugelassen werden.

é. 4. Die Inhaber der Wasser-Heil-Anstalten haben den Austritt eines
seden Patienten in der genannten Liste genau anzugeben und dabei das Resultat
der Kur zu bemerken.

6. 5. Am Schlusse eines jeden Monats haben die Besitzer von Wasser-
Heil-Anstalten einen Auszug aus der von ihnen über den Zu= und Abgang ge-
führten Liste, nebst den dazu gehörigen ärztlichen Attesten, dem Kreis-Physikus
einzureichen, welcher die Erfolge der Kurbehandlung zu beobachten und darüber
am Schlusse eines seden Vierteljahrs, unter Beifügung der Listen, an die Re-
gierung zu berichten hat. Diese Berichte sind am Jahresschlusse von der Re-
gierung bei dem Ministerium der Medizinal-Angelegenheiten einzureichen.

’. 6. Wer ohne die im 5. 1. vorgeschriebene Erlaubniß eine Wasser-
Heil-Anstalt errichtet, hat, außer der Schließung derselben, eine Geldbuße bis zu
funszig Thalern verwirkt.

 7. Die Nichtbefolgung der in den 66. 3. und 4. ertheilten Vor-
schriften zieht eine Geldbuße bis zu funfzig Thalern nach sich, und kann, bei
Wiederholung des Vergehens nach vorgängiger zweimaliger Bestrafung, mit
der Entziehung der Befugniß zum serneren Betriebe der Anstalt geahndet werden.

 8. Bei Untersuchung und Bestrafung der Kontraventionen ist das
in dem Reglement wegen des Debits der Arzneiwaaren vom 16. September
1836. 8. §. vorgeschriebene Verfahren anzuwenden. Ueber die Schließung einer
Wasser-Heil-Anstalt in dem Falle des 5. 6. wird jedoch im Verwaltungswege
von der Regierung, mit Vorbehalt des Rekurses an das Ministerium der Me-
dizinal-Angelegenheiten, entschieden.

6. 9.Stellt sich eine Wasser-Heil-Anstalt nach den über ihr Wirken
gemachten Erfahrungen dergestalt als nachtheilig heraus, daß ihr Fortbestehen
das öffentliche Wohl gefährden würde, so kann die Erlaubniß zum Betriebe der
Anstalt von der betreffenden Regierung, vorbehaltlich des Rekurses an das Mi-
nisterium der Medizinal-Angelegenheiten zurückgenommen werden.

Berlin, den 15. Juni 1842.

Mühler. v. Rochow. Eichhorn.

(Nr. 2206.)
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(Nr. 2296.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 30. Juli 1842. zur Abänderung der Straf-
bestimmungen bei Uebertretungen gegen die Steuer vom inländischen Ta-
backsbau.

Auden Antrag des Staatsministeriums vom 13. v. M. will Ich die in der
Order vom 29. März 1828., die Steuer vom inländischen Tabacke betref-
send, unter Nr. 7. ertheilte Vorschrift dahin abandern, daß fortan nur derjenige
als Steuer-Desraudant angesehen und nach den Bestimmungen der Steuer-
Ordnung vom S8. Februar 1819. 60. 60. u. f. bestraft werden soll, welcher
bei einem auf einer Grundfläche von 6 oder mehr Quadratruthen betriebenen
Tabacksbau die vorschriftsmäáßige Anzeige ganz unterläßt. Wer dagegen diese
Anzeige zwar macht, dabei aber die Grundsläche dergestalt unrichtig angiebt, daß
das verschwiegene Flächenmaaß bei einer, 120 Quadratruthen erreichenden oder
übersteigenden Ausdehnung der mit Taback bepflanzten Grundfläche mehr als
den zwanzigsten Theil der letztern, oder bei einer gerugern Ausdehnung des mit
Taback bepflanzten Bodens 6 Quadratruthen oder mehr ausmacht, versällt nur
in eine Ordnungsstrase, welche bis zur Höhe der doppelten Steuer von dem
verschwiegenen Flächenmaaße festgesetzt werden kann. Ist der Unterschied zwischen
der Angabe und dem Befunde geringer, so wird die gesetzliche Steuer ohne
weitere Strafe nacherhoben.— Das Staatsministerium hat diese abaändernde
Bestimmung durch die Gesetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Erdmannsdorf, den 30. Juli 1842.

nr Friedrich Wilhelm.A
das Statsministerium.

(Nr. 2207.) Allerhöchste Deklaration vom 30. Juli 1842. über die Auslegung der 88. 10.
und 62. der Verordnung vom 30. Juni 1834. wegen des Geschäfts-
betriebes in Auseinandersetzungs-Angelegenheiten, die Kompetenz der Aus-
einandersetzungs-Behörden hinsichtlich der Verwendung von Absindungs-
Kapitalien betreffend.

Zu- Beseitigung der Zweifel, welche in Beziehung auf die Borschriften der
Verordnung wegen des Geschäftsbetriebes in Auseinandersetzungs-Angelegenheit
vom 30. Juni 1834. 96. 10. und 62. entstanden sind, bestimme Ich auf den
Bericht des Staatsministeriums vom 13. Juni d. J. hierdurch Folgendes:

1) Zur Kompetenz der Auseinandersetzungs-Behörden in Gemäßheit der
orschriften im §. 10. jener Verordnung gehört:

a) die Bestimmung darüber, welche Hypotheken -Gldubiger, zum Behufe
der(Nr. 2290 — 207.)



der gesetzmaßigen Verwendung der Abfindungs-Kapitalien, aus letzte-
ren zu befriedigen sind, und zwar ohne Unterschied, ob das Gut zum
vollen Eigenthume, als Lehn oder Fideikommiß, zu Erbzins- oder Erb-
pachtsrechten r2c. besessen wird, und ob die gedachten Kapitalien gericht-
lich deponirt sind, oder nicht;

b)) die Entscheidung über die hierbei mit den Hypotheken-Gläubigern oder
unter denselben entstehenden Streitigkeiten. Betreffen aber diese Strei-
tigkeiten die Veritäkt oder Priorität der Forderung an sich, so ist die
Entscheidung den ordentlichen Gerichten zu überlassen, welchen alsdann
auch die Vertheilung der deponirten Absindungs-Kapitalien unter die
Dyppotheken-Gldubiger zusteht.

2) Zu einer Prüfung der von der Auseinandersetzungs-Behörde als gesetz-
mäßig bescheinigten Verwendung eines Absindungs-Kapitals ist die Hy-
potheken-Behörde weder verpflichtet noch befugt; sie darf die auf Grund
einer solchen Bescheinigung nachgesuchte Eintragung nach §. 62. der an-
geführten Verordnung nur wegen solcher Anstände ablehnen, die sich aus
dem Hppothefenbuche selbst ergeben. Als Anstände dieser Art sind inallen Fallen, in denen eine Eintragung oder Löschung von der Ausein=
andersetzungs-Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniß als
zuldssig bescheinigt ist, nur diejenigen anzusehen, welche darauf beruhen,
daß bei dem Hypothekenbuche eine Veränderung stattgefunden hat, welche
der Auseinandersetzungs-Behörde unbekannt geblieben ist.

Diese Bestimmungen sind durch die Gesetz Sammlung bekannt zu machen.
Erdmannsdorf, den 30. Juli 1842.

Friedrich Wilhelm.
An

das Staats-Ministerium.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 22.

(Nr. 2208.) Allerhöchsie Kabinetsorder vom W. Juli 1842. den Umzugstermin des Land-
gesindes in den zum ständischen Verbande der Marken Brandenburg und
Niederlausitz gebörenden Landestheilen betreffend.

J. Folge des Landtags-Abschiedes an die zum siebenten Provinzial-Landtage
der Kur= und Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlausitz
versammelt gewesenen Stände vom 20. Dezember v. J. zu II. Nr. 11. be-
stimme Ich hierdurch, daß in Ermangelung besonderer Verabredung die gesetz-
liche Anziehezeit für das Landgesinde in den zum ständischen Verbande der
Marken Brandenburg und Niederlausitz gehörenden Landestheilen der 2. Januar
seyn soll, anstatt des 2. Aprils, welchen die Gesinde-Ordnung vom 8. No-
vember 1810. K. 43. vorschreibt. Diese Bestimmung ist durch die Gesetz=Samm-
lung und durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Erdmannsdorf, den 28. Juli 1842. „ "„ „
Friedrich Wilhelm.

An die Staatsminister Mühler und Grafen v. Arnim.

(Nr. 2299.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 30. Juli 1842. wegen Vergütigung der
Reisekosten für kommissarische Geschäfte in Königlichen Dienstangelegen-
heiten an Beamte, welche nicht zum Reisen mit Ertrapost berechtigt sind.

A.t den Bericht des Staats-Ministeriums vom 5. d. M. will Ich den 5. 12.
der Verordnung vom 28. Juni 1825. wegen Vergütigung der Diäten und
Reisekosten für kommissarische Geschäfte in Königlichen Dienst-Angelegenheiten
dahin abändern, daß die Beamten, welche nicht zum Reisen mit Extrapost be-rechtigt sind, befugt seyn sollen, in allen Fdllen olne Rücksicht darauf, ob zwi-
schen den zu bereisenden Ortschaften eine Fahrpost-Verbindung besteht, und ob
davon zu dem Zweck der Reise Gebrauch gemacht werden kann oder nicht, ein
Pauschquantum von Funfzehn Silbergroschen für die Meile als Reise-Vergüti-
gung zu liquidiren. Das Staats-Ministerium hat diese Order durch die Ge-
sez=Sammlung bekannt zu machen.

Erdmannsdorf, den 30. Juli 1842. „ "„
Friedrich Wilhelm.

An das Staatsministerium.

Jahrgang 1822. (Nr. 2298—2300.) 40 (Nr. 2300.)

(Ausgegeben zu Berlin den 26. Oktober 1842.)
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(Ar. 2300.) Tarif, nach welchem das Bollwerksgeld zu Jarmen von jetzt an zu erheben ist.
Vom 19. August 1842.

A. Bollwerksgeld wird entrichtet:
I. von Kähnen und Schiffsgefaßen, welche am Bollwerk anlegen:

1) fur Bote, welche nicht uber eine Schiffslast Trag-
fdhigkeit haoben 2 Sgr.
für größere Schiffsgefäße, für jede Schiffslast Trag-
shigket::......2Sgr.

II. für das in Flößen ankommende Holz, welches am Boll-
werk ausgeschleppt oder ausgefahren wird, ohne Unter-
schied der Holzarten von je 90 Kubikfuß Inhalt. . . . 3 Sgr. 6 Pf.

Nahere Bestimmungen.
1) Fahrzeuge, welche schon die halbe Ladung und daruber anderwarts ein-

genommen haben, entrichten
a) wenn sie, ohne zu loschen, am Bollwerke fernere Ladung einnehmen,

nur die Halfte des Tarifsatzes,
b) wenn sie am Bollwerke loschen, den vollen Tarifsatz, wogegen sie, beim

Stnehmen von Ruckfracht, nur die Halfte des Tarifsatzes zu erlegen
aben;

2) Fahrzeuge, welche weniger als halb beladen, am Bollwerke anlegen, zahlen:
a) wenn sie fernere Ladung einnehmen, den vollen Tarissatz,
b) wenn sie löschen, nur die Hälfte des Tarifsatzes;

3) Fahrzeuge, welche, sei es beladen oder ledig, am Bollwerke anlegen, und
ohne zu löschen oder einzuladen, wieder abgehen, entrichten nur ein Vier-
tel des Tarifsatzes;

4) die Tragsähigkeit der Fahrzeuge ist bei entstehenden Zweifeln durch den
Meßbrief darzuthun, das Floßholz nach dem kubischen Inhalte zu deklariren.

Befreiungen.
Bollwerksgeld wird nicht erhoben:

a) von Fahrzeugen, welche ausschließlich mit Königlichen oder Staats-
Effekten beladen sind,

b) von unbefrachteten Böten und Kähnen, welche zu solchen Schiffs-
gesathen gehèren, die das Bollwerksgeld zu entrichten haben,

c) von Böten und Kähnen unter 1 Schiffslast Tragsährkeit, welche ohne
zu laden oder zu löschen und nur um Lebensmutel einzunehmen oder
anderer Geschäfte wegen, anlegen.

Straf-Bestimmungen.
Wer sich der Entrichtung der durch obigen Tarif bestimmten Abgabe ent-

zieht, zahlt als Strase das Bierfache des defraudirten Betrages.
Sanssouci, den 19. August 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Bodelschwingh.

—-——“.—

2t

Nr. 2301.)
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(Nr. 2301.) Allerböchste Kabineksorder vom 16. September 1842., betreffend die Erleichte-
rungen der Patrimonialgerichtsherren in Beziehung auf die Einrichtung

A der Depositalgelasse und Gefängnisse.
uf den Bericht des Staatsministeriums vom 21. v. M. will Ich diejenigen

Erleichterungen, welche Ich in Beziehung auf die Einrichrung der Deposital-
Gelasse und Gefängnisse bei den kleinen Umtergerichten durch den Landtags-
Abschied für die zum siebenten Provinzial-Landtage der Kur= und Neumark
Brandenburg und des Markgrafthums Niederlausitz versammelt gewesenen Stände
vom 20. Dezember v. J. genehmigt habe, auch auf die Patrimonialgerichte in
den übrigen Provinzen ausdehnen und demnach hierdurch allgemein gestatten,
daß bei densenigen Patrimonialgerichten, welche nicht Eintausend Gerichtseinge-
sessene zahlen, der Neubau von gewölbten Depositalgelassen und von Civil= und
Kriminalgesängnissen unterbleiben kann, wenn unter Verantwortlichkeit der Ge-
richtsherren der jedenfalls vorschriftsmäßig einzurichtende, mit drei Schlüsseln
versehene Depositalkasten gegen Einbruch gesichert wird, und wenn in Beziehung
auf die Gefängnisse solche Veranstaltungen getroffen werden, daß dadurch, unter
der erforderlichen Sorge für die Gesundheit der Gefangenen, die nöthige Sicher-
heit gewährt wird. — Sollte jedoch ein, mit dem vorschriftsmäáßigen Deposital-
Gewölbe nicht versehenes Gut bis zu : seines Werths verschuldet seyn, oder

zur Sequestration oder Subhastarion kommen, so ist das Depositorium dese-ben an dassenige landesherrliche Gericht abzuliesern, dessen Sitz an dem Wohn-
orte des Gerichtshalters sich befindet, oder demselben am nächsten liegt.

Sie, der Justizminister Mühler, haben in Gemähheit dieser Bestim-
mungen, welche durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen sind, die Gerichts-
Behörden mit Anweisung zu versehen.

Stolzenfels, den 16. September 1842. · »

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

(Nr. 2302.) Allerhöchste Kabineksorder vom 16. September 1842., betreffend die Annahme
von Obligationen über vom Staate übernommene provinzielle Staaks-

O Schulden als depositalmäßige Sicherheit.&amp; a die, nach der Verordnung vom 17. Januar 1820. (Gesetzsamml. S. 9.)
und der Order vom 2. November 1822. (Gesetzsamml. S. 220.) vom Staate
übernommenen provinziellen Staatsschulden in Betreff der Staatsgarantie sämmt-
lich den Staatsschuldscheinen gleichgestellt sind, so bestimme Ich auf den Antrag
des Staateministeriums vom 27. v. M., daß die Order vom 3. Mai 1821.
(Gesetzsamml. S. 46) betreffend die Annahme der Staatsschuldscheine als depo-
sitalmäßige Sicherheit, auch auf Obligationen über diese provinziellen Staats-
Schulden Anwendung finden soll. Diese Order ist durch die Gesetzsammlung
bekannt zu machen.

Stolzenfels, den 16. September 1842. „ „
Friedrich Wilhelm.

An das Staateministerium.

(Fr. 2101 —230z.) (Nr. 2303.)
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(Nr. 2303.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 4. Oktobet 1842., betreffend die Bestimmung:
daß die in den Preußischen Staaten erscheinenden Bücher, deren Tert mit
Ausschluß der Beilagen zwanzig Druckbogen übersteigt, wenn sowohl der
Verfasser als der Verleger auf dem Titel genannt ist, der Censur ferner
nicht mehr unterworfen seyn sollen.

J.ben Ich eine Revisson der für das Censurwesen in Meinen Staaten be-
stehenden Verordnungen und Verwaltungsformen angeordnet habe, will Ich,
ohne die Beendigung dieser bei ihrer großen Wichtigkeir längere Vorbereitung
und Zeit ersordernden Arbeiten abzuwarten, schon setzt die Presse von einer durch
die Bundesgesetzgebung nicht geforderten Beschränkung befreien, indem Ich be-
stimme: daß die in Meinen Staaten erscheinenden Bücher, deren Text mit Aus-
schluß der Beilagen, Zwanzig Druckbogen übersteigt, wenn sowohl der Derfasser,
als der Verleger auf dem Titel genannt ist, der Censur ferner nicht mehr un-
terworsen seyn sollen. Auf Bücher, welche in einzelnen Lieferungen erscheinen,
erstreckt sich diese Bestimmung nur insofern, als der Tert jeder Abtheilung Zwan-
zig Druckbogen übersteigt. Von jeder hiernach ohne Censur erscheinenden Schrift
muß vier und zwanzig Stunden vor ihrer Austheilung ein Exemplar bei der
Polizei-Behörde niedergelegt werden. Für die Befolgung dieser Vorschrift sind
der Verfasser und der Verleger, imgleichen der Drucker, dessen Name auf dem
Titel oder am Schluß des Werks angegeben sepn muß, bei einer polizeilichen Geld-
buße von 10 bis 100 Thalern verantwortlich — Ueber die Festsetzung dieser
Geldbuße entscheidet der Ober-Prdsident unter Vorbehalt des Rekurses an den
Minister des Innern; der Rekurs muß innerhalb 10 Tagen nach Publikation
des Resoluks des Ober-Präsidenten bei letzterem angemeldet werden. — Die bis-
herigen Strasgesetze gegen die im Wege der Presse verübten Verbrechen, und
namentlich die Bestimmungen im Artikel XVI. Nr. 2 und 3. des Censur-Edikts
vom 18. Oktober 1819. bleiben auch in Beziehung auf diesenigen Bücher in
Kraft, welche fortan von der Cenfur befreit sind. Das Staats-Ministerium hat
diese Order durch die Gesetz Sammtung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 4. Oktober 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staateministerium.
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Gesetz-Sammlung
für die

öniglichen Preußischen Staaten.

Nr. 23. —

(Xr. 2304.) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 18. Oktober 1842., den Zolltarif für die Jahre
1843., 1844. und 1845. betreffend.

J. der Anlage erhalten Sie den, mit den Staaten des Zollvereins vereinbar-
ten, mit Ihrem Berichte vom 9. d. M. eingereichten Zolltarif für die Jahre
1843., 1844. und 1845. von Mir vollzogen zurück, um solchen nebst Meiner
gegenwärtigen Ordre durch die Gesetzsammlung bekannt machen, und vom 1. Ja-
nuar k. J. ab zur Ausführung bringen zu lassen.

Berlin, den 18. Oktober 1842.

Friedrich Wilhelm.
An den Staats= und Finanzminister v. Bodelschwingh.

S—

 ollt arif
für die Jahre 18 43., 184 4. und 18 45.

Erste Abtheilung.
Gegenstände, welche gar keiner Abgabe unterworfen sind.

Ganz frei bleiben:

Bäume en Verpflanzen, und Reben;Bienenstocke mit lebenden Bienen;
Branntweinspulig;
Dunger, thierischer; desgleichen andere Dungungsmittel, als: ausgelaugte

Jahrgang 1842. (Nr. 2304.) 41 Asche

(Ausgegeben zu Berlin den 5. November 1842.)
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Asche, Kalkäscher, Knochenschaum oder Zuckererde, Düngesalz, letzteres nur
Waf besondere Erlaubnißscheine und unter Kontrole der Verwendung;

ier;
. crocn und Erze, die nicht mit einem Zollsatze gamentich betroffen sind, als:Bolus, Bimsstein, Blutstein, Braunstein, Gips, Lehm, Mergel, Sand,

Schmirgel, Schwerspath Cin keystallisirten Srücken), gewöhnlicher“ Töpfer-
thon und Pfeisenerde, Tripel, Walkererde u. a.;

Erzeugnisse des Ackerbeues und der Biehzucht eines einzelnen, von der Zoll-
grenze durchschnittenen Landgues, dessen Wohn= oder Wirthschaftsgebdude
innerhalb dieser Grenze belegen sind;
Fische, frische, und Krebse; degleichen frische ungusgeschälte Muscheln
Felofrüchte und Getreide in Garben, wie dergleichen unmittelbar vom Felde
eingeführt werden; ferner Gras, Gutterkräuter und Heu;
Gartengewächse, feische, als: Blumen, Gemüse und Krautarten, Karkoffeln
und Rüben, eßbare Wurzeln 2c., auch srische Krappwurzeln, ingleichen Feuer-
schwamm, roher; auch ungetrocknete Gccherten;Geflügel und kleines VWildpret aller Art;
Glasur= und Hafnererz (Aldurlous);: .
Gold und Silber, gemünzt, in Barren und Bruch, mit Ausschluß der
fremden silberhaltigen Scheidemunze;Hausgerathe und Effekten, gebrauchie, getragene K leider und Wasche, ge-
brauchte Fabrikgerathschaften und gebrauchtes Handwerkszeug, von Anzic-
benden zur cigenen Benutzung; auch auf besondere Erlaubniß neue Kleider,
Wäsche und Effekten, in sofern sic Ausstartungsgegenstände von Auslän=
dern sind, welche sich aus Beranlassung ihrer Verheirathung im Landenicderlassen;
Holz: Brennhotz beim Landtransporte, auch Reisig und Besen daraus,
serner Bau= und Nutzholz (einschließlich Glechtweiden), welches zu Lande ver-
sahren wird und nicht nach einer Holzablage zum Berschiffen bestimmt ist;

Anmerkung. Dem Landtransporte wird dasVerflößen in losen Stücken auf Floß-
kanälen und Floßbächen gleich gceachtet.

Kleidungsstücke und Wsche, welche Reisende, Fuhrleute und Schiffer zu
ihrem Gebrauche, auch Handwerkszeug, welches reisende Handwerker, so
wie Geräthe und Instrumente, welche reisende Künstler zur Ausübung ihres
Berufs mit sich führen, ingleichen Musterkarren und Muster in Abschnitten
oder Proben, die nur zum Gebrauch als solche gceignet sind; dann die
Wagen der Reisenden; ferner die beim Eingange über die Grenze zum
Personen= oder Waarentransporte dienenden und nur deshalb eingchenden
Wagen und Wasserfahrzeuge, letztere mit Einschluß der darauf beßindlichen
gebrauchten Inventarienstücke, in sofern die Schiffe Ausländern gehören,
oder in sofern inländische Schifsfe die nämlichen oder gleichartige Inventa-
tienstucke einfuhren, als sie beim Ausgange an Bord hatten; Reisegerath,
auch Verzehrungsgegenstande zum Reiseverbrauch;

.Kunstsachen, welche zu Kunstausstellungen oder für landeöherrliche Kunst-
Instuute und Sammlungen, auch andere Gegenständc, welche für Biblio=

theken
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theken und andere wissenschaftliche, besonders naturhistorische Sammlungen
öffentlicher Anstalten eingehen;

18. Lohkuchen (ausgelaugte Lohe als Brennmaterial);
. Milch;

20. Obst, fishes21. Papier, beschriebenes (Akten und Manuseripte);
22. Saamen von Waldhölzern;
23. Schachtelhalm, Schilf- und Dachrohr;
24. Scheerwolle (Absälle beim Tuchscheeren); desgleichen Flockwolle (Abfälle

von der Spinnerei) und Tuchtrümmer (Absälle von der Weberei);
25. Seidencocons;
26. Steine, alle behauene und unbehauene, Bruch-, Kalk-, Schiefer-, Ziegel-

und Mauersteine beim Landtransport, in sofern si e nicht nach einer Ablage
zum Werschiffen bestimmt s nd; Muhl- und grobe Schleif- und Wetzsteinein demselben Falle;

27. Stroh, Spreu, Hackerling; .
28. Thiere, alle lebenden, für Vohe kein Tarifsatz ausgeworfen ist;
29. Torf und Braunkohlen, auch Steinkohlenasche;
30. Treber und Trester.

Zweite Abtheilung.
Gegeostände, welche bei der Einfuhr oder bei der Ausfuhr einer Abgabe

unterworfen sind.
Cunfzehn Silbergroschen oder ein halber Thaler Preußisch, oder zwei

und funfzig und ein halber Kreuzer im 241 Guldenfuh vom Zentner Brutto-
gewicht wird in der Regel bei dem Eingange, und weiter keine Abgabe bei dem
Verbrauch im Lande, noch auch dann erhoben, wenn Waaren ausgeführt werden.

Ausnahmen hiervon treten bei allen Gegenstanden ein, welche entweder nach
dem Vorhergehenden Cerste Abtheilung) ganz frei, oder nach dem Folgenden,
namenllich:

a) einer geringern oder höhern Eingangs-Abgabe, als einem halben Thaler
oder zwei und funfzig und einem halben Kreuzer vom Zentner unterworfen,

- oder

b) bei der Ausfuhr mit einer Abgabe belegt sind.
Es sind dieses folgende Gegenstande, von welchen die beigesetzten Ge-

falle erhoben werden:

(Xr. 2304.) 417 1. Ab-



Benennung der Gegenstande.

M

1 Abfalle
von Glashutten, desgleichen Glasscherben und Bruch; von der Gold- und Silber-
bearbeitung (Munz-Gratze); von Seifensiedereien die Unterlauge; von Gerbereien
das Leimleder; ferner Blut von geschlachtetem Vieh, sowohl flussiges, als einge-
trocknetes, Thierflechsen, Horner, Hornspitzen, Hornspane, Klauen und Knochen,
letztere mögen ganz oder zerkleinert sen....

2F Baumwolle und Baumwollenwaaren:

a) Rohe Baumwolllelllll.......

b) Baumwollengarn, ungemischt oder gemischt mit Wolle oder Leinen:
1) ungebleichtes ein= und zweidrähtiges, und Watten

Anmerk. Zu Zetteln angelegtes, geschlichtet oder ungeschlichtt·!
2) ungebleichtes drei= und mehrdrähnges, ingleichen alles gezwirnte, ge-

bleichte oder gefärbte SHren.....»...
c) Baumwollene, desgleichen aus Baumwolle und Leinen, ohne Beimischung

von Seide und Wolle, gefertigte Zeuge und Strumpfwaaren, Spitzen (Tüll),
osamemier-, Knopfmacher-, Sticker= und Putzwaaren; auch dergleicheneug= und Strumpfwaaren mit Wolle gestickt oder brochirt; ferner Ge-

pinnste und Tressenwaaren aus Metallfäden (Lahn) und Baumwolle oder
Baumwolle und Leinen, außer Verbindung mit Seide, Wolle, Eisen, Glas,
Holz, Leder, Messing, Stahl und andern Materiallen

3 Blei:
a) Rohes, in Blöcken, Mulden 2c., auch altes, desgleichen Blei-, Silber=

und Gold-Glätee0KK..

b) Grobe Bleiwaaren, als: Kessel, Röhren, Schrot, Platten u. s. w., auch ge-
rolltes Bell ·....

c) Feine Bleiwaaren, als: Spielzeug c., ganz oder theilweise aus Blei, auch
dergleichen lackirte Waaren......................

A Biürstenbinder= und Siebmacherwaaren:
a) Grobe, in Verbindung mit Holz oderEisen, ohne Politur und Lack
b) Feine, in Verbindung mit anderen Materialien (mit Ausnahme von edlen
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Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

d Thaler- it d dder rn taliean 46 hobern riann e guß. vom Zentner
und 23flel), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.
Sgr. Sgr.

Nchlr. (aGr.) Riblr. (8Gr.) Fu. Xr * Ir. Pfund.

. ·i

lZentr.fcet. 15fre1." 524
(12“) s

1 Zentr. frei. 15 frei. ... 524
;(12)

1 gentr.. 3 30 Ü *7
1 gentr.3 5 15 18 in Kiler und Kisten.

7 iIn Ballen.
1 Zentr. 8 14 .

1 gentr. 50 8V7 30 8 in Hüsern und Kisten.

1 Zentr. 7# 268
(6)

1 Fentr. 2. 3 30 0 In Fäffern und Kisten.
i

1 Zentr. 10 17 30 20 in Fäffern und Kislen.
13 in Körben.

1 Zentr. 5 15

)Die unter den Silbergroschen stehenden Ziffern bezeichnen Lastel des Thalers.
(Nr. 2306.)



Benennung der Gegenstande.

M

Metallen, feinen Metallgemischen, Bronce, Perlmutter, echten Perlen, Ko-
rallen oder Steinen), auch Siebbsden aus Pferdehaartrten

5| Droguerie= und Apotheker-, auch Farbewaaren:
a) Chemische Fabrikate für den Medizinal- und Gewerbögebrauch, auch Prc-

parate, ätherische und andere Oele, Sauren, Salze, eingedickte Säfte; des-
gleichen Maler-, Wasch-, Pastellfarben und Tusche, Farben= und Tusch-
kasten, feine Pinfel Mundlack (Oblaten), Englisch-Pflaster, Siegellack u. s. w.;
überhaupt die unter Apotheker-, Droguerie= und Farbewaaren gemeiniglich
begriffenen Gegenstände, sofern siie nicht besonders ausgenommensind

Ausnahmen treten jedoch folgende ein, und zahlen weniger:
b) Aiinaa;;„„

Jc) Bleiweiß (Kremserweiß), rein oder versetzt, Chlorkallk
40 Mennige, Schmalte, ungereinigte und gereinigte Soda (Mineral-Alkali,,

Kupfervitriol, gemischter Kupfer= und Eisenvitriol, weier Dicriol, Wasserglas
Anmerk. Ungereinigte Soda beim Eingange über die Preußische Seegrenze, so wie in Preu-

ßen, Sachsen und Kurhessen bei dem Eingange auf Flüssen und in Sachsen auf der
LVandgrneee

eE.) Eisenvitriol (grünreeenn#

1) Gelbe, grüne, rothe Farbenerde, Braunroth, Kreide, Ocker, Rothstein, Um-
braz so wie alle Absälle von der Fabrikation der Salpetersaure; schwefel-
saures und salzsaures Kali, auch roher Flußspath in Stücken

8) 1) Bollchfel. Kreuzbeeren, Kurkume, Quercitron, Sastor, Sumach, Waid

3) Eckerdoppern, Knoppern. ..................·...

b)Farbehölzer,inBldckenodergeraspcli.....................



Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

nach dem 14,-Thaler--Futz (mitM der - nach dem
der Eimheilung Is Tren a0slel 24½: Gulden-Fns, vom Zentner

und bein Brutto-Gewicht:
Verzollungingang. Ausgang. Eingang. Unsgang.

Sor. Sgr.
l#r.d-###. a.) r* 3##4 Ir. . .Ofggp.,

lZMkkiIU ! I730wiazzksekuunuwm
· Ü

1 Zem 100Solll . t“78
(8) 6 in Ballen.

1 gentr.1 10 ...... 220 ...-..UisFössek-I.
- (8)

1 gemr. 2 .„„„ 3 30 ... . .. L6 iuZãssern.

1 Zenttr1 . 115

1 gemr..
. I(6)s. .-.·»«

13entk.7-;-;«.;26-:-
. (6)

1 genr17

1 Zentr . . 55. 51717
110 (0 "

1 Zemr. ö5 197½
· «· (4)« «

lZentr.-2;.2;-8z8k
(2),.(2).

lZentt.5.-..5---1«7;-s...17,k
(4) (4

(Nr. 2308.)



Benennung der Gegenstände.

i) Korkholz, Pockholz, Cedernholz und Buchsaooo#

1) Po#n (Wald-) Asche, Weinsen...

1!) Mineralwasser in Flaschen oder Krügen...

m) Salpeter, gereinigter und ungereinigter, auch salpetersaures Natro

n) Salzsdure und Schwefelsäurrrrrrr....

o) SchweseellllAA....p
pp) Terpentin und Terpentinsl (Kienbll

Anmerk. Die allgemeine Eingangs-Abgabe tragen:
1) rohe Erzeugnisse des Mineral-, Thier= und Pflanzenreichs zum Gewerbe= und Me-

dizinalgebrauche, die nicht besonders höher oder niedriger besteuert sind, insbesondere
auch anderswo nicht genannte außer= europäische Tischlerhölzer;

2) ungereinigtes schwefelsaures Natron.

Eisen und Stahl:
a) Roheisen aller Art; altes Brucheisen, Eisenfeile, Hammerschlag

Anmerk. An den Zollgrenzen der Preußtschen westlichen Provinzen, desglelchen von Bayern, Würc-
temberg, Baden, Kurhessen und Luxemburg ist Roheisen auch beim Ausgange frei.

b) Geschmiedetes Eisen in Stäben, desgleichen Luppeneisen, Eisenbahnschienen,
auch Roh= und Cementstahl, Guß= und raffinirter Stoall ....

Anmerk. Von Rohstahl, seewärts von der Russischen Grenze bis zur Welchselmündung einschließ-
lich eingehend, wird nur die allgemeine Eingangs-Abgabe erhoben.

P)Alles geschmiedete Eisen, welches zu feinen Sorten verarbeitet, desgleichenEisen, welches zu groben Vestandtheuen von Maschinen und Wagen (Kur-
beln, Achsen und dergleichen) roh vorgeschmiedet ist; auch schwarzes Eisen-
blech und Platren, Anker und Ankerketten

Anmerk. Geknoppertes Zaineisen kann in Bayern auf der Grenze von Hindelang bis Freilassing
zu dem Zollsatze von 1 Rehlr. (1 fl. 45 kr.) pro Zentner eingehen.

d) Weißblech, geßrnißtes Eisenblech und Eisendraaht.
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Abgabensäátze
Maaßslab Für Tara wird vergütet

d 4-Thaler- (mit d d
der guein Pl. iunv (Ggen 24½ b- vom Zentuer

uud austeh), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.
Sar. Sar. 1Riblr. caGr.) I Rihir. iaGr. zl. Tr. F. Tr. Pfund.

1 Zentr. 5 5 17: 173
(4) (4)

1 Zentr. 74 2236
(6)

1 gentr . . 74 264
(6)

1 Zentr. 5 177.
9 in Kis.22 islen.

1 Zentr. 1 # · 220 in Kerben.
1 Zentr. 271. . .83

(2)
1 Zentr. 10 35

(8)

1 Zentr. frei. frei. 26:
(6)

1 gentr.1 1.45

F .

18eiiei.s. si» kseggzgcsgkawsisssinBallm

ipk4 7 ksgsiAm Ballen

Jahrgang 1832. (Xr. 2304.)



Benennung der Gegenstände.

e) Eisenwaaren:
1) Ganz grobe Gußwaaren in Oefen, Platten, Gittern 22.
2) Grobe, die aus geschmiedetem Eisen oder Eisenguß, aus Eisen und

Stahl, Eisenblech, Stahl= und Eisendraht, auch in Verbindung mit
Holz gefertigt; ingleichen Waaren dieser Art, die gefirnißt oder verzinnt,
jedoch nicht polirt sind, als: Aerte, Degenklingen, Feilen, Hämmer,
Hecheln, Haspeln, Holzschrauben, Kafseetrommeln und -Mühlen, Ketten,
Maschinen von Eisen, Nägel, Pfannen, Plätreisen, Schaufeln, Schlös-
ser, grobe Ringe (ohne Politur), Schraubstöcke, Sensen, Sicheln,
Stemmeisen, Striegeln, Thurmuhren, Tuchmacher= und Schneider=
Scheeren, grobe Waagebalken, Zangen u. .0tww.

3) Feine, sie mögen ganz aus feinem Eisenguß, polirtem Eisen oder Stahl,
oder aus diesen Urstoffen in Verbindung mit Holz, Horn, Knochen, loh-
garem Leder, Kupfer, Messing, Zinn (letzteres polirt) und anderen un-
edlen Metallen gefertigt sein, als: Gußwaaren (seine), Messer, Nah-
und Stricknadeln, Scheeren, Streichen, Schwertfegerarbeit u. s. w.;
ingleichen lackirte Eisenwaaren; auch Gewehre aller Arlirt.

Erze, nämlich: Eisen= und Stablstein, Stufen, Wasserblei (Reißblei), Galmei, Kobalt
Anmerk. An den Bayerischen, Sächsischen, Württembergischen, Baeischen und Luremburgisch-Bel-

gischen Grenzen, Eisenrzg......
Flachs, Werg, Hanf, Heeder...p
Getreide, Hülsenfruchte, Sämereien, auch Beeren:

a) Getreide und Hülsenfrüchte, als: Weizen, Spelz oder Dinkel, Gerste (auch
gemälzte), Hafer, Heidekorn oder Buchweizen, Roggen, Bohnen, Erbsen,
Hirse, Linsen und Wicken

Anmerk. 1. In Bayern an der Grenze von Berchtesggeeggnnnn
Anmerk. 2. Auf der Scchsisch-Böhmischen Grenze gehen die unter a. genannten Getreidearten

beim Landtransporte zu folgenden ermäßigten Sägen ein:
Weizen, Spelz oder Dinkel.. . ....



Abgabensätze
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Maaßstab Für Tara wird vergütet
dem 14-Thaler-Fuß it d dder gach den —— ln honer 24½ es Fuß, vom Zentner

und 2astel), beim beim Brutto-Gewicht:
Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.

Sgr. Sar.
Riblr. (8Gr.) J Rihir. (aGr.) Fl. Xr Fl. r Psund.

1 Zentr. 1 45
i

1 Zentr. 6 10 30 ( n #ern undKisten.in Ballen.

1 Zentr.s 10 17 30. -
à in Ballen.

1 Fentr.rei. 5 frei. 174
(4)

 flrei. frei. frei. frei.
1 Zentr. 5 174

(9

1 Schrl. 5 174
1 Baperi- (4)

t

Schäffel. W 1 10
1 ByavberlschesSaisse ... 24

tuhuket .
ldicQ 14 s
tunc-. .I . . .

1 dito. ... nrc
(Nr. 230).) 42



Benennung der Gegenstande.

10

Anmerk. 3. Hafer in Quantitaten unter einem Preußischen Scheffel oder bezlehungsweise unter
2 Bayerischen Metzen und andere Getreidefrüchte unter einem halben Preußlschen
Scheffel oder unter 1 Bayerischen Metzen frei.

b) Sämereien und Beeren:
1) Anis und Kmmelel..........
2) Oelsaat, als: Hanssaat, Leinsaat und Leindorner oder Doder, Mohn-

saamen, Raps, Rübesat:t:###......
3) Kleesaat und alle nicht namentlich im Tarif genannten Sämereien; in-

gleichen Wachholderbeeren...
Anmerk. Ein Preußischer Scheffel Kleesaat wird mit Einschluß bes Sackes zu 89 Pfund, ein

Bayerisches Schäffel desgleichen zu 360 Pfund gerechnet.

Glas und Glaswaaren:

a) Grünes Hohlglas (Glasgeschrtrrnnn........

Anmerk. Bei loser Verpackung werden zu 1 Zentner veranschlagt 3 reußische
ltbeperische Kubikfuß.48 äbockaprrisce

b) Weißes Hohlglas, ungemustertes, ungeschlisfenes; ingleichen FGenster- und
Taselglas ohne Unterschied der Kaerbe.......

Anmerk. Vorgedachtes Hohlglas nur mit abgeschliffenen Stöpseln, Böden oder Rändern

J0) Gepreßtes, geschlifsenes, abgeriebenes, geschnictenes, in Formen gemustertes
weißes Glas; auch Behänge zu Kronleuchtern von Glas, Glasknöpfe, Glas-
perlen und Glasschmelz ............................

d) Spiegelglas:
1) wenn das Stück nicht über 288 Preußische oder 333 Altbaperische oder

245 heinbayerische  Soll mibr,
a)) gegossenes, belegtes oder unbelegtes,an) wenn das Stück nicht ubel 144 Preußische  Zoll mißt.

bb) wenn das Stück über 144 und bis 288Preuzische Csolmißt
M geblasenes, belegtes oder unbelegtes .....
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Abgabensätze .

Maaßstab Für Tara wird vergütet
d 4 b 1 4 i

der k tn Fbeleen 9n 4, bohui 24½ *“ - Fuß, vom Zentner
und 2astel), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang- Eingang. Ausgang.
aidn. ot Lauu. ccio Li. oe2# pfund.

1 Zentr. 1 45

1 Zentr. 1 4
0)

1 ZFentr. 5 174
(4)

1 gentr. 1.15

1 Zentr. 3 5 15 .. in —ã 1P
1 genr. 15 7 521. . . n en and —

(12)

1 gentr. 6 1080 ( zu Kunen und Kisen.

1 Zener6 1080
1 Zentr. 8 14 I7 iu Kisten.
1 Zentr. 3 5 1 15

(Nr. 2305.)
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Benennung der Gegenstande.

2) belegtes und unbelegtes, gegossenes und geblasenes, wenn das Stück mißt:

über 288 bis 576.Z. Preuß. oder bis 666 Altb. od. 40 Rhhaper, x3
" 576 -1000 = - - -1156 - -

-1000 -1400 - - -21618 - - -

-1400 -1900 - - „ „ 2196 = 1684 -

é* 1900 Zoll Preeee.
Anmerk. Rohes ungeschliffenes Spiegelglas wird gegen die allgemeine Eingangs-Abgabe eingelassen.

e.) Farbiges, bemaltes oder vergoldetes Glas, auch Glaswaaren in Verbin-
dung mit unedlen Metallen und andern, nicht zu den Gespinnsten gehs-
rigen Urstoffen; desgleichen Sniegel, deren Glastafeln nicht über 288 Preuß.CSoll das - messen

Anmerk. Spiegel von größeren Dimensionen des Glases zahlen, ohne Rüchst cht auf dle Rahmen,
den Eingangs-Zoll nach obigen Stücksätzen für Spiegelglas, den Dimensionen des
Glases gemäß; Falls sich der Emgangs-Zoll danach aber geringer, als 10 Rthlr. oder
17 Fl. 30 Kr. vom Zentner berechnet, biesen Satz.

Häute, Felle und Haare:
a) Rohe (grüne, gesalzene, trockene) Häute und Felle zur Lederbereitung, in-

gleichen rohe Pferdeharererererernrnrnrnr...
b) Felle zur Pelzwerk= (Rauchwaaren-) Bereicung, Schmaschen, Baranken

und Ukrainer

c) Haasen= und Kaninchenfelle, rohe, und - Haare

d) Haare von Rindbiee

Holz, Holzwaaren 2c.:
a) Brennholz beim Wassertransport

b) Bau= und Nutzholz beim Wassertransport, oder beim Landtransport zur
Verschiffungsablage:

1) Eichen-, Ulmen-, Eschen-, Ahorn-, Kirsch-, Birn-, Apfel-, Pflaumen-,
Kornel= und Nußbaumholz

2) Buchen-; auch Fichten-, Tannen-, Lerchen-, Pappeln-, Erlen= und an-
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Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergüter

d „Thaler- i d
 ——nd wo #emiur

und Lastel), beim beim Brutko-Gewicht:
Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.

Sar. Sgr.
Ridlr. (g9Gr.)] r. 6r.) F. Tc F. Tr Pfund.

1 Stückk! 1 45
1 Stück 5 15
1 Stück 11
1 Stück0 35
1 Stück0 52 30

1 Zentr1 . . . . . . 17 30 #gera und Kisten.

EXIIDIIIIIEIILIIIIIIEII
(16)

1 Zentr. 20 ... 1 10
(16)

1 Zentr. frei. ... EEEII—
(12)

1 Zentr.frei. 5 fret
(4)

1 21.
1 Paveri= G)

sches Klaster. ... 8

1Schiffslast

#% Zeptr)
—- 145

Preuß.Ku-
bil-Guß.

(Nr. 2304.)



Benennung der Gegenstände.

deres weiche Holz; serner Bandstöcke, Stangen, Faschinen, Pfahlholz,
l————Il .

3) Sagwaaren, Faßholz (Dauben) und alles andere vorgearbeitete Nutzholz:
a) aus den unter 1. genannten Holzareen

6) aus den unter 2. genannten Holzarren
Anmerk. In den östlichen Prorinzen des Preußischen Staats wird erhoben für:

a##n) Masteeen.

bb) Bugsprieten ober Spieren ......·... ......
oc)BlöckeodekBalkenvonhakremHolze......... ................

cld)Blöckeod-rBalkenvonweichetholze........................
ec)Bohlen,BaumkakmyFaßholHDaubeMBanbsköckqSkangesyFaschinen,Pfabl-

holz,Flechtweiben-c.................·.................

c)HolzbotkeoderGerbersLohe,desgleichenHolzkohlem.............
d)olzasche....... ...............................

e) Holjerne Hausgerathe (Meubles) und andere Tischler-, Drechsler= und
Bottcherwaaren, welche gefarbt, gebeizt, lackirt, polirt oder auch in einzel-
nen Theilen in Verbindung mit Eisen, Messing oder lohgarem Leder ver-

erbeieel. sind; auch feine Korbflechterwaaren und Fourniere mit eingelegterreit.......................................
Feine Holzwaaren (ausgelegte Arbeit), sogenannte Nurnberger Waaren aller
Art, feine Drechsler-, Schnitz- und Kammacherwaaren, auch Meerschaum-
arbeit; ferner dergleichen Waaren in Verbindung mit andern Materialien
(jedoch mit Ausschluß von edien Metallen, feinen Meralluemischen, Bronce,
Perlmutter, echten Perlen, Korallen oder Steinen), ingleichen Holzbronce,
hölzerne Hängeuhren, ganz feine Holzflechterarbeit, auch Blei= und Noths#ste

6) Gepolsterte Meubles, wie grobe Sattlerwaaren.
.) Grobe Böttcherwaaren, gebrauchte, ohne eiserne Reisen

Aumerk. ju () und h): Grobe, robe, ungefarbte Böttcher-, Drechsler-, Tischler= und bloß geho-
belte Holzwaaren und Wagnerarbenen, grobe Maschinen von Holz, grobe Korbflechter-
waaren, auch gebrauchte grobe Böttcherwaaren mit eisernen Reisen tragen die allge-
meine Eingangs-Abgabe.

.-
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Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

nach dem 14 Thaler, Fuß (mit der nach dem
der Eimtheilung —i Thalers in Iustel 24½-Gulden-Fuß, vom Zentner

un stel), beim beim Brutto-Gewicht:
Verzollung Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.

Sar. Sgr.
Rehlr. (dr.)]. Il. Xr. Fl. Ir. Pfund.

(3 1035Fl -Sieie n, (8)

1 Schiffslasft 10 2 20
(8)

1dito . . . 20 ... ... 1 10

(16)
1 Stücckl ll0.

(8)
1 dito 1 ...

6 dito 1
30 dito 1

1 Schiffslastt. 15 ...

(12)
1 Zentr. frei. ... I... 241 frei. ... . . . 83

(2
1 Zentr. frei. ... 10 fsfesi. 35

(8)

1 gentrtr.333 5 5 —

1 gentr.10 17 13 in Käörben.20 in * und Kisten.
m in Ballen.

1 Zentr.,., 5 11. 174
(4)

Jahrgang 1842. (Nr. 2305.) 43



Benennung der Gegenstände.

V

13Hoopfen::

14Instrumente, astronomische, chirurgische, mathematische, mechanische, mufikalische,
optische, physikalische, ohne Rücksicht auf die Matertalien, aus denen sie gefer-
tigtsind.........·........................·.....

15Kalender,
a) die furs Inland bestimmt sind, werden nach den, der Stempelabgabe halber

gegebenen besondern Vorschriften behandelt;
b) die durchgefuhrt werden, tragen die Abgabe von einem halben Thaler oder

521, Kreuzer für den Zentner. Der Wiederausgang muß nachgewiesen
werden. ..

16|Kalk und Gips, gebranner -..-...·.·...........

Anmerk. 1. Kalk und Gips können, in sofern sie als Dungematerial benutzt werden, auf beson-
dere Erlaubnißscheine frei eingehen.

2. An der Sächsischen Grenje bei Zittau kann Kalk gegen die Hälfte des tarifmäßigen
Satzes eingelassen werden.

17Karden oder Weberdisten «...........·.....,...

18Kleider,fettigeneue;desgleichengetrageneKleiderunvgetrageneWäsche,beidelek
tere,wennsiezumVetkaufemgehen........... »..·...........

19Kllpfckund Messing:
a) geschmiedetes, gewalztes, gegossenes, zu Geschirren; auch Kupferschaalen, wie

sie vom Hammer kommen; ferner: Blech, Dachplatten, gewohnlicher und
plattirter Draht, desgleichen polirte, gewalzte, auch plattirte Tafeln und Bleche

b) Waaren: Kessel, Pfannen und dergleichen; auch alle sonstige Waaren aus
Kupfer und Messing; Gelb= und Glockengießer-, Gürtler= und Nadlerwaa-
ren außer Verbindung mit edlen Metallen; ingleichen lackirte Kupfer= und
Messingwaarngnen.

Anmerk. Von Roh-(Stüc) Messing, Roh= oder Schwarzkupfer, Gar, oder Nosettenkupfer,
von altem Bruchkupfer oder Bruchmessing; desgleichen von Kupfer= und Messingfeile,
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Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

d „Thal it der ch d
der kenn wha avr lo voßel 2# ½ Gen= Fuß, vom Zentner

und 2astel), beim beim Brutto--Gewicht:
VerzollungEingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.

Sor. Sgr. 1Riblr. (aGr.) (Gr.) Fl. Ir. Fl. Ir. Pfund.

1 Zentr. 2 15 4 221
;(12)

1 Zentr. 6 10 30 (2 4in ce und Kisten.

S l

n l5 174
1 Tonne. (4)

1 Zentr. frei. 5 ftrei. 174
(4)

20 in Kisten.192 30 n Ke Jes) " E—

i
1 Zentr. 6 10 30 3 in F# und Kisten.[An Salen

13 in Fa d Kisten.
1 gentr. . 1730 4àn Fäsernund Asen

 in Ballen.

(Nr. 2708.) 43“



20

—.

Benennung der Gegenstände.

Glockengut, Kupfer= und andern Scheidemünzen zum Einschmelzen (die Münzen auf be-
sondere Erlaubnißscheine eingehend) wird die allgemeine Eingangs-Abgabe erhoben.

Kurze Waaren, Quincaillerien rc.=
Waaren, ganz oder theilweise aus edlen Metallen, feinen Metallgemischen, aus
Metallbronce (echt vergoldet), aus Perlmutter, echten Perlen, Korallen oder Stei-
nen gefertigt oder mit edlen Mectallen belegt; ferner Waaren aus vorgenannten
Spcoffen in Verbindung mit Alabaster, Bernstein, Elfenbein, Fischbein, Gips,
Glas, Holz, Horn, Knochen, Kork, Lack, Leder, Marmor, Meerschaum, unedlen
Metallen, Perlmütter, Schildpatt, unechten Steinen u. dgl.; seine Parfümerien,
wie solche in kleinen Gldsern, Kruken 2c. im Galameriehandel und als Galan-
teriewaaren geführt werden; Taschenuhren, Stutz= und Wanduhren, letztere mit
Ausnahme der hölzernen Hängeuhren, Kronleuchter mit Bronce, Gold= oder
Silberblatt; ganf feine lackirteWaaren von Metall oder Pappmasse (papier
maché), Regen= und Sonnenschirme, Fächer, Blumen, zugerichtete Schmuckfe-
dern, Perückenmacherarbeit u. s. w.; überhaupt alle zur Gatkung der Kurzen, Quin-
caillerie= oder Galanteriewaaren gehörigen, unter den Nummern 2. 3. 4. 5. 6.
10. 12. 19. 21. 22. 27. 30. 31. 33. 35. 38. 40. 41. 42. und 43. der zweiten
Abtheilung dieses Tarifs nicht mit inbegriffenen Gegenstände; ingleichen G#aaren
aus Gespinnsten von Baumwolle, Leinen, Seide, Wolle, welche mit Eisen, Glas,
Holz, Leder, Messing oder Stahl verbunden sind, z. B. Tuch= oder Zeugmützen in
Verbindung mit Leder, Knspfe auf Holzformen, Klingelschnüre und dergleichen mehr

Leder, Lederwagren und ähnliche Fabrikate:
a) Lohgare oder nur lohroth gearbeitete Hädute, Fahlleder, Sohlleder, Kalb-

leder, Sattlerleder, Sriefelschäfte, auch Juchten; ingleichen sdmisch= und
weißgares Leder, auch Prrgamettttttt........

b) Brusseler und Danisches Handschuhleder, auch Corduan, Marokin, Saffian
und alles gefarbte und lackirte Leder; desgleichen Gummifaden und sonstige
Gummifabrikate außer Verbindung mit anderen Materiallien

Anmerk. Zur allgemeinen Eingangs-Abgabe werden eingelassen:
1) holbgare Ziegen= und Schaaffelle für inländische Saffian= und Leder-Fabrikanten

unter Kontrole;
2) Gummi in der Form von Schuhen, Flaschen 2c.

e) Grobe Schuhmacher-, Sattler= und Täschnerwaagren, Blasebälge, auch
Wagen, woran Leder= oder Polsterarbeiienrn
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Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

dem 18-Thal (mit der d

der zscge oen. in vohiel 21½ n Fuß, vom Zentner
unb Listeh, beim Brutto-Gewicht:Verzollung. Elngang. . Eingang. Ausgang.

SEgr. Sgr.
Rehlr. (g#Gr.) Rihlr. (aGr.) FKl. Kr. Fl. Xr. Pfun d.

1 gentr.ö04 8780 EE—
15l in Särter.

1 Zentr. 10% .
16 in Elsern und Kislen.13 inK6 in ri#

1 Fentr. 8 r 14 r · ·

16 in Fässern und Klflen.1 gentr,lo117330 .4 n t. n,S 6 in —
(Nr. 2303.)



Benennung der Gegenstande.

d) Feine Lederwaaren von Corduan, Saffian, Marokin, Brässeler und Däni-chem Leder, von sämisch= und weißgarem Leder, auch lackirtem Leder und
Pergament, Sattel= und Reitzeuge und Geschirre mit Schnallen und Rin-
gen, ganz oder theilweise von seinen Metallen und Metallgemischen, Hand-
schuhe von Leder und feine Schuhe aller .it#

Leinengarn, Leinwand und andere Leinenwaaren:
a) Rohes ... .. .. ...

b) Gebleichtes oder gefärbtes Grrtrererrrnnn.........
c) 3rrererererennd .

d) Graue Packleinwand und Segeltuch.. ...................
e) Rohe (unappretirte) Leinwand, roher Zwillich und Drillich. .. . . . . ...

Ausnahme. Rohe, ungebleichte Leinwand geht frei ein:
 aa. in Preußen:

auf den Grenzlinien von Leobschütz bis Seidenberg in der Ober-Lausitz, von
Heiligenstadt bis Nordhausen und von Herstelle bis Anholt, nach Bleichereien
oder Leinwandmärkten;

* bb. in Sachsen:
auf der Grenzlinie von Ostritz bis Schandau, auf Erlaubnißscheine;

cc. in Kurhessen:
auf Erlaubnißscheine nach Bleichereien oder Märkten.

 Gebleichte, gefärbte, gedruckte oder in anderer Art zugerichtete (apprekirte),
auch aus gebleichtem Garn gewebte Leinwand; ferner Zwillich und Drillich,
desgleichen rohes und gebleichtes Tisch= und Handtücherzeug, leinene Kittel,
auch neue Wasche «..........·.....»....

g)Bdnder,Batist,Borten,Fransen,Gaze,Kammertuch,gewebteKanten,
Schnure, Strumpfwaaren, Gespinnste und Tressenwaaren aus Metallfaden
und Leinen, jedoch autzer Verbindung mit Eisen, Glas, Holz, Leder, Mes-
sing und Stahl. .. . . . ...

10 Swirnspiernrnrn.
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Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

„Thaler= it d de

der kuen — w — vom Zentner
und 24stel), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.
t. Sgr.Rilr. 5 Riblr. 2 1. Xr. F1 Kr. Pfund.

20 0 ·.
18emk.22 38 30 # KlernandLien

6 in Ballen.

1 Zentr. 5 174
(4)

1 gentr. 1 1135

1 Zentr, 3 30 z i i
1 gentr. 20 1 10

(16) .

18entr.2.;. 330 ZEISS-M

Ii isten.
1 Zentr. 11 10 15 5

6 in Ballen.

1 Zentr. 22. 38ä 5½
6 in Ballen.

1 Zentr.5ö ... ... 96 15 &amp; # Sün.
(Nr. 2304.)



Benennung der Gegenstande.

M

231 Lichte, (Talg-, Wachs-, Wallrath- und Stearin-) . ... .... ... . . . . ....

24 Lumpen und andere Absälle zur Papier-Fabrikation:

22St

leinene, baumwollene und wollene Lumpen, Papierspäne, Makulatur (beschriebene
und bedruckte); desgleichen alte Fischernetze, altes Tauwerk und Strickee ..

Anmerk. Alte Fischernetze, altes Tauwerk und Sericke beim Ausgange über Preußische Seehäfen

Material= und Specerei-, auch Conditorwaaren und andere Consumtibilien:
a) Bier aller Art in Fässern, auch Meth in Fdssen

b) Branntwein aller Art, auch Arrak, Rum, Franzbranntwein und versetzte
Branntweine; desgleichen Preßhbesfes

D) Essig aller Art in Fdssen.

d) Bier und Essig, in Flaschen oder Kruken eingehnod..
nSr) Oel, in Flaschen oder Kruken eingehndn....
 LWein und Most, auch Cidennrr...
8) Butter. .

Anmerk.I.Fkische,ungesclzeneBukteraufdekkinievonkinbaubiöHemmenhofenefngchenb..
2. Einzelne Stucke, welche eingehen, sind, wenn sie zusammen nicht mehr, als 3 Pfund

wiegen, frei.
h) Fleisch, ausgeschlachtetes: frisches, gesalzenes, gerduchertes; auch ungeschmol-

zenes Fett, Schinken, Speck, Würste; desgleichen großes Wildl.
i) Fruchte (Sudfruchte), auch Blatter:

æ) Frische Apfelsinen, Citronen, Limonen, Pommeranzen, Granaten und
dergleihen .........·

Verlakgt der Steuerpflichtige die Auszahlung, so zahlt er fur 100 Stuck20 Sgr. ——————--
Verdorbene bleiben unversteuert, wenn sie in Gegenwart von Beam-

ten weggeworfen werden.
6#) Trockene und getrocknete Datteln, Geigen, Kastanien, Korinthen, Man-



Abgabensaätze
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Maaßstab Für Tara wird vergütet
ch dem 14-Thaler- (mit d ch dder Ggtheliunn bae- 5 Ia'vobel 25½ Gorem Fuß, vom Zentner

und Astel), beim beim Brutto-Gewicht:
Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.

. Sar.

Rihlr. (d#Gr.) Rehlr. e) Fl. T Fl. Xr. Pfund.

1 Zentr. 7 16 in Kisten.

1 Zemr. free.. frei. 5 15
1 Zemr. free... 110%

(8)

1 Zentr. 15 4 221
;(12)

14 in Kisten.

1 genr. ... 14.. Mk: Fzszkäss
meckern.

lZenkr.lm 220
6 14 #4 in Kist
... 24 in Kisten.1Zentr. 8 16 in Körben.

1 Zentr. 8 14 i— in Kärben.

1 Lentr 144 P 1 e,22 11 in Ueberfässern.

1 Zentr.3 30 6 25 1 in Fäffern und Töpfen.

1 Zentr. ... 145

18emk-2 330 hun iitnunane-
 öin Ballen.

20in d d Kisten.1 Jenr. 330 5n .o inen.
(ü in Ballen.

Jahrgang 1892. (Nr. 2207.) 44
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Benennung der Gegenstände.

deln, Pfirsichkerne, Rosinen, Lorbeeren und Lorbeerblaätter, Pommeran=
zen, Pommeranzenschaalen und dergleihen

k) Gewürze, nämlich: Galgank, Ingber, Cardamomen, Cubeben, Muskatnüsse
und -Blumen (Macis), Nelken, Pfesser, Piment, Saffran, Sternanis, Va-
nille, Zimmt und Zimmt-Cassia, Simmtblübtee...

1) Herinnaaaaaaa.....
m) Kaffee und Kaffeesurrogasstteee.....

Mn) 1. Kakao in Bohna

2. Kakaomasse, gemahlener Kakao, Chokolade und Chokoladesurrogare

o) Käse aller Art. n

p) Konfturen, Zuckerwerk, Kuchenwerk aller Art, mit Zucker und Esstg einge-
machte Früchte und Gewürze; desgleichen Kaviar, Sago und Surrogate
dieser Artikel, Oliven, Pasteten, zubereiteter Senf und Tafelbouilllon ..

) Krafstmehl, worunter Nudeln, Puder, Stärke mitbegriffen; desgleichen Müh-
lenfabrikare aus Getreide und Hülsenfrüchten, ndmlich: geschrotete oder ge-
schälte Körner, Graupe, Gries, Grütze, Meohlllll.....

Aumerk. 1. Gewöhnliches Roggeumehl (Schwarzmehl) bei dem Eingange zu Lande auf der Säch-
sischen Grenzlinie gegen Bohmen.... .

2. Gewohnliches Roggeubrod bei dem Eingange zu Lande auf derselben Grenzlinie. ..
r) Muschel- oder Schaalthiere aus der See, als: Austern, Hummern, aus-

geschdlte Muscheln, Schildkrösn
8) Reis ............... ".......................«..

t)SalzsKochsalz,Skeinsalz)isteipzusührenverbotenzbeigestattecerDurchfuhk
wird die Abgabe besonders bestimmt.

u) Sreenenenennnn::::
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Abgabensaätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

ach dem 14,Thaler. (mit der nach demder buch de a Iin Zostel ½ „Eusden. zuß, vom Zentner
und L##lel), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang. Elngang. Ausgang.
Ear. Egr.

Ridkr. (GGr.)] io. (aGr.) F. Xr. Fl. Xr. Pfund.

13 in Asern-16 i i .1geuir. 4 7- Z-:.2«ss-;:«...
6 in Ballen.

11 in221. 6 in Fässern.1 Zentr. 6 15 251 êr in Kirben.
(12) zin Ballen.

1 Tonne. 1 1 45

5 21. 13 in Fässern mit Dauben von Eschen-
1Zentr. 6 4% !#u1½1½22 ns anderm harten Holz und in

isten.
10 i d Fassern.

1 Zentr.6 15 11 221 0 ane Süfem
(12) 4 in Ballen.

1 Zentr. 19 15 * ern und Kisten.
6 in Ballen.

20 in Assen von 1 Zentr. u. darüber.
¾r 16 i « nter 1 tr.1 Zentr. 3 20 6 25 as n Slrnu K u-
(16) 1 KF in Lörden.

6 in Ballen.

* ½ 15 —m-
1 6 In Ballen.

1 Zentr. 2 3 30 in in dihn Kisten und Körben.

1 Zentr. 71.
1 Zentr. 5

1 Zentr. 7 ...
Ilslässem1 Zentr. 2 3 30 (1 i— Hlen.

"
| I «

Iankk, 4 7 1 I1 in Fässern.

(Ne. 2309.) 44
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Benennung der Gegenstände.

V) Taback:
1) Tabacksblätter, unbearbeitete, und Stengel

2) Tabacksfabrikate:
a)Nauchtaback in Rollen, abgerollten oder entrippten Blättern, oder ge-

schnitten; Carotten oder Stangen zu Schmoftaback, auch Tabacks-
mehl und Absalleeeeennnn:

8) Cigarren und Schnupftaback...

X) Zucker:
1) Brot= und Hut-, Kandis-, Bruch= oder Lumpen= und weißer gestoße-

ner Zuckernrnrnrn....r“—

2) Rohzucker und Farin (Zuckermehrrr))....

3) Rohzucker für inländische Siedereien zum Raffiniren unter den beson-
ders vorzuschreibenden Bedingungen und Kontroren

Anmerk. Die Abgabensätze für Zucker von 1. bis 3. einschließlich gelten nur bis zum 1. Sep-
tember 1844.

Oel, in Fässern eingehend
Anmerk. 1. Kokosnuß-, Palm-, Wallrath-Oel trägt die allgemeine Eingangs-Abgabe. Desglei-

chen Baumöl, wenn bei den Zollämtern an der Grenze oder bei der Abfertigung aus
ben Packhöfen (Hallanstalten) vorher auf den Zentner ein Pfund Terpentinöl zuge-
setzt worden.

2. Sogenannte Oelkuchen, als Rückstände beim Oelschlagen aus bein, Raps, Rübsaa-
men u. s. w., ingleichen Mehl aus solchen Kuchen und Rückständen
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Abgabensätze
Maoaßssab Für Tara wird vergütee

nach dem 14-Thaler-Fu#tz (mit der nach dem vo
der EintheilungdesThalersinZuslel 3A½ Gulden-Fuß, m Zentner

und Lastel), belm beim Brutto-Gewicht:
Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.

Sgr. Sar.
Riblr. (aGr.) Rihir. tgor.) 1 Xt. di. Ir. Pfund.

 12 in Eln und Kanaßerkörten.1 Semr.]5 15.. . 9 370 „
k (12) 1# in ten aller Art.

1 Zentr. 11 IEEEIIEIILLIIIIO« .. - 13 in Körben.
1 Zentr. 26 1113|

., - Bei Cigorren, außer der vorstehenden
Tara für die dußere Umschließung,
nech 23 Pfund, Falls die Ci Arenin kleinen Kisien, und 12Fallssiein Körbchen verpackt 1

1 gentr. ... . . . . .. 119 15 . .. . . . 2in Kisten.

1 in SKöfeern mi Dauben * Eichen-7 und anderm bartenELEIHEIIIEIIIIEIIIEIIBIE
« 13 in Kisten

13 in Fässern # Fub, SElchen-und anderm barten
1 gentr. 8 -.-. 14 Smmcmdekc Fäss I

16 in Kisten von 8 Zeutr. u darüber.
#13 in Kisten unter 8 Zen

10 in W Rohrgeflech-
u ten (Cunossces, Craujaus).7 in anderen Körben.

6 in Ballen.
1 gZentrö5 88 45

1 gentth, U20 2 55
(16)

«
-
slZentr.lZ

G)
(Nk.2304.)
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28

29

Benennung der Gegenstände.

Papier= und Pappwaaren:
#a) Ungeleimtes, ordindres, (grobes, graues und halbweißes) Druckpapier, auch

grobes (weißes und gefärbtes) Packpapier und Pappdeckell
b) Alle andere Papiergattungen, desgleichen Malerpaprernrn...

Anmerk. 1. Papier, welches lichographirt, bedruckt oder linürt ist, um in diesem Zustande zu
Rechnungen) Etiketten, Frachtbriefen, Devisen u. s. w. zu dienen, desgleichen ordindre
Bilderbogen gehören zu den lit. b. benannten Papiergaktungen.

2. Vom grauen kösch= und Packpapier wird die allgemeine Eingangs-Abgabe erhoben.

c) Papiertapggeeen.
)Buchbinderarbeiten aus Papier und Pappe, auch grobe lackirte Waaren

aus diesen Urstosfssenn....p

Pelzwerk (sertige Kürschnerarbeiten), als: überzogene Pelze, Mützen, Handschuhe,
Decken, Pelzfurter, Besätze und dergleihen:....

Anmerk. Fertige, nicht überzogene Schaafpelze, desgleichen weiße und gefärbte, nicht gefütterte
Angoraselll.

SchießpulscpseeKKK............
Seide und Seidenwaaren:

a) Gefarbte, auch weißgemachte Seide oder Floretseide:
1) ungezwinrnrnt:.........
2) gezwirnt; auch Zwirn aus roher Seide, (Nahseide, Knopflochseide u. s. w.)

b) Seidene Zeug- und Strumpfwaaren, Tucher (Shawls), Bander, Blon-
den, Spitzen, Petinet, Flor (Gaze), Posamentier-, Knopfmacher-, Sticker-
und Putzwaaren, Gespinnste und Tressenwaaren aus Metallfaden und Seide
außer Verbindung mit Eisen, Glas, Holz, Leder, Messing und Stahl;
Gold- und Silberstoffe (echt oder unecht), endlich obige Waaren aus Flo-
retseide (bourre de soie) oder Seide und Floretseide.. . . . . . . . ..

Alle obige Waaren, in welchen, außer Seide und Floretseide, auch andere
Spinnmaterialien: Wolle oder andere Thierhaare, Baumwolle, Leinen, ein-

24 V
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Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

dem 14-Thaler. it d ch dder —ntus ta 4 oli 24½ GEutden-Fuß, vom Zentner
und Lastel), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.
Sgr. Sgr.

Ricle. (aGr.) Rehlr. (dGGr.) Il. Kr. Fl. TXr. Pfund.

1 Zentr. 45

1 genr. 8 45 e n Sihen

 ½1 Zentr.0 1730 len Balla-
16 in Kisten.730 1KEl1 Jentr.0 1 ôn Balen

16 in Fässern.38 30 20„ Hiseernu zs2 t

1 Jentr6 10 30 mn güftrn und Ampenk

1 Zentr. 2 3 30 13 in Fäsfern.

1 gentr.8 14 ... lo in Fäslern und Kisten.
1 Zentr. 11 19 15 # in Ballen.

1 Zen.10 192 30 5 St.

(Fr. 230.)
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32

33

Benennung der Gegenstande.

zeln oder verbunden, enthalten sind, mit Ausschluß der Gold-und Sil-
berstoffe .. . . . . ..

Seife:
a) Grune, schwarze und andere Schmierseiise.......

b) Gemeine weiiße....

c) Feine in Tafelchen, Kugeln, Buchsen, Krügen, Topfen u. s. w. ......

Spielkarten von jeder Gestalt und Große, in sofern sie in einzelnen Vereinsstaa-
ten zum Gebrauche im Lande eingefuhrt werden durfen und unter Beruck-
sichtigung der besonderen Stempel- und Kontrolevorschtiften. . . . .. . . ...

Anmerk. Werden dergleichen zum Durchgange angemelder, so wird die Durchgangs-Abgabe mt
einem halben Thaler oder 52; Kreuzern vomZentner erhoben.

Steine:
a) Bruchsteine und behauene Steine aller Art, Mühl-, grobe Schleif= und

Wetzsteine, Tufsteine, Traß, Liegel= und Backsteine aller Art beim Trans-
port zu Wasser, auch beim Landtransport, wenn die Steine nach einer Ab-
lage zum Gerschiffen bestimmt siiiddd;;

b) Waaren aus Alabaster, Marmor und Speckstein; ferner unechte Steine
in Verbindung mit unedlen Metallen, auch geschliffene echte und unechte
Steine, Perlen und Korallen ohne Fasunnnggg...

Anmerk. zu 3. u. b. 1) Große Marmorarbeiten (Statuen, Büsten und dergleichen), Fliarensteine,
feine Schleif= und Wessteine, auch Waaren aus Serpencinsteln zahlen die
allgemeine Eingangs-Adgabe.

2) Bruch= und behauene Bausteine bei der Einfuhr auf dem Bodensee frei.

Steinkohlen.·...................................·»«
Anmerk. 1. An der Preußischen Seegrenze und auf der Elbe, desgleichen auf besondere Erlaub-

nißscheine auf der Weser oder Werra eingehnd....
2. An der Badischen Grenze oberhalb Kehl, desgleichen an der Württembergischen

Grenze und an der Bayerischen Grenze rechts des Rheins eingehend
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Abgabensaätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

nach dem I4 Thaler-Fuß (mit der nach dem
der Einibeilung des Thalers in Zostel 24½, Gulden= Fuß, vom Zentner

und 2astel), beim beim Brutto-Gewicht:
Vergollung. Elngang. Ausgang. Eingang. Ausgang.

Sge. Sar.
Rithir. (aGr.) Rihlr. ltaGr.) Fl. Fr. Il. Ir. Pfund.

1 Zentr.55555%% 2

1 gentr, lL..A11 1 45

1 Zentr. 3 .. . . . 5 650 . .. . .. z gin

1 Zentr. 10 ... . .. . .. 117 30 . .. . .. 6 in Kisten.

1 Zentr./ 10 ... . . . . .. 117 30

1 Schiffalast
— 52415

(12)

1 Zenr. 11 .. O0 . . . . . . 16in ZassernundKislen

1 Zentr. . . . 14 5 47

1 Zentr. ... ... ... .. ..

1 genthtf.b 1
Jahrgang 1882. (Nr. 2309.) 45
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Benennung der Gegenstände.

Stroh-, Rohr= und Bastwaaren:
a) Matten und Fußdecken von Bast, Seroh und Schilf, ordinäre:

1) ungefrrtt

2) gesarbtetett
b) Stroh= und Bastgeflechte, grobe Strohhüte und Decken aus ungespaltenem

Stroh, Spahn= und Nohrhüre ohne Garnitrr
c) Feine Bast= und Strohhürtt:.....

Talg (eingeschmolzenes Thierse#n und Steryyyyn....
Theer (Mineraltheer und anderer), Daggert, gemeines Pech

Toôpferrhon und Topferwaaren:
a) Töpferthon für Porzellanfabriken (Porzellanerddd.......

Anmerk. An der Boyerischen Grenze bei Passau ist Porzellanerde auch beim Ausgange frei.

b) Gemeine Tsöpferwaaren, Fliesen, Schmelztiergemlml....

—

c) Einfarbiges oder weißes Fayence oder Steingut, irdene Pfeisen
d) Bemaltes, bedrucktes, vergoldetes oder versilbertes Fayence oder Steingut
e) Porzellan, weieeeeeee......
1) Porzellan, farbiges, und weißes mit farbigen Streifen, auch dergleichen mit

Malerei oder Vergoldddnanananaaa........
g) Fayence, Steingut und anderes Erdgeschirr, auch weißes Porzellan und

Email in Verbindung mit unedlen Metallen::
) Dergleichen in Verbmdung mit Gold, Silber, Platina, Semilor und an-

deren seinen Metallgemischen, ingleichen alles übrige Porzellan in Verbin-
dung mit edlen oder unedlen Metalllen....

Vieh:
a

b) Ochsen und Stierrererr.... ·.....,..
Anmerk. Pferde und andere vorgenannte Thiere sind steuerfrei, wenn aus dem Gebrauche, der

von ihnen beim Eingange gemachtwird, überzeugend hervorgeht, daß sie, als Zug= oder

Pferde, Maulesel, Maulthiere, Esel ...................... «—
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Abgabensätze "
Maaßstab Für Tara wird vergütet

Thaler- it d ch dder Gachstenen Kales ufn lan ver 2½ H#en- Fuß, vom Zentner
und Laslel), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.
Sgr. # Sar.

Rthlr. caGr.) Ribir. laGt. NI. Xr. Fi. Tr Pfund.

l

lZentr. 5 .; 17-;.
(4) ·, .

1 Jentr. 3 » · 5 15 14 in Wflen und Kisten.

1 gemr.. 1730 20 in Alsten.
1 gentr.50 87 80 in Ballen.

1 Zenr. 5 15 13 in Fässern und Kisten.

Zentr. 5 174
(4)

1 Zentr.frei. .15 frei. 521.
 !(12)

1 Zentr. 10 35

E 8 45
1 gentrtr 5

1 Zem. 10 170 n n Ablbc.
1 Zentr.1 17R0

2 22 in Kisten.1 Zener.5 444 E—

1 Zentr.4 1730 Ü
22 iu Kisten.

11n in Körben.
1 Zenr.0 87 30

1 Stuck! 110 2 20

·

lStück5... 840

(Nk.2304.)



Benennung der Gegenstande.

M-

Lastthiere zum Angespann eines Reise- oder Frachtwagens gehoren oder zum Waaren-
tragen dienen, oder die Pferde von Reisenden zu ihrem Fortkommen geritten werden mussen.

Fohlen, welche der Mutter folgen, gehen frei ein.
c)l).....................................·..
J)chder(Jungvteh)...................·...........
e) Schweine (ausgenommen Spanferkel)

1) gemastete............
2) mgren

f) Hammmmee...............
8) Anderes Schaafvieh, Ziegen, Kälber und Spanferkel

Anmerk. Auf der Grenzlinie von Ober-Wiesenthal in Sachsen bis Schusterinsel in Baden werden
1) Stiere, Kühe und Rinder zur Nachzucht,
2) magere Ochsen für Grenzbewohner,

in einzelnen Stücken und nicht zum Handel bestimmt, auf obrigkeitliche, den Einbringern
zu ertheilende Bescheinigungen gegen ein Viertel der obigen Tarifsätze eingelassen.

410Wachsleinwand, Wachsmousselin, Wachstafft, Wachswaaren:
a) Grobe unbedruckte Wachsleinwand..
b) Alle andere Gattungen, ingleichen Wachsmousselin, Wachstafst und Malertuch

c) Feine bossirte Wachswaren

A1l Wolle und Wollenwaaren:

a) Schaafwolle, rohe und gekämmteeee.......
b) Weitzes drei= oder mehrfach gezwirntes wollenes und Kameelgarn; desgleichen

alles gefärbre GCaunn
c) Wollenwaaren:

1) Wollene Zeug= und Strumpfwaaren, Tücher (Shawls), Tuch= und
Filzwaaren, Posamemier-, Knopfmacher-, Sucker= und Putzwaaren autzer
Verbindung mit Eisen, Glas, Holz, Leder, Messing und Stahl; fer-
ner dergleichen Waaren aus andern Thierhaaren oder aus letztern
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Abgabensaätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

ch dem 14-Thaler-F. it d d

der Eimherlung Po keuesinl 4 Sonel 2½ K nts—)n. vom Zentner
und Laslel), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Ausgang.
Sge. Sgr.

Riblr. (d Gr.) Reblr. (ndtyr.) W Xr. NI. TXr. Pfunfd.

1 Stück 5 15
1 Stück 3 30

1 Stück! ... l 45
1 Stuck 20 1 10

(10)
1 Stück 15 521.

;(12)
1 Stöück 5 " 174

(4) |
l

1 Zentr. 2 3 30 5ê 13 in Kisten.1 Zenr.5 845 5% Spten.

1 gentr. 1730 20 in Kisten.

1 Zentr.frei. 2 frei. 3 30

1 Zentr. 8 14 1 n Hustern und Kisten.

1
(Nr. 2305.)
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13

Benennung der Gegenstände.

und Wolle; endlich Waaren obiger Art in Verbindung mit andern,
nicht seidenen Spinnmateriallen.....

2) Ungewalkte wollene, so wie aus Wolle und Baumwolle gemischte
Waaren,wenn sie bedruckt, gestickt oder brochirt sidood...

d) Teppiche (Faßteppiche) aus Wolle oder andern Thierhaaren, und dergleichen
mit Leinen gemist:..

Anmerk. 1. Gerberwolle kann von Gewerbtreibenden, welche die Felle gebrauchen, auf besondere
Erlaubniß und unter Kontrole gegen den Zollsatz von ½ Rehlr. (521 Kr.) ausge-
führt werden.“
Einfaches und doublirtes ungefärbtes Wollengarn, so wie Oeltücher aus Roßhaaren,
ingleichen ganz grobe Gewebe aus Kaälberhaaren und Werg zahlen die allgemeine
Eingangs-Abgabe.

15

Zink und Zinkwaaren:
a) Roher Zunkkk.

Anmerk. An der Grenze gegen TDoorr.

b) Bleche und grobe Zinkwaanrnrnree.......

) Feine, auch lackirte Zinkwaartenn:

Zinn und Zinnwaaren:
3) Grobe Zinnwaaren, als: Schüsseln, Teller, Löffel, Kessel und andere Ge-

säße, Röhren und Platten

b) Andere feine, auch lackirte Zinnwaaren, Spielzeug und dergleichen
Anmerk. Von Zinn in Blöcken, Stangen u. s. w. und altem Zinn wird bie allgemeine Eingangs=

Abgabe erhoben.
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Abgabensätze
Maaßstab Für Tara wird vergütet

ch dem I9-Tbaler- it d ch dder Eimellenn des b waiene 2½ ee Fuß. vom Zentner
und 2asitl), beim beim Brutto-Gewicht:

Verzollung. Eingang. Ausgang. Eingang. Auegang. ·
Sk. Sk-

Nsblr. 2 Riblr. 2 Fl. Tr Fl. Tr. Pfund.

1 Zentr.0 5230
.

20 in Kisten.
1 Zentr. 50 1 « 87 30 7 in Ellen

1 Zentr. 2 35

1 gentr. 3 30 10 in #uftr und Kisten.61 gentr. 1.45 #

5 10 in §4 d Ki
1 Zentr. 3 5 50 6 in Mrn un isten

· 20 d Kisten.1 Zentr. 10 17 30 ; in Mete und Kislen

10inFã d Kisten.1 Zentr. 3 30 EXI
20 in d Kisten.1 Zentr.10 17 30 ue esen und Kue

i

(Nr.U0-«s.)
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Dritte Abtheilung.
Von den Abgaben, welche zu entrichten sind, wenn Gegenstände

zur Durchfuhr angemeldet werden.

1) Die in der Ersten Abeheilung des Tarifs benannten Gegenstände bleiben
auch bei der Durchfuhr in der Regel abgabenfrei.

2) Von Gegenständen, welche, nach der Zweiten Abtheilung des Tarifs,
beim Eingange oder Ausgange oder in beiden Fällen zusammengenom-
men mit weniger, als ## Thaler oder 521 Kreuzer vom Zentner oder nach
Maaß oder Stückzahl belegt sind, ist in der Regel als Durchgangs-Ab-
gabe der Betrag jener Eingangs= und Ausgangs-Abgaben zu entrichten.

3) Für Gegenstände, bei welchen die Eingangs= oder Ausgangs-Abgabe oder
beide zusammen 1 Thaler oder 521 Kreuzer vom Zentner erreichen oder
übersteigen, wird in der Regel nur jener Satz von nThaler oder 521 Kreu-
zer vom Zentner, ingleichen für Bieh, und zwar:

vom Stück—
a) von Pferden, Mauleseln, Maulthieren, Eseln 1| Rthlr. oder 2 Fl. 20 Kr.
b) .. Ochsen und Stieren 1 „ "- 1. 45=

c),Kühen und Rinden „ „„—. 521
d) -Schweinen und Schaafvieh 1. „—. I7-

als Durchgangs-Abgabe entrichtet.
4) Für den Transic auf gewissen Straßen oder für gewisse Gegenstände sind

ausnahmsweise höhere oder geringere Sütze festgestellt.
Diese Ausnahmen sind folgende:

1. Abschnitt.

Bei der Durchfuhr von Waaren, welche
A. rechts der Oder seewärts oder landwärts über die Grenzlinie von Me-

mel bis Neu-Berun (die Straße über Neu-Berun ausgeschlossen) ein-
und über irgend welchen Theil der Vereinszollgrenze wieder ausgehen;
desgleichen, welche

B. durch die Obermündungen oder links der Oder eingehen, und rechts
der Oder seewärts oder landwärts über die Grenzlinie von Memel bis
Neu-Berun (die Straße über Neu--Berun ausgeschlossen) wieder aus-
gehen; und endlich, welche

C. über Neu-Berun ein= und rechts der Oder wieder ausgehen,
ist zu erheben:

1) von
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1) von baumwollenen Stuhlwaaren (Zweite Abtheilung
Art. 2. c.); seinen Blei-, Bürstenbinder-, Eisen-, Glas-
und Holzwaaren (3. c.) (4. b.) (6. e, 3.) (10.c.) (12.1#);
ferner von Pappwaaren, feiner Seife, seinen Steinwaa-
ren, seinen Strohgeflechten, Porzellanwaaren, Wachs-
und feinen Zinnwaaren (27. d.) (31.c.) (33. b.) (35. b.
u. c.) (38. g. u. h.) (40. c.) (43. b.); neuen Kleidern (18.);
kurzen Waaren (20.); gebleichter, gefärbter oder gedruck-
ter Leinwand und andern leinenen Stuhlwaaren (22.l. g.
u. h.); Seide, seidenen und halbseidenen Waaren (30.);
wollenen Zeug= und Strumpf-, Tuch= und Filzwaaren
(41. c. u. d.):

a) in sofern die Ausfuhr durch die Ostseehdfen ge-
 #————-.————

b) auf anderem Wiieeel
2) von Baumwollengarn (2. b.) und gefärbtem Wollen-

garn (4l. bbbbrlrlrlrlrlrlrl.
3) von raffinirtem Zucker (25. x. 0100)....
4) von Kupfer und Messing und daraus gefertigten Waa-

ren (19.); Gewürzen (25. k.); Kaffee (25. m.); Tabacks-
fabrikaten (25. v. 2.); Schaafwolle (41l. aah)

5) von rohem Zucker und Farin (25. k. .0)
6) von Schmalte, Soda (Mineral-Alkali) (5. d.); Schwe,

felsaure (5.#u.); Kolophonium und außereuropcischen Tisch-
lerhölzern (5. Anmerkung); Muschel, oder Schaalehieren
aus der See (25.r.); getrockneten, gerducherten oder ge-
salzenen Fischen, Heringe ausgenommen; Salmiak, Spieß-
glanz (Antimonium), Thna

7) von Mennige (5. 4.); grünem Eisenvitriol (5.e.); Mi-
neralwasser in Flaschen und Krügen (5.1.); rohem Agat-
stein und großen Marmorarbeiten, als: Statüen, Büsten,
Kamien::

8) von Salz (25. t.), wenn solches durch die Ha-
sen von Danzig, Memel und über Pillau einge-
führt wird, zum Bedarf der Königlich Polnischen
Salz-Administration unter Kontrole der Königlich
Preußischen Salz-Administrarion, von der Preußi-
schen Lat###...3Rhhl.

Jahrgang 1842. (Xr. 2304.) 46

vom Zentner.

Rihlr. Sge.
(GGr.) Il. Kr.

10

G

20
(16)

10
G)

(4)

– D.

2 30

— 17

9) von
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von der Tonne
Sor.

Rihlr. (cer.) Sl. Ir.

9. von Heringen (25. 11)0)0......—|10–5
Anmerk. Diese Durchgangs-= Abgabe wird auch von den durch die Oder- )

mündungen ein= und über Neu-Berun ausgehenden Herin-
gen erhoben.

10) von Weizen und andern, unter Nr. 11. nicht besonders genannten Ge-

11

wird erhoben:

treidearten, desgl. von Hälsenfrüchten, als: Bohnen, Erbsen, Linsen, Wicken,
auf der Weichsel und dem Niemen eingehend und durch die Häfen von
Danzig und Memel, auch durch Elbing und Königsberg über Pillau
ausgehend, vom Preutischen Schesfie 3 Silbergr.
von Roggen, Gerste und Hafer, auf denselben Strömen ein-
und über die vorgenanmen Hafen ausgehend, vom Preußischen
Scheseelllll. 2 Silbergr.

II. Abschnitt.
Von nachbenannten Gegenständen, wenn sie ,

A durch die Odermüöndungen oder über die nördliche Grenzlinie
zwischen der Oder und dem Rhein, diesen Strom ausgenommen,
eingehen und über pie Grenzlinie zwischen Neu-Berun in Schlesien
und Schärding am Thurm in Bapvern, beide ebengenannte Orte
eingeschlossen, wieder ausgehen oder umgekehrt; ferner, wenn sie

B. auf der linken Rheinseite landwärts ein= und auf der rechten
Nheinseite ohne Ueberschreitung der Oder wieder ausgehen; desglei-
chen, wenn sie

C. auf der rechten.Rheinseite (mit Ausschluß der unter Abschnitt J.
gedachten Straßenzüge) ein= und mit Ueberschreitung des Rheins
wieder ausgehen,

vom Zentner

von baumwollenen Stuhlwaaren (Abtheilung II. Art. aur A #. l Er.
2. c.), neuen Kleidern (18.), Leder und Lederarbei-
ten (21.), Wolle und wollenen Garnen und Waa-
ren (4.)....

Anmerk. Wenn diese Waaren auf den, in den folgenden Abschnitten genannten Straßen durch-
geführt werden, so wird von denselben nur die dort bestimmte geringere Durch-
gangs-Abgabe erhoben.

III. Abschnitt.
Bei der Durchfuhr blos durch nachgenannte Landestheile oder auf nach-

genannten Straßen wird die Durchgangs-Abgabe dahin ermäßigt, daß von den
beim Ein= und Ausgange höher belegten Gegenständen nur erhoben wird:

1) von
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1) von Waaren, welche
a) auf der linken Rheinseite landwärts ein= und wieder ausgehen, oder

welche
b)) auf dem Nheine, es sei zu Berg oder zu Thal, oder auf der Mosel

in das Dereinsgebiet eingehen und auf Straßen auf der linken Rhein-
seite wieder ausgehen oder umgekehrt; ingleichen, welche

c) auf der linken Rheinseite nördlich von Saarbrücken landwärts
eingehen und über die südliche Grenzlinie zwischen Neuburg am

Rhein und Mitten wald in Bayern (diesen Ort eingeschlossen) wieder
ausgehen oder umgekehrt; endlich, welche

d) über die nördliche Grenzlinie zwischen dem Nhein und der Elbe
(beide Flüsse ausgeschlossen) eingehen und stromwärts aus den Häfen zu
Mainz und Biebrich oder aus einem Mainhafen ausgehen oder um-

gekehrt, vom genter 10 Sgr. oder 35 Ar.
2) von Waaren, welche
a) über die südliche Grenzlinie von Saarbrücken bis zur Donau

(beide eingeschlossen) ein= und wieder ausgehenz ingleichen, welche
b) rheinwärts eingeführt, aus den Hä#fen zu Mainz und zu Biebrich,

aus oberhalb gelegenen Rheinhäáfen, aus Mainhäfen oder aus Neckar-
häfen über die Grenzlinie von Mittenwaldbis zur Donau (diese
eingeschlossen) wieder ausgehen oder umgekehrt.

vom Zentter 47 Sgr. oder 15 Kr.
3) von Waaren, welche rheinwärts eingeführt, aus drn Häfen zu Mainz

und Biebrich, so wie aus den Mainhäsen umrerhalb Miltenberg
böerdie südliche Grenzlinie zwischen Neuburg a. R. und Mitten-
wald Oiesen. Ort eingeschlossen) wieder ausgeführt werden oder umgekehrt,

vom Zenter 25 Sgr. oder 10 Kr.
5vom Wieh, und zwar: - von-Smo-

iblr.Sgr.FLIr. von Pferden, Maulthieren, Eseln, Ochsen und Siee, 1 . 1
ren, Kühen und Rinden —
von Saugefullen, Schweinen und Schaafvieh. .... —

IV. Abschnitt.
Bei der Waaren-Durchfuhr auf Straßen, welche das Vereinsgebiet auf

kurzen Strecken durchschneiden, und fur welche die ortlichen Verhaltnisse eine
weitere Ermaßigung der Durchgangsgefalle oder deren Verwandlung in eine,
nach Pferdesladungen zu entrichtende Komrolegebuhr erfordern, werden die ober-
sten Finanz-Behörden der betheiligten Regierungen solche Ermäpigungen anordnen
und zur allgemeinen Kunde bringen lassen.

(Fr. 20) 46“ Vierte
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Vierte Abtheilung.
Hinsichts der Schiffahrts-Abgaben bei dem Transport von Waaren auf

der Elbe, der Weser, dem Rhein und dessen Nebenflüssen (Mosel, Main und
Neckar), bewendet es im Allgemeinen bei den, in der Wiener Kongreß-Akre enr-
haltenen Bestimmungen oder den, auf den Grund derselben, über die Schiffahrt
auf einzelnen dieser Ströme bereits abgeschlossenen Uebereinkünften.

Fünfte Abtheilung.
Allgemeine Bestimmungen.

I. Der dem Tarif zu Grunde liegende, mit den, in den Großherzogthümern
Baden und Hessen allgemein eingeführten Gewichten übereinstimmende
Zentner, der Zoll-ZSentner, ist in hundert Pfunde getheilt, und es sind
von diesen

Zoll-Pfunden:
935 r###o = 1000 Preußischen (Kurhessischen) Pfunden,

1120 = 1000 Bayerischen Pfunden,
2000 -— 1000 heinbayerischen Kilogrammen,

935 #%= 1000 VWuürttembergischen Pfunden,
933 — 1000 Stchsischen (Dresdner) Pfunden.

Demnach sind gleich zu achten:
Soll-Pfunde:

14 15 Preußischen (Kurhessischen) Pfunden,
28 25 Bayerischen Pfunden,

2 1 NMheinbayerischen Kilogramm,
14 15 Württembergischen Pfunden,
14 = 15 Stchsischen (Dresdner) Pfunden;

und Loll-Zentner:
36 = 35 Preußischen (Kurhessischen) Zentnern zu 110 Pfunden,
28 = 25 Bayerischen Zennern zu 100 Pfunden,
2 =1 ceinbayerischen Quintal zu 100 Kilogrammen,

36 = 37 Württembergischen Zennern zu 104 Pfunden,
36 = 35 Stchsischen (Dresdner) Zentnern zu 110 Pfunden.

II. Werden Waaren unter Begleitschein-Komtrole versandt oder bedarf es
zum Waarenverschlusse der Anlegung von Bleien, so wird erhoben:

für einen Begleitschein 2 Sgr. (11 gGr.) oder 7 Kreuzer,
für ein angelegtes Blei 1 Sgr. (1 gGr.) oder 34 Kreuzer.

Wegen der Meßgebühren (Meßunkosten) ist das Nöthige in den Meß-
Ordnungen enthalten. Andere Nebenerhebungen sind unzulässig.

III. a. Die Zölle werden entweder nach dem Brutto-Gewicht oder nach
dem Netto-Gewicht erhoben.

Unter Brutto-Gewicht wird das Gewicht der Waare in völlig ver-
packtem Zustande, mithin in ihrer gewöhnlichen Umgebung für die Aufbe-
wahrung und mit ihrer besonderen für den Transport verstanden.

Das Gewicht der für den Transport nöthigen besonderen dußeren

Umgebung wird Tara genannt. Ist
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Ist die Umgebung fur den Transport und fur die Aufbewahrung
nothwendig eine und dieselbe, wie es z. B. bei Sirop u. s. w. die ge-
wohnlichen Fasser sind, so ist das Gewicht dieser Umgebung die Tara.

Das Nelto-Gewicht ist das Gewicht nach Abzug der Tara. Die
kleineren, zur unmittelbaren Sicherung der Waaren nöthigen Umschlie-
Hbungen (Flaschen, Papier, Pappen, Bindfaden und dergl.) werden bei
Ermittelung des Netto-Gewichts nicht in Abzug gebracht; eben so wenig
Unreinigkeiren und fremde Bestandtheile, welche der Waare beigemischt
sein möchten.
b. Die Zölle werden vom Brutto-Gewicht erhoben:

1) von allen verpackr tranfitirenden Gegenständen;
2) von den im Lande verbleibenden, wenn die Abgabe Einen Thaler

bber geinen Gulden und fünf und vierzig Kreuzer vom Zentner nichtübersteigt;
3) von andern Waaren, wenn nicht eine Vergütung für Tara im

Tarif ausdrücklich festgesetzt ist.
Pc. Von allen Gegenständen, von welchen, nach vorstehender Bestimmung,

der Zoll nicht nach dem Brurto-Gewicht zu erheben ist, wird das
Netto-Gewicht der Verzollung zu Grunde gelegt.

d. Bei Bestimmung dieses Netto-Gewichts ist Folgendes zu beobachten:
1) In der Regel wird die Vergütung für Tara nach den, im Zoll-

tarif bestimmten Sätzen berechnet.
2) Gehen Waaren, für welche eine Tara-Vergütung zugestanden

ist, blos in einfache Säcke von Pack= oder Sackleinen, von
Schilf= und Strohmatten oder ähnlichem Material gepackt ein,
so können 4 Pfund vom Zoll-Zentner für Tara gerechnet werden.

Unter den, im Tarif mu einem höheren Tarasatze, als 4 Pfund
aufgeführten Ballen wird in der NRegel eine doppelte Umschlie-
Hßung von dem, für einfache Säcke bezeichneten Material verstan-
den. Auf einfache Emballage ist diese höhere Tara für Ballen
nur dann anwendbar, wenn das dazu verwandte Material, nach dem
Ermessen der Zollbehörde, erheblich schwerer, als bei Säcken ins
Gewicht fallt.
Es ist der Wahl des Zollpflichtigen uberlassen, ob er bei Gegen-
standen, deren Verzollung nach dem Netto-Gewicht Statt findet,
den Tara-Tarif gelten oder das Netto-Gewicht entweder
durch Verwiegung der Waaren ohne die Tara oder der letzte-
ren allein ermitteln lassen will.

Bei Flüssigkeiren und andern Gegenständen, deren Netto=
Gewicht nicht ohne Unbequemlichkeit ermittelt werden kann, weil
ihre Umgebung für den Transport und die Aufbewahrung die-
selbe ist, wird die Tara nach dem Tarif berechnet und der Zoll—
pflichtige hat kein Widerspruchsrecht gegen Anwendung desselben.

4) In Fällen, wo eine, von der gewöhnlichen abweichende Verpak-
kungsart der Waare und eine erhebliche Emfernung von dem, in

Nr. 2304.) dem

3
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dem Tarif angenommenen Tarasatze bemerkbar wird, ist auch
die Zollbehsrde befugt, die Netto-Verwiegung eintreten zu lassen.

e. Wo, bei der Waarendurchfuhr auf kurzen Straßenstrecken (dritte Ab-
theilung, Abschnitt IV.), geringere Zollsätze Statt finden, kann, auch
wenn sonst die Abschatzung des Gewichts nachgelassen wird, mit Vor-
behalt der speziellen Verwiegung, im Ganzen berechnet werden:

die Traglast eines Lastthieres zu drei Zentner,
die Ladung eines Schubkarrens zu zwei Zentner,
- - - einspannigen Fuhrwerks zu funfzehn Zentner,
- - " zweispannigen Fuhrwerks zu vier und zwanzigZentner,

und fur jedes weiter vorgespannte Stuck Zugvieh zwolf Zentner mehr.
IV. Bei den, aus gemischten, nicht seidenhaltigen Gespinnsten gefertigten Waa-

ren muß bei der Deklaration auf das darin vorhandene Material, in sofern
dasselbe zu der eigentlichen Waare gehört, Rücksicht genommen und es
müssen aus Baumwolle und Leinen 2c., ohne Beimischung von Wolle,
gefertigte Waaren, nach ihren Urstossen oder als baumwollene Waaren
deklarirt werden. Besteht eine Waare aus Seide oder Floretseide, in Ver-
bindung mit andern Gespinnsten aus Baumwolle, Leinen oder Wolle, so
genügt die Deklaration als halbseidene Waare. Die gewöhnlichen We-
berkanten (Anschroten, Saumleisten, Saalband, Lisière) an den Zgeug-
waaren bleiben dabei und bei der Zoll-Klassisikation außer Betracht.

V. Sind in einem und demselben Kollo Waaren zusammengepackt, welche
verschiedenen Zollsäzen unterliegen, so muß bei der Deklarauon zugleich
die Menge einer jeden Waarengattung nach ihrem Netto-Gewichte an-
gegeben werden.

Geschieht dies nicht, so muß eneweder der Inhaber der Waaren die-
selben, Behufs der speziellen Revision, beim Grenz-Zollamte auspacken
oder es wird, Falls er das Letztere, ungeachtet der ihm über die Folgen
der Unterlassung gemachten Eröffnung, ablehne und seine diesfallige Er-
kldrung in den Begleitschein amtlich ausgenommen worden, im Bestim-
mungsorte von dem ganzen Gewicht des Kollo der Abgabensatz erho-
ben, welcher von der am hoöchsten besteuerten Waare, die darin enthal-
ken, zu erlegen ist. Ausgenommen hiervon sind: Glas, Glaswaaren,
Instrumente, Porzellan, Steingut und kurze Waaren, so wie alle sprach-
gebrduchlich zu den kurzen Waaren (Flercerie) gehörigen, im Tarif
nicht als solche bezeichneten, sondern unter anderen Nummern aufge-
führten Gegenstände, wenn die Beschaffenheit der Emballage solcher
Waaren einen ganz zuverldssigen Berschluß gestattet.

VI. Die Deklaration der sprachgebräuchlich zu den kurzen Waaren (ler-
cerie) gehörigen, im Tarif nicht als solche bezeichneten, sondern unter
andern Nummern aufgeführten Gegenstände als „Kurze Waaren“
(Tarif, Abtheilung II. Nr. 20) soll nicht die Verzollung derselben nach dem
höhern Tarifsatze für kurze Waaren zur Folge haben, sondern es soll
die Abgaben-Entrichtung nach dem Revisionsbefunde zulässig bleiben,
wenn der Zollpflichtige vor der Revision auf spezielle Ermittelung antragr.

VII. Von Waaren, welche zum Durchgange bestimmt sind, wird, (rlsà 60



a) sofern dieselben zu einer Niederlage (Packhof, Hallamt) deklarirt wer-
den, die Durchgangs-Abgabe erst bei dem weitern Transporr von der
Niederlage erhoben.

b) Sofern dieselben zum unmittelbaren Durchgange deklarirt werden, er-
folgt die Entrichtung der Durchgangs-Abgabe in der Regel gleich beim
Eingangsamte, wo nicht aus örtlichen Rücksichten Ausnahmen ange-
ordnet oder, bei veränderter Richtung des Waarenzuges, Nacherhe-
bungen beim Ausgangs= oder Packhofsamte nöthig werden.

c) Von Waaren, welche keine höhere Abgabe beim Eingange tragen, als
die allgemeine Eingangs-Abgabe (# Thaler oder 524 Kreuzer vom Zent-
ner) und nach der Druten Abtheilung beim Durchgange nicht mit einer
geringern Abgabe belegt sind, als an Eingangs-Abgabe oder Ausgangs-
Abgabe oder an beiden zusammengenommen davon zu enrrichten sein
würde, müssen die Gefälle gleich beim Eingangsamte erlegt werden,
vorbehaltlich örtlicher Ausnahmen, wie bei b.

VIII. Waaren dagegen, welche höher belegt oder nicht unter vorstehender
Ausnahme begriffen und nach einem Orte, wo sich ein Haupt-Zoll= oder
Haupt-Steueramt oder eine andere kompetente Hebestelle befinder, adres-
sirt sind, können unter Begleirschein-Kontrole von den Grenzämtern dort-
hin abgelassen und es können daselbst die Gefälle davon entrichtet werden.
An solchen Orten, wo Niederlagen befßindlich sind, erfolgt sodann die Ge-
salle-Entrichzung erst, wenn die Waaren aus der Niederlage entnom-
men werden sollen.

IX a) Bei Neben-Follämtern erster Klasse können Gegenstände, von welchen
die Gefälle nicht über Fünf Thaler oder 8: Gulden vom Zentner be-
tragen, in unbeschränkter Menge eingehen.

Höher belegte Gegenstände dürfen nur dann über solche Aemter
eingeführt werden, wenn die Gefälle von dergleichen, auf einmal ein-

gehenden Waaren den Betrag von Fungzig Thalern oder 871 Gulden
nicht übersteigen.

Den Ausgangs-Zoll können Neben-Zollämter erster Klasse ohne
Beschrankung hinsichtlich des Betrages erheben.

b) Bei Nebenämtern zweiter Klasse kann Gerreide in unbeschränkter
Menge eingehen.

Waaren, welche mit geringern Sätzen, als Sechs Thaler oder
10# Gulden vom Zentnerbelegt sind, und Mieh dürfen über Neben-goll-
4#mter zweiter Klasse in Mengen eingeführt werden, von welchen die
Gesälle für die ganze Waarenladung oder den ganzen Viehtranspor#t
den Betrag von Zehn Thalern oder 171 Gulden nicht übersteigen.

Der Eingang von höher belegten Gegenständen ist aber nur in
Mengen von höchstens Zehn Pfund im Einzelnen über solche Neben-
Aemter zuladssig, mit der Maaßgabe, daß auch die Gesälle von den, in
einem Transport eingehenden Waaren solcher Art den Betrag von
Zehn Thalern oder 171 Gulden nicht übersteigen dürfen.

Den Ausfuhr-Zoll können Neben-Zolldmier zweiter Klasse bis zumBetrage von Zehn Thalern oder 171 Gulden arbeben-
(Nr. 2705—2305.) c) In
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e) In soweit Neben-Zollämter von der betreffenden obersten Finanzbe-
horde erweiterte Abfertigungs-Befugnisse erhalten, werden daruber
geeignete Bekanntmachungen ergehen.

Die Gefalle mussen bei den Neben-Zollamtern sogleich erlegt wer-
den, in sofern dieselben nicht ausnahmsweise zur Ertheilung von Be-
gleitscheinen ermachtiget werden.

X. Es bleiben bei der Abgaben-Erhebung außer Betracht und werden nicht
versteuert: alle Waaren-Quantitcten unter I#### des Zemners. — Ge-
sälleberrdge von weniger, als Sechs Silberpfennigen oder Einem Kreu-
zer werden überhaupt nicht erhoben.
Hinsichtlich des Verhältnisses, nach welchem die Gold= und Silbermün-
zen der sämmtlichen Vereinsstaaten — mit Ausnahme der Scheide-
münze —bei Entrichtung der Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-
Abgaben anzunehmen sind, wird auf die besondern Kundmachungen
verwiesen.

Berlin, den 18. Oktober 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Dodelschwingh.

XI.

(Nr. 2305.) Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 18. Oktober 1842., die für einige Waaren-
Artikel eintretende Erhöhung der Eingangs-Zollsätze betreffend.

A Ihren Bericht vom 9. d. M. und in Gemßheit des von den Regierun-
gen des Zollvereins genommenen Beschlusses bestimme Ich, daß für die nachste-
hend genannten Waaren-Arcikel folgende Eingangs-Zollsatze, ndmlich

1) für Waaren aus Gold oder Silber, seinen Metallgemischen, Metallbronce
(echt vergoldet), echten Perlen, Korallen oder Steinen gefertigr, oder mit
Gold oder Silber belegt; ferner Waaren aus vorgenannten Stoffen in Ver-
bindung mit Alabaster, Bernstein, Elfenbein, Perlmutter, Schildpatt und
unechten Steinen; seine Parfümerien, wie solche in kleinen Gldsern, Kru-
ken 2c. im Galanteriehandel und als Galanteriewaaren geführt werden; Stutz-
uhren mit Ausnahme derer in hölzernen Gehdusen; Kronleuchter mit Bronce,
Gold= oder Silberblatt; Fädcher; künstliche Blumen und zugerichtete Schmuck-
sedern (Position 20 des Zolltarifs) pro Zentner 100 Rehlr. (175 Fl.);

2) für lederne Handschuhe (Posit.21d.desTarifs) pro Zentner 44 Rehlr. (77 F);
3) für Franzbranntwein (Posit 25 b. des Tarifs) pro Zentner 16 Rthlr. (28 Fl.) und
4) für Papiertapeten (Posit. 27c. des Tarifs) pro“semener 20 Rehlr. (35 Fl.)vom 1. Januar 1843 ab, einstweilen und bis auf weitere Bestimmung an die

Stelle der in dem beute von Mir vollzogenen Zolltarife für die Jahre 1843.,
1844 und 1845. vorgeschriebenen Zollsätze treten sollen.— Site haben diesen

Meinen Befehl glecchzeuig mit dem ebengedachten Zolltarife durch die Gesetz-Sammlung zur öffentlichen Kunde zu bringen.
Berlin, den 18. Oktober 1842. „ „

Friedrich Wilhelm.
An den Staats= und Finanzminister v. Bodelschwingh.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

— V«r. 24.

(Nr. 2306.) Allerhöchst vollzogenes Publikations-Patent vom 20. September 1842., in Be-
treff des von der Deutschen Bundesversammlung gefaßten Beschlusses zum
Schutze der Werke J. G. von Herder's gegen Nachdruck.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen:
Nachdem die zum Deutschen Bunde vereinigten Regierungen, in Anwen-

dung des 3. Artikels des Bundesbeschlusses vom 9. November 1837., wegen
gleich rmiger Grundsätze zum Schutze des schriftstellerischen und künstlerischen
Eigenthums gegen Nachdruck und unbefugte Nachbildung (Gesetzsammlung
S. 161.), sich in der 19. Sitzung der Bundesversammlung vom 28. Juli d. J.
dahin vereinbart haben:

daß den schriftstellerischen Werken Johann Gottfried von Herder's
ein zwanzigjähriger Schutz gegen den Nachdruck in allen Bundesstaaten
dergestalt verliehen werde, daß jedwede, ohne ausdrückliche Genehmigung
der Johann Gottfried Herderschen rechtmäßigen Nachkommen, in-
nerhalb des Deutschen Bundesgebietes binnen zwanzig Jahren, von der
Publikation des gegenwärtigen Beschlusses an, veranstaltete Herausgabe
Johann Gotetfried von Herderscher Schriften als unerlaubrer Nach-
druck im Sinne des Bundesbeschlusses vom 9. November 1837. betrach-
tet werden solle,

Wir auch zu dieser Vereinbarung durch Unseren Bundestags-Gesandten Unsere
Zustimmung unter dem gleichzeitigen Vorbehalte ertheilt haben:

daß denjenigen Preußischen Buchhändlern, welche vor erfolgender Publi-
kation des Bundesbeschlusses von der durch das Gesetz vom 11. Juni
1837. unbedingt ertheilten Befugniß zur Veranstaltung neuer Ausgaben
der von Herder schen Werke durch Vorbereitungen, welche mit einem
Kostenaufwande verbunden waren, schon Gebrauch zu machen begonnen
und also mit der Ausübung sener Besugniß einen wirklichen Anfang ge-
macht haben sollten, das Recht vorbehalten bleibe, ihr Unternehmen, des

Jahrgang 1842. (Nr. 2300—2307.) 4 Pri-

(Ausgegeben zu Berlin den 9. November 1842.)



Privilegiums im Uebrigen unbeschadet, zu vollenden und die veranstaltete
Ausgabe erscheinen zu lassen,

so bringen Wir diese, unter sämmtlichen Deutschen Bundes-Regierungen ge-
trossene Vereinbarung hierdurch zur allgemeinen Kenntniß und verordnen zugleich,
daß Unsere Behörden und Unterthanen, nicht blos in Unseren zum Deutschen
Bunde gehödrenden Landen, sondern auch in den übrigen Provinzen Unserer
Monarchie sich danach zu achten haben.

So geschehen und gegeben Trier, den 20. September 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Für den Justizminister Mühler:

Ruppenthal. Eichhorn. v. Bülow. Gr. v. Arnim.

(Nr. 2307.) Allerhöchste Bestärigungs -Urkunde vom 17. Oktober 1842., nebst dazu gehöri-
gem Nachtrage zu dem Scatute der Berlin-Frankfurter Eisenbahn-Gesell-
schaft, in Betreff der Verausgabung von 600,000 Thaler Prioricäts-Abktien.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen 2c. 2c.

Wollen der von der Berlin-Frankfurter Eisenbahn-Gesellschaft in den General=
VDersammlungen vom 30. März und 20. Mai d. J. beschlossenen Vermehrung
des Gesellschafts-Kapitals von 2,200,000 Thlr. um 6000,000 Thlr., welche durch
Ausgabe sogenannter Prioritäts-Aktien beschafft werden sollen, hiermit Unsere Ge-
nehmigung ertheilen, und den anliegenden Machtrag zu dem unterm 15. Mai v. J.
konfirmirten Statute, mit Vorbehalt der Rechte sedes Dritten, hierdurch bestäti-
gen. Zugleich befehlen Wir, daß diese Genehmigung und Bestätigung, nebst dem
Nachtrage zum Statute, durch die Gesetzsammlung bekannt gemacht werden.

Gegeben Sanssouci, den 17. Oktober 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Bodelschwingh.

Nach-
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Nachtrag
zu dem

Statute der Berlin-Frankfurter Eisenbahn-Gesellschaft in Betreff der
Veransgabung von 600,000 Rthlr. Prioritäts-Aktien.

Vom 26. August 1842.

6. 1.
Das Gesellschafts-Kapital von 2,200,000 Rehlr. soll durch Ausgabe von

6000 Stäck Prioriräts-Akrien, jede zu 100 Rthlr. Cour. unter den nachfolgen-
den Bedingungen um noch 600,000 Rehlr. vermehrt werden.

 24g. 2.

Die Prioritats-Aktien werden in fortlaufenden Nummern von 1bis
6000 gegen sofortige Einzahlung ihres vollen Nennwerthbetrages nach dem
unter A. anliegenden Schema auf gelbem Papier mit schwarzem Druck aus-

gegeben und erhalten Zinskoupons nach dem beigefugten Muster B. auf weißem
Papier mit schwarzem Druck auf 10 Jahre. Auf der Rückseite der Aktien wird
dieser Plan und Bedingungen abgedruckt.

8. 3.
Die Prioritats-Aktien werden mit 4 Prozent jahrlich verzinset, und die

Zinsen in halbjahrlichen Terminen am 2. Januar und 1. Juli jedes Fahres in
Berlin gezahlt. An den Dividenden nehmen diese Prioritäkts-Aktien keinen An-
theil. Dagegen haben sie für Kapital und Zinsen das Vorzugsrecht vor den
Stamm-Aktien nebst deren Zinsen und Dividenden.

Zinsen von Prioritäts-Aktien, deren Erhebung innerhalb vier Jahren
von dem in dem betreffenden Koupon bezeichneten Zahlungstage nicht geschehen
ist, verfallen zum Vortheil der Gesellschaft.

. 4.
Die Priorikäts-Aktien unterliegen der Amortisation, wozu alljährlich die

Summe von 3000 Rehlr. unter Zuschlag der durch die eingelös'ten Prioritcäts=

Aktien ersparten 27 aus dem Ertrage des Eisenbahn-Unternehmens verwen-det wird. Die Zurückzahlung der zu amortisirenden Aktien erfolgt am 1. Juli
jedes Jahres, zuerst im Jahre 1845. Es bleibt sedoch der General-Versamm-
lung der Eisenbahn-Gesellschaft vorbehalten, mit Genchmigung des Staats den
Amortisationsfonds zu verstärken und so die Tilgung der Prioritäts-Aktien zu
beschleunigen. Auch steht der Eisenbahn-Gesellschaft das Recht zu, außerhalb
des Amortisations-Verfahrens unter Genehmigung des Staats sämmtliche als-
dann noch validirende Prioritäkts-Aktien durch die öffentlichen Blätter zu kün-
digen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulösen.

Ueber die geschehene Amortisation wird dem für das Eisenbahn-Unter-
nehmen bestellten Königlichen Kommissarius alljährlich ein Nachweis vorgelegtk.

 )PD
· Obglei? die Inhaber der Prioritats-Aktien als solche Mitglieder derEisenbahn-Gesellschaft sind, so sollen sie doch in folgenden Fallen den Nenn-
(Nr. 2107.) 47 werth
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werth dieser Aktien unter Ausscheidung aus der Gesellschaft von derselben zu-
rückzufordern berechtigt seyn,

a) wenn ein Zinszahlungstermin länger als 3 Monat unberichtigt bleibt,
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eisenbahn länger als 6 Monat

ganz aufhört,
JÜ) wenn gegen die Eisenbahn-Gesellschaft Schulden halber Erekution voll-

streckt wird,
4) wenn Umstände eintreten, die einen Gldubiger nach allgemeinen gesetz-

lichen Grundsätzen berechtigen würden, einen Arrestschlag gegen die
Gesellschaft zu begründen,

Jec) wenn die im 9. 4. festgesetzte Amortisation nicht inne gehalten wird.
In den ZFällen zu a. bis mit (l. bedarf es einer Kündigungsfrist nicht,

sondern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieser Fälle
eintritt, zurückgesordert werden, und zwar:

zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskoupons,
zu b bis zur Wiederherstellung des unterbrochenen Transportbetriebs,
zu c. bis zum Ablauf eines Jahres nach Aufhebung der Exekution,

zu nttie zum Ablauf eines Jahres, nachdem jene Umstände aufgehörtaben.

In dem sub c. vorgedachten Falle ist jedoch eine dreimonatliche Kündi-
gungsfrist zu beobachten, auch kann der Inhaber einer Prioritäts-Aktie von
diesem Kündigungsrechte nur innerhalb 3 Monaten von dem Tage ab Gebrauch
machen, wo die Zahlung des Amortisations-Quantums hätte stattfinden sollen.
Bei Geltendmachung des vorstehenden Rückforderungsrechts treten die Priori-
tätsaktien-Inhaber in das Verhältniß von Glädubigern gegen die Gesellschaff,
und sind als solche befugt, sich an das gesammte bewegliche und unbewegliche
Dermögen derselben zu halten.

d. 6.
So lange nicht die gegenwartig kreirten Prioritats-Aktien eingelost, oder

der Einlosungsgeldbetrag gerichtlich deponirt ist, darf die Gesellschaft keines
ihrer Grundstucke,

welche zum Bahnkorper oder zu den Bahnhofen gehoren,
verdußern, auch eine weitere Aktien-Emittirung oder ein Wiehegescheft nur dannunternehmen, wenn den Prioritts-Akrien der jetzigen Emittirung für Kapital
und Zinsen das Vorrecht vor den ferner auszugebenden Aktien oder der auf-
zunehmenden Anleihe reservirt und gesichert ist.

 9

Die Nummern der nach der Bestimmung des #. 4. zu amortisirenden
Aktien werden jährlich im April durch das Loos bestimmt und sofort öffentlich
bekannt gemacht.

G. S.
Die Verloosung geschieht durch die Gesellschafts-Direktion in Gegen-

wart zweier gerichtlichen Notare in einem 14 Tage vorher zur ösfentlichenennt-
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Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritats-
Aktien der Zutritt gestattet wird.

6. 9.
Die Auszahlung der ausgeloosten Aktien erfolgt an dem in §. 4. dazu

bestimmten Tage in Berlin von der W nach dem Nominalwerthean die Vorzeiger der Aktien gegen Auslieferung derselben. Mit diesem Tage
hört die Verzinsung der ausgelooseten Prioricähts-Aktien auf. Mit letzteren sind
zugleich die ausgereichten, noch nicht fälligen Zinskoupons einzuliesern. Geschieht
dies nicht, so wird der Betrag der fehlenden Zinskoupons von dem Kapitale
gekürzt und zur Einlösung der Koupons verwendet.

Die im Wege der Amortisation eingelöseten Aktien sollen in Gegenwart
zweier gerichtlichen Notare verbrannt, und daß dies geschehen, durch die öffent-
lichen Blärter bekannt gemacht werden.

Die Aktien aber, welche in Folge der Rückforderung (6. ö.) oder Kün-
digung (F. 4.) außerhalb der Amortisation eingelöset werden, kann die Gesell-
schaft wieder ausgeben.

8. 10.
Diesenigen Prioritäts-Aktien, welche ausgeloost oder gekündigt sind, und

der Bekanntmachung durch die öffentlichen Bldtter ungeachtet nicht binnen vier

Jahren nach dem Hahilaneterai zur Einlösung präsentirt sind, werden imWege des gerichtlichen Verfahrens mortifizirt. Es sollen aber bei jeder alljähr-
lichen Amortisation nicht nur die Nummern der alsdann ausgeloosten, sondern
auch diejenigen der schon früher ausgeloosten, noch nicht abgehobenen und noch
nicht gerichtlich mortifzirten Prioritäkkts-Aktien bekannt gemacht werden.

8. 11.
Die in den 66. 4., 7., S., 9. vorgeschriebenen öffentlichen Bekannt=

machungen erfolgen durch 3 Berliner und 2 auswärtige Zeitungen.
G. 1.

Die Inhaber der Prioritäts-Aktien sind zwar berechtigt an den General-
Versammlungen Theil zu nehmen, aber weder stimm= noch wahlfähig.

Alle übrigen Bestimmungen des Gesellschafts-Statuts vom 26. Juni
1840., soweit sie nicht durch den gegenwärtigen Plan und Bedingungen gedn-
dert sind, finden auch auf die Prioritäkkts-Aktien Anwendung.

Berlin, den 26. August 1842.

Die Direktion der Berlin-Frankfurter-Eisenbahn-Gesellschaft.
(Hier folgen die Unterschriften.)

Der Verwaltungsrath der Berlin-Frankfurter-Eisenbahn-Gesellschaft.
(Hier folgen die Unterschriften.)

(Nr. 2307.) A.



PRIORIVMVS-AGVIBE
DER

Perlin-Frankfurter-Eisenbahn-Geselschaft

Wegen ERrveueruug der
Coobons nach Ablauf von 10

Jahren erfolgen jedesmal be
Aeondere Bekanntmachungeu.

— —

über

100 Thaler Preuss: Courr:

Tobeber dieser Actie hat auf Höhe des obigen Betrages ven Ein-
Hundert Tbaler Preuss: Courr: Antbeil an dem io Gemäfsbeit Aller-

höchster Genehmigung und nach den Bestimmungen des umstehen-
den Planes urd Bedingungen emittirten Capitale von Sechs Hundert
Tausend Thalern Prioritäts-Actien der Berlin-Frankfurter-Eisenbahn--

Gesellschaft.
Borllo, den 1. September 1842.

Die Direction der Berlin-Frankfurter-Eisenbahn-
escllschaft.

Carl Treu. IIerrmann IIenoch. Schüttler. Jacob. l.iebert.

(Stempel.)
Der Rendant Eingetragen

im Actienbuche Fol-
(Namen)

Prioritüts-Actie der Berlin-Frankfurter-Eisenbahn-G
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Schema zu Coupons, welche auf 10 Jahre mit ausgegeben werden.

Erster Zins-Coupon
der Berlin-Fronkfurter-Eisenbahn-Prioritäts-Actie

i-*i-
Zahlbar am 1. Joll 1843.

Inhaber dieses empfängt am 1. Juli 1883 die Zinsen
der oben benenntenPrioritäts- Actie über 100 Thaler,
mie Zwei Thaler.

Lerlio, den 1. September 1842.
Die Direction etc.

8. 2. Elogelragen Iim Cooponbuche
] des Plass. M — —

—--——,
u. u. f. 1. Januar 184# etc. etc.

Tilgungs-Plan
über 600,000 Rithlr. Prioritäts-Aktien ## 4 pCt. Zinsen und ½ pEt. Amortisationg-Fonds.

Zinsen. iwwiee Bleiben am 1. Juli.

1. Juli 1849/180 24,000 3,000 597,000
: „ 5% 23,880 3,120 5903,000
: " 4%7 23,756 3,244 590,700
: " 4% 23,628 3,372 587,300
: " W/a0 23,492 3,508 583,800
: z 14%0 23,352 3,648. 580,200
Ê 2031 23,208 3,792 576,400
 3½ 23,056 3,044 572,400
 -: " 5½ 22,896 4,104 568,300
: z 5½ 22,732 4,268 564,000
: 2 5½ 22,560 4,4.40 559,600
: „" 5%0 22,384 4,616 555,000
" „ “ 22,200 4,800 550,200
: 5½% 22,008 4,002 545,200
: z 58 o 21,808 5.192 540,000
: z 5% 21,600 5•400 534,600
" ?„ 0/%1 21,384 5,616 529,000
 7’X 61/ 21,160 5,840 523,200
: 5/3 20,028 6,072 517,100
: 18/% 20, 684 6,316 510,800
" ?2 4% 20,432 6,568 504,200
: 566 20,108 6"832 407,400

Latus 102,684
(Nr. 2207.)
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Zinsen. EN— Bleiben am 1. Juli.

Transport 102,684
1. Juli 1800/1867 19,896 7,104 400,300
" " 5% as 19,612 7,388 482,000
: /%% 10,316 7,684 475, 200
-- 6 10,008 7.992 467,200
: „ (0/71 18,688 8,312 458,000
: „ 7½ 18,356 8,644 450,200
: „ 75%½ 18,008 8, 902 441,200
-2 7 17,648 9,352 431,000
-- 74l75 17,276 9,724 422,200
: = 756 16,888 10,112 412,100
: z 7 16,484 10,516 401,500
: z 7½8 16,060 10,940 300,600
: z 78 /70 15,624 11,.376 379,200
 :„ 09/0 15, 168 11,832 367,100
: 80|81 14,696 12,304 355,100
: z 1 14,204 12,796 342,300
: " 2/81 13,692 13,308 329,000
: : 3 / 13,.160 13,840 315,100
: "6 8/8 12,604 14,396 300,800
: „ S% 12,032 14,068 285,800
: = S/7 11,/432 15,568 270,200
-2 8/8 10,808 16, 192 254,000
D 8/8 10,160 10,840 237,200
" „ 98%0 9,88 17.512 219,700
: " 2%1 8,788 18,212 201,500
: " 2½2 8,060 18,040 182,500
 „ 9% 7,300 19,700 162,800
- 929 6,512 20,488 142,300
-2 -ieei 5,602 21,308 121,000
: " 0% 4,840 22,160 98,00
-2 2% 3,056 23,044 75,800
-2 °½% 3,032 23,068 51,000
: 9/00 2,076 24,024 26,000
= = 18899/1900 1,176 25,024 1,000
= : 1900/4 40 956 —

Berlin, den 26. August 1842.
Die Direktion der Berlin-Frankfurter-Eisenbahn-Gesellschaft.

(Hier folgen die Unterschriften.)

Der Verwaltungsrath der Berlin-Frankfurter-Eisenbahn-Gesellschaft.Hier solgen die Unterschriften.)
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 JNr. 25. —

(No. 2308.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 22. November 1842., wegen des verheißenen
Steuer-Erlasses und über die Beförderung einer umfassenden Eisenbahn-
Verbindung zwischen den verschiedenen Provinzen der Monarchie.

N Meinen Anordnungen gemäß, das Gutachten der vereinigten stän-
dischen Ausschüsse über die Modalitäten des von Mir verheißenen Steuer-Er-
lasses und über die Beförderung einer umfassenden Eisenbahn-Verbindung zwi-
schen den verschiedenen Provinzen der Monarchie unter Beihülfe aus Staats-
Mitteln eingeholt worden ist, bestimme Ich, auf den Bericht des Staats-Mi-
nisteriums vom 17. d. M. Folgendes:

1) Ich will die, Meinen getreuen Unterthanen in dem Proposttionsdekrete
an die vorfährigen Provinzial-Landtage vom 18. Februar v. J. zum
Betrage von 1,500,000 Rthlr. bis 1,600,000 Rthlr. in Aussicht gestellte
Abgaben-Ermäßigung auf die Summe von Zwei Millionen Thaler
ausdehnen und solche vom 1. Januar k. J. ab in nachstehender Art
gewähren:

Zuvörderst sollen darauf diejenigen 60,000 Rthlr. angerechnet wer-
den, welche der Staats Kasse durch die in Meiner Order vom 10. De-
zember v. J. angeordnete Aufhebung der Abgabe von Miethkutschern
und Lohnfuhrleuten schon vom 1. Januar d. J. ab entgangen sind.

Ferner habe Ich durch eine besondere Verordnung vom beutigen
Tage die nach der Sporteltaxordnung für die Provinzial-Verwaltungs-
Behörden vom 25. April 1825. zu entrichtenden Ausfertigungs= und
PVerhandlungssporteln, die bisher eine jährliche Einnahme von etwa
20,000 Rthlr. gewährt haben, vom 1. Januar k. J. ab aufgehoben.

Die übrigen zur Erleichterung der Steuerpflichtigen bestimmten
1,020,000 Rehlr. sollen zur Herabsetzung des Salzpreises verwendet
und dabei im Interesse der bedürftigeren Volksklassen solche Einrich-
tungen getroffen werden, welche die unverhältnißmäßige Verschiedenheit
zwischen dem Faktoreipreise und dem Detail-Verkaufspreise des Salzes
überall auf ein billiges Maaß zu beschränken geeignet sind. Ich habe

Jahrgang 1882. (Nr. 2308.) 48 des-

(Ausgegeben zu Berlin den 1. Dezember 1842.)
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deshalb durch die heute von Mir vollzogene besondere Verordnung,
eine Ermäßigung des gesetzlichen Salzpreises von 15 Rthlr. auf 12 Rohlr.
für die Tonne vom 1. Januar k. J. ab angeordnet, und bestimme
zugleich, daß die nach Abzug des davon zu erwartenden Einnahme-
Ausfalles von 1,740,000 Rthlr. übrig bleibende Summe von 180,000
Rehlr. vorzugsweise zur Vermehrung der öffentlichen Salzverkaufstellen,
außerdem aber auch zu anderen, die möglichste Verminderung der
Salzpreise beim Kleinverkauf bezweckenden Einrichtungen, namentlich
zur Debitirung des Salzes in möglichst kleinen Quantitäten Seitens
der vorbezeichneten Verkaufstellen verwendet werden soll.

2) Neben dem vorstehend bewilligten Steuer-Erlasse wünsche Ich dem Lande
auch die Vortheile zu verschaffen, die, in mehrfacher Hinsicht, von einer
Verbindung der Hauptstadt mit den Provinzen und der Provinzen unter
einander vermittelst umfassender, in den Hauptrichkungen das Ausland
berührender, Eisenbahn-Anlagen erwartet werden dürfen. Ich bestimme
daher in Uebereinstimmung mit dem Gutachten der vereinigten ständischen
Ausschüsse, daß die Ausführung solcher, von denselben für ein dringendes
Bedürfniß erachteten Eisenbahn-Verbindungen durch die dem Staate zu
Gebote stehenden Mittel und insbesondere auch durch Uebernahme einer
Garantie für die Zinsen der Anlage-Kapikalien mit Kraft und Nachdruck
befördert werden soll, und will darüber von Ihnen, dem Finanzminister,
baldmöglichst ndhere Anträge erwarten.

Wenn Ich sonach in die Belastung der Staatskasse mit einer neuen
fortlaufenden Ausgabe, die sedoch den Betrag von jährlich Zwei Millionen
Thaler nicht übersteigen darf, hierdurch willige, so geschieht dies in der
Hoffnung, daß es bei strenger Sparsamkeit in allen VDerwaltungszweigen,
die Ich nach wie vor von sämmtlichen Departements-Chefs erwarte,
möglich seyn werde, jene neue Last, selbst, wenn sie dußersten Falles nach
und nach den vorbestimmten höchsten Betrag erreichen sollte, aus den
Ueberschüssen des Staatshaushalts zu decken. Sollte dies aber ungeach-
tet Meiner hierauf gerichteten Bestrebungen nicht gelingen und deshalb
zur Aufrechthaltung des Gleichgewichts zwischen den Einnahmen und Aus-
gaben des Staats eine Wiedererhöhung der Steuern nöthig werden,
die Ich für diesen Fall unter verfassungsmäßigem ständischen Beirath
anzuordnen Mir vorbehalte, so hege Ich zu Meinen getreuen Untertha-
nen das, durch die Erkldrungen der vereinigten ständischen Ausschüsse
noch mehr in Mir befestigte zuversichtliche Vertrauen, daß sie ein solches,
für einen großen narionalen Zweck gefordertes Opfer gern und willig

über-



ubernehmen werden. Das Staatsministerium hat diese Order durch die
Gesetzsammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 22. November 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsminsterium.

(Nr. 2309.) Verordnung wegen Auftebung der Aussertigungs: und Verhandlungs-Sporteln
der P zial d Vom 22. November 1842.

Wir Friedrich Wiheln von Gottes Gnaden, König von
Preufen 2c. 2c.

verordnen auf den Antrag Unseres Staatsministerii:
daß die nach 66. 6. bis 13. der Sportel-Taxordnung für die Ober-Prc-
sidien, Regierungen, Konsistorien, Provinzial-Schulkollegien und Medizi-
nalkollegien vom 25. April 1825. in Verwaltungs-Angelegenheiten zu ent-
richtenden Ausfertigungs= und Verhandlungs-= Sporteln vom 1. Januar
kunftigen Jahres ab nicht weiter erhoben werden sollen.

Urkundlich unter Unserer Hochsteigenhandigen Unterschrift und beige-
drucktem Koniglichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 22. November 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Muhler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Rother.
Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bulow.

v. Bodelschwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.

(Nr. 2309 —2310.) (Nr. 2310.)
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(Nr. 2310.) Verordnung wegen Herabsetzung des Salzverkaufspreises auf den Salznieder-
lagen der Monarchie. Vom 22. November 1842.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

verordnen auf den Antrag Unseres Staatsministerit und nach vernommenem
Gutachten Unserer getreuen Stände sämmtlicher Provinzen wie folgt-

1) Das zum inländischen Verbrauche bestimmte Salz soll, vom 1. Januar
künftigen Jahres ab, in allen denjenigen Landestheilen, in welchen nicht
schon bisher, ihrer abgesonderten Lage wegen, ein geringerer Salzpreis
stattgefunden hat, aus den öffentlichen Verkausstellen zu dem Preise von
Zwölf Thalern für die Tonne von 405 Pfund verkauft werden.

2) Bei den ermäßigten Preisen, für welche das Salz zur Giehfütterung
und zum Gebrauche bei einigen inländischen Gewerben abgelassen wird,
behdlt es, nach Maaßgabe der hierüber bestehenden Verordnungen und
Vorschriften, sein Bewenden.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beige-
drucktem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 22. November 1842.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Prinz von Preußen.

v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Rother.
Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow.

v. Bodelschwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

Nr. 26. .

(Nr. 2311.) Ministerial-Erklärung über die zwischen der diesseitigen und der Fürstlich Reuß-
Plauischen gemeinschaftlichen Landes-Regierung zu Gera abgeschlossene
Uebereinkunft, um hinsichtlich des Schutzes der gewerblichen Waarenbe-
zeichnungen in den Königlichen Staaten auf der einen Seite und in den
gesammten Landen der Fürstlich Reuß-Plauischen jüngeren Linie auf der
andern Seite, die gegenseitige Gleichstellung der beiderseitigen Unterehanen
herbeizuführen; D. d. den 5. Oktober und bekannt gemacht den 8. No-
vember 1842.

G.½ dem 8. 4. des Königlich Preußischen Gesetzes vom 4. Juli 1840. be-

treffend den Schutz der Waarenbezeichnungen, sollen die Bestimmungen der
6. 1. 2. dieses Gesetzes auch zu Gunsten der Unterthanen derjenigen fremden
Staaten in Anwendung gebracht werden, mit welchen wegen der deshalb zu
beobachtenden Reziprozität Uebereinkunft getrossen worden ist. Nachdem nun-
mehr die Königlich Preußische Regierung auf der einen Seite und die beiden
Regierungen der Fürstlich-Reußischen Lande jüngerer Linie, namentlich also die
Fürstliche Regierung von Reuß-Schleiz und die Fürstliche Regierung von Reuß-
Lobenstein und Ebersdorf, mit Einschluß der diesen beiden Regierungen gemein-
schaftlichen Herrschaft Gera, auf der andern Seite unter sich übereingekommen
sind, gegenseitig ihre beiderseitigen Unterthanen in dem gesetzlichen Schutze der
Waarenbezeichnungen einander gleich zu stellen und zu behandeln, so wird hier-
durch Seitens des unterzeichneten Königlich Preußischen Ministeriums der aus-
wärtigen Angelegenheiten noch besonders und ausdrücklich erklärt, datz die Be-
stimmungen der 96. 1. 2. des erwähnten Gesetzes vom 4. Juli 1840. auch zum
Schutze der Unterthanen der gesammten Fürstenthümer Reuß jüngerer Linie
in der ganzen Preußischen Monarchie Anwendung finden sollen.

Jahrgang 1842. (Nr. 2311.) 40 Hier-

(Ausgegeben zu Berlin den 9. Dezember 1842.)



— 312 —

Hieruber ist Koniglich Preußischer Seits die gegenwartige Ministerial-
Erklarung unter Beifugung des Koniglichen Insiegels ausgefertigt worden.

Berlin, den 5. Oktober 1842.

(L. S.)
Königl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

Frh. v. Bülow.

V. Erklärung wird, nachdem sie gegen eine entsprechende Erkldrung
der Fürstlich-Reuß-Plauischen gemeinschaftlichen Landesregierungen zu Gera aus-
getauscht worden ist, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 8. November 1842.

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten.
Frh. v. Bülow.

(Nr. 2312.)
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(Nr. 2312.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 14. November 1842., betreffend die Uebertra-
gung der Leitung der Verwaltung der Domainen und Forsten an den
Grafen zu Stolberg-Wernigerode.

J- benachrichtige das Staatsministerium, daß Ich dem wiederholten Ansu-
chen des Staatsministers von Ladenberg, ihn bei seinem vorgeruckten Alter
wegen Erschöpfung seiner Krafte mit dem 1. Dezember d. J. in den Ruhe-
stand zu versetzen, nachgegeben, und von diesem Zeitpunkte ab, dem Staats=
Minister, Grafen zu Stolberg-Wernigerode unter Beibehaltung seiner bis-
herigen Stellung in dem Ministerium Meines Königlichen Hauses, die Leitung
der Verwaltung der Domainen und Forsten in gleicher Weise, wie solche dem
Staatsminister von Ladenberg anvertraut gewesen, übertragen habe.

Charlottenburg, den 14. November 1842.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.

(Nr. 2312—2313.) (Nr. 2313.)
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(Nr. 2313.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 23. November 1842., die Ernennung des Ober-
Regierungsraths Köhler und des Stadtältesten Knoblauch zu Mitglie-
dern der Hauptverwaltung der Staatsschulden betreffend.

A. die Mir Seitens des Staatsrathes gemachten Vorschläge habe Ich den
Ober-Regierungsrath Köhler zum dritten und den Stadtältesten Knoblauch
zum vierten Mitgliede der Haupt-Verwaltung der Staatsschulven ernannt, auch
wegen deren Verpflichtung das Erforderliche an den Justizminister verfügt, wo-
von Ich Sie mit dem Auftrage in Kenntniß setze, diese Ernennungen durch
die Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Charlottenburg, den 23. November 1842.

Friedrich Wilhelm.
An den Staatsminister Rother.



Register
zur Gesetz-Sammlung, Jahrgang 1842.

Bemerkung. Die am Schlusse der einzelnen Bestimmungen befindlichen Zahlen weisen
auf die Seiten hin. — Abkürzungen: A. K. O. (Allerhöchste Kabinets-
Order.) G. (Gesetz.) V. (Verordnung.)

I. Sachregister.
A.

Abfsindungs-Kapitalien, bei gutsherrlichen und
bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen und
Ablssungen, deren gesetzmäßige Verwendung zur Be-
friedigung der Hypothekengläubiger, zufolge der 9.
10. u. 62. der Verordn. v. 30. Juni 1834. (Dekla-
ration v. 30. Juli 42.) 245. f. — Kompetenz der
Auseinandersetzungs-, Gerichts= und Hypothekenbe"
hörden rücksichtlich derselben. (ebendas.) 245. f.

Abgaben, siehe Gemeinde-Abgaben, Steuer-Erlaß,
Zölle und Jolltarif.

Abschoß= (und Abfahrts-) Gelder, gegenseitige,
Aufhebung derselben mit der freien und Hansestadt
Lübeck in Beziehung auf die nicht zum Deutschen
Bunde gehörigen Preußischen Provinzen. (Minist."

Erl. v.3. März 12 102.
ittel, dessen Einlegung ge-

gen m erster Instanz wegen Dienstvergehen
der Beamten in der Rheinprovinz, im Gerichtsbezirke
des Appellationshofes zu Cöln. (V. v. 18. Febr.

2. F. 5.) 87.
Anzeigen, öffentliche, Untersuchung und Bestrafung

deren Abreißung, Beschädigung und schimpflicher Be
handlung in der Rheinprovinz, nach den dort vor der
Publikation der V. v. 6. März 1821. Iin Kraft ge,
wesenen Geseten. (V. v. 18. Febr. 42. 9. 2.) 86.

Avotheker, denen eine erledigte persönliche Konzes-
sion zur Anlegung einer Apotheke verliehen wird, sind
auf Verlangen zur Ubernahme der Offizin-Einrichtung
ihres Vorgängers, nach dem durch Sachverständige
bestimmten Preise, verpflichter. (A. K. O. v. 8. März
42.) 111. — zur Übernahme eines für die Apo-
thele eingerichteten Grundstücks sollen dieselben aber
niemals verpflichtet seyn. (ebendas.) 112.

Appellatlonshof zu Cöln, siehe Nheinprovinz.
Jahrgang 1842.

Aufläufe, (Aufruhr, Tumulte), die dagegen ergange-
nen landrechtlichen Strafbestimmungen und die V. v.
17. Aug. 1835. und 30. Sept. 1836. kommen in der
Rheinprovinz, im Gerichtsbezirke des Appellations=
hofes zu Cöln, auch serner unverändert zur Anwen-
dung. (V. v. 18. Febr. 42. 69. 1. u. 3.) 86. —
(Zusammenläufse, nächtliche Schwärmereien und Ber
unruhigungen der Einwohner eines Orts), deren Un-
tersuchung und Bestrafung nach den dort vor Pu,
blikation der V. v. G. März 1821. in Kraft gewese-
nen Gesehen. (ebendas. §. 2.) 86.

Aufrührerische Schriften, Untersuchung und Be-
strafung deren Verkaufs und Verbreitung in der

Nheinprovinz. (U. v. 1K. Febr. 42. . J.) 87.
tz behörden, siehe General-

Kommisstonen.
Ausgaben, Besugnisse der Kreisstände, solche zu be-

schließen, siehe Kreisstände.
Ausgangs-(Ausfuhr-) Abgabe, deren Erhebung

nach dem ZJolltarif für die Jahre 1843., 18 14. u. 1845.
(v. 18. Oktober 42.) 253—229. 297.

Auslieferungen von Verbrechern, siehe letztere.
Aueschüsse, ständische, sehe Stände, Provinzials.
Auswanderungen von Fabrikenvorstehern, Bedien-

ten und Arbeitern, Untersuchung und Bestrafung der
Verleitung zu denselben in der Rheinprovinz nach den
vor Publikation der Verordn. v. 6. März 1821. dort
gültigen Gesetzen. (V. v. 18. Febr. 42. J. 2.) 86.

B.
Bagatell-Objekte, Zulässigkeic der Nichtigkeitsbe-

schwerde gegen Erkenntnisse zweiter Instanz über die-
selben, in Anwendung der Deklar. v. 6. April 1839.
(A. K. O. v. 22. Dez. 1841.) 16.

Beamte (Staatsbeamte), Untersuchung und Bestra-
fung deren Dienstvergehen in der Nheinprovinz, im

a e-



2 Sachregister.

Beamte, (Forts.)
Gerichtsbezirke des Appellationshofes zu Coln. (V.
v. 18. Febr. 42.) 36. — degl. der dens. zugefüg-
ten Beleidigungen. (ebendas. F. 2.) 86. —siehe auch
Kreisbeamte, Landräthe; desgl. Degradation, Reise-
kosten rc.

Begleitscheine, siehe Waaren-Begleitscheine.
Begnadigung, Königliche, Julassung durch solche zu

dem wegen begangener Verbrechen versagten oder
entzogenen Bürgerrechte. (V. für die Prov. Preußen
v. 13. Dez. 1I.) 31. (A. K. O. für die Stadt
Breslau v. 23. April 42.) 115.

Beleidigungen (Ehrenkränkungen, Injurien), den
Behörden, Staatedienern und obrigkeitlichen Perso-
nen zugefügt, deren Untersuchung und Bestrafung
in der Rheinprovinz nach den dort vor der Publika-
tion der Verordn. v. 6. März 1821. in Kraft gewe,
senen Gesetzen. (V. v. 18. Febr. 42. §. 2.) 86.

Berg, Herzogthum, Ein= oder Ablssung der in dem-
selben vor dem Jahre 1810. entstandenen Pfandschaf=
ten innerhalb 5 Jahren. (V. v. 16. Jan. 42.) 75.

Bern, Universität, kann von diesseitigen Unterthanen

auf spezielle Genehmigung des Ministeriums der erttlAngelegenheiten wieder besucht werden. (A. K. O.
v. 3. Jan. 42.) 77.

Bescholtene Personen, Versagung oder Entziehung
des Bürgerrechts für solche. (V. für die Städte der
Provinz Preußen v. 18. Dez. 41.) 30. —deögl.
für die Stadt Breslau. (I. K. O. v. 23. April 42.)
115. — Verleihung und Wiedergewährung desselben,
nach Besserung der Betheiligten. (ebendas.) 31. 115.

Beschwerden, gegründete, deren Untersuchung und
Abhelsung in der Rheinprovinz seitens der Behörden
und obrigkeitlichen Personen. (V. v. 18. Febr. 42.
. 2.) 86. — über polizeiliche Verfügungen, siehe
diese.

Bleie, Gebühren,-Entrichtung für deren Anlegung bei
Waarenverschlüssen. (Solltarif v. 18. Ott. 42.) 291.

Brandenburg (Kur, und Neumark und Markgraf-
thum Niederlausitz), Provinz, Bildung eines Aus-
schusses der Provinzialstände ders. (V. v. 21. Juni
4.) 2189—220. — Bestimmung des Umzugster-
mins des Landgesindes in ders. auf den2.Jan. jeden
Jahres. (A. K. O. v. 28. Juli 42.) 217.

Brandschäden, Julässigkeit von Privat, Unterstützungs-
Vereinen rücksichtlich derselben in der Provinz Schle-
sien. (Feuer, Sozictäts, Reglements v. 6. Mai 42.)
II7. f. 115. — Vergütungsgelder für dieselben, deren
Festselkung und Auszahlung seitens der Provinzial=
Feuer-Sozietäten in Schlesien. (Feuer= Sozietäts-Re-
glements v. 6. Mai 42.) 128. f. 156. f.

1842.

Brandstifter, Prämien, Bewilligung für deren Ent-
deckung in Schlesien, aus den Drov.-Feuer-Sozict.“
Fonds. (Feuer'Sozictäts-Reglem. v. 6. Mai 42.)
113. 167.

Braunschwelg, Herzogthum, Übereinkunft mit dem-
selben zur Beförderung der Rechtspflege. (Minist.=
Erklärung vom :: Dezbr. und deren Bekanntmachung
v. 23. Dezbr. 41.) 1— 11. — UAuslieferung flüch,
tiger Verbrecher von und nach demselben. (ebendas.)
10. 11. — Staatsvertrag mit demselben über die Er,
richtung ciner Eisenbahn von Magdeburg über
Oschersleben nach Braunschweig, Hannover und
Minden. (v. 10. April Al.) 46—51. —de5gl. über
die von dessen Regierung innerhalb des Preußischen
Gebicts auszufährende Eisenbahn von Oschersleben
bis Wolfenbüttel, zum Anschlusse an die von dort
nach Braunschweig gehende Bahn. (v. 10. April
4.) 51—57.

Breslau, Stadt, Privilegium für dieselbe zur ander"
weiten Aussertigung auf den Inhaber lautender
Stadtobligationen im Betrage von 558,800 Rehlr.
mit 3: Prozent jährl. Verzinsung. (v. 30. April 42.)
190. — Versagung und Entziehung der bürgerlichen
Ehrenrechte für bescholtene Personen in ders., in Er-
läuterung und Modifizirung der Deklar. v. 6. April
1823. und der Zusammenstellung der Ergänzungen
zur älteren Städte Ordnung v. . Juli 1832. (A.
K. O. v. 23. April 12.) II5.

Broich, Herrschaft, Ein= oder Ablösung der in ders.
vor dem Jahre 1810 entstandenen Pfandschaften in-
nerhalb 5 Jahren. (V. v. 16. Jan. 42.) 75.

Bromberger Kanal, Ermäßbßigung der von geflöß
tem Holze nach dem Tarif v. 16. Jan. 1811. für das
Befahren desselben zu erlegenden Abgabe. (A. K. O.
v. 22. Juni 42.) 210.

Brückengelder in den zollvereinten Staaten, siehe
Zollvereinoverträge.

Bruttogewicht, dessen Feststellung bei zollpflichtigen
Waaren. (Jolltarif v. 18. Oktbr. 42.) 291—2096.

Buchdrucker, müssen auf dem Titel oder am Schlusse
der von ihnen ohne Censur gedruckten Werke, über
20 Druckbogen stark, ihren Namen angeben. (A. K. O.
v. 4. Oktbr. 42.) 250. — Bestrafung derselben für die
Übertretung dieser Vorschrift. (ebendas.) 250.

Böücher, siehe Druckschriften.
Bürgerbriefe, auch diese bleiben den vom Bürger-

rechte auggeschlossenen bescholtenen Personen ferner,
bin versagt. (V. für die Prov. Preußen v. 18. Dez.
Al.) 30. — deögl. für die Stadt Breslau. (A. K. O.
v. 23. April 42.) 115. — in Stelle derselben wer-
den zum Grundbesitze und Gewerbebetriebe von den

Magi-
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Bürgerbriefe, (Forts.)

Magistraten Zeugnisse behufs der Legitimation der
Betheiligten ausgefertigt. (ebendas.) 31. 115.

Bürgerrecht, Erläuterung und Modifizirung der über
die Versagung und Entziehung desselben für beschol-
tene Personen ergangenen Deklaration v. 6. April
1823. und der die Städteordn. v. 19. Novbr. 1808.

in dieser Beziehung ergänzenden und erläuternden
Bestimmungen v. “. Juli 32. (B. für die Prov.
Preußen v. 1. Dezbr. 1841.) 31. — deögl. für die
Stadt Breslau. (1. K. O. v. 23. April 42.) 115.
—bezieht sich nur auf die Ausschließung von den bür-
gerlichen Ehrenrechten, von Stimmfähigkeit und Wähl,
barkeit, ist aber auf Grundbesitz und Gewerbebetricb
von keinem Einfluß. (ebendas.) 30. 115. — Verlei-

hung oder Wiederertheilung desselben nach Besserung
der Berheiligten, auf den Antrag der Stadtverordn.
(ebendas.) 31. 115. — desgl. durch Königl. Begna-
digung in Beziehung auf begangene Verbrechen.
(ebendas.) 31. 115.

Bürgerrechtsgelder, gewöhnliche, deren Entrichtung
von bescholtenen Personen für das zum Grundbesitze
und Gewerbebetriebe, in Stelle des Bürgerbriefes,
vom Magistrate der Stadt erhaltene Legitimations,
Jeugniß. (V. für die Prov. Preußen v. 18. Dezör.
41l.) 31. — desgl. für die Stadt Breslau. (A. K. O.
v. 23. April 42.) I15.

Bürgertitel, auch dieser bleibt den vom Bürgerrechte
ausgeschlossenen bescholtenen Personen sernerhin ver-
sagt. (V. für die Prov. Preußen v. 18. Dezbr. 41.)
30. — desgl. für die Stadt Breslau. (1. K. O.
v. 23. April 42.) 115.

C.
(Ca. — Cl. — Co. — Cr. — Cu., s. Ka. — Kl. u. s. w.,

mit Ausschluß der Eigennamen.)
Censur, derselben sind Bücher über 20 Druckbogen,

mit Ausschluß der Beilagen, ferner nicht mehr un,
terworsen, wenn sowohl der Verfasser als der Ver-
leger auf dem Titel genannt ist. (A. K. O. vom 1.
Oktbr. 42.) 250. — Niederlegung eines Exemplars
solcher Bücher, 21 Stunden vor ihrer Austheilung,
bei der Polizeibehörde. (ebendas.) 250. — Strasoer,
sahren gegen den Verfasser und den Verleger, imgl.
gegen den Drucker, dessen Name auf dem Titel oder
#am Schlusse des Werkes angegeben sein muß, wegen
Ubertretungen obiger Bestimmungen und Rekursver-
fahren dagegen. (ebendas.) 250.

Censur-Edikt, vom 18. Oktober I819., die Strafbe,
stimmungen im Art. XVI. Nr. 2. und 3. wegen Preß-
vergehen bleiben auch Iin Beziehung auf dieienigen

1842. 3
Censur-Edikt, (Forts.)

Bucher in Kraft, welche fortan von der Censur be-
freit sind. (A. K. O. v. 4. Oktbr. 42.) 200.

Chansseegeld, dessen Erhebung in den zollvereinten
Staaten, siehe Jollvereinsverträge.

Colbergermünde, Polizeiordnung für den dortigen
Hafsen. (v. 29. April 42.) 200 —207.

Culm, bischöfliche Diözese, siehe Pfarrer, katholische.

D.
Dammgelder in den zollvereinten Staaten, siehe Zoll-

vereinsverträge.
Darstellungen, sinnliche, zur Erregung von Mißver,

gnügen gegen die Regierung, Untersuchung und Be-
strafung deren Verkaufs und Verbreitung in der
Rheinprovinz. (V. v. 18. Febr. 42. S. 3.) 97.

Defrandationen, landes, und grundherrlicher Nuz
zungen, Erweiterung der Kompetenz der Untergerichte
zur Führung der Untersuchungen und zur Abfassung
der Erkenntnisse wegen derselben. (A. K. O. v. 29.
April 42.) 116.

Degradation, eine bei Beamten-Verbrechen im all-
gemeinen Landrechte (Th. I. Tit. 20. §. 33.)vor-
geschriebene Strase, soll nur gegen Beamte im un-
mittelbaren Staatodienste anwendbar sein, und in der
Versetzung in eine mit geringerem Einkommen ver-
bundene Stelle einer niederen Beamtenklasse bestehen.
C. K. O. v. 31. März 42.) 179.

Denkmäler, (Scatuen), öffentliche, Untersuchung und
Bestrafung deren Beschädigung oder Verunstaltung
in der Rheinprovinz. (V. v. I. Febr. 42. §. 2.)
86.

Departementschefs, von denselben wird nach wie
vor eine strenge Sparsamkeit in allen Verwaltungs-
zweigen erwartet. (A. K. O. v. 22. Novbr. 42.)
308. — Mittheilung der Erkenntnisse gegen Beamte
in der Rheinprovinz wegen Dienstvergehen an dies.
(V. v. 18. Febr. 42. J 5 — 7.) 87.

Depositalgelasse, gewölbte, deren Neubau kann bei
den Patrimonialgerichten, welche nicht Eintausend
Gerichtseingesessene zählen, unterbleiben, wenn jeden,
salls der vorschriftsmäßige Depositalkasten gegen Ein,
bruch gesichert wird. (A. K. O. v. 16. Septbr. 42.)
219. — anderweite sichere Unterbringung des Depo“

sicoriums bei verschuldeten oder zur Saquestration
oder Subhastation kommenden Gütern, ohne gewölbte
Depositalgelasse. (ebendas.) 240.

Depositalmäßige Sicherheit, als solche sind auch
die Obligationen Über die vom Staate übernommec=
nen provinziellen Staatsschulden anzunehmen. (I.
K. O. v. 16. Septbr. 12.) 249.

*“ Deser-
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Desertion, (aus dem Militair), Bestrafung deren

Beförderung in der Rheinprov., nach den Bestimmun,
gen des A. L. N. Thl. 1. Tit. 20. S5. 147, 471—482.
(B. v. 18. Febr. 42. §. 3.) 87. — Verfahren ge-
gen die Ehefrauen der Deserteurs rücksichtlich der
Theilnahme an derselben, in der Rheinprovinz, nach
den dort vor Publikation der V. v. 6. März 1821.
in Krast gewesenen Gesetzen. (V. v. 18. Febr. 42.
KC. 2.) 86.

Dienst-Auszeichnung, für die Landwehr, siehe diese.
Dienstreisen, siehe Reisekosten.
Dienstvergehen, der Staatsbeamten, deren Unter,

suchung und Bestrafung in der Rheinprovinz, im Ge-
richtsbezirke des Appellationshofes zu Cöln. (V. v.
18. Febr. 42.) 6. — Ausschließung des öffentlichen
Verfahrens in dergl. Untersuchungen. (ebendaselbst
GC. 4.) 87. — Miteheilung der in erster Instanz we'
gen ders. abgefaßten Erkenntnisse an den Departe-
mentschef und Einlegung des Aggravations,Rechts,
mittels dagegen. (ebendas. §. 5.) 87.

Domainen= (und Forst-) Verwaltung, obere,
siehe Ministerium des Königl. Haufses.

Domkapltel, ernennen auch künstig ihre ständischen
Abgeordneten und deren Stellvertreter nach den bei
ihnen bestehenden Observanzen. (Reglem. v. 22. Juni
42. . 13.) 214.

Drucker, siehe Buchdrucker.
Druckschriften, (Bücher), über 20 Bogen stark, mie

Ausschluß der Beilagen, sind der Censur serner nicht
mehr unterworfen, wenn sowohl der Verfasser als der
Verleger auf dem Titel genannt ist. (A. K. O. v.
4. Oktbr. 42.) 250. — Niederlegung eines Exem-

plars ders., 21 Stundenvorihrer Austheilung, bei der
Polizcibehörde. (ebendas.) 250. — Strafverfahren ge-#
gen den Verfasser und den Verleger, imgleichen ge,
gen den Drucker, dessen Name auf dem Titel oder
am Schlusse des Werkes angegeben seyn muß, we,
gen Übertretung obiger Bestimmungen, und Rekurs-
verfahren dagegen. (ebendas.) 250.

Durchgangs-(Durchfuhr-) Abgabe, deren Er-
hebung nach dem Zolltarif für die Jahre 1843. 18 4.
und 1840. (v. 18. Oktbr. 42.) 290—293. 297.

Durchmarsch= und Etappen-Konvention, ander,
weite, mit dem Herzogthum Sachsen-Koburg und
Gotha, auf zehn Johrce. (Minist., Erklär. v. 10. Jan.
und Bekanntmachung v. 27. Jan. 32.) 35 —43.

9 E.

Ehrenkräunkungen, siehe Beleidigungen.
Ehrenrechte, bürgerliche, Auoschließung bescholtener

Personcn von dens. (V. für die Städte der Provinz

1842.

Ehrenrechte, (Forts.)
Preußen v. 18. Dezbr. 1841.) 30. f. — desgl. für
die Stadt Breslau. (A. K. O. v. 23. April 42.)
115. — siehe auch Bürgerrecht.

Eingangs-Abgabe, (Eingangs,, Einfuhrgoll), deren
Erhebung nach dem Jolltarif für die Jahre 1833.,
1844. und 1815. (v. 13. Okt. 18142.) 253 —299. 297.
— einstweilige Erhöhung derselben für einige in den
Tarif,Positionen 20. 21.d. 25.b. und 27.c. aufgeführ"
ten Waaren,Artikel. (A. K. O. v. 18. Oktbr. 42.)
298.

Eisenbahnen, (Eisenbahn-Anlagen), die Hauprstadt
mit den Provinzen und diese uncer einander verbin-
dend, und in den Hauptrichtungen das Ausland be-
rührend, — deren Beförderung mit Kraft und Nach-
druck seitens des Staats durch alle demselben zu Ge,
bote stehenden Mittel, insbesondere auch durch liber,
nahme einer Garantie für die Jinsen der Anlage-Ka-
pitalien, nach näheren Anträgen des Finanzministers.
(A. K. O. v. 22. Novbr. 42.) 207. 308. — Ber-
lin-Anhalersche, Verausgabung von 500,000 Rthlr.
Prioritäts,Aktien für dieselbe. (Allerh. Bestätigungs-
Urkunde des zweiten Nachtrags zu deren Statute, v.
18. Febr. 42.) 77—380. — Berlin, Frankfur-
ter, Verausgabung von 600,000 Rehlr. Prioritäts=
Aktien für dieselbe. (Nachtrag zu deren Statute, v.
26. August und Allerhöchste Bestätigungs, Urkunde v.
17. Ottbr. 42.) 300—306. — von Magdeburg über
Groß,Oschersleben nach d. Landesgrenze in der Rich-
tung auf Wolfenbuttel, in Verbindung mit einer
Eisenbahn von Groß, Oschersleben nach Halberstadt.
(A. K. O. v. 14. Jan. 42.) 45. — Staatsvertrag
mit Hannover und Braunschweig über die Errich
tung einer Eisenbahn von Magdeburg üÜber
Oschersleben nach Braunschweig, Hannover und
Minden. (v. 10. April 41.) 46—51. — Staats"
vertrag mit dem Herzogthum Braunschweig über die
von dessen Regierung innerhalb des Preuh. Gebiets
auszuführende Eisenbahn von Oschersleben bis Wol,
senbüttel, zum Anschlusse an die von dort nach
Braunschweig gehende Bahn. (v. 10. April 4Al.)
51—57. — Untersuchung und Bestrafung der auf

derselben vorkommenden Polizei= und Kriminal, Ver-“
gehen nach Preußischen Gesetzen und durch Preußi-
sche Behörden. (ebendas. Art. 13.) 56. — zoll, und
steueramtliches Verfahren rücksichtlich der auf obigen
Eisenbahnen ein“ und ausgehenden Waaren und Ef-
fekren. (ebendas. Art. 7., 5. und 14.) 48. 54. 56. —
Anordnungen für die gegenseitigen Postsendungen auf
diesen Eisenbahnen. (ebendas. Art. 9. und 7.)
49. 54. — Hazardspiele und Hazardspielbanken sollen

weder
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Eisenhahnen, (Forts.)

weder auf den Bahnhöfen noch in den zu obigen
Eisenbahnen gehsrigen Gebäuden geduldet werden.
(ebendas. Art. 10. u. 15.) 50. 57. — Statut der

Magdeburg" Halberstädter Eisenbahngesellschaft.
(v. 13. Septbr. 1811. und Allerhöchste Bestätigungs,
Urkunde v. 14. Jan. 42.) 58— 74. — die Genehmi-,
gung und Abänderung der Fuhrplänc auf der Magde-
burg-Halberstädter Eisenbahn bleibt der Regierung in
Magdeburg vorbehalten. (A. K. O. v. 11. Jan. 42.)
45. — Oberschlesische, Nachtrag zu deren Statut,
betr. die Abänderung der §95. 28. u. 48., wegen Stimm-
gebung der Aktionaire und Legitimation des Direkto
riums gegen dritte Personen und Behörden. (Ge-
nehmigungs, Urkunde v. 26. Febr. 42.) 81. 82.

Entschädigung, siehe Schadensersah
gesestzmäßige Verwendung der Abfin=
dungs,Kapitalien für dies., zufolge
der §§. 10. u. 62. der V. v. 30. Juni
34. (Dekl. v. 30. Juli 42.) 246.

Ersindungs-Privilegien (Patente), Schuct für
dies. in den zollvereinten Staaten, tiehe Jollvereins,
verträge.

Erkenntnisse (Urtel), wegen Staatsverbrechen und
Dienstvergehen, in der Rheinprovinz, im Gerichtsbe,
zirke des Appellationshofes zu Cöln, deren Abfassung
und resp. Mittheilung an den betreffenden Departe-
mentschef. (V. v. 18. Febr. 42. 99. 5—7.) 87. —
wegen Defraudationen landes, und grundherrlicher
Nutzungen, so wie Üüberhaupt wegen Vergehen gegen
Finanzgesetze, Erweiterung der Kompetenz der Unter-
gerichte zu deren Absassung. (A. K. O. v. 29. April 42.)
116. — letztere steht den Obergerichten zu, wenn von
dem General-Postamte, einer Regierung oder Provin=
zial, Steuer-Direktion bereits eine Strafresolution ab,
gesaßt worden. (ebendas.) 110. — (. auch Kriminal-
Erkenntnisse.

Etappen= (und Durchmarsch-) Konventionen, siehe
Durchmarsch’ 2c. Konvention.

Exekution, (exekutorische Kraft), rülcksichtlich der von
den General-Kommissionen und übrigen Auseinan=
dersetzungs-Vehörden bestätigten Rezesse in Beziehung
auf die neuen Erwerber betheiligter Grundstücke. (1.
K. O. v. 18. Dezbr. 41.) 17.

Exin, Stadet, im Großherzogthum Posen, derselben
wird die revidirte Städtcordnung v. 17. März 1831.
verlichen. (A. K. O. v. 29. April 42.) 192.

Fäbrgelder, in den gollvereinten Staaten, siehe Zoll-
vereinsverträge.

Erbpachtgüter,
Erbzinsgüter, 1

1842. 5

Feldfrevel, an den Landesgrenzen mit fremden Staa-
ten, stehe Forstfrevel.

Feuerlöschungs-Prämien, deren Bewilligung in
Schlesien aus den Prov., Feuer-Sozict. Fonds. (Feuer,

„Soict--Reglementsv. ö. Mai 42.) 143. 167.
iten, Provinzial,, inSchlesten, Porto", Poerurh und Sportelfreiheit in

dens. (Feuer= Sozietkts-Reglements v. 6. Mai 4.)
118. 145. — Rekurs, und Rechtsverfahren in Strei-

tigkeiten bei solchen. (ebendas.) 140. 161. f.
Feuer-Sozietäts-Reglement für das gesammte

platte Land der Provinz Schlesien, mit Einschluß
der im Sorauer Kreise belegenen Dörser Haasel und
Jilmsdorf. (v. 6. Mai 42.) 117— 114. — Auflösung
der für dasselbe bisher besiandenen Feuer“ Sozietäten
und Ausführung des vorgedachten neuen Reglements.
(V. v. 6. Mai 42.) 170 —174. — für die Städte
der Provinz Schlesien, mit Ausschluß der Stadt
Breslau. (v. 6. Mai 42.) 111— 169. — Auflssung
der für dieselben bisher bestandenen Feuer, Sozietäten
und Ausführung des vorgedachten neuen Reglements.
(V. v. 6. Mai 42.) 175—17)7.

Feuer-Spritzen-Prämien, deren Bewilligung in
Schlesien aus den Provinzial Feuer-Sozietäts-Fonds.
(Feuer-Soziet. Reglements v. 6. Mai 42.) 1 13. 167.

Fideikommißbesitzer und Fideikommißfolger,
Sicherstellung deren Gerechtsame bei der gesetzmäßigen
Verwendung von Abfindungs= Kapitalien, zufolge
der F. 10. u. 62. der Verordn. v. 30. Juni 1834. (De,
klaration v. 30. Juli 42.) 2s46.

Fideikommißgüter, die Bestimmungen des §. 5. des
Edikts v. 9. Oktbr. 1807., wegen gestatteter Vererb-
pachtung des Verwerkslandes oder einzelner Pertinen=
zien derselben ohne Zustimmung des Lehns-Obereigen,
thümers, der Lehns, oder Fideikommißfolger, werden
bis auf weitere Verordnung suspendirt. (A. K. O
v. 28. Juli 42.) 242.

Finanzgesetze, Erweiterung der Kompetenz der Unter-
gerichte zur Führung von Untersuchungen und zur
Abfsassung von Erkenntnissen wegen Vergehen gegen
dies. (A. K. O. v. 29. April 42.) 116.

Fischereifrevel, an den Landesgrenzen mit fremden
Staaten, siehe Forstfrevel.

Flüchtlinge, öfsentlich verfolgte, Untersuchung und
Bestrafung deren Verheimlichung und Beförderung
in der Rheinprovinz, nach den vor der Publikation
der Verordnung v. 6. März 1821. dort in Kraft ge-
wesenen Gesetzen. (V. v. 8. Febr. 42. §. 2.) 86. —
s. auch Desertion, Hochverrath und Landesverrätherei.

Forderungen, kürzere Verjährungsfristen für dieselben,
unter Aufhebung der bisherigen neben dem A. L. R.

bestan-
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Forderungen, (Forts.)
bestandenen provinziellen und statutarischen Bestim-
mungen rücksichtlich ders. (V. v. 15. April 42.) 114.

Forstfrevel (Jagd,, Fisch= u. Feldfrevel), Vertrag mit
Osterreich zur VerhUtung und Besltrafung ders.
an den gegenseitigen Landesgrenzen. (Ministerials
Erklärung v. 21. März u. Bekanntmach. v. 19. April
42.) 112.

Forstschutzbeamte, Glaubwürdigkeit und Befugniß
der als solche von Königl. Forstbeamten angenomme-
nen und vereideten Korpojäger zum Waffengebrauche.
(A. K. O. v. 19. Febr. #42.) III.

Forst= (und Domainen.) Verwaltung, obere, siehe
Ministerium des Königl. Hauses.

Freizügigkeit, siehe Abschoß, und Abfahrtsgelder.
Früchte, auf dem Halme und künftiger Zuwachs, Ge-

startung deren Verkaufs in der Provinz Westphalen,
unter Nichtanwendung der Verbots. Bestimmungen
des §. 12. Tit. 7. Thl. II. und des F. 594. Tit. 11.
Thl. I. des A. ö. R. (A. K. O. v. 22. Mai 42.) 200.

G.
Gebäude, Königl., zur Restdenz des Landesherrn be-

stimmt, Untersuchung und Bestrafung der darin ver-
übten gemeinen Verbrechen in der Rheinprov. (V. v.
18. Febr. 42. 6. 2.) 86. — s. auch Schlösser, Königl.

Gebühren, siehe Sportel Freiheit und Sportel-Tax-
ordnung.

Gefangene, Untersuchung und Bestrafung deren ge-
waltsamer Befreiung in der Rheinprovinz, nach den
vor der Publikation der Verord. v. 6. März 21. dort
in Krast gewesenen Gesetzen. (V. v. 18. Febr. 42.
§. 2.) §6. — wegen Hochverraths und Landesverrä-
therei, siche diese.

Gefängnisse, Anordnungen für deren Einrichtung bei
den Patrimonialgerichten. (A. K. O. v. 16. Septbr.
42.) 2.

Gefängnißstrafen, Umwandlung der Geldbußen in
solche wegen Zoll= und Stcuerdefraudationen, nach
der A. K. O. v. 1I1. April 39. (A. K. O. v. 20. April
42.) 116.

Geldstrafen, für Joll- und Steuerdefraudationen, des
ren Umwandlung in Gefängnißstrasen, nach der A. K.
0. v. 11. April 39. (A. K. O. v. 29. April 42.) 116

Gemälde, zur Erregung von Mißvergnügen gegen die
Regierung, Untersuchung und Bestrafung deren Ver,
kaufs und Verbreikung in der Rheinprovinz. (V. v.
18. Febr. 42. J. 3) 97.

Gemeinde-Abgaben, stärkere Konkurrenz zu densel-
ben seitens bescholtener Personen in Beziehung auf
Grundbesitz und Gewerbebetrieb, in Anwendung der

1842.

Gemeinde-Abgaben, (Forts.)
§. 202—201.derStädteordn.v. 19. Novbr. 1808.
(B. für die Provinz Preußen v. 18. Dezbr. 1841.)
31. — deögl. in der Stadt Bres lau. (I. K. O. v.
23. April 42.) 115.

Gemeinde-Verfassung, in densenigen Städten der
Provinz Westphalen, in welchen die revid. Städte"
Ordn. bis jetzt nicht cingeführt ist, v. 31. Oktbr. 41.,
Jeitpunkt für deren vollständige Anwendung in den
einzelnen Orten, und Bekanntmachung desselben durch
das Amtsblatt. (A. K. O. v. 13. Juni 42.) 209.

Gemeinbeitstheilungen, Gültigkeit u. exrekutorische
Kraft der in dens. bestätigten Rczesse auch für die
neuen Erwerber der betheiligten Grundstücke. (A. K. O.
v. 18. Dezbr. 41.) I7.

General-Komissionen (Auseinandersetzungsbehör-
den) für gutsherrlich bäuerlicheRegulirungen, Ge-
meinheitstheilungen und Ablösungen, Kompetenz der-
selben, der Gerichte u. Hypothekenbehörden, bei Ver-
wendung der Abfindungs-Kapitalien für die Hypothe=
ken, Gläubiger, zufolge der 95. 10. u. 62. der Ver-
ordn. vom 30 Juni 344. (Deklaration v. 30. Juli 42.)
245 f. — Gultigkeit und exekutorische Krast der von
dens. bestätigten Rezesse in Beziehung auf die neuen
Erwerber der betheiligten Grundstücke. (A. K. O. v.
18. Dezbr. 41.) 17.

General-Postamt, wenn gegen dessen Strafresolute
über Postdefraudationen auf den Rechtsweg provozirt
wird, so steht nur den Obergerichten die Abfassung
des Erkenntnisses zu. (A. K. O. v. 29. April 42.) 116.

Gera, Herrschaft, siehe Reuß'Plauen, jüngerer binie.
Gerichtliches Verfahren, siehe Rechtoverfahren.

linisse (Rechtopflege), ge-
gensetrige, Übereinkunft darüber mit dem Herzogthum
Braunschweig. (Minist.,Erkl. v. 1: Dezbr. und de-
ren Bekanntmach, v. 23. Dezbr. i4r) 1—14.

Gerichts-Ordnung, allgemeine (ster Theil, Prozeß-
Ordnung), die Anwendung des Tit. 35. ders. (fiska=
lische Prozesse und Untersuchungen) in Untersuchun,
gen wegen Dienstvergehen r2c. in der Rheinprovinz,
nach den A. K. O. v. 0. März 18321. und 2. August
13t., finder dort im Gerichtsbezirke des Appellations,
hofes zu Cöln nicht mehr statt. (V. v. 18. Febr. 42.
6. 2) 856. — in deren Stelle treten daselbst die in

der Rheinischen Straf, Prozeß'Ordn. für zuchtpolizelliche
Vergehen gegebenen Vorschriften. (ebendas. 9G. 3. u.
7.) 87. 88. — der §. 250. des Anhanges zu ders.
wird ausgehoben, und die Kompetenz der Untergerichte
zur Führung von Untersuchungen und zur Absassung
von Erkenntnissen wegen Defraudationen landes, und
grundherrlicher Nutzungen, sowie überhaupt wegen

Vergehen
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Gerichts-Ordnng, (Forts.)

Vergehen gegen Finanzgesetze, erwettert.
v. 29. April 42.) 116.

Gesetze (Verordnungen), allgemeine wichtige, Einzie-
hung gutachtlicher Außerungen der Ausschüsse der
Prorinzialstände über dies. bei den ersten Vorbereitun,
gen zu dens. (Verordnungen v. 21. Juni 42. J. 1.)
216. 218. 221. 225. 227. 230. 234. 239. — Untersu-

chung und Bestrafung deren verhinderter Publikation
in der Rheinprovinz, nach den vor der Publitation
der Verordn. v. 6. März 21. dort in Krast gewesenen
Gesetzen. (V. v. 19. Febr. 42. J. 2.) 56.

Gesinde-Ordnung, vom 8. Novbr. 1810., der im §.
43. ders. auf den 2. April festgesetzte Umzugstermin
für das Landgesinde wird in den zum ständischen Ver,
bande der Marken Brandenburg und Niederlausitz
gehsrenden Landestheilen auf den 2. Jan. jeden Jah-
res bestimmt. (A. K. O. v. 28. Juli 42.) 217.

Getreide, siehe Früchte auf dem Halm.
Gewerbebetrieb, auf solchen ist die Ausschließung

vom Bürgerrechte von keinem Einfluß. (WV. für die
Provinz Preußen v. 18. Dezbr. 41I.) 30. — desgl.
in der Stadt Breslau. (A. K. O. v. 23. April 42.)
115. — Legitimation bescholtener Personen zu dems.
durch ein Zeugniß des Magistrats der Stadt in Stelle des
Bürgerbriefes. (ebendas.) 31. 115. — mit Ausnahme
jedoch dersenigen Gewerbe, welche nach den Gesetzen
ein besonderes Vertrauen und besondere Erlaubn##
voraussetzen (ebendas.) 31. 115.

Gewichtssoystem, gleiches, den Verabredungen unter
den zollvereinten Staaten wegen Herbeiführung des-
selben tritt das Großherzogthum VLuremburg bei.
(Vertrag v. S. Febr. 42. Art. 11.) 97.

Glatz, Grasschaft, siehe Schlesten.
Glaubwürdigkeit der zum Forst= und Jagdschutze von

Königl. Forstbeamten angenommenen und vereideten

z. vor Gericht. (A. K. O. v. 19. Febr. 42.)

(A. K. O.

Gollmünzen, der sämmtlichen Jollvereinsstaaten, de-
ren Annahme bei den Jollgefällen. (Zolltaris v. .
Ottbr. 42.) 208.

Gotha, siche Sachsen-Koburg, Gotha.
Grenzämter, Waaren-Absertigung von denselben un-

ter Begleitschein, Kontrolle nach Orten, wo sich ein
Haupt-Zoll= oder Haupt-Steueramt oder eine andere
kompetente Hebestelle befindet. (Jolltarif v. 18. Oktbr.
42.) 297

Grundbesis*, auf solchen ist die Ausschließung vom
Bürgerrechte von keinem Einfluß. (V. für die Pro--
vinz Preuhen v. 18. Dezbr. 41.) 30. — desgl. für
die Stadt Breclau. (A. K. O. v. 27. April 42.) 115.

1842. 7
Grundbesitz, (Forts.)

— Legitimation bescholtener Personen zu demselben
durch ein Zeugniß des Magistrats der Stadt, in Stelle
des Bürgerbriefes. (ebendas) 31. 115.

H.
Haasel, Dorf, im Sorauer Kreise, siehe Feuer= So-

zietars) Reglement für das platte Land der
Provinz Schlesien.

Hafen= (und Lothsen-) Ordnung für Colbergermünde,
Stolpmünde und Rügenwaldermünde. (v. 29. April
42.) 203 -207.

Hannover, Hönigreich, Staatsvertrag mit dems. Über
die Errichtung einer Eisenbahn von Magdeburg über
Oschersleben und Braunschweig nach Hannover und
Minden. (v. 10. April 51.) 40—51.

Hauptverwaltung der Staatsschulden, zu deren
drittem Mitgliede wird der Ober-Regierungsrath Köh-
ler, und zum vierten der Stadtälteste Knoblauch
ernannt. (A. K. O. v. 23. Novbr. 42.) 314.

Hazardspiele (Hazardspielbanken), sollen nach den mit
Braunschweig und Hannover über die Anlegung von
Eisenbahnen von Magdeburg nach Braunschweig,
Hannover und Minden, geschlossenen Staatövertré,
gen, weder auf den Bahnhöfen, noch in den zu den
Eilsenbahnen gehörigen Gebäuden geduldet werden.
(v. 10. April 41. Art. 10. u. 15.) 50. 57.

Henneberg, Grasschaft, preußischen Antheils, Milt-
tairstraße durch dieselbe. (Durchmarsch- und Etappen-
Konvention mit Sachsen, Koburg-Gotha v. 10 Jan.
42.) 4.

Herder, von, Joh Gottfried, zwanzigsähriger Schutz
für dessen schriftstellerische Werke gegen den Nachdruck
in sämmtlichen Deutschen Bundesstaaten (Bundes,
beschluß vom 23. Juli und Publikations= Patent für
sämmtl. Preußische Staaten v. 20. Sept. 42.) 299.

Hochverrath, Untersuchung und Bestrafung der Ver-
brechen desselben in der Rheinprovinz, im Gerichtsbe
zirke des Appellationshofes zu Cöln. (V. v. 18. Febr.
42. . I. u. 3.) 80. X

Holz, geflößtes, Ermäßigung der von demselben nach
dem Tarif v. 16. Janr. 41. für das Befahren des
Bromberger Kanals zu erlegenden Abgabe. (A. K. O.
v. 22. Juni 42.) 210.

Hypothekenbücher, deren Berichtigung nach den von
den General-Kommissionen und übrigen Auseinander,
setzungsbehörden bestätigten Rezessen in Beziehung
auf die neuen Erwerber betheiligter Grundstücke.
(A. K. O. v. 18. Dezbr. 41.) 17. — Eintragungen
und Löschungen in dens. in Beziehung auf die Ver-
wendung von Abfindungs-Kapitalien und Kompetenz

der
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Hopothekenbücher, (Forts.

der Auseinandersekungs, und Hypotheken-Behörden
rücksichtlich ders., zufolge der 96. 10. und 62. der
Verordn. v. 30.-Juni 1834. (Deklaration v. 30. Juli
42. 246.

Hypotheken-Gläubiger, deren Befriedigung bei
der gesetzmäßigen Verwendung der Absindungs-Ka-
pitalien aus gutsherrlich bäuerlichen Regulirungen,
GemeinheitsTheilungen und Ablösungen, zufolge
der Es 10. und 62. der V. v. 30. Juni 133. (De-
klaration v. 30. Juli 42.) 245. f. — siehe auch
Landrecht, Preußisches, von 1721.

J.
Jagdfrevel, an den Landesgrenzen mit fremden

Staaten, siehe Forstfrevel.
Jagdschutz, Glaubwurdigkeit und Befugniß der fur

denselben von Konigl. Forstbeamten angenommenen
und vereideten Korpsjager zum Waffengebrauch. (A.
K. O. v. 19. Febr. 42.) 111.

Jarmen, Tarif für das daselbst zu erhebende Volls
werksgeld. (v. 19. Auqgust 42.) 248.

Injurien, siehe Beleidigungen.
K.

Kalender, Verbot oder Beschränkung deren Einfuhr
in die zollvereinten Staaten, siehe Jollvereinsverträge.

Kammergericht, die A. K. O. v. 25. April 19835.
betr. die Bestellung desselben zum ausschließlichen
Gerichtshofe der Monarchie wegen aller und jeder
Verbrechen und Vergehen wieder die Verfassung, die
öffentliche Ordnung und die Ruhe sowohl der sämmt-
lichen Staaten des Königreichs als auch der übrigen
Staaten des Deutschen Bundes, soll in der Rhein-
provinz, in dem Gerichtsbezirke des Appellationshofes

zu Cöln, auch ferner unverändert zur Anwendung
kommen. (V. v. 18. Febr.42. F. I.) 36.Kanal, Bromberger,siehe *

Katholische Pfarrer, siehe letztere.
Kaufgelder, im Subhastationsverfahren, siehe leht.
Koburg, siehe Sachsen, Koburg Gotha.
Kommunal-Abgaben, siehe Gemeinde-Abgaben.
Kommunal-Verfassung, siehe Gemeinde-Verfassung.
Kommunikations-Abgaben in den zgollvereinten

Staaten, siehe Jollvereinsverträge.

Konsistorien, Aufhebung der Zusftrhung, undVerhandlungssporteln bei dens. (A.K u. V. v.
22. Novbr. 42.) 307. 309.

Korpsjäger, von Königl. Forstbeamten zu ihrer Un-
terstützung und zur Verstärkung des Forst, und Jagd=
schutzes angenommen und vereidigt, Glaubwürdigkeit

1842.

Korpsjäger, (Forts.)
ders. vor Gericht und Besugniß bers. * Waffenge-
brauch. (A. K. O. v. 19. Febr. 42.)1

Kostenfreiheit, siehe Sportelfreiheit.
Kranke, deren Kurbehandlung in den Wasser Heil-

anstalten ist von aller Einwirkung seitens der Behör-
den frei. (A. K. O. v. 21. Juli und Reglem. v. 15.
Juni 42. . 2.) 214.

Kreisbeamte, Königl., für solche können die Kreis-
stände im Königreich Preußen keine Zulagen bewilli-
gen. (V. v. 22. Juni 42.) 211. — auch nicht in
der Provinz Schlesien. (V. v. 7. Jan. 42.) 33.

Kreis-Kommunal-Fonds, Befugniß der Kreisstände
im Königreich Preußen, über solche zu disponiren.
(V. v. 22. Juni 12.) 211. f. — desgl. im Herzog-
thum Schlesien, der Grafschaft Glatz und dem Mark-
grafthum Ober'kausitz. (V. v. 7. Jan. 42.) 33.

Kreisordnung, für das Königreich Preußen, v. 17.
März 1828., Ergänzung der in den 88. 3. und 19.
ders. gegebenen Bestimmungen über die Verhältnisse
und Befugnisse der Kreisstände. (V. v. 22. Juni
42.) 211. — für die Provinz Pommern, v. 17.
August 1825., nähere Bestimmung der im 5. ö.
lit. d. ders. enthaltenen Vorschriften über die Ver-
tretungen im Stande der Ritterschaft auf den Kreis=
tagen. (V. v. 13. Dezbr. 18411.) 15.

Kreisstände, im Königr. Preußen, Befugnisse der
selben, Ausgaben zu beschließen und die Kreiseinge-
sessenen dadurch zu verpflichten. (V. v. 22. Juni
42.) 211. — desgl. im Herzogthum Schlesien,

der Grafschaft Glat und dem Marchrasthum Ober-
Lausitz. (V. v. 7. Jan. 1812.)3Kreistage, Vorfahren bei der Bonr der Abgeordne=
ten und deren Stellvertreter zu denselben. (Reglem.
v. 22. Juni 1812. 9. 13.) 214.

Kriminal-Erkenntnisse, wegen Staatsverbrechen
und Dienstvergehen, in der Rheinprovinz, im Ge,
richtsbezirke des Appellationohoses zu Cöln, deren
Abfassung und resp. Mittheilung an den betreffen-
den Departementschef. (V. v. 18. Febr. 42.
 “*de

Kriminal-Ordnung, vom 11. Dezbr. 1805., die
Anwendung deren Vorschriften in Untersuchungen
wegen Staatsverbrechen und Dienstvergehen in der
Rheinprovinz, nach den A. K. O. v. 6. März
1821. und 2. August 1834. findet dort, in dem Ge-
richtsbezirke des Appellationshofes zu Cöln, nicht mehr
statt. (V. v. 18. Febr. 42.) §6. — in deren Stelle
treten daselbst die in der Rheinischen Straf, Prozeß=
Ordnung für zuchtpolizeiliche Vergehen gegebenen
Vorschriften. (ebendas. 9&amp;#s. 3. und 7.) 87. 8

Krimi-
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Kriminalrechtspflege, s. Gerichtsbarkeitsverhaltnisse.
Kriminal-Strafen, fur Verbrechen und Vergehen

gegen den Staat und dessen Oberhaupt, so wie fur
Dienstvergehen der Staatsbeamten, in der Rhein,
provinz, im Gerichtsbezirke des Appellationshofes zu

Söla. (V. v. ls. Zebt. 42,) 86. f.
Kri u bungen, wegen Verbrechen und

Vergehen gegen den Staat und dessen Oberhaupt,
so wie wegen Dienstvergehen der Staatsbeamten,
deren Führung in der Rheinprovinz, im Gerichtsbe,
zirke des Appellationshofes zu Cöln. (V. v. 18. Febr.
42.) 86. f. — Ausschließung des öffentlichen Ver-
sahrens In dens. (ebendas. §. 4.) 87.

Künste, Belohnung der Verdienste um dieselben durch
die dazu bestimmte Klasse des Ordens pour le mérite.
(Sciftungs, Urkunde v. 31. Mai 42.) 195.

Kupferstiche, zur Erregung von Mißvergnügen gegen
die Reglerung, Untersuchung und Bestrafung deren
Verkaufs und Verbreitung in der Rheluprovinz (V.
v. 18. Febr. 42. #. 3.) 87

Kur= und Neumärksche Zinskonpons und Zins-
scheine, ältere, vor dem 1. Jan. 1822., sechsmonat,
licher Präklusiv-Termin zu deren Einlösung. (A. K. O.
v. 5. Jan. 42.) 32.

L.
Landesverrätherei, deren Untersuchung und Be,

strafung in der Rheinprovinz, im Gerichtobezirke des
Appellationshofes zu Cöln. (V. v. 18. Febr. 42.
S. 1. und 3.) 86. 87.

Landesverwelsungen, deren Ausführung und Sera-
fen für deren Ubertretung in der Rheinprovinz, nach
den dort vor der Publlkation der V. v. 6. März 1821.
in Kraft gewesenen Gesetzen. (V. v. 18. Febr. 42.. 2.)86.

Landgemeinden, Verfahren bei der Wahl der stän,
dischen Abgeordneten und deren Stellvertreter für
dieselben, so wie bei den Wahlen der Bezirkswähler
durch die Ortswähler und den Wahlen der letzteren.
(Reglem. v. 22. Juni 42. J. 13.) 214.

Landgemeinde-Ordnung, für die Provinz West,
phalen, v. 31. Oktbr. 1841., deren Einführung in
den einzelnen Orten, wenn die Kommunalverhälenisse
daselbst darnach umgestaltet sind und besonders die
Einführung der neuen Kommunalbehörden erfolgt Ist.
(A. K. O. v. 13. Juni 42.) 209. — Bekanntma=
chung dieses Zeitpunkts für die einzelnen Orte durch
das Amtsblatt. (ebendas.) 209

Landgesinde, Iin den zum ständischen Verbande der Mar-
ken Brandendurg und Nlederlausitz gehörenden Landes,
oheilen, dessen Umzugstermin wird auf den 2. Jan. jeden
Jahres bestimmt. (A. K. O. v. 28. Juli 42.) 247.

Jahrgang 1822.

1842. 9
Landräthe, zu deren Blreaukosten können die Kreis-

stände in dem Königreiche Preuhen keine JZuschüsse
bewilllgen. (V. v. 22. Juni 42.) 211. — auch
nicht in der Drovinz Schlesten. (V. v. 7. Jan. 42.) 33.

Landrecht, allgemeines, die den 9. 54. u. 55. Tit. 6.
Thl. I., wegen Verjährung der Schadenersatz, Forde:
rungen, und der sich hlerauf beziehenden Deklaratlon
v. 31. März 1838. entgegenstehenden bisherigen pro,
vinziellen und statutartschen Bestimmungen werden
aufgehoben (B. v. 15. Apr. 42.) 114. — Thl. k.
Tit. 11. J. 594., wonach mit gemeinen Landleuten ein
Kauf über ihren Zuwachs nur nach Jahl, Maß oder
Gewicht und nach den zur Zeit der Ernte markigän
gigen Preisen geschlossen werden kann, soll in der
Provinz Westphalen nicht serner zur Anwendung kom-
men. (A. K. O. v. 22. Mal 42.) 200. — Thl. I.
Tit. 12. 96. 218. 219. ff., das Verfahren mit den
seit länger als 56 Jahren deponirten Testamenten
betreffend, deren Ergänzung in Beziehung auf die
Publikation und abschriftliche Mittheilung der letzte-
ren rücksichtlich der Vermächenisse für milde Stiftun-
gen. (A. K. O. v. 22. Mat 42.) 201. — Thl. II.
Tit. 7. 6. I2., wonach keinem Bauer erlaubt ist, seine
Früchte auf dem Halme zu verkaufen, soll in der
Provinz Westphalen nicht ferner zur Anwendung
kommen. (A. K. O. v. 22. Mai 42.) 200. — Thl. II.
Tit. 11. 9 823 ff., deren Anwendung bei Ausein=
andersetzungen über die Nutzungen des Pfarrbenefi,
Rumsin der bischöflichen Diszese von Culm. (V. v.
3. Jun. 42.) 208. — die in demselben (Thl. II. Tit.
20. F. JB 1.) bei Beamten,Verbrechen vorgeschriebene
Degradation Ist nur gegen Beamte im unmittelbaren
Staatsdienste anwendbar. (A. K. O. v. 31. März
42.0) 179. — dieselbe soll in der Versetzung in eine
mit geringerem Einkommen verbundene Stelle einer
niedern Beamtenklasse bestehen. (ebendas.) 179. — an
dle Stelle der in den Verordnungen v. 6. März
1821 und 2. Aug. 1834, wegen Bestrafung von Staats-
verbrechen und Dienstvergehen in der Rheinpro-"
vinz, angeführten 186. 148. 149. 150. 157. 158. 159.
60.a.160b. I61. 162. 166. 176. 177. 180—182.1K/
186—195.207—211.483—498.Tit.20.Thl.II.
desselben, treten diejenigen Gesetze, welche vor der
Publikarion der Verordn. v. 6. März 1821. dort, im
Gerichtsbezirke des Appellationshofes zu Cöln, in Kraft
waren. (V. v. 18. Febr. 42. §. 2.) 86. — dasselbe gile
hinsichtlich der 95. 178. 179. und 183. a. a. O., in
so fern die dort erwähnten Vergehen nicht bei Ge,
legenheit eines Aufruhrs stattgefunden haben (ebendas.
4. 2.) 86. — dagegen bleiben dle übrigen in jenen
Verordn. angeführten Straf-Be- gen des A. L. R.

5 Thl. I11.
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Landrecht, (Forth.

Thl. Il. Tit. 0. 5 91—147 151—156. 163. 164. 165.
167—175. 185. 196 —206. 212. 213. 323—482. 499—
508., mit den sie ergänzenden oder abandernden Vor-
schriften, dort auch serner in Kraft. (ebendas-S.Z.)87.

Landrecht, Preußisches, von 1721., dessen Bestim-
mungen im Thl. Il. Buch 4. Tit. 5. Art. O. 65. 4.
und 5., das Verhältniß des neuen Erwerbers eincs
mit Hypotheken belasteten Grundostücks zu den Real-
berechtigten betr., sind in denjenigen Landestheilen,
wo jenes als Provinzialrecht gilt, durch das allgem.

Landrecht für aufgehoben zu erachten. (Dek- v. 1II.
Dezbr. 41.) 85.

Landschaftlicher Kreditverein des Gtoßherzos-
thums Posen, nach der landschaftlichen Kredit-Ord,
nung für dasselbe vom 15. Dezbr. 1821., dessen Er-
wetrerungdurch den noch gestatteten Beitrite der zeit,
her nicht beigetretenen oder wieder ausgeschiedenen
Besitzer adeliger Güter, innerhalb fünf Jahren, mit
3prozentigen Pfandbriefen. (V. v. 15. April 42.)
180—190. — mit dem Ablauf dieser fünf Jahre
blelbt das Kreditsystem für alle Gutebesitzer völlig und
unabanderlich geschlossen. (ebendas. §. 16.) 187. —
Verfahren bei Auskündigung oder Ablösung der Pfand-
brlefe. (ebendas. 96. 13— 16.) 183— 186. — vierpro“
zentige Hfandbriese sollen von dem Kreditvereine fer-
ner gar nicht mehr bewilligt werden. (ebendas. S. 15.)
186. — Plan zur fortlaufenden Tilgung der 3/ pro,
zentigen Pfandbriefe. (ebendas. 9#. 10. 11. und 12.)
182. 183. 139.

Landstreicher, sleheVagabunden.
Landtage, Provinztall, Kommunal, Verfahren bel der

Wahl der Abgeordneten und deren Stellvertreter zu
dens. (Reglement v. 22. Juni 42. J. 13.) 215.

Landtags-Abgeordnete und deren Stellvertreter,
Verfahren bei deren Wahl. (Regl. v. 22. Junt 42.) 213.

Landtags-Marschall, als Mitglied und Vorsitzen,
der des Ausschusses der Provinzial Stände. (V. v. 21.
Juni 42. J. 6.) 216. 219. 222. 225. 228. 231. 235. 289.

Landwehr, Sitiftung elner Auszeichnung für pflicht
treue Dienste in derselben. (A. K. O. und Bestim-
mungen v. 16. Jan. 42.) 89—91. —dieselbe besteht
in einem kornblauen Bande mit eingewirktem Namens-,
zuge Sr. Majestät des Könige (F. W. 1V.), und wird
in einer eisernen Einfassung auf der linken Brust ge-

k tragen. (ebendas. F. I.) 89. — sie ist für Offiziere,
Unteroffiziere und Wehrmänner gleich. (ebendas. 9. 2.)
89. — die über den Verlust der übrigen Ehrenzeichen
bestehenden gesetzlichen Vorschriften bei Vergehen fin-
den auch auf diese Auszelchnung Anwendung. (eben,
das. §. 11.) 91.

1842.

Lausitz, Ober,, Markgrafthum, siehe Schiesien.
Lehugüter, die Bestimmungen des 8. 5. des Edikts

v. 9. Oktbr. 1807., wegen gestatteter Vererbpachtung
des Vorwerkslandes oder einzelner Pectinenzien der-
selben ohne Zustimmung des Lehns, Obereigenthümers,
der Lehns, oder Fidelkommißfolger, werden bis auf
weitere Verordnung suspendirt. (A. K. O. v. 28. Juli
42.) 242.

Lehnsbesitzer und Lehnsfolger, Sicherstellung deren
Gerechtsame bei der gesetzmäßigen Verwendung von
Absindungs" Kapitallen, zufolge der 59. 10. und
62. der V. v. 30. Juni 1834. (Dekl. v. 30. Juli 42.) 246.

Lohnfuhr-Abgabe, die durch deren Aufhebung der
Sraatskasse vom I. Jan. 1842. ab entgangene Einnahme
von 60,000 Rthlr. soll auf den Steuer, Erlaß der zwei
Millionen Thaler angerechnet werden. (A. K. O. v.
22. Novpbr. 42.) 307.

Lübeck, sreie und Hansestadt, Ausdehnung der Freahn,
gigkeit mit ders. auf die nicht zum Deutschen Bunde
gehörigen Preußischen Provinzen. (Minist.,Erkl. v.
3. März 12.) 102.

Lumpenzucker, siehe Zucker.
Lustbarkeiten, öffentliche, (Redouten, Maskeraden 2c.)

in der Rheinprovinz, Untersuchung und Bestrafung
der dabei vorfallenden Unordnungen nach den dort
vor der Publikatton der Verordn. v. 6. März 21. in
Kraft gewesenen Gesetzen.-(V. v. 18. Febr. 42. F. 2.) 36.

Luxemburg, Großherzogthum, tritt dem Zollsysteme
Preußens und der mit diesem zu einem Zollvereine
verbundenen Staaten bei. (Vertrag v. 8. Febr. 42.)
92—101. — desgl. der allgemeinen Münz-Konvemton
vom 30. Juli 1838. mit den 14 Thaler, oder 243 Gul-
denfuß. (ebendas. Art. II.) 97. — auch den Verab=
redungen wegen Herbeiführung eines gleichen Maß-
und Gewichtssystems. (ebendas. Art. 11.)97. — desgl.
dem Jollkartel vom 11. Mal 1833. gegen den Schleich"
handel und die Defraudationen der innern Verbrauchs-
abgaben. (ebendas. Art. 15.) 99. — desgl. der über-
einkunft wegen Besteuerung des Runkelrübenzuckers.
(ebendas. Art. 9.) 96. — Sicherung des Grenzver-
kehrs mit dem dem Känigreich Belgien verbllebenen
Theile des Großherzogthums. (ebendas. Art. 22.) 100.

M.
Masestät, des Staats, Oberhaupts, Untersuchung und

Bestrafung der Verbrechen und Vergehen gegen die-
selbe in der Rheinprovinz, im Gerichtsbezirke des Ap-
pellattonshofes zu Cöln. (V. v. 18. Febr. 42. 8. I.
und 3.) 86. 87. — Ausschließung des öffentlichen Ver-
fahrens in dergl. Untersuchungen. (ebendas. §. 4.) 87.

Maskeraden, siehe Lustbarkeiten.
Maß-=
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Maßsystem, gleiches, den Verabredungen unter den
zollvereinten Staaten wegen Herbeiführung desselben
tritt das Großherzogthum Luxemburg bei. (Ver-
trag v. 8. Febr. 42. Art. 1I.) 97.

Medizinal-Kollegien, Aufhebung der Ausfertigungs-
und Verhandlungs,Sporteln bei dens. (A. K. O. und
Verordn. v. 22. Novbr. 42.) 307. 309.

Meilenzeiger, Untersuchung u. Bestrafung deren Be,
schädig. in der Rheinprov. (W. v. 18. Febr. 42. J. 2.)0.

Messen, Übereinkunft mit Braunschweig wegen des
gegenseitigen Versahrens in Bezichung auf die dort
bestehende Markt,, Gerichts, und Wechsel-Ordn. (Mi-
nist.Erkl v. 1: Dezbr. und deren Bekanntmachung
v. 23. Dezbr. 4I.) S. 13. f.

Meßgebühren, (Meßunkosten), wegen ders. ist das
Nöthige in den Meßordnungen enthalten. (Jolltarif
v. 18. Oktbr. 42.) 294.

Militaireffekten, deren Beförderung auf den Eisen-
bahnen von Magdeburg über Braunschweig und Han,
nover nach Minden und Befreiung ders. von Durch,
gangs, Abgaben. (Staatsvertrag v. 10. April à1.
Art. 8.) 48. 40.

Militairpersonen, ausgeschiedene, Verwirkung der
Unteroffizier-Charge seitens ders.; siehe diese.

Milltair-Straßen, siehe Durchmarsch, und Etap-
pen-Konvention.

Minister des Junern, derselbe entscheidet in der
Rekurs,Instanz über Preßvergehen bei Werken über
20 Druckbogen stark. (A. K. O. v. 4. Oktbr. 42.) 250.

Ministerium des Königlichen Hauses, die bei
tung der Verwaltung der Domainen und Forsten in
demselben wird dem Staatsminister, Grafen zu Stol,
berg. Wernigerode in gleicher Weise übertragen,
wie solche dem in Ruhestand versetzten Staatsminister
von Ladenberg anvertraut gewesen. (NA. K. O. v
14. Novbr. 42.) 313.

Moselschifffahrts = Abgaben, (Rekognitionsgeld,
Moselzoll), deren Erhebung nach den unter den Zoll-
vereinsstaaten getroffenen Vereinbarungen. (A. K. O.
und Tarif v. 31. Dezbr. 41.) 18. 25. f.

Münz-Konvention, allgemeine, unter den zollver-
vereinten Staaten, v. 30. Juli 1838. — derselben
tritt das Großherzogthum Luxemburg mit dem
14 Thaler- oder 241 Guldenfuß bei. (Vertrag v.
K. Febr. 42. Art. 11.) 97.

Münzverbrechen, die Strafgesetze des allgem. Land=
rechts hinsichtlich ders., sollen in Folge der A. K. O.
v. 18. Apell 1835. auch ferner in der Nheinprovinz,
in dem Gerichtsbezirke des Appellationshofes zu Cöln,
unverändert zur Anwendung kommen. (V. v. 18. Febr.
42. p. 1.) 86.

Nachbdruck, zwanzigséhriger Schus gegendenselben für
die schrifestellerischen Werke von Johann Gottfried
von Herder in sämmtlichen deutschen Bundesstaaten.
(Bundes,Beschluß v. 28. Jull u. Publikatsons-Patent
für sämmellche Preuß. Staaten v. 20. Sept. 42.) 299.

National-Kokarde, deren Verlust hat bet ausgeschie-
denen Militairpersonen auch den Verlust der Unteroffizler-
Charge undallerdamit verbundenen Auszelchnungen und
Vorrechte zur Folge. (A. K. O. v. 23. April 42.) 191.

Netto-Gewicht, dessen Feststellung bei bollpflichrigen
Waaren. (SJolltarifv.18. Oktbr. 42.) 294—295

NMeu= und Kurmärkische Zinskoupons und Fins-
scheine, siehe Kur, u. Neumékiische.

Neustadt, im Kreise Gummersbach, tritt vom Stande
der Landgemeinden in den Stand der Stäbdte, und
wird in Beziehung auf die Wahl der Landtags, Ab-
geordneten dem betreffenden städtischen Kollektiv-Ver-
bande einverleibt. (V. v. 15. Jan. 42.) 41.

Nichtigkeitsbeschwerde, Rechtsmittel, Zulässigkeit
ders. gegen Erkenntnisse zweiter Instanz über Bagatell-
Objekte,inAnwendungder Deklar. v. 6. Apr. 1839.
(A. K. O. v. 22. Dezbr. 4I.) 16.

Nutzungen, landes" und grundherrliche, Erweiterung
der Kompetenz der Untergerichte zur Führung der Un-
tersuchungen und zur Abfassung der Erkenntnisse we-
gen Defraudationen ders. (A. K.O. v. 29. Apr. 42.) 116.

O.
Obergerichte, Abfassung der Erkennenisse durch die-

selben wegen Defraudationen landes, und grundherr-
licher Nutzungen, sowie überhaupt wegen Vergehen
gegen Finanzgesetze, wenn von dem General,Hostamte,

den Neglerungen oder vonden Provinz. ISteuer-Direk-
tlonenb ' faß d aufdenRechts-
weg provozirt worden. (A.K. O0. v. 29. April 42.) 116.

Oberlast-Verbote, auf der Rheinschifffahrt, stehe
Aheinschtfffahrts,Akte.

Ober-Lausitz, Markgrafthum, siehe Schlesien.
Ober-Präfidenten (Ober-Hräsidien), Aufhebung der

Ausfertigungs, und Verhandlungs-Sporteln dei denf.
(A. K. O. u. V. v. 22. Novbr. 42.) 307. 309. —
entscheiden über Preßvergehen bel Werken über 20
Druckbogen stark, unter Vorbehalt des Rekurses an
den Minister des Innern, innerhalb 10 Tagen. (I.
K. O. v. 3J. Oktör. 42.) 250.

Ober-Prokuratoren, in der Rheinprovinz, haben
von den Erkenni#issen erster Instanz gegen Beamte
wegen Dienstvergehen dem betreffenden Departements-
chef, behufs des Aggravationsrechesmittels, Abschrift
einzureichen. (V. v. 18. Febr. 42. 9. 5.) 87.

be Obli-
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Obligationen über provinz. Staatsschulden, (l letztere.
Observanzen, dieselben werden, in sofern sie den Vor-

schristen des Reglements über das Verfahren bei den
ständischen Wahlen entgegenstehen, aufgehoben. (Regl.
v. 22. Juni 42. . 14.) 214. — s. auch Domkapttel.

Offentlichkeit, deren Ausschließung im gerichtlichen
Verfahren in der Rheinprovinz, im Gerichtsbezirke des
Appellationshofes zu Cöeln, wegen Staatsverbrechen u.
Dienstvergehen. (V. v. 18. Febr. 42. . 4.) 87.

Orden pour le merlte, von Friedrich dem Großen
besonders für das im Kampfe gegen den Feind errun-
gene Verdienst bestimme, demselben wird eine Friedens=
Klasse für die Verdienste um die Wissenschaften und
die Künste hinzugesügt. (Stiftungs, Urkunde vom
31. Mai 42.) 195.

Ordnung und Ruhe, öffentliche, die zur Aufrecht-
haltung ders. erlassenen Verordnungen v. 25. Apr. u.
17. Aug. 1835. u. 30. Septbr. 1836. sollen in der
Nheinprovinz, im Gerichtsbezirke des Appellationshofes
zu Cöln, auch ferner unverändert zur Anwendung kom-
men. (V. v. 18. Febr. 42.) 86. — (. auch Aufläufe.

Osterreich, Kaiserstaat, Übereinkunft mit dems. zur
Verhütung von Forst“, Jagd,, Fisch= und Feldfreveln
an den gegenseitigen Landesgrenzen. (Minist. Erkl.
v. 21. März u. Bekanntmach. v. 19. Apr. 42.) 112.

P.
Patrimonialgerichte, Anordnungen für die sichere

Unterbringung deren Depositorien und Gefangenen,
wo der Neubau von gewölbten Deposikalgelassen und
von Civil und Kriminalgefängnissen unterbleiben kann.
(I. K. O. v. 16. Septbr. 42.) 249.

Pfandbriefe, des landschasftlichen Kreditvereins des
Großherzogthums Posen, deren Ausfertigung zu 3“
Prozent für die demselben innerhalb 5 Jahren noch
beitretenden Besitzer adeliger Güöter. (V. v. 15. Apr.
12.) 180-190. — vierprozentige sollen von dem vor,
gedachten Kreditvereine gar nicht mehr bewillige wer-
den. (ebendas. §. 15.) 186. — Verfahren bei Aufkün,
digung od. Ablä ders. (ebendas. 3#. 13—Iö.) 183—186.

Pfandschaften, im Herzogthume Berg und der Herr-
schaft Broich vor dem Jahre 1810 entstanden, deren
Ein, oder Ablösung innerhalb 5 Jahren. (V. v. 16.
Jan. 42.) 75.

Pfarrer, katholische, in der bischsflichen Diszese Culm,
bei Auseinandersetzungen zwischen denselben und de-
tren Nachfolgern oder den Erben verstorbener katholl-
scher Pfarrer, über die Nutzungen des Pfarrbenesiziums
sollen die Vorschriften des A. L. R. Thl##Il. Tit. 11.
96. 323. ff. überall zur Richtschnur dienen. (V. v.
3. Juni 12.) 208.

1842.

Pflastergelder, in den gollvereinten Staaten, slehe
Zollvereinsverträge.

Pfunde, siehe Joll-Dfunde.
Polizeilliche Verfügungen, jeder Art, Beschwerden

über solche, sie mögen die Gesetzmäßigkeit, Nothwen,
digkeit oder Zweckmäßigkeit derselben betreffen, gehs-
ren vor die vorgesetzte Dienstbehörde. (G. v. 11. Mai
42.) 192 —194. — der Rechtsweg in Beziehung auf
solche ist nur dann zulässig, wenn die Verletzung eines
Jum Privatelgenthume gehörenden Rechts behauptet
wird. (ebendas.) 192.f—desgl. über die zu leistende
Entschädigung für Eingriffe in Privatrechte durch solche.
(ebendas. §. 4.) 193. — die Vorschriften der Verord.
vom 26. Dezbr. 1808. 9. 38. bis 40. werden hiernach
aufgehoben. (ebendas. §. 7.) 191.

Polizel-Ordnung für die Häfen zu Colbergermünde,
Scolpmünde und Rügenwaldermünde (v. 29. Apr. 42.).
20N —207.

Polizel-Verordunngen, landesherrliche, Untersu-
chung und Bestrasung deren verhinderter Publikation
in der Rheinprovinz, nach den vor der Publikarion der
Verordn. v. 6. März 21. dort in Kraft gewesenen Ge-
setzen. (V. v. 18. Febr. 42. F. 2.)

Pommern, Provinz (Herzogthum und Fürstenthum
Rügen), Bildung eines Ausschusses der Provinzial=
Stände ders. (V. v. 21. Juni 42.) 221 —223. —
Vertretungen im Stande der Ritterschaft, in nähe-
rer Bestimmung des é. 5. lit. d. der Kreisordnung
v. 17. Aug. 1825. (V. v. 13. Dezbr. 41.) 15.

Portofreiheit, in Sozietäts, Angelegenheiten der
Provinz Schlesien. (Feuer-Soziet. Reglements vom
6. Mai 42.) 118. 145.

Posen, Provinz, (Grohherzogehum), Bildung eines
Ausschusses der Provinztal- Stände ders. (V. v. 21.
Junt 42.) 227—229. — Erweltterung des landschaft,
lichen Kreditvereins für dieselbe, nach der landschaftli,
chen Kredit-Ordnung für dieselbe v. 15. Dezbr. 1821.,
durch den noch gestarteten Beltrict der zeither dems.
nicht beigetretenen oder aus dems. wleder ausgeschie-
denen Besißzer adellger Güter, innerhalb fünf Jahren,
mit 33 # prozentigen Pfandbriefen. (V.v.15.Apr. 42.)
180— 190. — mit dem Ablaufe dieser fünf Jahre bleibt
das Kreditsystem für alle Gutsbesitzer völlig und un-
abänderlich geschlossen. (ebendas. 6. 16.) 187. — Ver-
fahren bei Aufkündigung oder Ablösung der Pfand-
briese. (ebendas. 9 13—16.)183—186.—vierpro
zentige Pfandbriese sollen von dem Kreditvereine fer-
ner gar nicht mehr bewilligt werden. (ebendas. J. 15.)
186. — Dlan zur fortlaufenden Tilgung der 37pro-
zentigen Pfandbriefe. (ebendas. 96. 10—I2.)I2.
183. 139.

Post-
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Postbefrandationene, rucksichtlich der von dem Ge-

neral-Postamte wegen ders. abgefaßten Strafresolute
können, im Falle der Provokation auf den Rechts"
weg, nur die Obergerichte die Erkenntnisse abfassen.
(A. K. 0. v. 29. April 42.) 116.

Postsendungen, mit den Elsenbahnen von Magde,
burg über Braunschweig und Hannover nach Min=
den, Abkommen darüber mit Braunschwetg u. Hannover.
(Sctaatsverträge vom 10. April Al. Art. 7. u. 9.) 49.54.

Präklufiv-Frist, sechsmonatliche, zur Einlösung der
älteren Kur, und Neumerkischen Zinskoupons und
Zinsscheine aus der Jeit vor dem 1. Jan. 1822. (I.
K. O. v. 5. Jan. 42.) 32. — fünfjährige, für die
Ein= oder Ablösung der im Herzogthum Berg und
der Herrschaft Brolch vor dem Jahre 15810. entstan-
denen Pfandschaften. (V. v. 16. Jan. 42.) 75.

Prämien, (. Feuerlöschungsprämien und Brandstifter.
Preßvergehen, die bisherigen Strafgesetze gegen die,

selben, und namentlich die Bestimmungen im Art.
XMI. Nr. 2. u. 3. des Censur, Edikts v. 1K. Oktbr.
1819. bleiben auch in Beziehung auf diesenigen Bü-
cher in Kraft, welche sortan von der Censur befreit
sind. (A. K. O. v. 4. Oktbr. 42.) 250. — Straf-
u. Rekurs, Verfahren rücksichtlich ders. (ebendas.) 250.

Preußen, Provinz, (Königreich), Bildung eines Aus,
schusses der Provinzial Stände ders. (V. v. 21. Juni
42.) 215 —217. — Besugnisse deren Kreisstände,

Ausgaben zu beschließen und die Kreiseingesessenen
dadurch zu verpflichten. (V. v. 22. Juni 42.) 211.
— Versagung und Entziehung der bürgerlichen Eh-
renrechte für bescholtene Personen in derf., in Erläu-
terung und Modifizirung der Dekl. v. 0. April 1823.
und der Jusammenstellung der Ergänzungen zur älteren
Städteordn., v. u. Juli 1832. (V.v.18.Dezbr.41.) 30.

Prinzessin-Steuer, herkömmliche, wird den Unter-
thanen bei Vermählung der Prinzessin Marte, Königl.
Hoheit, erlassen. (A. K. O. v. 11. Mat 42.) 178.

Privatrechte, Gestattung des Rechtsweges über Ein-
griffe in dieselben durch poligeiliche Verfügungen und
über die dafür zu leistende Entschädigung. (G. v.
11. Mal 42. 5. 4.) 193.

Provinzial-Behörden, (Polizel, und Finanzbe-
hörden.) — Aushebung der Aussertlgungs, und Ver-
handlungs,Sporteln bei dens. (A. K. O. u. V. v. 22.
Novbr. 42.) 307. 309. — die in der Verordn über deren

verbesserte Einrichtung v 26. Dezbr. 1808. SJ. 38—A0. ent,
haltenen Bestimmungen, betr. die Ausführung polizei-
licher Verfügungen und die Gestattung des Rechts-
weges gegen solche, werden aufgehoben. (G. v. 11. Mai
42. §. 7.) 194. — (. ferner Oberprésidenten, Regte,
rungen 2c.

1842. 13
Provinzial-Schulden, vom Staate Übernommen,

siehe Staatsschulden.

Trovinzial-Stände, siehe letz. siehe letz.
Prozeßordnung, Gerichtsordn., allgemeine, I. Thl.

O.
Gneruliren, hartnäckiges, Untersuchung und Bestra-

fung dessen heimlicher Begünstigung in der Rhein,
provinz, nach den vor der Publikation der Verordn.

v. 6. März 1821. dort in ost gewesenen Gesetzen.
(V. v. IK. Febr. 42. J. 2.)

R.
Rechtspflege, siehe Gerichtsbarkeitsverhältnisse.
Rechtsverfahren, (gerichtliches Verfahren, Rechts,

weg) — in Beziehung auf polizeiliche Verfägun,
gen, wenn die Verletzung eines zum Peivateigenthum
gehörigen Rechts behauptet wird. (G. v. 1I. Mai
42.) 192. — desgl. über die zu leistende Entschädi,
gung für Eingriffe in Privatrechte durch solche Ver-
fügungen. (ebendas. § 4.) 192. — die Vorschriften
der V. v. 25. Dezbr. 180. 96 38—40.werdenhier-
nach aufgehoben. (ebendas. F. 7.) 194. — Provoka,
tion auf dasselbe gegen Strafresolute des General=
Postamts, der Regierungen und der Drovinzial
Steuer-Direktionen, und Abfassung der Erkenntnisse
durch die Onnrgerscee (1. . O% v. 29. April 1842.)
116. — inF heiten der Pro-

vinz Schlesten. ehrakesgeieisherbuegen. v. 6. Mai
42.) 140. 161. f. — findet gegen die angeordnete
Feststellung des Preises durch Sachverstäntige für
eine übernommene Apotheke nicht statt. (A. K. 0.
v. S. März 1812.) 112. — Nheinisches, Ausschließung
der Offentlichkeit in dems. bei den Verhandlungen
uber Dtaatsverbrechen und Dienstvergehen. (V. v.
18. Febr. 42. 9. 4.) 87.

Nedouten, siehe Lustbarkeiten.
Negierungen, Aufhebung der Ausfertigungs- und

Verhandlungs-/Sporteln bei dens. (A. K. O. und
V. v. 22. Novbr. 42.) 307. 309. — wenn gegen

deren Strafresolute uber Defraudationen landes- und
grundherrlicher Nutzungen, so wie uberhaupt wegen
Vergehen gegen Finanzgesetze, auf den Rechtsweg
provozirt wird, so steht nur den Obergerichten die
Abfassung des Erkenntnisses zu. (A. K. O. v. 29.
April 42.) 116. — ertheilen die Erlaubniß zur Er-
richtung von Wasser-Heilanstalten. (A. K. O. v. 21.
Juli nebst Reglem. v. 15. Juni 42.) 243. — in
der Hrovinz Preußen, bestätigen die Beschlüsse der
Kreisstände über Bestreitung von Ausgaben durch

Bei-
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Regierungen, (Forts.)
Beiträge 2c. der Kreiseingesessenen. (V. v. 22. Juni
42.) 211. — desgl. in der Provinz Schlesten. (VB.

7. Jan. 42.) 33. — ertheilen die Genehmi-
gung zu den Dispositionen der Kreisstände über die
Nutzungen und Ersparnisse der KreisKommunalfonds.
(ebendas.) 33. 211. — s. auch Provinzialbehörden.

Relsekosten, deren Vergütung mit 15 Sgr. pro Meile
in Königl. Dienstangelegenheiten für diejenigen Be-
amten, welche nicht zum Reisen mit Extrapost be-
rechtigtsind, und Abänderung des §. 12. der V. v.
28. Juni 1825. darnach. (A. K. O. v. 30. Juli 42.) 247.

Rekognitionsgebühr, Rekognitlonsgeld, siehe Schifs-
fahrtsabgaben.

Rekursverfahren in Strassachen wegen Preßver-
gehen bei Werken über 20 Druckbogen stark. (1A.
K. O. v. 4. Oktbr. 42.) 250. — inFeuer, Sozlet.“
Angelegenheiten der Provinz Schlesien. (Feuer, So“
zletäte, Reglemente v. 6. Mai 1842.) 140. 164. f. —
siehe auch Rechtsverfahren.

Neuß-Plauen, jüngerer binie, Fürstenthum, (Reusß,
Schleiz, Reuß, Lobenstein und Ebersdorf, einschließlich
der gemeinschaftlichen Herrschaft Gera). — Überein-
kunft mit demselben wegen gegenseitigen Schutzes bel,
derseltiger Unterthanen gegen den fälschlichen Gebrauch
gewerblicher Waarenbezelchnungen, nach den Anord,
nungen des diesseitigen Gesetzes v. 4. Juli 1850.
(Minist.= Erkl. v. 5. Oktbr. und Bekanntmachung v.
8. Novbr. 12.) 311.

Rezesse, im Ressort der General Kommissionen, . letz.
Rbeinprovinz, Bildung eines Ausschusses der Pro-

vinzial-Stände ders. (V. v. 21. Juni 42.) 208—

241. — im Gerichtsbezirke des Appellatins dole- dCöln, Abänderung der Vorschriften der A. K.O
0. Maarz 1821. und vom 2. August 1834. über die un
tersuchung und Bestrafung der Verbrechen und Ver—
gehen gegen den Staat und dessen Oberhaupt und
der Dienstvergehen der Beamten. (V. v. 18. Febr.
42.) 86—d#. — es kommen darin auch serner un-
verändert zur Anwendung die . K. O. v. 18. April
1835., die Bestrafung der Münzverbrechen nach den
Bestimmungen des A. L. R. betr. — die A. K. O.
v. 25. April 1835., betr. die Bestellung des Kammer=
gerichts zum ausschließlichen Gerichtshose der Mo,
narchie wegen Verbrechen wider die Verfassung, öf-
sentliche Ruhe 2c. — und die V. v. 17. August 1835.
und 30. Septbr. 1836., betr. die Aufrechthaltung der
öffentlichen Ordnung und das Untersuchungsverfah-
ren wegen Aufruhr und Tumulés. (V. v. 18. Febr.
42. §. 1.) 86. — Führung der durch die in ders.
beibehaltenen Bestimmungen des A. E. R. Tit. 20.

1842.

Rbeinprovinz, (Forts.) «

Thlllbegiünveteallmetsuchungeanach den in der
Rheinischen Strafprozeßordnung fur zuchtpolizeiliche
Vergehen gegebenen Vorschriften. (ebendas. 99. 3. u.
7.) S7. 88. — Ausschließung der Offentlichkeit im
gerichtlichen Verfahren wegen Verbrechen der belei-
digten Majestät. ((6. 190—206. Tit. 20. Thl. 1. d.

.2. N.) und wegen Dienstvergehen der Beamten.
(ebendas. §. u.) 87. — Bestimmung der Termine zur
Jahlung der Kaufgelder im Subhastationsverfahren.
(A. K. O. v. 11. Dezbr. 41.) 15. — siehe auch
StrasProzeßordnung, Rheinische.

Rbeinschifffabrts= Abgaben (Rekognitionsgeld,
Rheinzoll), deren Erhebung nach den unter den Joll-
vereinsstaaten getroffenen Vereinbarungen. (A K. O.
und Tarif v. 31. Dezbr. ál.) 18 —26.

Rbeinschifffahrts-Akte, vom 31. März 1831., Ab,
änderung des Art. 90. ders. in Beziehung auf die
sährliche Aberdnung von Bevollmächtigten der Nhein-
uferstaaten zur Central-Kommission in Mainz, durch
den Supplementar,Art.XIV.,lautProtokolls vom
21. Septbr. 1810. (Genehm.,Urk. v. S. Oktbr. 184l.)
29. — Supplementar=Art.XV.,lautProtokolls v.
21. Septbr. 1810., die Festsetzung der Ausnahmen
von demOberlast Verbote durch die Central-Kommis
sion betr. (Genehm.-Urk. v. 8. Oktbr, 4l.) 29.

Richter, deren Jahl in der Rheinprovinz, im Gerichts,
bezirke des Appellationshofes in Cöln, bei Abfassung
der Erkenntnisse erster und zweiter Instanz über ein
nach den Bestimmungen des 1A. k. R. zu beurthei-
lendes Verbrechen. (V. v. 18. Febr. 42. F. 6.) 87.

Ritterschaft, der Provinz Pommern, Vertretung
einzelner Mitglieder ders. auf den Kreistagen, nach
s. 5. lit. d. der Kreisordnung v. 17. August 1825.
(V. v. 13. Dezbr. 4I.) 15.

Rügenwaldermünde, Polizeiordnung für den dor-
tigen Hafen (v. 29. April 42.) 203—207.

Rubestörungen, dffentliche und nächtliche, (Schwär-
mereien, Beunruhigungen der Einwohner eines Orts)
deren Untersuchung und Bestrafung in der Nhein=
provinz, nach den dort vor Publikation der Verord.
v. 6. März 1821. in Krast gewesenen Gesehen. (V.
v. 18. Febr. 42. 9. 2.) 86. — siehe auch Aufläufe.

Runkelrübenzucker, liereinkunft unter den bollver=
einten Staaten wegen dessen Besteuerung, v. 8. Mai
18 11., — derselben tritt das Großherzogthum Luxem-
burg bei. (Vertrag v. 8. Febr. 42. Art. 9.) 96.

S.
Sachsen, Provinz, Bildung eines Ausschusses der Pro-

vinzialstände derselben. (V. v. 21. Juni 42.) 230—232.
Sachsen.
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Sachsen-Koburg-Gotha, Herzogthum, anderweite

Durchmarsch= und Etappen-Konvention mit demselben
auf zehn Jahre. (MinistErkl. v. 10. Jan. und Be-
kanntmachung v. 27. Jan. 42.) 35—43.

Salz, Herabsetzung des Verkaufspreises von 15 Rthlr.
auf 12 Rihlr. für die Tonne, in den Salznuiederla-
gen der Monarchle. (A. K. O. u. V. v. 22. Novbr.
1842.) 307. 308. 310. — bei den schon ermäßlgten
Preisen für das Saljz zur Viehfürterung und zum
Gebrauche bel einigen inländischen Gewerben behält
es sein Bewenden. (ebendas.) 310. — Erhshung der
Prelse für dasselbe in den zum Thüringschen Zoll-
und Handelsvereine gehörigen Kreisen Schleusingen
und Ziegenrück. (A. K. O. v. 4. Jan. 142.) 31. —
dessen Debit in und nach den gollvereinten Staaten,
siehe Jollvereinsverträge.

Schadensersatz (Entschädigung), Anwendung der in
den §. 54. und 55. Tit. 6. Thl. J. und in der sich
darauf beziehenden Deklaration v. 31. März 1838.
für dessen Forderung bestimmten Verjährungsfrist,
mit Aufhebung der denselben entgegenstehenden pro-
vinzlellen und statutarischen Bestimmungen. (V. v.
15. April 42.) 114. — für Eingriffe in Privatrechte
durch polizeiliche Verfügungen. (G. v. 11. Mai 42.
F. A.) 193.

Schandschriften, Untersuchung und Bestrafung de-
ren Verkaufs und Verbreltung in der Rheinprovinz.
(V. v. 18. Febr. 42. g. 3.) 97.

Schiffahrts.Abgaben, bei dem Transport von
Waaren auf der Eibe, der Weser, dem Rhein und
dessen Nebenflüssen (Mosel, Maln und Neckar), hin-
sichts ders. bewendet es im Allgemeinen bei den in
der Wiener Kongreß.Akte enthaltenen Bestimmungen,
oder den, auf den Grund ders., über die Schifffahrt
auf einzelnen dieser Ströme bereits abgeschlossenen
übereinkünften. (Jolltarif für die Jahre 1843., 1894.
und 1845. v. 18. Obtbr. 42.) 294. — deren Erhebung
am Rhein und an der Mosel, nach den unter den
den Jollvereinsstaaten getroffenen Vereinbarungen.
(A. K. O. nebst Tarif v. 31. Dezbr. 11.) 18—26. —
siehe auch Jollvereinsverträge.

Schleichhandel, siehe Jollkartel.
Schlesien, Provinz, (Herzogthum, nebst der Graf-

schaft Glatz und dem Preußischen Markgrafrthum
Oberlausitz.), — Bildung elnes Ausschusses der Pro-
vinzialstände ders. (V. v. 21. Juni 42.) 225—226.
— Befugnisse der Kreisstände in ders., Ausgaben zu
beschlleßen und die Krelseingesessenen dadurch zu ver-
pflichten. (V. v. 7. Jan. 42.) 33. — Feuer-Soziet.“
Reglem. für die Stäbte ders., mit Ausschluß der
Stadt Breslau. (v. 6. Mat 42.) 144— 169. — Auf,

1842. 15
Schlesien, (Forts.)

lösung der für dleselben bisher bestandenen Feuer-
Sozietäten und Ausführung des vorgedachten neuen
Reglements. (V. v. 6. Mai 42) 175—178.—
Feuer, Sozietärs-Reglement für das gesammte platte
Land ders, mit Einschluß der im Sorauer Kreise
belegenen Dörfer Haasel und Zilmsdorf. (v. 6. Mai
420) 117—144. — Auflösung der für dasselbe blaher
bestandenen Feuer-Sozietäten und Ausführung des
vorgedachten neuen Reglements. (V. v. 6. Mai 42.)
170—174. — f. auch Breslau, Stadt.

Schleusingen, Kreis, zum Thüringschen Joll= und
Handelsverelne gehsrig, Erhöhung der Salzpreise in
dems. (A K. O. v. 4. Jan. 42.) 31.

Schlösser, Königl., zur Residenz des bandesherrn be-
stimmt, Untersuchung u. Bestrafung der darin verübten
gemeinen Verbrechen in der Rheinprovinz (V. v. 18.
Febr. 12. F. 3.) K7.

Schriften, siehe Druckschriften.
Schulden, provinzielle, vom Staate übernommen,

siehe Staateschulden.
Schulkollegien, Provinzial-", Aufhebung der Aus-

sertigungs, und Verhandlungs= Sporteln bei dens.
(A. K. O. und V. v. 22. Novbr. 42.) 307. 309.

Selbsthülfe, unerlaubte, deren Untersuchung und De
strafung in der Rheinprovinz, nach den vor der Du,
blikation der Verordn. v. 6. März 1821. dort in
Kraft gewesenen Gesetzen. (V. v. 18. Febr. 42.". 2.) 86.

Sicherbeit, deposttalmäßige, siehe letztere.
Silbermünzen, der sämmtlichen Jollvereinsstaaten,

deren Annahme, mit Ausnahme der Scheidemünze,
bei den Jollgefällen. (Zolltarif v. 18. Okrbr. 42.)
298. — siehe auch Münz-Konvention, allgemeine.

Spielkarten, Verbot der Einfuhr rc. in die zollvereinten
Staaten, siehe Zollvereinsverträge.

Sportelfreiheit, (Gebühren-Frelheit), für PDublika-
tion und abschriftliche Mittheilung der seit länger als
56 Jahren deponirten Testamente, in Beziehung auf
Vermächtnisse für milde Sttftungen. (A. K. O. v.
22. Mai 42.) 201. — in Feuer-Sozietäts-Angelegen,
heiten der Provinz Schlesien. (Feuer-Soziet.-Regle-
ments v. G. Mai 42.) 118. 145.

Sporteltaxordnung, für die Provinzlal= Verwal=
tungs Behörden, v. 25. April 1825., die nach §66. 6.
bis 13. ders. zu entrichtenden Ausfertigungs= und Ver-
handlungs-Sporteln sollen vom 1. Jan. 43. ab nicht
weiter erhoben werden. (NA. K. O. u. V. v. 22. Novbr.
4.) 30J. 300.

Staatsdiener, (Staatsbeamte), siehe Beamte.
Staatshaushalt, räcksichtlich desselben wird nach wie

vor von sämmtlichen Departementschefs eine strenge
par-
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Sparsamkeit in allen Verwaltungszweigen erwartet.
(A. K. O. v. 22. Novbr. 42.) 308.

Staatsschulden, provinzielle, vom Staate üUbernom-
men, Annahme der Obligationen über dleselben als
depositalmäßige Sicherheit. (A. K. O. v. 16. Septbr.
42.) 249. — Hauptverwaltung ders., siehe letztere.

Staatsschuldscheine, deren Konvertirung von 4 auf
3: Prozent Verzinsung. (A. K. O. v 27. März 42.)
105. — Prämien-Bewilligung bei ders. (ebendaselbst
G. 3.) 106. — konvertirte, sollen innerhalb der ersten
veier Jahre nicht verloost, vielmehr der Bedarf für
den StaatsschuldenTilgungsfondsdurchAnkaufbe-
schafft werden. (ebendas. §. 4A.) 106.

Staatsverbrechen, deren Untersuchung und Bestra-
sung in der Rheinprovinz, im Gerichtsbezirke des
IAppellatlonshofes zu Cöln. (V. v. 18. Febr. 42.)
86—88.

Stadtämter, Ausschließung bescholtener Personen von
der Stimmfählgkeit und Wählbarkeit für solche. (V.
für die Prov. Preußen v. 18. Dezbr. 41.) 30. —
desgl. in der Stadt Breslau. (A. K. O. v. 23. Aprtl
42.7 115.

&amp;tädte, zu ständischen Kollektiv, Stimmen berechtige,
Verfahren bei der Wahl der ständischen Abgeordneten

und deren Stellvertreter für dies., so wie bei den
Wahlen der Ortswähler in dens. (Reglement v. 22.
Juni 42. . 13.) 214.

Städte-Ordnung, ültere, vom 19. Novbr. 1808., nd,
here Bestimmungen über die bürgerl. Rechte bescholtener
Personen nach ders., der Dekl. v. 6. April 1823. und
der Zusammenstellung der Ergänzungen v. #. Jult
1832., in der Drovinz Preußen. (V. v. 18. Dezbr.
41.) 30. f. — desgl. in der Stadt Breslau. (I. K.
O. v. 23. April 42.) 115.

Städte-Ordnung, revidirte, vom 17. März 1831.,
deren Verleihung an die Stadt Extn, im Grohherzog"

thum Posen. E—. K.0. v 29. April 42.) 192.
a, kann bescholte-

nen Personen das Bargerrecht versagen und entziehen,
auch bei der Besserung dieser dasselbe dens. wieder er-
theilen lassen. (V. fur die Provinz Preußen v. 18.
Dezbr. 41.) 31. — desgl. fur die Stadt Breslau.
(A. K. O. v. 23. April 42.) 115. — ist befugt, auf
Personen jener Art die Bestimmungen der 5. 202—
201.,der St. O. v. 19. Nov. 1808. in Beziehung auf
stärkere Konkurrenz ders. zu den Gemeinlasten anzu-
wenden. (ebendas.) 31. 115.

Stände, Kreis,, siehe Kreisstände.
Stände, Provinziall, Bildung von Ausschüssen aus

denselben, um solche in der Zwischenzeit von einem

1842.

Stände, (Forcs.)
Landtage zum andern in geeigneten Fällen zu berufen
und sich in wichtigen Landes- Angelegenheiten ihres
Raths zu bedienen. (Verordnungen v. 21. Juni 42.
. 1. u. A.) 215. 216. 218. 221. 224. 227. 230. 233.
238. —durch dieselben erleldet die verfassungsmäßige
Wirksamkeit der ProvinzialStände keine Beeinträch-
tigung. (ebendas. §. 2.) 215. u. f. — Eintritt und
Dauer der Wirksamkeit dieser Ausschüsse. (ebendas.
(. 3. 4. u. 8.) 215. 216. 217. 213. 220. 221. 223.
224. 226. 227. 228. 230. 232. 233. 236. 238. 240. —

Jahl deren Mitglieder und Vorsitzender des Ausschus,
ses der Landtags, Marschall. (ebendas. 9#. 5. u. 6.)
216. 210. 222. 225. 228. 231. 234. 235. 239.—Ver-
fahren bei der Wahl deren Mitglieder und Allerhöchste
Bestätigung ders. (ebendas. . 7.) 216. 219. 222. 225.
228 231. 236. 210. — Wahrnehmung der außer dem
#oandtage vorkommenden Gesch#fte ständischer Verwal,
tung durch dieselben. (ebendas. §. 9.) 217. 220. 223.
226. 229. 232. 236. 240. — Aufbringung der Kosten
für dieselben in ders. Art, wie die allgemeinen Land-
tagskosten. (ebendas. S. 10.) 217. 220. 223. 226. 229.
232. 237. AI. — Bildung eines solchen ständischen
Ausschusses in dem Königreiche Preußen. (V. v.
21. Juni 42.) 215 —217. — desgl. In der Kur= u.
Neumark Brandenburg und dem Markgrasthum
Niederlausitz. (V. v. 21. Juni 42.) 218—220.
—degl. in der Provinz Dommern. (V. v. 21. Juni
42.) 221 — 223. — desgl. in dem Herzogthum Schle,

sien, der Grasschaft Glatz und dem Preußischen
Markgrafthum Oberlausitz. (V. v. 21. Juni 42.) 224
—226. — desgl. in der Provinz Posen. (V. v.
21. Junt 42.) 227—229. — desgl. in der Provinz
Sachsen. (V. v. 21. Juni 42.) 230 —232. — deêgl.
in der Provinz Westphalen. (V. v. 21. Jumi 42.)
233 —237. — desgl. in der Rheinprovinz. (V.
v. 21. Junt 42) 238—241. — in der Rheinpro,
vinz, dem nach der Verordn. v. 13. Juli 1827. beste,
henden Kollektivverbande der Städte Deutz, Mühl=
heim am Rhein, Gladbach rc. wird der zelther im Stande
der Landgemeinden vertretene Ort Neustadt, im Gum,
mersbacher Kreise, einverleibt. (V. v. 15. Jan. 42.) 44.

Ständische Wahlen, Verfahren bei dens. (Regle,
ment v. 22. Juni 42.) 213. — in Bezlehung auf
zehnjährigen Grundbesitz. (ebendas. §. 12.) 214. —
desgl. bei den Wahlen der Mitglieder der Ausschüfse
der Provinzialstände u. Allerhöchste Bestätigung derf.
(Verordnungen v. 21. Juni 42. J. 7.) 216. 219. 222.
225. 228. 231. 236. 20.

Sctatuen, offentliche, siseheDenemäler
Stempelfreihelt, in Feuer gelegenhei

der
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der Provinz Schlesien. (Feuer, Soziet. Reglements v.
6. Mai 42.) II8. 145. — für Publikation und ab-
schriftliche Mittheilung der seit länger als 56 Jahren
depontrien Testamente, in Beziehung auf Vermächt-
nisse für milde Stiftungen. (A. K. O. v. 22. Mat
142. 201.

Steueramtliches Verfahren rücksichtlich der auf den
Eisenbahnen von Magdeburg über Braunschweig und
Hannover nach Minden ein= und ausgehenden Waa-
ren und Effekten. (Staatsverträge v. 10. April 4Al.
Act. 7. 5. u. 14.) . 54. 56.

Stener-Defrandationen, deren Untersuchung und
Bestrafung durch die Untergerichte, in Erweiterung der
Kompetenz der letztern. (A.K O. v 29. April 42.) 116.

Stener-Direktionen, Provinzial", wenn gegen deren
Strafresolute wegen Defraudationen auf den Rechts-
weg provozirt wird, so steht nur den Obergerichten
die Abfassung des Erkenntnisses zu. (A. K. O. v
29. April 42.) I16.

Steuer-Erlaß, von zwei Millionen Thalern, dessen
Gewährung durch die Aufhebung der Abgabe von
Miethskutschern und Lohnfuhrleuten, desgl der Aus-
fertigungs, und Verhandlungssporteln bei den Pro-
vinzlal-Verwaltungsbehörden und durch Herabsetzung.
des Salzpreises. (A. K. O. v. 22. Novbr. 42.) 307.

Seiftungen, milde, Publikation und abschriftliche Mit=
theilung der seit länger als 50 Jahren deponirten Te-
stamente in Beziehung auf Vermächtnisse für dieselben.
(A. K. O. v. 22. Mai 42.) 201.

Stimmfähigkeit, siehe Bürgerrecht.
Stolpmünde, Polizei Ordnung für den dortigen Ha-

fen. (v. 29. April 42.) 203—207.

Strafen, der Degradation, deren Ausführung 5Beamte im unmittelbaren Staatsdienste. (A.K
v. 31. März 42.) 179. — für Staatsverbrechen *r

Dienstvergehen in der Rheinprovinz, im Gerichtsbe-
zirke des Appellationshofes zu Cöln. (V. v. 18. Febr.
2.) 80. f. — für gemeine Verbrechen, deren Ver
schärfung auch in der Rheinprovinz, wenn damit zu-
gleich eine Verletzung der dem Staate schuldigen Ehr,
surcht verbunden war. (V. v. 18. Febr. 42 9. 3.)
8. — für Preßvergehen bei Werken üÜber 20 Druck,
bogen stark. (A. K. O. v. 1. Oktbr. 12.) 250. —
für den verschristswidrigen Betrieb der Wasser, Heil-
anstalten. (A. K. O. v. 21. Jull, nebst Reglement
v. 15. Juni 42. 6—9.) 244. — für unterlassene
oder unrichtige Angaben bei dem inländischen Tabacks-
bau. (A. K. O. v. 30. Juli 42.) 2415. — siehe auch
Geldstrasen, Gefängnißstrafen.

Strafgerichtsbarkeit, s. Gerichtsbarkeitsverhälenisse.
Jahrgang 1842.

1842. E
Straf-Prozeß-Ordnung, Rheinische, Führung der

durch die Bestimmungen des A. 2. R. Tit. 20. Thl.
II. begründeten Untersuchungen nach den in ders. für

zuchtpolizeiliche Vergehen gegebenen Vetschtisten (V.v. 18. Febr. 42. 96. 3. u. 7.) 87.Strafresolute, des General= Dotemue, der Regierun,
gen und der Provinzial, Steuer-Direktionen, wegen
Defraudationen landes, und grundherrlicher Nutzun-
gen, so wie Überhaupt wegen Vergehen gegen Tinanz-
gesetze, rücksichtlich ders. verbleibt im Falle der Pro-
vokation auf den Rechtsweg die Abfassung der Er-
kenntnisse, wie bisher, den Obergerichten. (A. K. O.
v. 29. April 42.) II6.

Subhastations-Verfahren, in der Rheinprovinz,
Bestimmung der Termine zur Zahlung der Kaufgelder
in dems. (A. K. O. v. II. Dezbr. 41.) I5.

T.
Tabacksban, inländischer, Bestrafung wegen unterlas-

sener oder unrichtiger Angaben im Betriebe desselben,
rücksichtlich der davon zu entrichtenden Steuer, unter
Abänderung der in der A. K. O. v. 20. März 1828.
Nr.7.ertheiltenVorschrift. (A. K. O. v. 30. Juli 42.) 245.

Tara, deren Feststellung bei dem Gewichte zollpflichti-
ger Waaren. (Zolltarif v. IR. Ottbr. 42.) 291—296.

Testamente, seit länger als 56 Jahren deponirk, deren
kosten, und stempelfreie Publikation und abschriftliche
Mittheilung in Beziehung auf Vermächtnisse für milde
Stiftungen, in Ergänzung der Vorschriften des A. k. R.
Th#I.Tit. 12.8. 218. 219. ff. (A.K.O.v.22.Mal12)201.

u.
Umzugstermin des Landgesindes, siehe letzt.
Universitäten, zu Zürich und Bern, können von dies-

seitigen Unterthanen auf spezielle Genehmigung des
Ministeriums der geistlichen 2c. Angel. wieder besucht
werden. (A. K. O. v. 3. Jan. 42.) 77.

Unordnungen, bei öffentlichen Lustbarkeiten in der
Rheinprovinz, deren Untersuchung und Bestrafung
nach den dort vor der Publikation der Verordn. v.

6. März 21. in Kraft gewesenen Gesetzen. (V. v.
18. Febr. 42. §. 2.) 86.

Untergerichte, Erwelterung deren Kompetenz zur
Führung der Untersuchungen und zur Abfassung der
Erkenntnisse wegen Defraudationen landes, und grund-
herrlicher Rutzungen, sowie überhaupt wegen Verge-
hen gegen Finanzgesetze (A. K. O. v. 29. April 42.)
116. — hiernach wird der §. 250. des Anhanges zur

all gem. Gerichtsordn. aufgehoben, und der zweite Satz
im §. 35. des Jollstrafgesezes v. 23. Janr. 38. abgeän,

dert, für aue Landestheile, in welchen der Tit. 35. Thl.
I. der
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I. der allgem. Ger. Ord. Gesetzeskrast hat. (ebendas.)
116.

Unteroffizier-Charge, Verlust derselben und aller
damit verbundenen Auszeichnungen und Vorrechte
seitens ausgeschiedener Militairpersonen, wenn solche
zum Verluste der National= Kokarde oder zu einer
Zuchthausstrase verurtheilt werden. (A. K. O. v. 23.
Apr. 32.) 191. — die Dauer der außer den Ehren-
strasen verwirkten Freiheitsstrase darf deshalb jedoch
nicht abgekürzt werden. (ebendas.) 191.

Untersuchungen, wegen Defraudationen landes= und
grundherrlicher Nutzungen, sowie überhaupt wegen
Vergehen gegen Finanzgesetze, Erweiterung der Kom-
petenz der Untergerichte zu deren Fährung. (IA. K.
O. v. 29. April 42.) 116. — wegen Staateverbrechen
und Dienstvergehen, deren Führung in der Rhein,

prov#inz im Gerichtsbezirke des Appellationa hote- zuCoin. (V. v. 18. Febr. 42. 9. 3. 1. u. 7.) 87. —
Aueschließung der Offentlichkeit bei dens. (ebendas.
—e

Urtel, siehe Erkenntnisse und Kriminal-Erkenntnisse.

V.
Vagabunden, (Eandstreicher), fremde, in der Rhein,

provinz, Verfahren gegen dies. nach den dort vor der
Publikation der Verordn. v. 6. März 21. in Kraft
gewesenen Gesetzen. (V. v. 18. Febr. 42. §. 2.) 86.

Verbindungen, geheime, deren Untersuchung und
Bestrafung in der Rheinprovinz. (V. v. 18. Febr.
42. (. 3.) 3J.

Verbrechen, gegen den Staat und dessen Oberhaupt,
deren Untersuchung und Bestrafung in der Rhein-
provinz im Gerichtsbezirke des Appellationshofes zu
Cöln. (V. v. 18. Febr. 42.) 86—85. — Ubereinkunft
mit Braunschweig wegen deren gegenseitiger Bestra-
sung. (Minist. Erkl. v. 3. Dezbr. u. deren Bekannt,
machung v. 23. Dezbr. 41. 9. ff.

Berbrecher, Übereinkunft mit Braunschweig wegen
deren Auslieferung. (Minist.-Erkl. v. : Dezbr. u. des
ren Bekanntmach. v. 23. Dezbr. 41.) 9— II.

Verfasser, von Druckschriften, siehe diese.
Verjährungsfristen, kürzere, nach dem Gesetze vom

31. März 1838. und den im F. 4. desselben bestärig-
ten allgemeinen Gesetzen, sowie nach den 99. 54. u.
55. Tit. 6. Thl. 1. des A. L. N. und der sich hier-
auf beziehenden Deklaration vom 31. März 1838.,
die denselben entgegenstehenden provinziellen und
statutarischen Bestimmungen, sie mögen längere
oder kürzere Verjährungsfristen enthalten, werden
ausgehoben. (V. v. 15. April 42.) 114.

1842.

Verleger, vonDruckschriften, siehe diese.
„bei Desertionen in der

Nheinprovinz, welche die Ehefrauen der Deserteurs
thätig befördert haben, nach den dort vor der Pu-
blikation der Verordn. v. 6. März 21. in Kraft ge-
wesenen Gesetzen. (V. v. 18 Febr. 42. J. 2.) 86.

Verordnungen, siehe Gesetze.
Viehsalz, siche Salz.
Vormundschaften, Personal,, für Unmündige oder

ihnen gleich zu achtende Personen, deren gegensettige
Bestellung nach der mie Braunschweig getroffenen
Übereinkunst. (Minist. Erkl v. :: Dezbr. und deren
Bekanmmach. v. 23. Dezbr. d.) 3. f.

W.
Waaren, Entrichtung der Eingangs", Durchgangs-

und Ausgangs= Abgaben von dens. in den Jahren
1843. INA. und 1845. (ZJolltarif v. 18. Oktbr. 42.)
251 —2 K. — einstweilige Erhöhung der in diesem
Tarif (Dostt. 20. 21.J.25.b. u. 27.6.) für einige Waa,
ren, Artikel vorgeschriebenen Eingangs,ollsätze. (A. K.
O. v. 18. Oftbr. 42.) 298.

Waaren-Begleitscheine, Gebühren-Entrichtung für
bieselben. (Zolltarifv.18. Oktbr. 42.) 29#.

Waarenbezeichnungen, gewekbliche, übereinkunft
mit den Fürstenthümern ReußPlauen jüngerer
Linie, zum gegenseitigen Schutze beiderseitiger Unter"
thanen gegen deren fälschlichen Gebrauch, nach den
Anordnungen des diesseitigen Gesetzes v. A. Juli
1840. (Minist. Erkl. v. 5. Oktbr. u. Bekanntmach. v.
§. Novbr. 42.) 311.

Waaren-Deklarationen, in Beziehung auf Abga-
ben-Entrichtung, Anordnungen für deren Anfertigung.
(Solltarif v. 18. Oktbr. 42.) 296.

Waaren-Verschluß, (Verbleien), Gebühren, Ent-
richtung für dens. (Jolltarif v. I3. Oktbr. 42.) 291.

Waffen, Befugniß zu deren Gebrauch seitens der von
Königl. Forstbeamten zu ihrer Unterstützung und zur
Verstärkung des Forst- u. Jagdschutzes angenommenen
u. vereideten Korpsjäger. (A. K. O. v. 19. Febr. 42.) 111.

Wahlen, ständische, siehe letzt.
Warnungstafeln, öffentliche, Untersuchung und Be,

strafung deren Beschädigung in der Nheinprovinz.
(V. v. 18. Febr. 42. 9. 2.) 86.

Wasser-Heilanstalten, deren Errichtung und Ver-
waltung. (A. K. O. v. 21. Juli nebst Reglement
v. 15. Juni 42.) 213. — die Regierungen ertheilen
für solche die Erlaubniß. (ebendas. § I.) 243. — Be,
aussichtigung ders. durch die Medizinal-Polizeibehör,
den. (ebendas. 9. 2.) 244. — Aufnahme, Behand-
lung und Kontrolle der Kranken in dens. (ebendafs.

4 2—5.)
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&amp;. 2—5.) 244. — Untersuchung und Bestrafung der
Kontraventionen rückicchtlich ders. lebendas. 9# 6 —9.)
244. — Schließung ders. und Entziehung der Kon-
zession für dies. (SS. 6—9.) 244.

Wechselrecht, dessen Handhabung im gegenseitigen
Verkehr mit Braunschweig. (Minist.= Erkl. vom :. De,
zember u. deren Bekanntmachung v. 23. Dezbr. 41)
I. S. 13. f.

Werbungen, für fremde Mächte, deren Untersuchung
und Bestrafung in der Rheinprovinz. (V. v. 18. Febr.
42. g. 3.) 87.

Westphalen, Provinz, Bildung eines Ausschusses
der Provinzial, Stände ders. (V. v. 21. Juni 42.)
233—237. — Ausführung der neuen Landgemeinde=

Ordnung und der Gemeinde Verfassung für dieseni,
gen Städte, in welchen die revidirte Städte Ordn.
bis jezt nicht eingeführt ist, und Bekanntmachung
des dafür in den einzelnen Orten eingetretenen Zeit-
punkts durch das Amteblatt. (A. K. O. v. 13. Juni
42.) 209. — Gestattung des Verkauss der Früchte
auf dem Halm und des künftigen Zuwachses in der,
selben, unter Nichtanwendung der Verbotsbestimmun-
gen des 86. 12. Tit. 7. Thl. II. u. des §. 594. Tit.
11. Thl. 1. des Allg. L. RN. (A. K. O. v. 22. Mai
42.) 200.

Widersetzlichkeit, thätliche, gegen die Obrigqkeit in
deren Amtsführung, deren Untersuchung und Bestra-
fung in der Rheinprovinz, nach den vor der Publi,
kation der Verordn. v. 6. März 21. dort in Kraft
gewesenen Gesetzen. (V. v. 18. Febr. 42. J. 2.) 86.

Winkel-Konsulenten, siehe Queruliren.
Wissenschaften,BelohnungderVerdiensteumdieselben

durch die dazu bestimmte Klasse des Ordens pour le
merite. (Stiftungs-Urkunde v. 31. Mai 42.) 195.

Wohusitz, (Domtzil), in Beziehung auf gegenseitige
Rechtspfiege mit dem Herzogth. Braunschweig. (Mi-
nist.=Erkl. v. 2. Dezbr. und deren Bekanntmach. v.
23. Dezbr. 41.) 2. ff.

3.
Zentner, siehe Zoll Zentner.
Jiegeurück, Kreis, zum Thüringischen Zoll und Han-

delsvereine gehörig, Erhöhung der Salzpreise in dem-
selben. (A. K. O. v. 4. Janr. 42.) 31

Zilmsdorf, Dorf im Sorauer Kreise, siehe Feuer-
Soztetäts-Reglement für das platte band der
Provinz Schlesien.

Zinsen, von Staatsschuldscheinen, deren Herabsetzung
von 4 auf J Prozent. (A. K. O. v. 27. März 42.)
105.

1842. 19
Zinskoupons und Ziusscheine, altere Kur-- und

Neumarkische, aus der Zeit vor dem 1. Janr. 1822.,
sechsmonatlicher Präklusiv Termin zu deren Einlosung.
(A. K. O. v. 5. Janr. 42.) 32.

Jollämter, Neben,, Abfertigungsbefugnisse derselben.
(Zolltarif v. 18. Ottbr. 42.) 297.

Joll-Defrandationen, deren Untersuchung und Be-
strafung durch die Untergerichee, in Erweiterung der
Kompetenz der letztern. (A. K. O. v. 29. April 42.)
116. — Umwandlung der Geldbußen für solche in
Gesängnißstrafen, nach der A. K. O. v. 11. April
39. (A. K. O. v. 29. April 42.) 116.

Zölle, (Zollgefälle), deren Erhebung nach dem Brutto
oder Nettogewicht. (Jolltarif v. 18. Oktbr. 42.) 2941. f.
— Waaren, Quantitäten unter ### des Zentners
werden nicht versteuert und Gesällbeträge von went-
ger als sechs Silberpfennigen oder einem Kreugzer wer-
den überhaupt nicht erhoben. (ebendas.) 298. — An-
nahme von Gold, und Sibermünzen bei dens., mit Aus"
nahme der Scheidemünze. (ebendas.) 298.— deren Ent-
richtung bei Neben, Zollämtern und an Niederlagsorten.
(ebendas.) 297. — desgl. bei Waaren, welche zum
Durchgange bestimmt sind. (ebendas.) 296. 297. —
siehe auch ZJolltarif.

Zollkartel, unter den zollvereinten Staaten, zur Ver,
hinderung und Unterdrückung des Schleichhandels
und der Defraudationen der inneren Verbrauchsab=
gaben, v. 1I. Mai 1833., — demselben tritt das
Großherzogthum Luremburg bei. (Vertrag v. 8.
Febr. 42. Art. 15.) 99.

Zoll-Pfunde, Gewichtsverhältniß ders. (Jolltarif v.
18. Ottbr. 42.) 295.

Zoll-Strafgesetz, v. 23. Jan. 1838., Abanderung
des zweiten Saßes im §. 35. desselben, betr. die Er,
welterung der Kompetenz der Untergerichte zur Füh,
rung von Untersuchungen und Abfassung der Er-
kenntnisse wegen Zoll- und Steuer, Defraudationen.
. K. . v. 29. April 12.) 116.

Zolltarif, vom 241. Oktbr. 1339., Abänderung der in
dems. zweiter Abth. Art. 25 X. vorgeschriebenen Zoll-
sätze vom eingehenden Jucker. (A. K. O v. 1II. Jan.
42.) 27. — mit den Staaten des Jollvereins verein-
bart, für die Jahre 1813., 1844. und 1815. (v. 18.
Okebr. 42. u. A. K. O. von dems. Tage) 251—298.
— einstweilige Erhöhung der in diesem Tarif (Postt.
20., 21.d., 25 b. u. 27.e.fureinigeWaaren,Artikel
vorgeschriebenen Eingangs-Sollsätze. (A. K. O. v. 18.
Octbr. 42.) 298.

Jollvereinsverträge, unter den zollvereinten Staa,
ten, namentlich mit dem Großherzogthum Luxrem-
burg (r. 8. Febr. 42.) 92— 101.

xßc% Joll-
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Zollverfahren, rucksichtlich der auf den Eisenbahnen
von Magdeburg uber Braunschweig und Hannover
nach Minden ein- und ausgehenden Waaren und
Effekten. (Staatsvertrage v. 10. April 41. Art. 7. 5.
u. 14.) 48. 54. 56.

Joll-Zentner, Gewichtsverhäleniß ders. (Jolltarif v.
18. Oktbr. 42.) 294.

Juchthausstrafe, die Verurtheilung ausgeschiedener
Militalrpersonen zu solcher hat auch den Verlust der
UnteroffizierCharge und aller damit verbundenen
Auezeichnungen und Vorrechte zur Folge. (A. K. O.
v. 23. April 42.) 191.

Zucker, Erhebung des Eingangszolles von dems., unter
Aushebung der in dem Zolltarif v. 21. Oktbr. 1839.
2ur Abth. Art. 25. X. vorgeschriebenen Jollsätze.
(A. K. O. v. 11. Jan. 42.) 27. — Verzollung des

II. Personal-
Alvensleben, von, Graf, Staate= u. Finanzminister,

wird auf seinen Wunsch der Leitung des Finanzmint"
steriums enthoben und demselben dagegen ein Theil
der Vorträge bei des Königs Majestät in allgemeinen
bandesangelegenheiten übertragen. (A. K. O. v. 23.
März 42.) 113.

Arnim, von, Graf, Oberpräsident der Drovinz Po-
sen, wird zum Staatsminister und Minister des
Innern ernannt. (A. K. O. v. 13. Juni 12.) 202.

Bodelschwingh, von, Wirklicher Geheimer Rath und
Oberpräsident, wird zum Staats“ u. Finanzminister
befördert und demselben die beitung des Finanz-
ministeriums übertragen. (A. K. O. v. 24. März 42.)
113.

Bülow, von, Freiherr, Wirklicher Geheimer Rath und
Gesandte am Deutschen Bundestage, wird zum Staats-
und Kabincteminister ernannt und demselben die
bLeitung des Ministeriums der auswärtigen Ange-
legenheiten übertragen. (A. K. O. v. 21, März 42.)
100.

Kamptg, von, Staats, u. Justizminister, wird von der
Leitung des Ministeriums für die Gesetzrevision ent-
bunden. (A. K. O. v. 28. Febr. 42.) 8.

Knoblauch, Stadtältesker, wird zum vierten Mitgliede
der Hauptverwaltung der Staatsschulden ernannt.
(X K. O. v. 23. Novbr. 42.) 314.

Köhler, Ober-Regierungsrath, wird zum dritten Mit-
gliede der Hauptverwaltung der Staatsschulden er,
nannt. (A. K. O. v. 23. Novbr. 42.) 314.

Sachregister. 1842.

Jucker, (Forts.)
für Iinländtsche Siedereien eingehenden Lumpenzuckers.
(ebendas.) 27. -

Zäkich,Untveksität,kannvondiesseitigenunterthanen
auf spezielle Genehmigung des Ministeriums der
geistl. ic. Angelegenh. wieder besucht werden. (A. K. O.
v. 3. Jan. 42.) 77

Zusammenkünfte, bestehender Gesellschaften, in der
Rheinprovinz, Anwendung der darüber in ders. vor
der Publikation der V. v. 6. März 1821. in Krafe
gewesenen Gesetze. (V. v. 18. Febr. 12. . 2.) 86.

Zusammenläufe, des Volks, siehe Aufläufe.
Juwachs, künftiger, dessen Verkauf vor der Ernte in

der Drovinz Westphalen, unter Nichtanwendung der
Verbotsbestimmungen des §. 594. Tite. 11. Thl. I.
des A. L. R. (A. K. O. v. 22. Mai 42.) 200.

Register. 1832.
Ladenberg, von, Staateminister und Chef der Ver-

waltung der Domainen und Forsten im Ministerium
des Königl. Hauses, wird auf sein wiederholtes Ansuchen
in den Ruhestand versetzt. (A. K. O. v. 14. Nov. 42.) 313.

Malgtzan, von, Gras, Staats, und Kabineteminister,
wird, fortdauernder Krankheit wegen, von der Leitung
des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten,
sowie von aller Theilnahme an Staatsgeschäften ent,
bunden. (A. K. O. v. 21. März 42.) 109.

Marie, Drinzessin, Königliche Hohelt, Erlaß der her-.
kömmlichen Prinzessin, Steuer bei Höchstderen Ver-
mählung. (A. K. O. v. 9. Mal 42) 1783.

Rochow, von, Staatsminister, ist auf sein Ansuchen
von der Verwaltung des Ministeriums des Innern,
unter Beibehaltung seiner bisherigen Stellung als
Mitglied des Staateminssterlums und des Staats=
raths, entbunden. (A. K. O. v. 13. Juni 42.) 202.

Savigny, von, Dr., Gehelmer Ober, Revisionsrath,
wird zum Staats= und Justtzminister ernannt, und
demselben das Ministerium für die Gesetrevision über
tragen. (A. K. O. v. 28. Febr. 42.) 83.

Stolberg, zu, Wernigerode, Graf, Wirklicher Ge-
heimer Rath, wird, unter Belbehaltung seiner bishe,
rigen Stellung im Ministerlo des Königl. Hauses,
zum Staatsminister ernannt. (A. K. O. v. 7. Juni
42.) 194. — demselben wird, unter Beibehalrung sei-
ner bisherigen Stellung in dem Ministerium des Ks-
nigl. Hauses, die Leitung der Verwaltung der Do,
mainen und Forsten in demselben übertragen. (1A.
K. O. v. 14. Novbr. 42.) 313.
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	(Nr. 2270.)  Verordnung über die Erweiterung des nach der landschaftlichen Kreditordnung für das Großherzogthum Posen vom 15. Dezember 1821. bestehenden Posenschen landschaftlichen Kreditvereins.  Vom 15. April 1842.
	Beilage A.  [zu §. 8. der Verordnung.] Schema zu den Pfandbriefen.
	Beilage B.  [zu §. 10. der Verordnung.] Plan der zu bewirkenden Tilgung eines Kapitals von 100,000 Rthlrn.  der zweiten Serie der zu emanirenden Pfandbriefe.


	Stück Nr. 15.
	(Nr. 2271.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 23. April 1842.,  betreffend die Anwendung der Allerhöchsten Order vom 21. November 1829. auf die aus dem militairischen Dienstverhältniß gänzlich ausgeschiedenen Militairpersonen der Unteroffizier-Klasse.
	(Nr. 2272.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 29. April 1842.,  die Verleihung der revidirten Städteordnung vom 17. März 1831. an die Stadt Exin im Großherzogthum Posen betreffend.
	(Nr. 2273.)  Gesetz über die Zulässigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen.  Vom 11. Mai 1842.
	(Nr. 2274.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 7. Juni 1842.,  betreffend die Ernennung des Wirklichen Geheimen Raths  Grafen zu Stolberg  zum Staatsminister.

	Stück Nr. 16.
	(Nr. 2275.)  Urkunde über die Stiftung einer besonderen Klasse des Ordens  pour le mérite  für Wissenschaften und Künste.  Vom 31. Mai 1842.

	Stück Nr. 17.
	(Nr. 2276.)  Privilegium wegen anderweiter Ausfertigung auf den Inhaber lautender Stadt-Obligationen Seitens der Stadt Breslau zum Betrage von 558,800 Rthlr.  Vom 30. April 1842.
	(Nr. 2277.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 22. Mai 1842.  über den Verkauf der Früchte auf dem Halme und den Verkauf des künftigen Zuwachses,  in der Provinz Westphalen.
	(Nr. 2278.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 22. Mai 1842.,  betreffend die Publikation der seit länger als sechs und funfzig Jahren deponirten Testamente.
	(Nr. 2279.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 13. Juni 1842.,  wegen Entbindung des Staats-Ministers  von Rochow  von der Verwaltung des Ministeriums des Innern und resp. Ernennung des Ober-Präsidenten  Grafen von Arnim  zum Staatsminister und Minister des Innern.

	Stück Nr. 18.
	(Nr. 2280.)  Polizei-Ordnung für die Häfen zu Colbergermünde, Stolpmünde und Rügenwaldermünde.  Vom 29. April 1842.
	(Nr. 2281.)  Verordnung,  betreffend die Auseinandersetzung zwischen den abgehenden katholischen Pfarrern u. s. w. und deren Amts-Nachfolgern in der bischöflichen Diözese von Culm.  Vom 3. Juni 1842.
	(Nr. 2282.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 13. Juni 1842.,  über den Zeitpunkt der Anwendung der neuen Landgemeinde-Ordnung für Westphalen,  in den einzelnen Orten der Provinz,  und die Fortdauer der bisherigen Kommunal-Verfassung bis zur Einführung der neuen Kommunal-Behörden.
	(Nr. 2283.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 22. Juni 1842.,  betreffend die Ermäßigung der von geflößtem Holze nach dem Tarif vom 16. Januar 1841. für das Befahren des Bromberger Kanals zu erlegenden Abgabe.

	Stück Nr. 19.
	(Nr. 2284.)  Verordnung über die Befugnisse der Kreisstände im Königreich Preußen,  Ausgaben zu beschließen und die Kreis-Eingesessenen dadurch zu verpflichten.  Vom 22. Juni 1842.
	(Nr. 2285.)  Reglement über das Verfahren bei den ständischen Wahlen.  Vom 22. Juni 1842.

	Stück Nr. 20.
	(Nr. 2286.)  Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände des Königreichs Preußen.  Vom 21. Juni 1842.
	(Nr. 2287.)  Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Kur- und Neumark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlausitz.  Vom 21. Juni 1842.
	(Nr. 2288.)  Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Provinz Pommern.  Vom 21. Juni 1842.
	(Nr. 2289.)  Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände des Herzogthums Schlesien, der Grafschaft Glatz, und des Preußischen Markgrafthums Oberlausitz.  Vom 21. Juni 1842.
	(Nr. 2290.)  Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Provinz Posen.  Vom 21. Juni 1842.
	(Nr. 2291.)  Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Provinz Sachsen.  Vom 21. Juni 1842.
	(Nr. 2292.)  Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Provinz Westphalen.  Vom 21. Juni 1842.
	(Nr. 2293.)  Verordnung über die Bildung eines Ausschusses der Stände der Rheinprovinz.  Vom 21. Juni 1842.
	(Nr. 2294.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 28. Juli 1842.,  betreffend die Suspension der Bestimmungen des §. 5. des Edikts vom 9. Oktober 1807. so weit durch dieselben den Lehns- und Fideikommißbesitzern die Vererbpachtung des Vorwerkslandes oder einzelner Pertinenzien von Lehn- oder Fideikommißgütern ohne die Zustimmung des Lehn-Obereigenthümers,  der Lehn- oder Fideikommißfolger gestattet ist.

	Stück Nr. 21.
	(Nr. 2295.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 21. Juli 1842.  über die Errichtung und Verwaltung von Wasser-Heil-Anstalten.
	Reglement über die Errichtung und Verwaltung von Wasser-Heil-Anstalten.  (Vom 15. Juni 1842.)

	(Nr. 2296.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 30. Juli 1842.  zur Abänderung der Strafbestimmungen bei Uebertretungen gegen die Steuer vom inländischen Tabacksbau.
	(Nr. 2297.)  Allerhöchste Deklaration vom 30. Juli 1842.  über die Auslegung der §§. 10. und 62. der Verordnung vom 30. Juni 1834.  wegen des Geschäftsbetriebes in Auseinandersetzungs-Angelegenheiten,  die Kompetenz der Auseinandersetzungs-Behörden hinsichtlich der Verwendung von  Abfindungs-Kapitalien betreffend.

	Stück Nr. 22.
	(Nr. 2298.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 28. Juli 1842.  den Umzugstermin des Landgesindes in den zum ständischen Verbande der Marken Brandenburg und Niederlausitz gehörenden Landestheilen betreffend.
	(Nr. 2299.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 30. Juli 1842.  wegen Vergütigung der Reisekosten für kommissarische Geschäfte in Königlichen Dienstangelegenheiten an Beamte,  welche nicht zum Reisen mit Extrapost berechtigt sind.
	(Nr. 2300.)  Tarif,  nach welchem das Bollwerksgeld zu Jarmen von jetzt an zu erheben ist.  Vom 19. August 1842.
	(Nr. 2301.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 16. September 1842.,  betreffend die Erleichterungen der Patrimonialgerichtsherren in Beziehung auf die Einrichtung der Depositalgelasse und Gefängnisse.
	(Nr. 2302.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 16. September 1842.,  betreffend die Annahme von Obligationen über vom Staate übernommene provinzielle Staats-Schulden als depositalmäßige Sicherheit.
	(Nr. 2303.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 4. Oktober 1842.,  betreffend die Bestimmung:  daß die in den Preußischen Staaten erscheinenden Bücher,  deren Text mit Ausschluß der Beilagen zwanzig Druckbogen übersteigt,  wenn sowohl der Verfasser als der Verleger auf dem Titel genannt ist,  der Censur ferner nicht mehr unterworfen seyn sollen.

	Stück Nr. 23.
	(Nr. 2304.)  Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 18. Oktober 1842.,  den Zolltarif für die Jahre 1843., 1844. und 1845. betreffend.
	Zolltarif für die Jahre 1843., 1844. und 1845.  (Vom 18. Oktober 1842.

	(Nr. 2305.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 18. Oktober 1842.,  die für einige Waaren-Artikel eintretende Erhöhung der Eingangs-Zollsätze betreffend.

	Stück Nr. 24.
	(Nr. 2306.)  Allerhöchst vollzogenes Publikations-Patent vom 20. September 1842.,  in Betreff des von der Deutschen Bundesversammlung gefaßten Beschlusses zum Schutze der Werke  J. G. von Herder's  gegen Nachdruck.
	(Nr. 2307.)  Allerhöchste Bestätigungs-Urkunde vom 17. Oktober 1842.,  nebst dazugehörigem Nachtrage zu dem Statute der Berlin-Frankfurter Eisenbahn-Gesellschaft,  in Betreff der Verausgabung von 600,000 Thaler Prioritäts-Aktien.
	Nachtrag zu dem Statute der Berlin-Frankfurter Eisenbahn-Gesellschaft in Betreff der Verausgabung von 600,000 Rthlr. Prioritäts-Aktien.  Vom 26. August 1842.
	Schema A.  Prioritäts-Actie der Berlin-Frankfurter Eisenbahn-Gesellschaft.  [Zu §. 2. des Nachtrags.]
	B.  Schema zu Coupons,  welche auf 10 Jahre mit ausgegeben werden.  [Zu §. 2. des Nachtrags.]
	Tilgungs-Plan über 600,000 Rthlr. Prioritäts-Aktien.  (Vom 26. August 1842.)



	Stück Nr. 25.
	(Nr. 2308.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 22. November 1842.,  wegen des verheißenen Steuer-Erlasses und über die Beförderung einer umfassenden Eisenbahn-Verbindung zwischen den verschiedenen Provinzen der Monarchie.
	(Nr. 2309.)  Verordnung wegen Aufhebung der Ausfertigungs- und Verhandlungs-Sporteln der Provinzial-Verwaltungsbehörden.  Vom 22. November 1842.
	(Nr. 2310.)  Verordnung wegen Herabsetzung des Salzverkaufspreises auf den Salzniederlagen der Monarchie.  Vom 22. November 1842.

	Stück Nr. 26.
	(Nr. 2311.)  Ministerial-Erklärung über die zwischen der diesseitigen und der Fürstlich Reuß-Plauischen gemeinschaftlichen Landes-Regierung zu Gera abgeschlossene Uebereinkunft,  um hinsichtlich des Schutzes der gewerblichen Waarenbezeichnungen in den Königlichen  Staaten auf der einen Seite und in den gesammten Landen der Fürstlich Reuß-Plauischen jüngeren Linie auf der andern Seite,  die gegenseitige Gleichstellung der beiderseitigen Unterthanen herbeizuführen;  D. d. den 5. Oktober 1842.
	Bekanntmachung vorstehender Erklärung  [nach Austauschung gegen eine entsprechende Erklärung der Fürstlich-Reuß-Plauischen gemeinschaftlichen Landesregierungen zu Gera].  Berlin, den 8. November 1842.

	(Nr. 2312.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 14. November 1842., betreffend die Uebertragung der Leitung der Verwaltung der Domainen und Forsten an den Grafen zu Stolberg-Wernigerode.
	(Nr. 2313.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 23. November 1842.,  die Ernennung des Ober-Regierungsraths  Köhler  und des Stadtältesten  Knoblauch  zu Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsschulden betreffend.
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